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Höhe der Einsparung durch die Ver-
legung des Kreiswehrersatzamtes Ge

-

münden nach Würzburg; Kosten der 
Verlegung; Musterungszentren im Be-
reich der Kreiswehrersatzämter und 
nicht besetzte Dienstposten bei den 
Musterungszentren 10241* C 
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Antwort des PStSekr Zander (BMJFG) auf 
die Frage B 39 — Drucksache 7/3135 vom 
24. 1. 75 — des Abg. Dr. Schmitt-Vocken-
hausen (SPD) : 

Begriff des „abgelegenen Orts" als Kri-
terium für die Einrichtung einer Re-
zeptsammelstelle im Sinn des § 11 der 
Apothekenbetriebsordnung   10242* D 
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Antwort des PStSekr Zander (BMJFG) auf 
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24. 1. 75 — des Abg. Milz (CDU/CSU) : 
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1. Juli 1975   10243* B 
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-ausgabe im Bundesbahnhof . . . . 10243* C 

Anlage 33 

Antwort des PStSekr Jung (BMV) auf die 
Fragen B 44 und 45 — Drucksache 7/3135 
vom 24. 1. 75 — des Abg. Niegel (CDU/ 
CSU) : 

Aufrechterhaltung oder Stillegung der 
Bahnstrecke Kulmbach–Thurnau; Bei

-

trag der Gemeinde Melkendorf zur 
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technischen Sicherung des Bahnüber-
gangs durch Errichtung einer Blink-
lichtanlage bei Kilometer 38,362 . . . 10243* C 
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Antwort des PStSekr Jung (BMV) auf die 
Fragen B 46 und 47 — Drucksache 7/3135 
vom 24. 1. 75 — des Abg. Batz (SPD) : 

Gewährung von Darlehen nach den 
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dienstete der Deutschen Bundesbahn; 
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behandlung aller Angehörigen des 
öffentlichen Dienstes . . . . . . . 10243* D 
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Antwort des PStSekr Jung (BMV) auf die 
Frage B 48 — Drucksache 7/3135 vom 
24. 1. 75 — des Abg. Dr. Schulze-Vorberg 
(CDU/CSU) : 

Voraussetzungen für die Elektrifizie-
rung der eingleisigen Hauptbahn 
Schweinfurt–Bad Kissingen . . . . . 10244* B 
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Antwort des PStSekr Dr. Schmude (BMI) 
auf die Fragen B 49 und 50 — Druck-
sache 7/3135 vom 24. 1.75 — des Abg. 
Hansen (SPD) : 

Vorschläge des Verkehrsministers von 
Nordrhein-Westfalen für eine Ent-
schädigungsregelung von Lärmgeschä-
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Anpassung der Erstattungshöchstbe-
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für bauliche Schallschutzmaßnahmen 10244* B 
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Antwort des PStSekr Jung (BMV) auf die 
Frage B 51 — Drucksache 7/3135 vom 
24. 1. 75 — des Abg. Dr. Dübber (SPD) : 
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Berlin-Tegel im Hinblick auf die Kon-
zentrierung sämtlicher Fluggesellschaf-
ten in Tegel ab 1. April 1975 . . . . 10245* A 
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Antwort des PStSekr Jung (BMV) auf die 
Fragen B 52 und 53 Drucksache 7/3135 
vom 24. 1. 75 — des Abg. Biechele (CDU/ 
CSU) : 
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Antwort des PStSekr Jung (BMV) auf die 
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und der Koordinierung zwischen Schie-
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aussetzung für die Zustimmung der 
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Antwort des PStSekr Jung (BMV) auf die 
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-
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147. Sitzung 

Bonn, den 31. Januar 1975 

Beginn: 9.00 Uhr 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat soll die heutige Tagesordnung 
ergänzt werden um die 

zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Steuerreformgesetzes 

Drucksachen aus 7/1470, 7/1722 

Weiterhin besteht eine interfraktionelle Verein-
barung, Punkt 24 der Tagesordnung abzusetzen. — 
Ich höre keinen Widerspruch; dann hat das Haus 
so beschlossen. 

Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen: 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mit Schrei-
ben vom 22. Januar 1975 mitgeteilt, daß der Ausschuß gegen 
die nachfolgenden, bereits verkündeten Vorlagen keine Beden-
ken erhoben hat: 

Verordnung (EWG) des Rates zur Ersetzung der in der Ge-
meinschaft in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung gelten-
den Ausgangszollsätze für die Einfuhr bestimmter Waren 
aus den neuen Mitgliedstaaten 
— Drucksache 7/2760 — 

Verordnung (EWG) des Rates zur vollständigen oder teil-
weisen Aussetzung der Zollsätze des Gemeinsamen Zoll-
tarifs für bestimmte Erzeugnisse der Kapitel 1 bis 24 des 
Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Malta 
— Drucksache 7/2761 — 

Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung von Anhang IV 
der Verordnung (EWG) Nr. 816/70 des Rates zur Festlegung 
ergänzender Vorschriften für die gemeinsame Marktorgani-
sation für Wein 
— Drucksache 7/2845 — 

Verordnung (EWG) des Rates über die Eröffnung, Aufteilung 
und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontingents für Roh-
magnesium der Tarifstelle 77.01 A des Gemeinsamen Zoll-
tarifs 
— Drucksache 7/2847 — 

Verordnung (EWG) des Rates über die zeitweilige Aus-
setzung von autonomen Zollsätzen des Gemeinsamen Zoll-
tarifs für einige landwirtschaftliche Waren 
— Drucksache 7/2846 — 

Verordnung (EWG) des Rates über die zeitweilige Aus-
setzung des autonomen Zollsatzes des Gemeinsamen Zoll-
tarifs für Flugzeuge für maschinellen Antrieb mit einem 
Leergewicht von mehr als 15 000 kg der Tarifstelle ex 88.02 
B II c) 
— Drucksache 7/2862 — 

Verordnung (EWG) des Rates zur Erhöhung des Gemein-
schaftszollkontingents für Rohmagnesium der Tarifstelle 
77.01 A des Gemeinsamen Zolltarifs 
— Drucksache 7/2863 — 

Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen und vollstän

-

digen Aussetzung der in der Gemeinschaft in ihrer ursprüng

-

lichen Zusammensetzung auf Einfuhren von D- und DL- 

Kalziumpantothenat der Tarifstelle ex 29.38 B II aus den 
neuen Mitgliedstaaten anwendbaren Zollsätze 
— Drucksache 7/2865 — 

Verordnung (EWG) des Rates zur zeitweiligen Aussetzung 
von autonomen Zollsätzen des Gemeinsamen Zolltarifs für 
eine Reihe von industriellen Waren 
— Drucksache 7/2866 — 

Verordnung (EWG) des Rates 

über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung der Gemein-
schaftszollkontingente für auf Handwebstühlen hergestellte 
Gewebe aus Seide oder Schappeseide und aus Baumwolle 
der Tarifnummern ex 50.09, ex 50.10, ex 55.07, ex 55.09 und 
ex 58.04 des Gemeinsamen Zolltarifs 

über die Eröffnung, Aufteilung und Verwaltung eines Ge-
meinschaftszollkontingents für bestimmte handgearbeitete 
Waren 
— Drucksache 7/2868 — 

Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung des Gemeinschaftszollkontingents für gefrorenes 
Rindfleisch der Tarifstelle 02.01 A II a) 2 des Gemeinsamen 
Zolltarifs (Jahr 1975) 
— Drucksache 7/2912 — 

Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung für das Jahr 
1975 der mengenmäßigen Ausfuhrkontingente der Gemein-
schaft für bestimmte Aschen und Rückstände von Kupfer so-
wie für bestimmte Bearbeitungsabfälle und bestimmten 
Schrott aus Kupfer, Aluminium und Blei 
— Drucksache 7/2948 — 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mit 
Schreiben vom 26. Januar 1975 mitgeteilt, daß der Ausschuß 
gegen die nachfolgende, bereits verkündete Vorlage keine Be-
denken erhoben hat: 

Richtlinie des Rates über die Altölbeseitigung 
— Drucksache 7/1995 — 

Der  Bundeskanzler hat gemäß § 2 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes 
über die Errichtung der Bundesversicherungsanstalt für Ange-
stellte den Geschäftsbericht 1973 der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte übersandt, der im Archiv zur Kenntnis ausliegt. 

Überweisung von EG-Vorlagen 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der Regelung 
der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atomanlagen

-

bediensteten der Gemeinsamen Forschungsstelle, die in den 
Niederlanden dienstlich verwendet werden 
— Drucksache 7/3098 — 

überwiesen an den Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage 
des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung 
im Rat 

Richtlinie des Rates 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Sicherheitsgurte und Rückhaltesysteme für Kraftfahr-
zeuge 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Kopfstützen für Sitze von Kraftfahrzeugen 
— Drucksache 7/3175 — 

überwiesen an den Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen mit der Bitte um Vorlage des Berichts recht-
zeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Richtlinie des Rates 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
betreffend elektromedizinische Geräte 



10162 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 147. Sitzung. Bonn, Freitag, den 31. Januar 1975 

Vizepräsident Dr. Jaeger 
über die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten für medizinische elektroradiologische Geräte für 
Röntgenstrahlen von 10 bis 400 kV 

— Drucksache 7/3176 — 

überwiesen an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
(federführend), Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
mit der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der end-
gültigen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung des Rates über die Befreiung derjenigen Waren 
von den Einfuhrabgaben, die von Privatpersonen aus Dritt-
ländern in Kleinsendungen nichtkommerzieller Art an Privat-
personen im Zollgebiet der Gemeinschaft gesandt werden 

— Drucksache 7/3177 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit der Bitte um 
Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschluß-
fassung im Rat 

Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Kraftfahrzeugscheinwerfer für Fern-
licht und asymmetrisches Abblendlicht oder für eines der 
beiden sowie über deren Glühlampen 

— Drucksache 7/3178 — 

überwiesen an den Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen mit der Bitte um Vorlage des Berichts recht-
zeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Mitteilung der Kommission an den Rat über die Übergangs-
maßnahmen nach dem 31. Januar 1975 im Rahmen der Be-
ziehungen zu den AKP-Staaten und den ÜLG 

— Drucksache 7/3179 — 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft (federführend), Aus-
schuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit mit der Bitte uni Vor-
lage des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung 
im Rat 

Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
betreffend Baugeräte und Baumaschinen 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
betreffend Baugeräte und Baumaschinen; Messung des Ge-
räuschemissionspegels 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
betreffend den zulässigen Geräuschemissionspegel von Be-
tonbrechern und Preßlufthämmern 
— Drucksache 7/3180 — 

überwiesen an den Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage 
des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung 
im Rat 

Richtlinie des Rates 
über das Gemeinschaftsverzeichnis benachteiligter landwirt-
schaftlicher Gebiete im Sinne der vom Rat am 21. Januar 
1974 angenommenen Richtlinie über die Landwirtschaft in 
Berggebieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten 

zur Ergänzung der Bestimmungen des Titels V der Richt-
linie über die Landwirtschaft in Berggebieten und in be-
stimmten benachteiligten Gebieten, angenommen vom Rat am 
21. Januar 1974 

— Drucksache 7/3181 — 

überwiesen an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (federführend), Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen, 
Haushaltsausschuß mit der Bitte um Vorlage des Berichts recht-
zeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Bericht der Kommission an den Rat betreffend die mit dem 
Generalsekretariat des Europarates aufgenommenen Unter-
handlungen mit dem Ziel, den Entwurf dieses Übereinkom-
mens in dem Sinne zu ändern, daß die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft sich neben den Mitgliedstaaten an die-
sem Übereinkommen beteiligen kann 

Beschluß des Rates zum Abschluß dieses Übereinkommens 

— Drucksache 7/3182 — 

überwiesen an den Innenausschuß mit der Bitte um Vorlage 
des Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung 
im Rat 

Richtlinie des Rates über Steuerbefreiungen der Einfuhr von 
Waren in Kleinsendungen nichtkommerzieller Art mit Her-
kunft aus Drittländern 

— Drucksache 7/3183 

überwiesen an den Finanzausschuß mit der Bitte um Vorlage des 
Berichts rechtzeitig vor der endgültigen Beschlußfassung im Rat 

Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Gasverbrauchsgeräte, hierfür bestimmte Gassicherheits-  
und Regelgeräte und über Prüfverfahren für diese Geräte 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Warmwasserbereiter für sanitäre Zwecke, die mit gas-

förmigen Brennstoffen beheizt werden 

— Drucksache 7/3184 — 

überwiesen an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor der endgülti-
gen Beschlußfassung im Rat 

Verordnung (EWG) Nr. 3307/74 des Rates vom 19. Dezember 
1974 zur Durchführung des Beschlusses Nr. 11/74 des Ge- 
mischten Ausschusses EWG — Finnland zur Aussetzung der 

Anwendung von Artikel 23 Absatz 1 des Protokolls Nr. 3 
über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung 
in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden 
der Zusammenarbeit der Verwaltungen 

Verordnung (EWG) Nr. 3278'74 des Rates vom 19. Dezember 
1974 zur Durchführung des Beschlusses Nr. 4/74 des Ge-
mischten Ausschusses EWG — Österreich zur Aussetzung der 
Anwendung von Artikel 23 Absatz 1 des Protokolls Nr. 3 

über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung 
in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen 

Verordnung (EWG) Nr. 3302/74 des Rates vom 19. Dezember 
1974 zur Durchführung des Beschlusses Nr. 4/74 des Ge-
mischten Ausschusses EWG — Island zur Aussetzung der 
Anwendung von Artikel 23 Absatz 1 des Protokolls Nr. 3 
über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung 
in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen 

Verordnung (EWG) Nr. 3303/74 des Rates vom 19. Dezember 
1974 zur Durchführung des Beschlusses Nr. 4/74 des Ge-
mischten Ausschusses EWG — Norwegen zur Aussetzung der 
Anwendung von Artikel 23 Absatz 1 des Protokolls Nr. 3 
über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung 
in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen 

Verordnung (EWG) Nr. 3304/74 des Rates vom 19. Dezember 
1974 zur Durchführung des Beschlusses Nr. 4/74 des Ge-
mischten Ausschusses EWG — Portugal zur Aussetzung der 
Anwendung von Artikel 23 Absatz 1 des Protokolls Nr. 3 
über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung 
in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen 

Verordnung (EWG) Nr. 3305/74 des Rates vom 19. Dezember 
1974 zur Durchführung des Beschlusses Nr. 4/74 des Ge-
mischten Ausschusses EWG -- Schweden zur Aussetzung der 
Anwendung von Artikel 23 Absatz 1 des Protokolls Nr. 3 
über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung 
in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen 

Verordnung (EWG) Nr. 3306/74 des Rates vom 19. Dezember 
1974 zur Durchführung des Beschlusses Nr. 4/74 des Ge-
mischten Ausschusses EWG - Schweiz zur Aussetzung der 
Anwendung von Artikel 23 Absatz 1 des Protokolls Nr. 3 

über die Bestimmung des Begriffs „Erzeugnisse mit Ursprung 
in" oder „Ursprungserzeugnisse" und über die Methoden der 
Zusammenarbeit der Verwaltungen 

überwiesen an den Finanzausschuß mit der Bitte um Bericht-
erstattung innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken 
gegen den Vorschlag erhoben werden 

Wir fahren fort in der Debatte zu den Punkten 3 
und 4 der Tagesordnung, Erklärung der Bundes-
regierung über die Lage der Nation und Große An-
fragen der Fraktion der CDU/CSU und der Fraktio-
nen der SPD, FDP betreffend Deutschlandpolitik. Als 
erster hat das Wort der Abgeordnete Dr. Abelein. 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Während die 
Regierung noch weitgehend in den Federn liegt, 
kommt die Opposition bereits zur Sache. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Mit fünf 
Mann! — Dr. Schäfer [Tübingen] [SPD] : 
Arroganz! — Weitere Zurufe von der SPD) 

— Sie reden ja immer von der gemeinsamen Basis. 

Wie war der Ausgangspunkt? Die vorangegange-
nen Bundesregierungen betrachteten sich als die ein-
zig demokratisch legitimierte Regierung in Deutsch-
land. Das Selbstbestimmungsrecht galt nur in der 
Bundesrepublik Deutschland als realisiert. Deutsch-
land war nicht untergegangen; in der Bundesrepu-
blik Deutschland existierte das Deutsche Reich fort. 
Die Bundesregierung nahm völkerrechtlich für sich 
in Anspruch, für alle Deutschen auf dieser Welt zu 
sprechen. Das steht auch in der Verfassung. Die 
Anerkennung des anderen Teils Deutschlands als 
zweiter souveräner Staat deutscher Nation kam 
nicht in Betracht. 

Diese Haltung wurde fast von der ganzen Welt 
resepktiert und kam auch in dem nach wie vor gel-
tenden Deutschlandvertrag zum Ausdruck. Die So- 
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wjetunion vertrat eine andere Ansicht; die von ihr 
abhängigen Satellitenstaaten auch. 

Berlin unter einem besonderen Viermächtestatus 
hatte die Funktion, als ehemalige deutsche Haupt-
stadt die Erinnerung und Mahnung an das wieder-
vereinigte Deutschland wachzuhalten. Diese Funk-
tion hat es auch heute noch. West-Berlin galt als 
Teil der Bundesrepublik Deutschland. Berlin gilt 
auch heute noch für uns als Teil der Bundesrepublik 
Deutschland. Das entsprach im übrigen der tatsäch-
lichen, mit Rechtsbewußtsein ausgeübten politischen 
Praxis, wie sie letztlich auch — wenn auch mit Pro-
testen — die Sowjetunion hinnahm. Die Verkehrs-
verbindungen nach Berlin, obgleich mit gelegent-
lichen Kraftproben und mit Störungen, funktionier-
ten. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Zugegeben: Das große Ziel der deutschen Politik, 
die Wiedervereinigung aller Deutschen, ist nicht 
erreicht worden. Die in den Nachkriegsjahren leben-
dige Erwartung von der unmittelbar bevorstehen-
den Wiedervereinigung stand in einem gewissen 
Widerspruch zu den in einen größeren internatio-
nalen Zusammenhang eingebetteten Möglichkeiten. 
Aber die Ausgangslage für eine Wiedervereinigung, 
für die schließliche Realisierung des Selbstbestim-
mungsrechts aller Deutschen blieb erhalten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Abelein, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Ronneburger? 

Dr. Abelein (CDU/CSU): Ja. 

Ronneburger (FDP) : Herr Kollege, wären Sie 
bereit, mir den Widerspruch zu erklären, den ich 
darin sehe, daß Sie jetzt auf der einen Seite davon 
sprechen, die Verkehrsverbindungen nach Berlin 
hätten funktioniert, während auf der anderen Seite 
Ihre Fraktion im gegenwärtigen Zustand, da die Be-
hinderungen zweifellos geringer sind, dauernd von 
Krisen auf den Wegen nach Berlin spricht? 

Dr. Abelein (CDU/CSU) : Damit wollte ich zum 
Ausdruck bringen, daß eine so wesentliche Verän-
derung gegenüber dem damaligen Zustand durch 
Ihre Politik — zumal gemessen am Preis — nicht 
eingetreten ist. Ich werde im übrigen dazu noch 
kommen. Ich sagte: von gelegentlichen Störungen 
und Kraftproben abgesehen. Daran hat sich nicht 
sehr viel geändert; das ist ja das Enttäuschende, für 
Sie auch. 

(Ronneburger [FDP] : Da sind wir unter- 
schiedlicher Auffassung!) 

— Gut, davon reden wir ja. 

Die Option für die Wiederherstellung der deut-
schen Einheit blieb in Kraft. Diese Sätze bildeten die 
gemeinsam gewahrte Position aller politischen Par-
teien der Bundesrepublik Deutschland bis zum Be-
ginn der Regierung Brandt/Scheel. Diese Bundes-

regierung hat diese Basis verlassen. Diese Bundes

-

regierung und diese Koalition haben die Gemein-
samkeit aufgegeben. Diese Bundesregierung hat in 
ihrer Regierungserklärung zuerst von zwei deut-
schen Staaten gesprochen und sich damit auf den 
Boden der sowjetischen Deutschlandpolitik — Zwei-
Staaten-Theorie — gestellt. Es liegt eine gewisse 
Einschränkung darin, daß Sie der DDR die völker-
rechtliche Anerkennung durch die Bundesrepublik 
Deutschland noch vorenthalten, d. h. Sie vertreten 
diese Zwei-Staaten-Theorie noch nicht hundertpro-
zentig. Die wesentliche Veränderung, die sich voll-
zogen hat, liegt aber darin, daß Sie für die inter-
nationale — auch völkerrechtliche — Anerkennung 
der DDR in allen Drittstaaten dieser Welt grünes 
Licht gegeben haben. Damit wurde — abgesehen von 
Ihrem Vorbehalt — eine völkerrechtliche Anerken-
nung der DDR in der ganzen Welt vollzogen. Es 
wäre interessant, über Ihren Vorbehalt zu sprechen 
— ich möchte dies jetzt aber nicht tun —, denn er 
ist eine Position mit Widersprüchen. Ich sage aber 
gleich: Wir werden in dieser Hinsicht die Haltung 
der Bundesregierung sehr nachdrücklich unterstüt-
zen. Ich komme bei einem anderen Punkt auf diesen 
Zusammenhang nachher noch zu sprechen. 

Sie natürlich ebenfalls 
sehr enttäuscht. Dies sagen Sie ja auch. Von dem 
kühnen Schwung, vom Betreten von Neuland ist bei 
Ihnen überhaupt nicht mehr die Rede. Das klang ja 
auch in der Debatte an. Jetzt sagen Sie plötzlich: 
Der Zug der internationalen Entspannung wäre 
sonst über uns hinweggerollt; es blieb uns gar nichts 
anderes mehr übrig, wir mußten für uns gerade noch 
das Beste herausholen. Das sind doch die Sätze, die 
wir gestern von den Mitgliedern der Bundesregie-
rung hörten. Das klingt reichlich enttäuscht, sehr 
desillusioniert. 

(Dr. Arndt [SPD] : Das haben wir 1970 schon 
genauso gesagt! — Weiterer Zuruf von der 
SPD: Adenauer hat das schon 1960 gesagt!) 

Das gilt natürlich auch für den Bundeskanzler Hel-
mut Schmidt, denn er hat seine Illusionen ja eben-
falls verloren. Offensichtlich ist er nicht so pragma-
tisch, daß nicht doch noch ein ganzes Bündel an Illu-
sionen in seinen politischen Aktionen Platz gehabt 
hätte, denn er gehört ja auch, wie Wehner sagt — 
das ist eine typisch Wehnersche Sprache —, zu den 
Erzeugern, Zustandebringern und Durchsetzern der 
Verträge. Ich finde das deswegen ganz interessant, 
weil damit die Verantwortung dieses Mannes an 
diesem Geschehen ebenfalls voll festgehalten wird. 

(Dr. Arndt [SPD] : Dessen braucht er sich 
nicht zu schämen!) 

Hier sol i  allerdings ohne weiteres anerkannt wer-
den, daß auch auf der Habenseite Ihrer Politik einige 
Positionen stehen. Wir haben das immer anerkannt. 
Auch ich habe das bei aller Kritik immer getan. Sie 
haben einiges an Erleichterungen im Besucherver-
kehr erreicht, auch wenn die Zahlen in der Zwischen-
zeit großenteils wieder rückläufig sind. Sie haben 
einiges an Verbesserungen im Postverkehr und auf 
den Transitstrecken erreicht. All das wird anerkannt. 
Es bleibt aber festzuhalten: Diese Verbesserungen 
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für den geleisteten Preis hätte jede andere Bundes-
regierung mit Leichtigkeit auch erreicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Warum haben Sie es dann nicht 

getan?) 

Die Bundesregierung hat der DDR zur internatio-
nalen Anerkennung verholfen, die sie bis dahin 
nicht hatte. Bis zum Beginn dieser Koalition waren 
es etwa 14 Staaten — hauptsächlich die Ostblock-
staaten —, die die DDR international anerkannt hat-
ten. Die Entwicklung der weltweiten umfassenden 
Anerkennung eines zweiten deutschen Staates gip-
felte in der Aufnahme von zwei deutschen Staaten 
in die UNO. Das gab es bisher nicht. Dies ist also 
die neue Politik, die Sie eingeleitet haben. Es kommt 
deswegen auch nicht von ungefähr, daß sehr kühle 
internationale Beobachter den Untergang des Deut-
schen Reiches nicht auf 1945, sondern auf den Zeit-
punkt des Abschlusses des Grundvertrages datieren. 
Darauf haben wir bereits anläßlich der Debatte über 
den Grundvertrag hingewiesen. Das war sicher kein 
Schritt zur Überwindung der deutschen Teilung, wie 
es die Bundesregierung behauptet hat. Das Gegen-
teil war der Fall. Mit dieser Politik hat die Bundes-
regierung entscheidende Schritte zur Vertiefung der 
deutschen Teilung gemacht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Noch ein Wort zur Gemeinsamkeit. Wir haben auf 
die Zusammenhänge sehr deutlich hingewiesen. Sie 
waren es doch, die in den entscheidenden Phasen 
die Gemeinsamkeit zerschnitten haben. Es war Weh-
ner, der der Opposition in der entscheidenden Phase 
entgegenrief: Wir brauchen die Opposition nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Jetzt wollen Sie uns natürlich haben, dafür habe ich 
Verständnis, als Mit-Konkursverwalter Ihrer Poli-
tik. 

(Höhmann [SPD] : Auf S i e pfeifen wir! — 
Gegenrufe von der CDU/CSU) 

Der entscheidende Maßstab für Ihre Politik ist: 
Sind die beiden Teile der deutschen Nation einan-
der nähergekommen? Denn das war ja die Über-
schrift über Ihre neuen Versuche. Seit Beginn der 
Politik dieser Regierung sind die beiden Teile der 
deutschen Nation eben nicht einander nähergekom-
men. Das lag bereits im Anfang mitbegründet. Nach 
den Kasseler Punkten der SPD — und nichts ist 
fairer, als eine Partei an ihren eigenen Maßstäben 
zu messen — sollte im Grundvertrag der Zusam-
menhalt der Nation herausgestellt werden; das war 
der Hauptzweck des Grundvertrages. Aber dieser 
Vertrag enthält von der Nation überhaupt nichts. 

Schon Brandts Bekenntnisse zur Einheit der 
Nation wurden immer schwächer. Letztlich verkroch 
er sich nur noch hinter der Kulturnation, die er als 
Klammer vorschob. Ich habe gar nichts gegen die 
Kulturnation, aber wir werden in diesem Zusam-
menhang mißtrauisch. Ich bin auch bei der Rede von 
Helmut Schmidt sehr mißtrauisch geworden, als er 
die Kulturnation so deutlich herausstellte. Denn es 
war bezeichnend, daß hier ein bestimmter Gegensatz 

besteht. Denn die Kulturnation bedeutet gerade, wie 
Friedrich Meinecke in seinem Buch „Weltbürgertum 
und Nationalstaat" herausgestellt hat, den Gegen-
pol zur Staatsnation. Das ist die Frage, um die es 
geht. 

Damit also hatte bereits Brandt für diejenigen, die 
genauer hinhörten, Abschied vom Ziel der Wieder-
erlangung der staatlichen Einheit genommen. Das 
war sicher nicht zufällig. Man lese nur die geistigen 
Hintergründe in den Ausführungen seines Schreibers 
Harpprecht in der „New York Times" nach, der sich 
sogar zu der Behauptung versteigt, die Mehrheit der 
Bürger der Bundesrepublik Deutschland stehe nicht 
mehr hinter dem Ziel der Wiedervereinigung 
Deutschlands. Das zeigt, wie diese Regierungs-
gruppe sogar von völlig falschen Tatsachen ausgeht, 
wie die Meinungsumfragen zeigen. 

(Höhmann [SPD]: Der Realist!) 

In der Regierungserklärung des Bundeskanzlers 
Schmidt taucht denn das Wort dann auch überhaupt 
nicht mehr auf. Wir haben mit einer gewissen Er-
leichterung gehört, daß es jetzt wenigstens in Reden 
dieser Regierung wieder zurückkehrt. 

Aber lassen Sie mich noch auf einen anderen Zu-
sammenhang hinweisen, der sehr wichtig ist. In der 
Zwischenzeit hat die DDR sogar ihre Verfassung 
geändert und den Begriff der Nation aus dem Text 
ihrer Verfassung herausgestrichen. Alle Hinweise 
auf die deutsche Nation, auf Gesamtdeutschland, 
auf das deutsche Volk und die Wiedervereinigung 
wurden eliminiert. 

Interessant ist auch folgender Punkt, auf den nor-
malerweise nicht hingewiesen wurde: Die Zukunft 
des Friedens, von der in der Verfassung der DDR 
von 1968 noch an erster Stelle die Rede war, wurde 
dem Weg des Sozialismus und Kommunismus ein-
deutig hintangestellt. — Da mögen Sie sagen, eine 
solche Rechtsänderung betrifft eigentlich die Nation 
nicht. Aber eine deutlichere Absage für den Grund-
vertrag, für die ausgesprochenen Absichten der 
Bundesregierung und für den Inhalt, den die Bundes-
regierung als Geschäftsgrundlage ihrer Politik und 
ihrer Vertragspolitik herausgestellt hatte, konnte es 
wohl überhaupt nicht mehr geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sicher, eine Nation hängt nicht nur von der For-
mulierung in Rechtsdokumenten ab. Aber diese Ver-
fassungsänderung bedeutet mit Sicherheit keinen 
Schritt zur Wiederherstellung der Einheit der deut-
schen Staatsnation. Im Gegenteil, ich sage noch ein-
mal, das bedeutet einen herben Rückschlag für die 
Deutschlandpolitik dieser Bundesregierung und 
nicht nur für diese Bundesregierung, sondern für 
alle Deutschen. Denn die Staatsnation hat sehr wohl 
etwas mit Verfassungen zu tun. Und hier zeigt sich 
sehr deutlich, daß es Ihnen vertraglich — darum 
geht es ja — nicht gelungen ist, ein wichtiges Ele-
ment mit Ihrem Vertragspartner gesichert zu ver-
einbaren. Oder, zur SPD gesprochen: Sie haben 
noch nicht einmal Ihre in Kassel aufgestellten Mini-
malziele erreicht, auch nicht im Vertragsvollzug. 
Das Gegenteil ist der Fall. 
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Die Haltung der Bundesregierung ist im übrigen 

auch sonst voller Widersprüche. Das zeigt sich 
jetzt z. B. erneut im Zusammenhang mit der Rege-
lung der Staatsangehörigkeitsfragen, wobei ich mir 
— das sage ich sehr ausdrücklich — große Zurück-
haltung auferlege, weil ich nichts gefährden will; 
das tut ja auch die Bundesregierung von ganz 
alleine. Im Gegenteil, wir werden die Bundesregie-
rung in diesem Punkt nachdrücklich unterstützen. 

Das Grundgesetz geht in Art. 116 von einer 
Staatsangehörigkeit für alle Deutschen aus. Das tut 
auch die Bundesregierung. Der Chor ist allerdings 
nicht ganz harmonisch. Aber wenigstens der Außen-
minister — und ich gehe auch beim Bundeskanzler 
davon aus — tut das auch. Ich sage noch einmal, in 
diesen Bemühungen kann sich die Bundesregierung 
der Unterstützung der Opposition sicher sein. 

Dennoch bleibt hier anzumerken, daß die Abma-
chungen, welche die Bundesregierung im Grund-
vertrag getroffen hat, wonach zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der DDR das Prinzip der 
souveränen Gleichheit aller Staaten sowie die Ach-
tung ihrer Unabhängigkeit, ihrer Selbständigkeit 
und territorialen Integrität gelten soll und daß kei-
ner der beiden Staaten den anderen international 
vertreten oder in seinem Namen handeln kann, 
trotz oder gerade wegen der Ausklammerung des 
Problems der Staatsangehörigkeit aus diesem Ver-
trag bei dritten Staaten zu beachtlichen Mißver-
ständnissen geführt haben und die Bemühungen der 
Bundesregierung um die Aufrechterhaltung einer 
deutschen Staatsangehörigkeit sehr erschweren kön-
nen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich dazu sagen: Dritte Staaten mögen 
die Rechtsposition der Bundesregierung kennen. 
Aber man kann dritte Staaten nicht für die entschei-
denden Fehler verantwortlich machen, die diese 
Bundesregierung allein gemacht hat; und Sie tragen 
die Verantwortung für die weitere Entwicklung. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der CDU/ 
CSU) 

Es gibt einen sehr ernsthaften Aspekt in dieser 
Sache. Ich möchte das nicht vertiefen, da ich fürchte, 
wir werden auf dieses Thema noch einmal zurück-
kommen. Dieser Aspekt wird — ich wage die 
Prognose — mit Sicherheit eintreten, nämlich daß 
die Frage der Staatsangehörigkeit für West-Berlin 
aufgeworfen werden könnte. Davon werden nach-
her andere Kollegen sprechen. Unabhängig davon, 
ob Sie eine gesamtdeutsche Staatsangehörigkeit ver-
treten, in großen Teilen der Welt werden binnen 
kurzem 17 oder 20 Millionen Deutsche zwei Staats-
angehörigkeiten haben, solange wir diese Position 
durchhalten. Sie ziehen sich ja bereits auf den blo-
ßen diplomatischen Schutz oder die Gewährleistung 
von konsularischer Fürsorge für die Deutschen in 
der Zone zurück. Ich warte auf den ersten Zwischen-
fall. Dann wird Ihnen auch diese Position noch weg-
brechen. 

Wenn — das sind reine Überlegungen — es eine 
Staatsangehörigkeit auf dieser Welt für die Bürger 
der DDR und für die der Bundesrepublik Deutsch-

land geben sollte, dann wird sich bald die Frage 
erheben — die DDR hat wohl diese Zielrichtung bei 
dieser Aktion mit im Auge —, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!) 

welches die Staatsangehörigkeit für die Berliner 
sein wird. Ich wage auch hier keine Prognose, aber 
ich bin tief besorgt und fürchte, daß über dieser 
Frage das ganze mühsame, komplizierte Geflecht 
Ihrer Deutschlandpolitik jetzt vollends sehr rasch 
zusammenbrechen wird. Aber ich füge hinzu: Wir 
von der Opposition werden mit aller Kraft die Bun-
desregierung in dieser Rechtsposition, die, wenn 
ich Sie recht verstanden habe, wenigstens Sie, Herr 
Genscher, hier vorgetragen haben, unterstützen. 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU/CSU) 

Berlin ist anerkanntermaßen der Gradmesser der 
deutschlandpolitischen Situation. Die Bundesregie-
rung hat behauptet — Herr Schmidt hat das auch 
gestern wieder getan —, sie wolle durch ihre Ver-
tragswerke Berlin zum erstenmal rechtlich einwand-
frei sichern, rechtlich klären, was bisher bestritten 
gewesen sei. In der Zwischenzeit ist die Bundes-
regierung ja etwas zurückhaltender geworden; denn 
leider sind diese Erwartungen nicht eingetreten. Die 
Bundesregierung hat auch die Möglichkeiten für die 
Entwicklung der Bindungen zwischen der Bundes-
republik Deutschland und West-Berlin, die das in 
der Zwischenzeit nicht mehr so sehr optimistisch be-
urteilte Viermächteabkommen gibt, nicht in dem not-
wendigen Ausmaß genützt. 

Im übrigen zeigt sich die rechtliche Unsicherheit 
nach wie vor aus einer Fülle von Äußerungen, so 
etwa, wenn Falin, der Vertreter der Sowjetunion 
hier, sagt, Berlin werde, der Schwerkraft der Dinge 
folgend, doch in den Machtbereich der DDR einbe-
zogen werden. Die Haltung der Bundesregierung 
im Zusammenhang mit der Errichtung des Umwelt-
bundesamtes in Berlin war nicht gerade geeignet, 
den Eindruck zu erwecken, als ob die Bundesregie-
rung den Aggressionen, den Pressionen der Sowjets 
zu widerstehen entschlossen sei. Helmut Schmidt 
wollte nach eigenen Worten keinen neuen Streitfall 
produzieren, womit er zugab, daß er die Wahrneh-
mung eigener Rechtspositionen bereits als einen 
Streitfall qualifiziert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Darin zeigt sich seine Tendenz zur Nachgiebigkeit 
gegenüber der Lesart der anderen Seite, die seinen 
entschlossen klingenden Verbalismus eigentlich nur 
unzulänglich verdeckt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!) 

Berlin ist gegenwärtig leider nicht die Hauptstadt 
eines vereinten deutschen Staates, aber Berlin bleibt 
für uns die Hauptstadt Deutschlands. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dafür erfüllt Berlin eine wichtige kulturelle und gei-
stige Funktion. Deshalb sind wir auch gespannt, 
welche Entscheidung die Bundesregierung im Zusam-
menhang mit der Errichtung einer deutschen Natio-
nalstiftung treffen wird. Das war doch ursprünglich 
Ihr Vorschlag. Ihr Zögern zeigt keine große Ent- 
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schlossenheit, die Berliner Position mit dem notwen-
digen Nachdruck zu wahren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Selbst ein Befürworter der Politik dieser Bundes-
regierung wie der damalige Bundespräsident Hei

-

nemann erklärte, man müsse sich ganz nüchtern 
sagen, daß die östliche Seite den Plan nicht aufgibt, 
West-Berlin eines Tages zu schlucken. 

(Dr. Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Die 
Erkenntnis kam reichlich spät!) 

Wenn das der Eindruck eines Ihrer entschiedensten 
Anhänger ist, dann frage ich mich: Was ist denn 
sicherer geworden? Das bewegende Bild von den 
Panzern am Check-Point Charly sagt hierzu über-
haupt nichts aus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Vertragspolitik dieser Bundesregierung — 
dieser Schluß bleibt zu ziehen — hat es eben nicht 
vermocht, die Situation Berlins sicherer zu machen. 
Das zeigt sich im übrigen jetzt auch erneut anläß-
lich der Auseinandersetzungen über die Stationie-
rung eines europäischen Zentrums für Berufsbildung 
in West-Berlin. 

Die niedergeschlagene Stimmung der Westber-
liner reflektiert diese Situation. Diese Stadt droht 
über dieser Politik ihre Hoffnung zu verlieren. Sie 
blutet aus. Berlin wies 1973 einen Sterbeüberschuß 
von über 21 000 Menschen aus. Das war das ungün-
stigte Ergebnis seit 1946. Mehr als 10 000 deutsche 
Bürger verließen die Stadt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das zeigt, wie die Berliner selbst über ihre Situation 
denken und was sie von der von dieser Bundes-
regierung in Aussicht gestellten Sicherheit halten. 

Die Bundesregierung unterstützt die angespro-
chene Funktion Berlins nicht so, wie es ihre Ver-
pflichtung ist. Wie anders wäre es sonst beispiels-
weise zu erklären, daß sie seit dem Vier-Mächte-
Abkommen keine Staatsbesuche mehr nach Berlin 
leitet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr wahr!) 

Ich sage noch einmal: Die Menschen in der Bun-
desrepublik und im Westen, ja in der ganzen Welt 
überhaupt, müssen sich darüber klarwerden, daß 
der Verlust der Freiheit für West-Berlin ein böses 
Omen für die Entwicklung der Freiheit in der Welt 
überhaupt wäre. Und sie sollen wissen, daß Berlin 
für uns die unaufgebbare Hauptstadt der deutschen 
Einheit ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Vertragspolitik der Bundesregierung — das 
sind die Gradmesser, und nicht nur einige Telefon-
gespräche mehr oder weniger — 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU/CSU) 

sollte die beiden Teile Deutschlands einander naher-
bringen, sie sollte die Grenze durchlässiger machen, 
und die Härten an der Grenze sollten dadurch ge-
mindert werden. 
Bahr äußerte, daß man in einigen Jahren rück-

blickend sagen wird: Der Grundvertrag ist der An-
fang vom Ende des Schießens in Deutschland. 

Welche Situation haben wir denn jetzt? Die Bun

-

desregierung behauptet doch selbst, der Grundver-
trag werde von der DDR nach Geist und Buch-
staben ständig verletzt. Das gleiche gilt — und die 
Bundesregierung sagt es selbst — für das Transitab-
kommen, für das Vier-Mächte-Abkommen. Es gibt 
Zusammenstellungen, wonach alle genannten Ver-
trage -zig Male in den letzten beiden Jahren von 
der DDR verletzt wurden. Die Grenze ist nicht 
durchlässiger geworden. Das Gegenteil ist der Fall. 
Sie ist weiter ausgebaut worden. 700 000 Minen 
liegen mitten in Deutschland. Der längste Stachel-
draht der ganzen Welt zieht sich mitten durch un-
ser Land. Deutschlands Hauptstadt ist geteilt durch 
Mauer und Todeszaun. Mitten in Deutschland wer-
den Menschen erschossen, die nichts anderes suchen 
als die Realisierung ihrer Menschenrechte. Ich 
könnte so fortfahren. 

Das ist doch die Situation! Nichts von alledem, 
was Sie anderen und möglicherweise sich selbst ver-
sprochen haben, ist eingetreten. Die Menschen in 
der DDR, unsere Landsleute, leben nach wie vor in 
Unfreiheit. Die Kontinuität der Diktatur wurde in 
der DDR nie unterbrochen. Die unmenschlichen Ur-
teile der DDR-Justiz gegen Flüchtlinge, die dem „so-
zialistischen Paradies" der DDR entfliehen wollten, 
und gegen ihre Helfer, die ihnen zur Verwirklichung 
der Menschenrechte verhelfen wollten, widerspre-
chen jedem Gerechtigkeitsempfinden. Wir mußten 
und müssen hilflos mit ansehen, wie einem großen 
Teil des deutschen Volkes im Stil des sowjetischen 
Neokolonialismus auch noch eine Generation nach 
Beendigung des zweiten Weltkriegs die Freiheit vor-
enthalten wird. 

Wessen Nerven, wessen menschliche Empfindun-
gen wurden durch diese Dinge bis an die Grenze 
des Erträglichen denn hier strapaziert? Es ist eine 
Ungeheuerlichkeit, wenn der Leiter der Ständigen 
Vertretung in der DDR, Herr Gaus, sagt, wir 
hätten denen im Osten „20 Jahre lang auf den 
Nerven gestanden", und hinzufügt, wir hätten denen 
„20 Jahre lang vor den Koffer geklopft und haben 
uns dabei ganz ungeheuer toll gefunden" ! Schon die 
Sprache enthüllt hier die leichtfertige innere Ein-
stellung gegenüber den genannten tragischen Tat-
beständen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Angesichts von Straflagern, Zuchthäusern und 
Schreckensjustiz gegen unbescholtene Mitmenschen 
aus politischen Gründen, Zwangskollektivierung, 
Gleichschaltung der Presse und des geistigen Lebens, 
angesichts von Gefängnismauern, Todeszäunen, Mi-
nenfeldern und Mordanlagen spricht ein Angehö-
riger dieser Bundesregierung davon, wir hätten die 
Nerven der anderen strapaziert! 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Welche Verwirrung der Wertvorstellungen! 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Carstens 
[Fehmarn] [CDU/CSU] : Typisch für diese 
Regierung! — Reddemann [CDU/CSU] : 

Gauslich-grauslich!) 

Mitglieder der Bundesregierung neigen dazu, dar-
auf hinzuweisen, daß in der Zwischenzeit die Be- 
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völkerung der DDR ein eigenes Staatsbewußtsein 
entwickelt habe, gleichsam als Entschuldigung für 
ihre Politik. Es wird behauptet, daß sie stolz seien 
auf die Leistungen ihres Staates, ja, daß sie diesem 
Regime, hauptsächlich in der jüngeren Generation, 
ihre Zustimmung gegeben haben. 

Wir übersehen nicht, daß sich auch in der DDR 
im Laufe von fast einer Generation einiges verändert 
hat, daß z. B. die Bereitschaft zum offenen und 
verdeckten Widerstand gegenüber einem ungelieb-
ten Regime geschwunden ist. Die Menschen in der 
DDR unterscheiden sich in diesen Grundverhaltens-
weisen nicht von den Menschen anderswo; Herois-
mus ist ein ganz untypisches menschliches Ver-
halten. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Deswegen machen sie ihren Frieden mit dem Re-
gime. Sie geben Lippenbekenntnisse ab, beteiligen 
sich an Aufmärschen und Demonstrationen. Selbst 
der uns so bekannte Typ des Mitläufers entspricht 
einer grundsätzlichen menschlichen Verhaltens-
weise. Was  sollen sie denn anderes tun, hauptsäch-
lich die jungen Menschen, angesichts der Aussichts-
losigkeit einer Hoffnung auf Wiedervereinigung, 
die  diese Bundesregierung mit zerstört hat? Ange-
sichts der entschwindenden Lebensjahre und der 
Anerkennung eines ungeliebten Regimes von außen? 
Den Weg dafür haben wir doch freigegeben! Was 
bleibt ihnen denn anderes übrig, als sich zu arran-
gieren? 

Aber „arrangieren" ist doch nicht gleichbedeutend 
mit innerer Legitimation, nicht gleichbedeutend mit 
Zustimmung. Das Argument der in der Zwischenzeit 
eingetretenen Legitimation des Regimes der DDR, 
das wir offen oder versteckt immer wieder aus den 
Reihen der Regierungskoalition hören, um ihre 
eigene Politik damit zu entschuldigen, wirkt um so 
merkwürdiger, als gerade diese Bundesregierung 
durch ihre Deutschland- und Ostpolitik dazu beige-
tragen hat, der Bevölkerung der DDR nach einer 
ersten Euphorie die Hoffnung auf eine absehbare 
Änderung überhaupt zu nehmen. Im übrigen stehen 
auch wir mit großem Respekt vor den Leistungen der 
Bevölkerung der DDR. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber wenn die Bevölkerung dieses Regime an-
nimmt, ihm zustimmt oder sich auch nur mit ihm 
abfindet, wieso dann Mauer, Stacheldraht, Schüsse, 
Morde? 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Diese Einrichtungen sind doch eine ständige Demon-
stration gegen die Legitimität des Regimes in der 
DDR, eine Demonstration, wie sie deutlicher über-
haupt nicht ausfallen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein Volk, das mit den Mitteln eines gigantischen 
Gefängnisapparates in seinem Land eingesperrt 
werden muß, gibt dem verantwortlichen Pankower 
Regime seine Zustimmung gerade nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Angesichts einer solchen Situation einem diktato-
rischen Regime die gewünschte Legitimation gegen 
die Bevölkerung von außen zu geben, halte ich nicht 
gerade für einen herausragenden Akt der Mensch-
lichkeit. 

(Zustimmung bei der CDU /CSU) 

Mauer, Stacheldraht und Schüsse sind ein überdeut-
liches Symbol für die ganze Welt dafür, daß sich die 
Bevölkerung drüben in der DDR mit ihrem Regime 
eben nicht abgefunden hat. Sie sind ein Symbol für 
die Sehnsucht der Deutschen in der DDR nach Frei-
heit und Einheit. 

Die Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutsch-
land kennt im übrigen diese Zusammenhänge sehr 
genau. Deswegen ist die Zustimmung, die ursprüng-
lich von ihr für die Deutschland- und Ostpolitik die-
ser Bundesregierung gegeben wurde, in den letzten 
Jahren auch hinweggeschmolzen wie Schnee an der 
Sonne. Wiederum Gaus: 

Ich glaube, wir haben uns alle Illusionen ge-
macht, der eine mehr, der andere weniger. Wir 
alle sind in unseren Berechnungen zu kurz-
atmig gewesen. 

Aber wem gelten denn diese Sätze? — Wir haben 
uns keine Illusionen gemacht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Wir freuen uns im übrigen auch gar nicht darüber, 
daß alle Befürchtungen, von denen wir gesprochen 
haben, jetzt eingetreten sind. Im Gegenteil, wir sind 
sehr traurig darüber. Es war doch die Bundesregie-
rung, die in einer äußerst leichtfertigen Weise eine 
asthmatisch kurzatmige Politik betrieben hat. 

Bundeskanzler Schmidt spricht von dem „langen 
Atem". Diese Bundesregierung kommt mir vor wie 
ein Wettkampf-Dauerläufer, der, unerfahren, un-
trainiert, hastig startend nach 500m erschöpft zusam-
menbricht und stöhnt: „Man hätte einen längeren 
Atem haben müssen!" 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU] : Dazu auch noch Spastiker!) 

Wir sind nicht gegen Verträge mit der DDR, der 
Sowjetunion oder anderen osteuropäischen Staaten. 
Wir sind — ich komme nun zu dem, was Sie gestern 
wollten, Herr Genscher — für Verhandlungen und 
auch für Verträge mit kommunistischen Staaten und 
mit der DDR. Aber wir sind für gute Verträge. Das 
Schicksal der geteilten deutschen Nation und die 
geistige Not vieler Menschen in Deutschland sind 
ein viel zu ernstes Thema, um, wie durch diese Bun-
desregierung geschehen, zu einem kurzfristigen 
Wahlschlager '72 degradiert zu werden. Ich finde, es 
ist ein geschmeicheltes Urteil, das zu dem Ergebnis 
kommt, daß diese Politik dilettantisch angepackt und 
durchgeführt wurde — im übrigen ein fast wört-
liches Zitat eines Ihrer Sympathisanten. 

Bezeichnend ist auch eine Äußerung von Herrn 
Bahr selbst, wonach eine gewisse Enttäuschung bei 
vielen Bundesbürgern hinsichtlich der Ostverträge 
aus einem zu großen Erwartungshorizont herrühre. 
Das ist ein unglaublicher Satz: Diejenigen, die der 
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Bundesregierung geglaubt haben, werden jetzt auch 
noch als die Dummen hingestellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Haase [Kassel] 
[CDU/CSU] : Die Dummköpfe!) 

Ich hoffe, daß sich die Bevölkerung der Bundesrepu-
blik Deutschland dieses Spiel merkt, das diese Bun-
desregierung mit ihr getrieben hat. 

(Zurufe von der SPD) 

Diese Bundesregierung hat entgegen den deutli-
chen Warnungen der Opposition alle bisherigen Er-
fahrungen und Regeln im Umgang mit sowjetischen 
Verhandlungspartnern und deren in Moskau ausge-
bildeten Schülern in den Wind geschlagen. So lag 
es z. B. in der Natur der Sache, daß mit Vertragsab-
schluß die Leistung der Bundesrepublik Deutschland 
voll wirksam werden würde. Damit war das Tor zur 
internationalen Anerkennung der DDR aufgemacht. 
Gegenleistungen wurden niedergelegt in Protokol-
len, Briefnotizen und was sie sonst an „Rechtsdoku-
menten" noch erfunden haben, in Inaussichtstellun-
gen und Versprechungen. 

Was wir wollen? Was wir auch in Zukunft tun 
würden? — Verpflichtungen müssen in Verträgen 
ganz genau ausgehandelt und im einzelnen aufge-
führt werden. Einzelthemen dürfen nicht in eine Viel-
zahl von Vertragsverhandlungen aufgesplittert wer-
den, weil sonst die ausgewogene Gegenseitigkeit 
riskiert wird — eine Erfahrung, die doch gerade 
diese Bundesregierung ständig in so bitterer Weise 
machen mußte. Keine dieser Erfahrungsregeln wurde 
durch die Bundesregierung beachtet. Von daher rüh-
ren viele Schwierigkeiten, die sie hatte, z. B. bei der 
Erhöhung der Zwangsumtauschsätze, der Beschrän-
kung der Zulassung von Journalisten ober bei der 
Staatsangehörigkeitsfrage, um nur einige wenige zu 
nennen. 

Die Durchführung der Verträge, besonders beim 
Grundlagenvertrag, hätte einen schrittweisen Auto-
matismus derart vorsehen müssen, daß Teilleistun-
gen der einen Seite durch Teilleistungen der ande-
ren Seite aufgewogen werden, bevor die nächste 
Stufe der gegenseitigen Leistungen in Angriff ge-
nommen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auf diese Weise hätte sich verhüten lassen, daß die 
DDR Konzessionen der Bundesregierung kassiert, 
ihre Gegenleistungen zum Gegenstand von neuen 
Vertragsverhandlungen macht, wobei sie sich in die-
sen Verhandlungen erneut honorieren läßt, so daß 
Sie ständig beim Zahlen sind. 

Sie fragen mich: Was sollen wir in Zukunft tun? 
Sie sollen bei den Vertragsverhandlungen nach die-
sen Regeln verfahren, Sie sollen mehr aufpassen, 
und Sie sollen auch etwas sorgfältiger mit dem 
Geld des deutschen Volkes auch bei diesen Ver-
handlungen umgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich überschlage jetzt vieles. 

(Zuruf von der SPD: Gott sei Dank!) 

Vieles wäre dazu zu sagen, das besonders Sie sehr 
notwendig hätten. Das ist alles gar nicht originell, 
das ist alles nachzulesen; nur kommen Sie ja über 
der Hektik Ihrer Politik gar nicht zum Nachlesen, 
und deswegen kommen Sie letztlich auch zu keinen 
guten Ergebnissen. 

Ein besonders schwerwiegender Fehler lag darin 
— ich sagte es bereits —, daß sich die Bundesregie-
rung gegenüber ihren schwierigen Verhandlungs-
partnern dadurch selbst unter Zeitdruck gesetzt hat, 
daß sie noch rechtzeitig vor den Wahlen den Grund-
vertrag unter Dach und Fach bringen wollte. Das 
brachte sie von vornherein gegenüber der anderen 
Seite in eine schwierige Unterlegenheit. 

Ich habe Ihnen — nur weil Sie, Herr Genscher, 
und einige andere Redner der Koalition das gestern 
wollten — bereits eine Reihe von in die Zukunft 
weisenden Vorschlägen genannt, was wir tun wür-
den. Sie haben ein Bündel von Anregungen mate-
rieller und formeller Art. Was würde die Opposi-
tion denn tun? 

Wir müssen diese Verträge übernehmen; qualifi-
ziert habe ich sie bereits. Wir übernehmen diese 
Verträge, wie der Käufer eines Grundstücks eine 
Hypothek übernimmt. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Man muß sie eben übernehmen und das Beste aus 
dem Grundstück machen. Wir können die Verträge 
nicht rückgängig machen. Wir würden und wir wer-
den hoffentlich bald für den Fall, daß wir die Regie-
rung übernehmen, die Verhandlungen zu dem Zeit-
punkt, in dem sie sich bei der Übernahme der Bun-
desregierung befinden, übernehmen und weiterfüh-
ren, zäh, notfalls hart, beharrend auf den Prinzipien: 
Zug um Zug, Leistung gegen eine angemessene Ge-
genleistung. Wir würden versuchen, mit großer Ge-
duld und mit dem dafür notwendigen Zeitaufwand 
unsere Interessen und die Interessen aller Deutschen 
zu wahren. 

Die deutsche Option auf Einheit in Freiheit be-
steht nach wie vor. Das Selbstbestimmungsrecht ist 
für einen Teil der Deutschen für uns nicht realisiert. 
Die deutsche Frage bleibt offen. Diese Haltung steht 
nicht im Widerspruch zu den Verträgen, sondern sie 
entspricht der gemeinsamen Entschließung des Deut-
schen Bundestages vom Mai 1972, die als völker-
rechtlich wirksames Dokument für die richtige Aus-
legung der Ostverträge maßgeblich ist, und sie ent-
spricht dem Inhalt des Karlsruher Urteils, maßgeb-
lich für die richtige Auslegung des Grundvertrages. 

Sie fragten gestern, Herr Genscher, auf welchem 
Boden der Verträge wir stehen. Auf diesem Boden! 
Dennoch eine interessante Frage, denn die Verträge 
sind leider doppelbödig, eine Frage, die weniger für 
uns als für diese Bundesregierung schwierig ist. Sie 
sollten einmal darüber diskutieren, auf welchem 
Boden die Bundesregierung steht. Ich bin mir zum 
Beispiel durchaus im unklaren, auf welchem Boden 
Sie, Herr Wehner, stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich habe einen ganzen Abschnitt darüber vorge

-

sehen, den ich mir und Ihnen angesichts der vorge- 
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schrittenen Zeit ersparen muß, aber er wäre sehr 
interessant, denn Sie werten doch alle diese Erklä-
rungen, von der Bundesregierung großenteils mitge-
tragen, und die Urteile, die für Sie gültig sind, ab, 
ja, Sie wenden sich teilweise, wie sich bei Ihrem 
berühmt gewordenen Moskauer Besuch gezeigt hat, 
gegen die Interpretation der Verträge, etwa des 
Viermächteabkommens, durch diese Bundesregie-
rung selbst! 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : So ist 
es!) 

Sie sollten diese Diskussion zuerst einmal in Ihren 
eigenen Reihen klärend zu Ende führen und dann 
uns solche Fragen stellen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Inhaltlich — nachdem ich zur Prozedur und zum 
Inhalt ja schon vieles gesagt habe — gibt es eine 
Reihe von Vorschlägen. Wir werden darüber noch 
viel diskutieren. Sie könnten bei günstigen Ver-
handlungen — in einem großen Bündel der Ver-
träge — für die Rechtshilfe für politische Häftlinge 
eintreten, für Prozeßbeobachter und für öffentliche 
Prozesse. Sie könnten für die Beachtung der Men-
schenrechte eintreten. Unterhalten Sie sich doch mit 
uns darüber, wie man das machen könnte, durch 
welche Institutionen. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Das tun wir 
doch jeden Tag!) 

Gehen Sie doch vor die UNO! Wozu sind wir denn 
in der UNO, doch nicht nur, um zu bezahlen! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen doch auch noch unsere eigenen Pro-
bleme dort zur Sprache bringen dürfen. 

Es gibt eine Reihe von gemeinsamen Anliegen: 
Herabsetzung der Altersgrenzen, Erweiterung des 
Begriffes „dringende Familienangelegenheiten" . Ich 
halte auch den Vorschlag eines gesamtdeutschen Ju-
gendwerkes für eine glänzende Idee. Laßt uns doch 
darangehen! Setzen Sie doch eine Kommission ein, 
die mit der DDR darüber verhandelt. Dann wollen 
wir sehen, was dabei herausguckt. Und viele andere 
Vorschläge mehr. Im Gegenteil, wir sind hier sehr 
viel produktiver und origineller als diese Bundes-
regierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Ein Kapitel besonders amüsanter Art muß ich 
überschlagen. Aber ich möchte wenigstens zum 
Schluß noch folgendes sagen. Man fühlt sich an 
Heinrich Heine erinnert angesichts dieser Situation, 
in die nicht zuletzt — — 

(Zuruf von der SPD) 

— Nicht nur, nicht nur Sie! Ich suche die Hauptver-
antwortung außerhalb der Grenzen dieses Staates. 
Aber Sie tragen die Verantwortung mit für die 
Situation, in der Deutschland heute steht. 

Man fühlt sich angesichts dieser tragischen Lage an 
die Worte von Heinrich Heine erinnert: „Denk ich 

an Deutschland in der Nacht, bin ich um meinen 
Schlaf gebracht." 

(Dr. Kreutzmann [SPD] : Der hat aber anders 
als Sie gedacht, als er das geschrieben hat!) 

Offenbar war Deutschland schon lange Gegenstand 
einer Sorge für die Deutschen über viele Generatio-
nen. 

Welchen Sinn — damit komme ich zum Schluß 
hat eigentlich dieses Schicksal, das uns allen auf-
erlegt ist? Das deutsche Volk hat über viele Genera-
tionen gegen zahllose innere und äußere Wider-
stände um seine Einheit gekämpft. Jahrhunderte hat 
es um seine Freiheit gerungen. Es schien kurz, als 
hätte es beide Ziele erreicht. Aber die deutsche 
Nation hat einen schrecklichen Rückschlag erlitten, 
durch eigenes Verschulden großenteils. Deswegen —
so sehe ich einen tieferen Sinn — sind uns diese 
Prüfungen auch auferlegt worden. Die deutschen 
verloren ihre Einheit wieder. 17 Millionen Deutsche 
verloren ihre Freiheit; sie stehen in der Kontinuität 
der Diktatur. Die Aufgaben, die vergangene Gene-
rationen bewegt haben, sind uns neu gestellt. Für 
uns ist beides untrennbar miteinander verbunden, 
Einheit und Freiheit. Dieser Staat Bundesrepublik 
Deutschland muß nach wie vor für alle Deutschen 
ein Symbol der Hoffnung auf Freiheit und Gerech-
tigkeit und für die ganze Welt das Modell für ein 
einheitliches, friedliches und freies Deutschland 
sein. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Höhmann. 

Höhmann (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Presse, Rundfunk und 
Fernsehen waren sich schon gestern abend über die 
Debatte zur Deutschlandfrage im Bundestag einig. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na und?) 

Allgemeine Feststellung: Wir handeln nach Arti-
kel 10 der Mecklenburgischen Landesverfassung: 
„Es bleibt eben alles beim alten". 

(Haase [Kassel] [CDU/CSU] : Bei Ihnen!) 

— Herr Haase, ich weiß, daß Sie immer die intel-
ligentesten Zwischenrufe machen und dafür auch 
bekannt sind. — Dabei hatten einige in diese De-
batte wirklich Hoffnungen gesetzt, nicht nur im 
Lager der Regierungskoalition, sondern auch im 
Lager der Opposition. Und ich habe mir recht ge-
nau die Gesichter der Mitglieder der Opposition in 
diesem Hause angesehen, als mein Herr Vorredner 
seine Tiraden vom Stapel ließ. Einige sind direkt 
schamrot dabei geworden. Ich muß sagen: Diejeni-
gen, die geklatscht haben, haben das noch so ge-
tan — — 

(Zuruf des Abg. Dr. Hupka [CDU/CSU]) 

— Ach, verehrter Herr Hupka und Renegat, ich 
will Ihnen einmal etwas sagen: Ihnen steht es nicht 
zu, solche Zwischenrufe zu machen. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Was ist dann das 
für eine Unverfrorenheit! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 



10170 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 147. Sitzung. Bonn, Freitag, den 31. Januar 1975 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
so geht es nicht. Sie können kein Mitglied dieses 
Hauses beschimpfen, ganz gleich, was Sie über ihn 
denken. Ich rüge das. 

(Lachen bei der SPD 	Zuruf von der 
CDU/CSU: Hören Sie auf mit Ihrer Rede!) 

Höhmann (SPD) : Herr Präsident, ich habe das 
nicht für eine Beschimpfung gehalten, sondern für 
eine Tat- und Umstandsbeschreibung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört! 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
lassen Sie sich gesagt sein, daß es sich hier um 
eine Formalbeleidigung handelt. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Da sich Ihre 
Fraktion von einem Mann führen läßt, der 
nach Ihren Grundsätzen auch ein Renegat 
sein müßte, sollten Sie eine solche Bemer-

kung nicht machen!) 

Höhmann (SPD) : Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ich höre Herrn Reddemann dazwischen-
reden. Das macht mir außerordentliche Freude. 
Meine größte Freude allerdings ist die, daß Sie 
nicht mehr der Vorsitzende des innerdeutschen 
Ausschusses sind. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD — Red-
demann [CDU/CSU] : Wenn Sie so leicht 
zufriedenzustellen sind, tun Sie mir leid!) 

Ich komme zurück zu dem, was ich am Anfang 
gesagt habe -- ich weiß gar nicht, welchen Grund 
es gibt, sich derart zu erregen — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Zur Sache!) 

und sage noch einmal, daß sich Presse, Rundfunk 
und Fernsehen eben schon lange einig waren über 
das, was sich hier vollzieht. Zunächst einmal hat 
der Herr Vorsitzende in der altbekannten Weise 
— schneidig wie ein Ulanenoffizier, aber sonst auch 
in dieser Art — seine Ansichten vorgetragen und 
zunächst einmal alles das zunichte gemacht, was 
der eine oder andere — im nachhinein — Überle-
genswertes und Bedenkenswertes vorgetragen hat. 
Leider Gottes war die Einstimmung zum Ganzen 
nicht besonders beeindruckend, abgesehen davon, 
daß er auch ein Gedichtchen verlesen hat. 

(Heiterkeit bei der SPD — Reddemann 
[CDU/CSU] : Ja, Kultur geht über Ihren 
Horizont! Das wissen wir, Herr Höhmann!) 

Herr Kollege Marx ist in seinen Überlegungen 
davon ausgegangen — das halte ich für einen gro-
ben Irrtum —, die Regierungskoalition und die Re-
gierung bemühten sich darum, eine Gemeinsamkeit 
zu erreichen, weil sie sozusagen mit dem Rücken an 
der Wand stünden und nicht mehr weiter wüßten. 
Nein: Wir laden Sie ein, mitzuraten und mitzutaten 
auf der Grundlage der bestehenden Verträge, weil 
wir glauben, es ist falsch, daß wir zum Gaudium 
der internationalen Zuschauer in dieser Arena 
zwar an einem Strick ziehen, aber an verschiede

-

nen Enden. Unser politischer Gegner mit dem wir 
es zu tun haben, steht ja nicht hier im Hause, son-
dern er steht außerhalb. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU] : Davon 
haben wir aber gestern nichts gemerkt!) 

— Hochverehrte Frau Berger, ich denke, das ist ja 
nicht deshalb falsch, weil Sie jetzt widersprechen 
und wieder auf gestern verweisen. — Deshalb ware 
es richtig, wenn wir zwar an einem Stricke zögen, 
aber auch an einem Ende. Das ist die Einladung, 
die dazu gegeben wird. 

Allerdings, wenn es so ist, wie Herr Abelein es 
darstellt, muß man sagen: Diese Regierung hat es 
mit ihrer Politik zu millionenfachen Begegnungen 
gebracht. Sie hat die Mauer in der Tat durchlässiger 
gemacht. Es ist einfach nicht wahr, was der Herr 
Abelein vorgetragen hat. Es stimmt ganz einfach in 
der Sache nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich erkläre allen Ernstes: Wenn die Opposition 
nicht will, dann mag sie es bleiben lassen. Diese 
Koalition ist stark genug, diesen Kurs weiterzuver-
folgen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Interessant war, daß wir gestern erstmals die Ge-
legenheit hatten festzustellen, wo denn die Illusioni-
sten sitzen. Aus der Rede von Herr Kollegen Abe-
lein ging das ja wohl auch so ein bißchen hervor. 
Was er sich vorstellt, welche Erfolge im Anfangs-
stadium innerdeutsche Politik haben könnte, ge-
hört weithin in den Bereich des Illusionären. 

(van Delden [CDU/CSU] : Fragen Sie mal 
Herrn Gaus, was der von Illusionen hält!) 

Als der Herr Kollege Böhm gestern hier seinen 
Wunschkatalog vorgetragen hat — von Punkt 1 bis 
was weiß ich wohin, meine sehr verehrten Damen 
und Herren —, da habe ich mir gedacht, es gehörte 
eigentlich nur noch darübergeschrieben: „Lieber 
Weihnachtsmann, ich wünsche mir ..." und dar-
unter: „Dein lieber Wilfried!" 

(van Delden [CDU/CSU] : Meinen Sie Herrn 
Gaus?! — Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Der 

heißt doch nicht Wilfried!) 

— Ich weiß ja nicht, ob Sie jemals Gelegenheit 
hatten, mit Herrn Gaus über jenes Interview zu 
sprechen, 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU] : Das muß wohl 
eine Auszeichnung sein!) 

das Sie in Ihrem Zuruf ansprechen wollen. Wenn 
nicht, dann befragen Sie doch einmal die Mitglieder 
Ihrer Fraktion des Ausschusses für innerdeutsche 
Beziehungen, was Herr Gaus darauf gesagt hat. 
Aber ich bin nicht hier, um solche Interviews zu 
interpretieren, die Sie nachher falsch auslegen. Dar-
über hinaus reichen die 15 Minuten Redezeit, die 
ich mir vorgenommen habe, dafür ohnehin nicht 
aus. 

Ich möchte an dieser Stelle, da ich gerade von 
15 Minuten spreche, darum bitten, man möge sich 
doch, um eine Debatte lebendig zu machen und alle 
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Mitglieder des Hohen Hauses einmal in diesen Saal 
zu locken, wieder auf das beschränken, was in der 
Geschäftsordnung steht: nämlich 15 Minuten zu 
reden. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen nund Herren, es ist 
in der Debatte auch manches Überlegenswerte her-
ausgekommen. Der Herr Kollege Gradl — ich sehe 
ihn im Augenblick leider nicht im Saal — hat man-
ches gesagt, was im Gespräch vertieft werden sollte. 
Und es ist manches dabei herausgekommen, von 
dem man sagen könnte: Jawohl, dies ist überlegens-
wert, und nun könnte der eine mit dem anderen re-
den. Aber die Schwierigkeit liegt ja für uns ganz 
woanders: Die Schwierigkeit liegt darin, daß man 
eigentlich nie weiß, wer in der Opposition das 
Sagen hat. Da reist einer nach China 

(Kunz [Berlin] [CDU/CSU]: Vor allem einer!) 

und kriegt einen Riesenbeifall. Ein anderer reist 
nach Ost-Berlin, spricht mit Kommunisten und be-
zieht fürchterliche Prügel. Ein Dritter kündigt an, er 
werde zu Kommunisten nach Moskau reisen. Dar-
über herrscht zunächst einmal betretenes Schwei-
gen. Ich habe den Eindruck, es gibt da drei Fraktio-
nen: die CDU CSU-ML — Maoisten-Leninisten —, 

(Heiterkeit bei der SPD) 

die CDU CSU-HS  — nicht 30, sondern Honecker/-
Sindermann  , die CDU CSU-BK - Breschnew 
Kossygin. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD 	Zu-
rufe der CDU/CSU) 

Wenn wir dabei einen greifen 	wen auch immer — 
und sagen: jetzt wollen wir dich einmal beim Wort 
nehmen, dann schreit der ganze übrige Teil der 
Fraktion, der nicht dazu gehört: „Der hat unsere 
Meinung überhaupt nicht vertreten." Mit wem von 
Ihnen sollen wir denn im Augenblick sprechen? Das 
ist doch unsere Schwierigkeit! 

Aber ich möchte mich noch etwas mit den Aus-
führungen des Kollegen Abelein auseinandersetzen. 
Er hat hier gestanden und den Beifall — nur um das 
einmal darzutun — von Herrn Hupka, von Herrn 
von Fircks gekriegt. Nur, um die Richtung aufzu-
zeigen: Das sind jetzt, glaube ich, nicht Maoisten-
Leninisten, sondern die gehören in einen vierten 
Sarg. 

(Freiherr von Fircks [CDU/CSU]: Gott sei 
Dank in einen anderen als Sie!) 

Herr Abelein hat sich hier in der Art eines Exorzi-
sten, eines Teufelsaustreibers, geriert und gemeint, 
das seien nun die Grundüberlegungen, die er für die 
CDU/CSU darlegen dürfe. 

(Dr. Ritz [CDU/CSU] : Das ist nicht mal 
witzig!) 

Ich hoffe, dies ist nicht so, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. — Lieber Herr Kollege Ritz, 
wenn ich das, was mein Vorredner hier gesagt hat, 

ernst nähme, müßte ich das Taschentuch nehmen 
und weinen. 

(van Delden [CDU/CSU] : Weinen sollen Sie 
nicht, sondern es ernst nehmen! — Frei

-

herr von Fircks [CDU /CSU] : Nehmen Sie 
zwei Taschentücher und weinen Sie über 
sich! 	Dr. Hupka [CDU/CSU] : Weinen 
Sie über sich selbst! — Abg. Jäger [Wangen] 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen- 

frage) 

Herr Kollege Jäger, ich lasse keine Zwischen

-

fragen zu. Wir haben uns auch nicht bemüht, bei 
Herrn Abelein welche zu stellen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Meine Damen und Herren, ich verstehe Ihre Un-
ruhe nicht. 

Ich möchte zu dem Stellung nehmen, was der Herr 
Kollege Abelein über Berlin gesagt hat. Das war so 
grundfalsch, daß man diese Darstellung der Lage 
Berlins, eben weil wir Berlin nicht schaden wollen, 
hier in aller Offentlichkeit zurückweisen muß. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es ist doch eine Ungeheuerlichkeit, wenn sich je-
mand hier hinstellt und sagt: Berlin blutet aus, weil 
infolge der in der langen Zeit entstandenen Über-
alterung der Stadt die Sterblichkeitsrate natürlich 
sehr viel höher ist. Aber daraus politisches Kapital 
zu schlagen, ist eine derartige politische Dummheit, 
daß man nur sagen kann: Dies muß man niedriger 
hängen, damit alle Berliner das auch lesen können, 
damit sie davon Kenntnis nehmen können, wie 
hier darüber gedacht wird. 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Was ist denn rich

-

tig?!) 

— Lieber Herr Wohlrabe, ich bin dabei, es jetzt zu 
erklären. Seien Sie doch ein bißchen geduldig, Sie 
haben sich doch auch als Redner gemeldet. 

.Jede deutsche Großstadt lebt nicht aus eigener 
biologischer Kraft, sondern vom Zuzug. Ist das 
richtig? Die Bundesrepublik Deutschland hat sich 
außerordentlich darum bemüht, für Berlin den Zu-
zug, der ja nicht normal aus dein Umland kommen 
kann, zu verstärken. Daß dies aber von der Bundes-
republik nach Berlin sehr viel schwieriger ist als aus 
dem Umland direkt in die Stadt hinein, weiß auch 
jeder. Daß der CDU/CSU keine anderen Maßnah-
men eingefallen sind, um diesen Zustand zu ändern, 
ist doch auch richtig. Da hat es aber doch keinen 
Sinn, darauf hinzuweisen, daß der ursprüngliche Zu-
stand eines Berlin mit freiem Umland nicht erreicht 
worden ist. Und das noch dieser Regierung anzu-
lasten, ist, so finde ich, überhaupt keine Art, mit der 
Regierung umzugehen. 

Dabei muß ich auf folgendes hinweisen. Es ist auch 
nicht die Art des feinen Mannes, hier immer von 
„Herrn Schmidt" zu reden, der unser aller Bundes- 
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kanzler ist, auch Ihrer, wenn Sie ihn auch nicht lie-
ben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Böhm 
[Melsungen] [CDU/CSU]: Er revanchiert 
sich dann dadurch, daß er uns als „Bande" 
bezeichnet! — Reddemann [CDU/CSU] : Sie 

wollen doch die Autorität abbauen!) 

— Lieber Herr Reddemann, ich weiß, Sie sind in Zu-
rufen groß. Aber kommen Sie doch nachher! Sie wis-
sen, ich unterhalte mich gern mit Ihnen. Ich bin dann 
auch gerne bereit, mich anschließend wieder zu 
Wort zu melden. Aber Sie haben noch nicht gespro-
chen, und so ist eben immer noch Herr Abelein dran, 
mit dem ich mich auseinandersetzen muß. 

Ich muß leider darauf verzichten, Sie, was ich vor-
hatte, mit dem Artikel des Herrn Horlacher im 
„Bayern-Kurier" über Strauß in Peking bekanntzu-
machen und darauf noch näher einzugehen. Das 
wäre nämlich Zucker für jeden, der hören und lesen 
will. Diese Blamage, diese Art von Byzantinismus 
und Verzücktsein eines Schreibers 

(Reddemann [CDU/CSU] : Reden Sie vom 
„Vorwärts"?) 

über seinen grollen Vorsitzenden, den Führer des 
„Fähnleins der sieben Aufrechten", 

(Zuruf von der CDU/CSU: Reden Sie von 
Willy Brandt, oder von wem?) 

gegenüber dem anderen großen Vorsitzenden mit 
einem Millionenheer hinter sich 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das scheint Sie 
enorm zu stören!) 

hätte ich Ihnen nicht ersparen wollen; aber der Zeit 
wegen ist es nicht drin. 

Ich halte die Art, in der hier argumentiert wird, 
für ausgesprochen unredlich. Wenn Herr Abelein 
nämlich sagt, ein Sympathisant habe geschrieben, 
das Volk habe zu große Illusionen gehabt, aber die 
Regierung freue sich über den Stimmenzuwachs — 
oder so ähnlich —, und dann daraus folgert, das 
sei die Meinung der Bundesregierung, dann kann 
ich nur sagen: Unredlichkeit, dein Name ist Abelein! 
Die Bundesregierung hat solches nie gesagt, nie ge-
dacht, nie geschrieben, und sie weiß sich in ihrer 
Verpflichtung mit der Koalition eins, daß wir den 
Wählerauftrag 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Das ist eine 
Verdrehung der Wahrheit! — Weitere Zu- 

rufe von der CDU/CSU) 

— Sie sind doch leider, Herr Kollege Jäger, nicht 
mit der Mehrheit bedacht worden — redlich erfül-
len. 

(Beifall bei der SPD) 

Hier wird also nicht leichtfertig etwas vermanscht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hier wurde doch 
Bahr zitiert!) 

Aber die Opposition redet in einer Art, die keiner 
redlichen wissenschaftlichen Nachprüfung standhält. 

Als von Mauer und Stacheldraht geredet wurde, 
hat Herr Kollege Barzel eine beneidens- und bemer

-

kenswerte Zwischenbemerkung gemacht. Er hat 
nämlich gesagt: „Daran ist die Regierung nun wirk-
lich nicht schuld". Wir sind auch nicht bereit, Ihnen 
den Stacheldraht aus Ihrer Regierungszeit vorzuhal-
ten, weil das auch nicht die Schuld der CDU/CSU ge-
wesen ist. Wenn Sie auf die SED schimpfen wollen, 
dann in Gottes Namen! Aber diese Regierung ist 
nicht der Statthalter der SED! 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Aber sie hat 
doch einen Vertrag geschlossen, mit dem 

das auszuschließen gewesen wäre!) 

Wie kommen Sie denn auf solche konfusen und ab-
strusen Ideen, mein Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das Allerschönste während der Debatte war, daß 
schon dargelegt wurde, was denn würde, wenn die 
CDU die Regierung übernähme. Meine Damen und 
Herren, da seien Gott und die SPD davor! 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Lachen 
und Zurufe von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Wohlrabe. 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Verehrter Kol-
lege Höhmann, Sie können von mir nicht erwarten, 
daß ich mich hier des längeren mit Ihrem Debatten-
beitrag auseinandersetze. 

(Höhmann [SPD] : Können Sie auch nicht!) 

Sie werden mir das nicht verübeln. Aber eine kurze 
Bemerkung zur Sache sei mir wenigstens gestattet. 
Die Polemik, die Sie vorgetragen haben, möchte ich 
nicht fortsetzen. 

Sie fragen: Warum sind soviel Berliner von dan-
nen gegangen? Sie sagen: Dafür gelten Struktur-
schwierigkeiten, wie wir sie aus anderen Millionen-
städten kennen. — Das mag eine Seite der Be-
gründung sein. Fest steht aber auch — Herr Kollege 
Höhmann, Sie waren oft genug in Berlin und wissen 
dies sicher auch selber —, daß aus Berlin auch des-
halb viele weggegangen sind, weil ihnen die psycho-
logische Situation der Stadt nicht mehr behagte, um 
nicht zu sagen: weil sie resigniert sind. Sie glauben 
nicht mehr an die Chance, sich ihr eigenes Leben 
vorteilhaft in Berlin gestalten zu können. 

Dieser Gesichtspunkt ist von der Bundesregierung 
gerade in den letzten Jahren nicht berücksichtigt 
worden. Darin liegt unser tiefes Bedauern. Viele Ber-
liner Politiker aus der Koalition sind nach Bonn ge-
gangen, um von Bonn aus mehr für Berlin zu tun. 
— Sie haben das nicht in dem Maße getan, wie wir 
es uns gewünscht hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will mich bemühen, in der gebotenen Kürze 
und Sachlichkeit einiges zum Thema Berlin zu sagen. 
Insbesondere auch zu dem, was der Regierende Bür-
germeister von Berlin hier gestern vorgetragen hat. 
Insofern ist es gut, daß im Rahmen dieser Debatte 
nicht nur über unser Verhältnis zur DDR, sondern 
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auch über die Viermächtevereinbarungen für Berlin 
gesprochen wird. 

Es ist unbestritten — lassen Sie mich das voran-
schicken —, daß das Viermächteabkommen und di€ 
damit zusammenhängenden Vereinbarungen  be 

 grenzte Verbesserungen für Berlin und die Berlinei 
gebracht haben. Es ist aber auch genauso unbestrit-
ten, daß vieles von dem, was uns die Bundesregie-
rung, was Sie und auch der Senat von Berlin um 
und den Berlinern in den letzten Jahren und Monaten 
versprochen haben, nicht eingetreten ist. 

Opposition und Regierung haben ihre unterschied-
lichen Standpunkte und Auffassungen wiederholt 
vorgetragen. Die CDU/CSU-Fraktion hat auch in die-
ser Debatte ihre Kritik mit aller Deutlichkeit artiku-
liert. Wir hätten uns seinerzeit gewünscht — heute 
darüber zu lamentieren, ist in vielen Punkten zu 
spät — , daß mehr Ausdauer, mehr Härte und mehr 
Kraft zu einem seriöseren und länger anhaltenden 
Ergebnis geführt hätten. 

Die Befürchtungen der CDU/CSU-Fraktion, daß die 
Verträge eben nicht „wasserdicht" seien — um einen 
Begriff des Kollegen Bahr zu benutzen —, haben 
sich bestätigt. Die Handhabung der Verträge durch 
die DDR und auch durch die Sowjetunion beweist, 
daß in vielen grundsätzlichen Fragen der gemein-
same Nenner bis heute nicht besteht. Auch die Ber-
liner Bevölkerung hat dies seit langem gemerkt. 

An die Adresse der Bundesregierung, aber auch an 
die Adresse des Senats von Berlin — der Regierende 
Bürgermeister hat hier ja für den Senat von Berlin 
gesprochen — sei die Aussage erlaubt: Es genügt 
nicht, jetzt die eine oder andere Klage zu führen, 
manche Erklärungen von früher nicht mehr wahrha-
ben zu wollen oder sich gar teilweise abzusetzen. 
Wir hätten uns gewünscht, dies wäre früher gesche-
hen; denn ein Politiker muß sich unter anderem auch 
daran messen lassen, ob er rechtzeitig ein weitsichti-
ges Urteil fällen kann. Dies scheint uns in vielen 
Punkten der Berlin-Politik und auch der Vertrags-
politik der letzten Jahre nicht der Fall gewesen zu 
sein. 

Das Wort von Schütz, er habe Sympathie für die 
Skeptiker, hört sich angenehm an. Nur: Ich kann 
den Eindruck nicht loswerden, daß dies ein Wort zur 
Wahlzeit ist. Es wäre besser und richtiger gewesen, 
wenn es früher gesagt worden wäre. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Zur Beurteilung so wichtiger Fragen hätte dann 
aber auch eine größere Bereitschaft zur Kooperation 
gehört. Diese wird jetzt partiell angeboten. Aber 
damals war sie auf keinen Fall erwünscht. Wir er-
innern uns alle an das Wort „Wir brauchen diese 
Opposition nicht!" Dies hat die Stimmung und die 
Debatte damals bestimmt. 

Inzwischen ist jedoch eine geraume Zeit vergan-
gen. Für heute gilt die Feststellung: Die Vereinba-
rungen für Berlin wie auch die Ostverträge sind 
politische Wirklichkeit geworden. Die Vereinbarun-
gen binden uns heute und auch künftig. Diese Er-
kenntnis darf jedoch nicht dazu führen, kommuni-
stische Rechtsbrüche, wie wir sie immer wieder er-

leben, zu bagatellisieren, nur um nachträglich den 
Eindruck zu erwecken, es sei nicht so schlimm ge-
wesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Sie darf auch nicht dazu führen, daß wir durch Dop-
pelleistungen, durch Doppelzahlungen versuchen, die 
DDR zur Einhaltung ihrer ursprünglichen Zusage zu 
bewegen — wie wir es nun ja leider wieder erlebt 
haben. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Sehr richtig!) 

Vorrangiges Ziel ist es, die freiheitliche Existenz 
Berlins auf der Grundlage dieser Verträge zu er-
halten. Zur Erreichung dieses Ziels nutzen gemein-
same Bemühungen nach Auffassung vieler, vieler 
Berliner mehr als die Konfrontation der Parteien. 
Wer jedoch von dieser Gemeinsamkeit spricht, muß 
sich darüber im klaren sein, was dies bedeutet, und 
muß auch wissen, daß dafür ein erhebliches Maß an 
Übereinstimmung in bezug auf die Beurteilung der 
gegenwärtigen Lage in Berlin und auch in bezug auf 
die künftigen politischen Vorhaben in Berlin erfor-
derlich ist. Wenn man eine gemeinsame Handlungs-
weise anstreben will, muß über einige Punkte grund-
sätzliches Einverständnis bestehen. 

Erstens. Die Interessen Berlins sind gegen jeder-
mann mit dem erforderlichen Nachdruck zu vertei-
digen und dürfen nicht in irgendeiner Weise baga-
tellisiert werden. Wiederkehrende Vertragsbrüche 
der östlichen Seite, insbesondere der DDR, dürfen 
nicht verniedlicht werden. 

Zweitens. Die Freiheit Berlins ist durch ein großes 
Maß an Übereinstimmung mit den Alliierten zu 
sichern. Es ist auch die törichte Behauptung zu unter-
lassen, Berlin sei durch die Verträge sicherer ge-
worden. Sicher ist Berlin nur dann — lassen Sie 
mich dies für Berlin sagen —, wenn die Schutz-
mächte voll und ganz zu Berlin stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Durch nichts anderes wird Sicherheit in Berlin ge-
währleistet. Wer dies nicht glaubt, frage bitte einmal 
die Berliner. 

Drittens. Die Hilfe für Berlin darf sich nicht allein 
in der Gewährung von Finanz- und Wirtschaftsbei-
hilfen erschöpfen. Sie muß insbesondere auf psycho-
logischem und politischem Gebiet in großem Maße 
geleistet werden. Herr Kollege Höhmann, manches 
wäre anders, wenn in dieser Hinsicht mehr ge-
schehen wäre. 

(Höhmann [SPD] : Was schlagen Sie vor?) 

Viertens. Die Bindungen Berlins an den Bund und 
die Bindungen des Bundes an Berlin sind vertrags-
konform und nachdrücklich auszubauen und auszu-
gestalten. Die Bundesregierung und der Senat dür-
fen sich dabei aber nicht von der östlichen Seite ein-
schüchtern lassen. 

Fünftens. Es gilt außerdem, am Beispiel der ge-
teilten deutschen Hauptstadt deutlich zu machen —
das Forum der Vereinten Nationen bietet sich, wie 
hier schon mehrfach erwähnt worden ist, dafür ja 
an —, daß die Menschenrechte den Bürgern in ganz 
Berlin gewährt werden müssen, insbesondere jedoch 
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den Bürgern in Ost-Berlin, denen sie bis heute nicht 
zugebilligt wurden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir alle wissen, daß die Lage in und um Berlin 
trotz Viermächteabkommen, trotz Transitvereinba-
rung und anderen Verträgen bis heute nicht normal 
ist. Wir wehren uns auch dagegen, daß immer wie-
der behauptet wird, die Lage sei normal, weil damit 
die Lage Berlins bagatellisiert wird. Normal ist die 
Situation um und für Berlin für uns nur dann, wenn 
Berlin wieder Hauptstadt eines geeinten Deutsch-
lands ist. Nur das ist Normalität. Alles andere kann 
nicht Normalität sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So befinden wir uns also in einer Zeit der Zwi-
schenlösungen, wenn ich es einmal so nennen darf. 
In dieser Zeit der Zwischenlösungen erheben sich 
eine Reihe von Fragen. Das grundsätzliche Ziel, 
Berlin wieder zur Hauptstadt eines geeinten 
Deutschland zu machen, liegt in weiter Ferne. Ge-
rade weil es aber in weiter Ferne liegt, geht es 
heute in erster Linie um die dauerhafte Sicherung 
der Bindungen der Stadt an den Bund — nicht nur 
auf dem Papier, nicht nur mit dem Wort, sondern 
in der Praxis — und um ihre volle Anerkennung 
in allen Lebensbereichen durch die  andere Seite. 

Die Bundesregierung und auch die Sprecher der 
Koalitionsfraktionen betonten auch in dieser De-
batte immer wieder ihr vitales Interesse daran, die 
Bindungen Berlins an den Bund aufrechtzuerhalten 
und weiterzuentwickeln. Eine letzte größere Aus-
führung ist vom Herrn Bundeskanzler in der Debatte 
im Mai 1974 dazu gemacht worden. 

Nur stellt der, der diese Worte, diese Erklärun-
gen einmal mit dem politischen Alltag vergleicht 
— und dies möchte ich hier an einigen Beispielen 
tun —, fest, daß es doch sehr auseinandergehende 
Meinungen, auseinandergehende Tatbestände gibt. 

Erstens. Nach dem Streit um das Umweltbundes-
amt in Berlin erklärte der Bundeskanzler — der 
Kollege Abelein ist bereits kurz darauf eingegan-
gen —, es wäre wenig hilfreich, weitere Streitfälle 
in die Welt zu setzen. Wenn ich dies richtig inter-
pretiere — und ich wäre dankbar, wenn, falls ich 
etwas Falsches sage, dies hier richtiggestellt werden 
könnte —, bedeutet das doch mit anderen Worten, 
man solle das Verhältnis zur Sowjetunion nicht 
weiter belasten. Damit jedoch, meine Damen und 
Herren, würde die Bundesregierung auf ein vertrag-
lich zugesichertes Recht auf Fortentwicklung der 
Bindungen der Stadt an den Bund verzichten. Diese 
Einstellung kann von uns nicht hingenommen wer-
den, denn sie führt zu keinem einzigen positiven 
Ergebnis für Berlin. 

(Richtig! bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Wenn wir Staatsbesuche haben — auch 
dieses Thema muß wiederholt und vielleicht ein 
kleines Stück deutlicher dargestellt werden; hierher 
gehört auch wieder die psychologische Situation der 
Einbindung —, erleben wir, daß Staatsbesucher, die 
von Bonn eingeladen werden oder sich selbst hier 

anmelden, nach Hamburg, nach München, an den 
Rhein und in all die wunderschönen Gebiete der 
Bundesrepublik Deutschland fahren. Berlin ist seit 
1971 ausgespart; der letzte ausländische Staatsgast, 
der in Berlin war, war der Chef von Uganda, Idi 
Amin. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich möchte einmal die Frage auf den Tisch legen 
— und da der Bundesaußenminister anwesend ist, 
wäre ich sehr dankbar, wenn wir dazu vielleicht ein 
Wort hören könnten —: Warum 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU] : Waldheim!) 

— auf das Thema „Waldheim' komme ich gleich — 
kommen keine Staatsbesucher mehr nach Berlin? 
Man kann uns doch nicht weismachen, sie wollten 
nicht. Jeder, der mit der Praxis zu tun hat, weiß 
— und dies ist auch die Meinung der damit in Ber-
lin Befaßten —, daß die Bundesregierung entweder 
Berlin nicht mehr als Programmpunkt vorschlägt, 
um keine Schwierigkeiten mit dem Osten zu haben 
— das scheint ja doch hier das stillschweigende Ein-
verständnis zu sein — oder sogar, falls der Wunsch 
besteht — dies ist ein Verdacht, den ich nicht be-
weisen kann --, ihn den Staatsbesuchern ausredet. 
Dies, meine Damen und Herren, halte ich für eine 
ganz schlechte Sache, und ich wäre sehr dankbar, 
wenn die Chance dieser Debatte dazu genutzt 
würde, hier einen neuen Anfang zu setzen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter Wohlrabe, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Wehner? — Bitte! 

Wehner (SPD) : Herr Kollege, würden Sie sich, 
was dieses Thema „Staatsbesuche nach Berlin" be-
trifft, einmal durch Ihren Vorsitzenden der Frak-
tion der CDU/CSU von dem authentischen Wortlaut 
seiner eigenen Vorschläge aus der ersten Hälfte der 
60er Jahre — damals an seinen eigenen Außen-
minister gegeben — unterrichten lassen? 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Verehrter Herr Kollege 
Wehner, ich weiß nur dies: daß zu Zeiten der Gro-
ßen Koalition und zu Zeiten der Regierung der 
CDU CSU mit der FDP laufend Staatsbesucher nach 
Berlin gekommen sind — laufend! — und daß erst 
seit 1971 niemand mehr gekommen ist. Ich glaube, 
das spricht für sich. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Aber nicht für die 
Regierung! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 

CSU: Wer regiert seitdem?) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Dr. Carstens? — Bitte! 

Dr. Carstens (Fehmarn) (CDU/CSU): Wären Sie 
bereit, Herr Kollege Wohlrabe, den Herrn Kollegen 
Wehner davon zu unterrichten, daß er meine Äuße-
rung falsch zitiert hat, daß meine damalige Äuße- 
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rung dahin ging, daß der Berliner Senat nicht unab-
hängig von der Bundesregierung 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Staatsoberhäupter und Staatsgäste nach West-Berlin 
einladen sollte, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

weil ich darin einen Verstoß gegen die Vertretung 
West-Berlins durch die Bundesrepublik Deutsch-
land sah? 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU) 

Wohlrabe (CDU/CSU): Ich kann dies nur bestä-
tigen; wir kennen die Diskussion. Denn uns allen 
liegt nichts daran, daß durch Staatsbesuche eine 
Drittstaatlichkeit begründet wird. 

(Reddemann [CDU/CSU] : So ist es, genau!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
weitere Frage des Abgeordneter Wehner? 

Wohlrabe (CDU CSU): Bitte! 

Wehner (SPD) : Würden Sie sich, Herr Kollege, 
um diesen Auslegungsstreit klären zu können, beim 
Auswärtigen Amt und seinem Minister den authen-
tischen Text der damaligen Formulierungen in der 
Denkschrift des Herrn Kollegen Carstens vorlegen 
lassen? 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Hier geht 
es um Staatsbesuche in Berlin!) 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Die Denkschrift will ich 
mir gern besorgen, falls man sie mir zugänglich 
macht; das Auswärtige Amt ist ja mit dein Heraus-
rücken von Dokumenten sehr vorsichtig. Nur, Herr 
Kollege Wehner, ich bin lange genug in Berlin poli-
tisch tätig, um dies sagen zu können — jeder, der 
uns draußen zuhört, weiß es —: bis 1971 haben fort-
laufend Staatsbesuche stattgefunden, seitdem keiner 
mehr. Allein dieser Tatbestand spricht doch für sich 
selbst. Wir bedauern es. Er gehört zur psychologi-
schen Situation in Berlin. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: So ist es!) 

Ich komme im Zusammenhang mit den Bindungen, 
Herr Bundesaußenminister, zu einem Thema, das uns 
in diesen Tagen besonders bewegt. Der UNO-Gene-
ralsekretär Waldheim hat seinen Besuch in der Bun-
desrepublik angekündigt. Er wird aber entgegen 
ursprünglicher Absicht, wie wir erfahren, Berlin 
— ich sage jetzt genau: West-Berlin — aussparen. 
Es sollen Terminschwierigkeiten vorliegen. Es paßt 
so gar nicht in das Bild dessen, was wir wollen. Der 
UNO-Generalsekretär hat bei seinem Deutschland-
besuch keine Zeit für West-Berlin, durchaus aber 
Zeit für Trier und Ost-Berlin. Nichts gegen Trier! 
Auch nichts gegen Ost-Berlin! Ich meine, die Ver-
einten Nationen scheinen an der Realität der ge-
trennten Nation vorübergehen zu wollen. Wir fra-
gen: Was hat die Bundesregierung unternommen, 
um den UNO-Generalsekretär zu bitten, auch nach 

Berlin zu kommen? Wir sind der Auffassung, wenn 
Waldheim Ost-Berlin besucht, wäre es gut, wenn 
er diesen Besuch von West-Berlin aus beginnt. 

(Sehr gut! und Beifall bei der CDU/CSU) 

Das würde ihn mit der Realität, wie Deutschland 
heute da ist, wirklich vertraut machen. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Ein vierter Punkt. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter, ich muß Sie bitten, zu Ende zu kommen. Ich gebe 
Ihnen noch etwas zu, weil Sie Zwischenfragen hat-
ten, aber ich muß Sie trotzdem bitten, zu Ende zu 
kommen. Nein, bei uns sind keine 25 Minuten 
Redezeit angemeldet worden. Das hat Ihre Fraktion 
nicht gemacht. 

(Zuruf von der SPD: Eine Viertelstunde ist 
genug!) 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Ich darf aber wenigstens 
das Thema der Bindungen kurz zu Ende behandeln. 

(Dr. Ehrenberg [SPD]: Schlimm genug!) 

Ich habe kein Thema genannt, Herr Kollege 
Ehrenberg, mit dem Sie sich nicht identifizieren 
können. Wenn Sie dieses Thema der Bindungen als 
„schlimm genug" bezeichnen, dann tun Sie der Ber-
liner Sache keinen guten Dienst. Das sage ich Ihnen 
in aller Freimütigkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der vierte Punkt betrifft das internationale Luft-
kreuz Berlin. Der Regierende Bürgermeister hat dies 
früher groß angekündigt. Es erlosch. Heute spricht 
davon niemand mehr. Wir werden bei der Etat-
debatte, gerade auch was die Flugpreissubventionen 
angeht, ein Wort zu sagen haben. Meine Damen und 
Herren, verkennen wir bitte nicht; trotz vieler posi-
tiver Regelungen im Transitabkommen, die ich wohl 
zu schätzen weiß, und trotz andauernder Nadel-
stiche — was eigentlich nicht sein sollte — ist der 
einzig freie, ungehinderte und unkontrollierte Zu-
gangsweg nach Berlin bis heute der Luftweg. Er 
muß für jedermann, ob mehr Mittel zur Verfügung 
stehen oder weniger, voll erhalten bleiben. Dies 
muß eines unserer vornehmlichen Anliegen sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schließlich fragen wir die Bundesregierung nach 
dem Boykott der Flüge von Berlin durch Bulgarien. 
Hierauf steht die Antwort bis heute aus. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Zum Ausbau und nicht zum Abbau der Bundesprä-
senz in Berlin und damit auch zur psychologischen 
Situation gehört auch die Präsenz der Bundespolitik 
in Berlin, und zwar nicht zu Demonstrationszwecken, 
wie es uns zeitweise vorgeworfen wird. Für uns, die 
CDU/CSU, ist es normale Alltagsarbeit geworden, 
zweimal im Jahr in Berlin zu tagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Diese natürliche Selbstverständlichkeit wünschten 
wir uns bei der SPD-Fraktion. Sie kam jetzt. Es war 
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Wahlzeit. Sie kam aber insgesamt in den letzten 
Jahren nur dreimal. Wir würden uns freuen — dies 
gehört auch zur psychologischen Situation —, wenn 
die Bundespolitik zur Unterstützung Berlins im Rah-
men der Verträge engagierter und stärker in Berlin 
präsent wäre. Nichts soll getan werden, was nach 
den Verträgen nicht möglich ist. Aber das ist mög-
lich. 

Ich bin gebeten worden, zum Ende zu kommen. 
Ich darf einen letzten Gedanken zum Ausdruck brin-
gen. Wir haben festzuhalten, daß das Problem der 
Bindungen bisher stark im Dissens verharrt. Es 
steht fest, meine Damen und Herren, daß diese vor-
rangige Frage, solange keine endgültige Lösung für 
Berlin gefunden werden kann, nur dann einer positi-
ven Regelung zugeführt wird, wenn auch die So-
wjetunion und die DDR sich zu einer vertragskon-
formen Auslegung mit uns bereit erklären. Dies ist 
bis heute nicht erfolgt. Alle Wort nützen nur dann, 
wenn deutlich wird, daß die Sicherung Berlins im 
ost-westlichen Entspannungsprozeß nur dann erfolg-
reich ist — die NATO hat Berlin zu einem Testfall 
für den Entspannungswillen erklärt — wenn auch die 
Sowjetunion und die DDR bereit sind, sich einer 
Vertragsauslegung zu bedienen, die für uns alle 
verpflichtend und verbindend ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Hoppe. 

Hoppe (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Haben Sie keine Sorge, ich werde den 
Wahlkampf von Berlin nicht in dieses Hohe Haus 
tragen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Redde-
mann [CDU/CSU]: Da wären Sie ja auch der 

erste, Herr Hoppe!) 

Dazu hat mir Kollege Wohlrabe auch keinen Anlaß 
gegeben, denn seine Ausführungen waren für seine 
Verhältnisse geradezu wohltuend sachlich 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

besonders im Vergleich zu dem, was Kollege Abe-
lein geboten hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh! Oh!) 

Dennoch möchte ich zunächst auf eine Bemerkung 
des Kollegen Wohlrabe eingehen, nämlich seinen 
Protest gegen die Feststellung, Berlin sei durch die 
Vertragspolitik der Bundesregierung sicherer ge-
worden. Herr Kollege Wohlrabe, diese Feststellung 
ist nun einmal nicht zu bestreiten, und wenn Sie sa-
gen, die Sicherheit beruhe auf der Präsenz unserer 
Verbündeten und ihrer Schutzbereitschaft, dann ist 
das zwar richtig, aber eben diese Alliierten sagen ja 
gerade, daß diese Stadt durch den Abschluß des 
Viermächteabkommens — und das war in einer 
glücklichen Stunde möglich — besser gesichert wer-
den konnte, als es in der Vergangenheit der Fall 
war. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Deshalb können Sie sich hier nicht auf die von 
Ihnen so häufig bemühten Alliierten berufen. Sie 
sollten deshalb den Feststellungen über die ge-
stärkte Sicherheit Berlins nicht länger widerspre-
chen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wenn der Kollege Abelein in seinem deutsch-
landpolitischen Part heute früh Heinrich Heine 
zitiert, dann muß ich schon sagen, ist ihm das ganz 
ungewöhnliche Kunststück gelungen, gleich das 
eigene Kontrastprogramm selbst mit vorzutragen. 
Im übrigen sollten wir die von ihm für seinen Vor-
trag gewählte Präambel alle zusammen ganz schnell 
wieder vergessen. Wenn ich die Eingangsformulie-
rung noch einmal auf mich wirken lasse — „Die 
Bundesregierung liegt noch in den Federn, wir aber 
kommen zur Sache" — erzeugt das bei mir einen 
ganz faden und fatalen Beigeschmack, Herr Kollege 
Abelein. Das klingt ähnlich wie: Noch schläft der 
größte Teil der Deutschen, wir aber, wir wachen. 
Gehen wir darüber schnell zur Tagesordnung über! 

(Beifall bei der FDP — Zurufe der Abge

-
ordneten Dr. Abelein [CDU/CSU] und Red

- demann [CDU/CSU]) 

Ich möchte nicht, daß wir das Wort „Morgenstund' 
hat Gold im Mund" dahin abwandeln müssen: Mor-
genstunde ist Pöbelrunde. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
des Abg. Dr. Abelein [CDU/CSU] — Redde

-

mann [CDU/CSU] : Oh! Oh! Sie waren auch 
schon einmal besser!) 

— Nein, meine Damen und Herren, es ist auch nicht 
sehr sinnvoll, wenn der Herr Kollege Abelein sich 
hier zum Stimmungsbarometer für Berlin auf-
schwingt. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Steht es denn so 
schlecht mit der FDP?) 

Ich glaube, ihn haben wir dazu in Berlin nicht nötig. 
Eine Stimmungskanone ist er sowieso nicht. 

Was nun den Inhalt der kritischen Bemerkungen 
betrifft, so ist es doch einfach abwegig, in einer 
Abrechnung mit der Deutschlandpolitik dieser Bun-
desregierung — und die ist ihm selbstverständlich 
zugestanden — auf Berlin abzuheben und zu klagen, 
daß unsere Hauptstadt durch Mauer und Schieß-
befehl geteilt sei, eine Mauer, die ihre Fortsetzung 
in einer schrecklichen Grenze hat, die durch unser 
deutsches Land geht. Meine Damen und Herren, 
diese Mauer, diese schreckliche Grenze und den 
Schießbefehl haben wir zu einem sehr viel früheren 
Zeitpunkt unserer Nachkriegsgeschichte protestie-
rend, aber doch schmerzlich duldend hinnehmen müs-
sen. Die Bundesregierung und ihre politischen Be-
mühungen in der Ost- und Deutschlandpolitik kön-
nen Sie damit nun weiß Gott nicht identifizieren 
und belasten. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter Hoppe, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Ab-
geordneten Jäger (Wangen)? 

Hoppe (FDP) : Bitte schön! 
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Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Hoppe, paßt es nicht zu der Bemerkung unseres Kol-
legen Abelein über die Schläfrigkeit der Bundes-
regierung in diesen Dingen, daß genau diese Mauer, 
von der das Bundesverfassungsgericht erklärt hat, 
daß sie in eklatantem Widerspruch zum Grundver-
trag stehe, von der Bundesregierung bislang nicht 
einmal zum Gegenstand von Gesprächen und Ver-
handlungen mit der DDR gemacht worden ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Hoppe (FDP) : Herr Kollege Jäger, es fällt mir 
wirklich schwer, immer wieder an diesem Punkt 
mit Ihnen kontrovers diskutieren zu müssen. Wir 
hatten, so meinte ich, in häufigen Beratungen längst 
Übereinstimmung dahin erzielt, daß die ganze Poli-
tik dieser Bundesregierung von dem Motiv und dem 
Willen getragen wird, die Mauer in Berlin und diese 
unmögliche Grenze in Deutschland mit dem Schieß-
befehl zu überwinden! 

(Beifall bei der SPD) 

Aber was wir am Anfang unserer politischen Arbeit 
in der Regierung auf diesem Gebiet vorgefunden 
haben, meine Damen und Herren, das war jenes 
Stück deutscher Teilung, das eigentlich nicht mehr 
verbösert und schon gar nicht weiter vertieft wer-
den konnte. Wenn Sie aber dennoch hier die Be-
hauptung aufstellen, unsere Politik hätte die Grenze 
nicht durchlässiger gemacht, hätte nicht mehr 
Menschlichkeit durch zahlreiche Begegnungen ge-
bracht und zu keiner Stärkung der Bindungen 
geführt, dann, meine Damen und Herren von der 
Opposition, verlassen Sie den Boden der Wahrheit 
und der Realitäten. Diese Form der Auseinanderset-
zung kann dann nicht mehr als redlich bezeichnet 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Was dazu hier — — 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
weitere Zusatzfrage des Abgeordneten Jäger (Wan-
gen)? 

Hoppe (FDP) : Ich habe den Eindruck, Herr Präsi-
dent, daß diese Diskussion nicht sehr ersprießlich ist. 
Deshalb sollten wir darauf verzichten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Was dazu vom Kollegen Abelein dann als poli-
tische Alternative vorgetragen wurde, ist doch nichts 
anderes als illusionäre Träumerei! 

(Beifall bei der SPD) 

Ich kann mir einfach nicht vorstellen, daß das poli-
tische Deutschlandbild der Opposition wirklich so 
weltfremd ist, daß es jeden Realitätsbezug verloren 
haben sollte, und ich kann nur dringend hoffen und 
wünschen, daß Herr Abelein nicht die Meinung der 
Opposition repräsentiert. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Geben Sie 
sich keinen Wunschträumen hin, Herr Kol-

lege!) 

Denn dann, meine Damen und Herren, wäre das der 
Anfang vom endgültigen Ende der Gemeinsamkeit 
in der Deutschlandpolitik, und das können wir uns 
alle nicht wünschen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wehner. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Jetzt kommt 
der Gemeinsamkeitspolitiker!) 

Wehner (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mein Eindruck in diesem Stadium der 
Debatte ist der: Sie ist wesentlich beeinflußt wor-
den dadurch, daß der Vorsitzende der CDU/CSU-
Fraktion, Herr Carstens, die Gelegenheit verpaßt 
oder verschenkt hat, in seiner Antwort auf die 
Regierungserklärung des Bundeskanzlers die eigent-
liche Position der CDU/CSU erkennbarer zu machen, 
als es angesichts Ihrer Mehrstimmigkeit möglich ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Und so ist es zu dieser Auffächerung gekommen. 
Wäre der Oppositionssprecher Carstens auf die Re-
gierungserklärung des Bundeskanzlers zur Lage und 
zu den Problemen unserer Nation eingegangen, so 
hätte er möglicherweise eine große Stunde gehabt. 
Aber er verzichtete darauf und versuchte statt des-
sen, fünf Punkte zusammenzubringen, mit denen 
wohl zum Ausdruck gebracht werden sollte, die Re-
gierung müsse sich gewissen Vorhaben oder Kam-
pagnen der Opposition einfach anschließen, dann 
könnte man von dem reden, was „Gemeinsamkeit" 
genannt werden könnte. Das war zu blaß, um die 
Debatte vertiefen zu können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Diese Pünktchen mögen für den propagandistischen 
Hausgebrauch der CDU genügen, so wie manche 
der heutigen Reden für ausgedachte Wahlkampf-
zwecke gedacht sein mögen, 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Wenn schon, dann 
festhalten, daß Schütz damit angefangen 

hat!) 

für die Deutschlandpolitik reichen sie jedenfalls 
nicht aus. — Sie, Herr Wohlrabe, der Sie Herrn 
Schütz in diese Debatte bringen, werden doch wohl 
nichts dagegen haben, daß der Regierende Bürger-
meister Berlins hier in dieser Debatte — auch als 
ein Mitglied des Bundesrats — gesprochen hat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter Wehner, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Wohlrabe? 

Wehner (SPD) : Nein. 
(Reddemann [CDU/CSU] : Dann sollten Sie 

ihm auch keine mehr gestatten!) 

Selbst zu seinem Lieblingsthema „Geschichtsbe-
wußtsein" wußte Herr Carstens nichts anderes anzu- 
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bieten als eine Art Streitgespräch mit sozialdemo-
kratischen Länderministern oder Regierungschefs. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU] : Was ha-
ben Sie denn dagegen?) 

Und schließlich — das ist jedenfalls mein Ein-
druck —: Sein Schluß ist mißglückt; denn eine 
schöne Strophe in Erinnerung zu rufen ist noch 
keine Politik. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Für den, der sich an das Schicksal dieser Strophe 
und an die Rolle erinnert, die der damalige Bun-
deskanzler Adenauer für die Tatsache gespielt hat, 
daß es eben nicht die Strophe wurde, die man auch 
bei feierlichen Gelegenheiten singen konnte, ist 
das, Herr Carstens, ein wenig seltsam gewesen. 
Doch das nur nebenbei. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Redde-
mann [CDU/CSU] : Sie singen natürlich an-

dere Strophen!) 

Dies ist das Dilemma der Opposition: Sie versteht 
sich noch nicht zu einer politischen Behandlung der 
Probleme, die uns mit der staatlichen Trennung un-
seres Volkes aufgegeben sind. Sie sucht nach Mög-
lichkeiten, das Thema des getrennten Volkes wir-
kungsvoll darzustellen, sei es vor dem Forum der 
UNO, sei es — wie gehabt — durch das Fernsehen. 
Das versperrt ihr selbst den Zugang zu kritischer, 
aber eben konstruktiver Teilnahme am — zugege-
ben: mühevollen — Tagewerk der Politik. 

Der Bundeskanzler hat deutlich gemacht, wie 
deutsche Politik illusionslos nach Schritten sucht, 
die unserer Position entsprechen und dem getrenn-
ten Volke dienen. Die Opposition aber ist noch 
immer dabei, sich in Anklagen zu erschöpfen, 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : Das stimmt 
doch gar nicht! Sie haben doch unsere Vor-

schläge gehört!) 

und dabei richtet sie ihre Anklagen gegen das Re-
gime in der DDR an die eigene Regierung, 

(Frau Dr. Timm [SPD] : So ist es!) 

so als verträte diese eigene Regierung die Sache der 
DDR-Führung. 

Das mag kurzfristig innenpolitisch aufregend sein, 
deutschlandpolitisch, außenpolitisch trifft es dane-
ben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Es hat in dieser Debatte auch Ansätze zu konkre-
ter politischer Kritik gegeben, doch sie stammten 
nicht vom Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion. 
Manche Anregung wird über diese Debatte hinaus 
Anlaß geben, nach Schritten zur Verwirklichung 
zu suchen und möglicherweise den einen oder an-
deren Schritt auch zur Verwirklichung tun zu kön-
nen, z. B. ein Thema wie das der Erweiterung von 
Ost-West-Reisen für die noch nicht in dem, was 
man das Rentenalter nennt, befindlichen Personen. 
Dazu gehört aber die Nüchternheit, mit der z. B. der 
Bundeskanzler Helmut Schmidt selber die Probleme 
des Verkehrswegeausbaus in den Blick genommen 
hat. 

Ich denke, die Streitfrage ist nicht, ob derjenige, 
der die Politik vertraglicher Regelungen des Ver-
hältnisses der beiden Staaten im getrennten 
Deutschland vertritt, dem „Kommunismus", den Sie 
hier beschwören, Vorschub leistet 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU]: Was 
heißt „beschwören" ?) 

— Sie kennen doch die verschiedenen Facetten des 
Kommunismus, fragen Sie doch Herrn Strauß! —, 

(Reddemann [CDU/CSU] : Muß der Ihnen 
im Magen liegen, Herr Wehner!) 

während derjenige, der diesen abstrakten „Kommu-
nismus" anklagt, der beste Deutsche sei. Nein, 
meine Damen und Herren, die eigentliche Streit-
frage ist, ob gültige Verträge so angewendet wer-
den, daß unter Berufung auf sie das erreichbare 
höchste Maß an friedlichem Nebeneinander der 
Staaten und an Erleichterungen für die Menschen 
in beiden Staaten einschließlich Berlin erzielt wird. 

Die parlamentarische Opposition wird sich selbst 
schließlich entscheiden müssen, ob sie kurzzeit-
liche Propagandawirkungen vorzieht und ihnen zu-
liebe die Pose des Anklägers gegen die Regierung 
des eigenen Landes einnimmt, als sei diese Regie-
rung verantwortlich zu machen für die Haltung der 
Regierung des anderen Staates, oder ob sie gültige 
Verträge zu kritischer Behandlung der Politik der 
eigenen Regierung benutzt, um ihre ihren eigenen 
Vorstellungen nach für die Menschen in beiden 
Staaten nützlichen Forderungen zu begründen. 

Es war aufschlußreich, aus dem Munde von Oppo-
sitionssprechern eine Art Genugtuung darüber zu 
vernehmen, daß solche Fernsehdebatten drüben an-
kämen. 

(Frau Berger [Berlin] [CDU/CSU] : Was soll 
denn das? — Reddemann [CDU/CSU] : Eine 

Verdrehung von Aussagen!) 

Sollte sich eigentlich niemand daran erinnern, wie 
solche „Appelle" von außen schon manchmal zu 
falschen Vorstellungen bei denen geführt haben, 
als deren Fürsprecher solche Redner sich hier ver-
stehen? 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Da gibt es einige blutige Ereignisse in den 50er und 
sogar noch in den 60er Jahren. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Das ist doch nicht 
zu fassen! Der kann nicht begreifen, daß 
ein Volk gegen Kommunisten aufsteht!) 

Bundeskanzler Helmut Schmidt hat mit seiner Re-
gierungserklärung auch für die Zeit nach dieser 
Debatte etwas Tragendes, ein Gerüst hingestellt, 
die Opposition aber, meine Damen und Herren, muß 
mit ihrer eigenen Rolle ins klare kommen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kunz (Berlin). 

Kunz (Berlin) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Wehner, ich 
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möchte gleich an Ihre Ausführungen anknüpfen, 
wie denn diese Fernsehdebatten drüben ankämen. 
Dies ist allerdings ein Punkt, der in der Tat in diese 
Debatte gehört und nicht nur in diese Debatte, son-
dern in jede Debatte in diesem Haus, in der über 
Deutschland gesprochen wird. Ich war neulich drü-
ben, und ich habe gehört, wie sich junge Menschen 
bitter beklagen, daß in unseren Fernsehkanälen 
die Lage in der DDR so geschildert wird, als wenn 
dort das Paradies demnächst verwirklicht werden 
würde. 

(Wohlrabe [CDU/CSU] : Sager, ZDF! Wie 
ein SED-Journalist!) 

Dies, Herr Wehner, ist die Sorge, die wir haben. Wir 
bitten Sie sehr, dafür zu sorgen, mit uns allen ge-
meinsam dafür zu sorgen, daß die Bevölkerung drü-
ben durch unsere Fernsehberichte — durch be-
stimmte, nicht durch alle — nicht ein Bild vermittelt 
bekommt, das für sie wie Hohn und Spott wirkt. 
Dies ist die Situation. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Kollege Hoppe, mit der Stimmung ist das so 
eine Sache. Sie meinten, es sei eine sehr gute Stim-
mung. Ich würde sagen: die Stimmung ist in sich 
ein sehr komplexer Begriff. Ich will nicht sagen, daß 
insgesamt in Berlin die Stimmung schlecht ist. Aber 
in bezug auf die Verträge hat niemand anderes als 
Egon Bahr folgendes gesagt. Er hat in Berlin gesagt, 
er verstehe nicht, wo doch die Lage noch nie so gut 
gewesen sei wie jetzt, daß die Stimmung noch nie 
so schlecht war wie jetzt. Dies ist der Kontrast. 
Herr Kollege Hoppe, dies scheint mir auch die 
Situation zu sein. 

Ein Zweites! Ich möchte die Kollegen von der 
sozialliberalen Koalition bitten, nicht ständig zwi-
schen uns zu differenzieren. Wir lassen uns nicht 
unterscheiden in solche und solche. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Herr Abelein ist nicht nur unser Sprecher, sondern 
er sagt das, was wir alle empfinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Ihre Versuche, hier alles groß auseinanderzudividie-
ren, zeigen, daß wir durchaus auf dem richtigen 
Weg sind. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Ich möchte nunmehr 	Herr Moersch, und das 
wird Sie besonders interessieren — auf einen Zu-
sammenhang kommen, den der Regierende Bürger-
meister gestern, wie ich meine, völlig unterhalb des 
Ernstes der Situation angesprochen hat: ich meine 
die Einbeziehung Berlins in internationale Verträge. 
Wir kritisieren doch nicht, daß der Regierende Bür-
germeistere hier gesprochen hat. Wir kritisieren, 
wie er hier gesprochen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich muß sagen, die Leichtfertigkeit in dem Punkt 
der Einbeziehung Berlins in internationale Verträge 
war grotesk. Worum geht es? Herr Schütz hat er-
klärt, die Einbeziehung sei auf vielen Gebieten ge-
regelt. Er hat damit sicherlich nicht behauptet, alles 

sei geregelt. Aber er hat den Eindruck erweckt, als 
ob ernsthafte Probleme überhaupt nicht bestünden. 
Aber sie bestehen. Derselbe Herr Schütz hat noch 
dazu — in einer Rede im Abgeordnetenhaus von 
Berlin den letzten Besuch des Bundeskanzlers als 
Durchbruch bezeichnet. Ich muß fragen: was ist 
eigentlich durchgebrochen worden bei einem Be-
such, wo nicht einmal die Einbeziehung Berlins in 
vier fertig formulierte Verträge geregelt werden 
konnte? 

Nicht nur daß die Sowjetunion im Grundsatz nicht 
bereit zu sein schien, nein, sie hat darüber hinaus 
weitere juristische Rammböcke auf einer Vielzahl 
von Detailgebieten geschaffen, und die will ich auf-
zählen. Nicht nur im Grundsatz wird die Einbezie-
hung Berlins bestritten. Auf vielen Gebieten wird 
ein besonderer sachlicher Bezug gefordert. Der sach-
liche Bezug ist da, darum geht es nicht. Es soll nur 
wieder eine Krücke geschaffen werden, um uns in 
Berlin Beine auszuschlagen. Ich brauche doch hier 
sicherlich nicht daran zu erinnern, wie die Begriffe 
Status und Sicherheit von der Sowjetunion derart 
unzulässig extensiv ausgelegt werden, daß über 
diese beiden Begriffe versucht werden soll, eine 
dritte juristische Zementierung zu erreichen. Ich 
sehe die ernsthafte Gefahr, daß eine Entwicklung 
langfristig — nicht nur im Moment — eintreten 
könnte, wonach durch die Verringerung der Ein-
beziehung oder gar durch die Nichteinbeziehung 
Berlins in Verträge der Boden unserer Sicherheit 
ausgezehrt werden könnte. 

Das ist auch unverändert die sowjetische Absicht. 
Diese sowjetische Absicht ist unüberhörbar deutlich 
geworden bei den letzten Vorgängen um die Errich-
tung eines Berufsbildungszentrums der Europäischen 
Gemeinschaft in Berlin. Jahrelang, und zwar zu 
Zeiten unserer Regierungen, war unbestritten, daß 
Berlin in den Geltungsbereich der Europäischen 
Gemeinschaft einbezogen ist. Jetzt nach den Ver-
trägen wird das bestritten, und, Herr Präsident, ich 
darf mit Ihrer Erlaubnis vorlesen, was die „Iswesti-
ja", die sowjetische Regierungszeitung ich möchte 
sagen: zumindest offiziös, sehr wahrscheinlich offi-
ziell — dazu erklärt hat: 

Wie kann man 

— schreibt diese Zeitung — 

so  weit gehen und bewußt jene Tatsachen igno-
rieren, daß Versuche, West-Berlin an die Bun-
desrepublik zu binden und es auf dieser Grund-
lage in die Sphäre der Tätigkeit der Euro-
päischen Gemeinschaft einzubeziehen, nichts 
anderes sind als Schritte, die auf eine Verlet-
zung des vierseitigen Abkommens über West-
Berlin gerichtet sind? 

Darin kommt zusammenfassend zum Ausdruck, wie 
sich die Sowjetunion gegen die Einbeziehung Ber-
lins stemmt. Das steht in erschütterndem Gegensatz 
zu dem, was der Regierende Bürgermeister gestern 
gemeint hat hier ausführen zu müssen. Das, Herr 
Kollege Hoppe, sind die Punkte, die unsere Stim-
mung in bezug auf die Verträge eben nicht gut 
werden lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Es gibt für uns überhaupt keinen Zweifel, daß sich 

die Europäische Gemeinschaft unter Einschluß des 
Bundeslandes Berlin der Bundesrepublik Deutsch-
land versteht. Der Vertrag über die Europäische Ge-
meinschaft — ich glaube, er ist ein gutes Beispiel 
dafür, wie solide unsere Verträge waren — enthält 
zusätzlich zu dem Umstand, daß die Bundesrepublik 
Deutschland Partner dieses Vertrages ist, eine Ab-
rede. In dieser Abrede heißt es, daß jedenfalls auch 
die Hoheitsgebiete in den Geltungsbereich des Ver-
trages einbezogen sind, für die einer der Vertrags-
partner spricht. Der Fall ist durch das Berlin-Abkom-
men erhärtet; denn im Berlin-Abkommen ist positiv 
und ausnahmslos die Ermächtigung enthalten, daß 
die Bundesrepublik Deutschland Berlin vertritt; frei-
lich beschränkt auf Fragen, die nicht Sicherheit und 
Status betreffen. Aber das wird hier nicht berührt. 

Ich muß an uns alle appellieren, daß von dieser 
Gestattung der Westmächte, die für mich die allein 
entscheidende, wichtige Position in bezug auf das 
freie Berlin in diesem Zusammenhang ist, ausnahms-
loser und positiver Gebrauch gemacht wird, derart, 
daß wir zur umfassendsten Vertretung Berlins durch 
den Bund kommen. 
Herr Präsident, ich hatte mir vorgenommen, aus-

führlich auf den Zusammenhang zwischen der einen 
deutschen Staatsangehörigkeit und der Sicherheit 
Berlins einzugehen. Ich kann das wegen der Zeit 
nur noch verkürzt tun. Ich möchte uns alle aber ein-
dringlich zu der Überlegung bitten, daß die eine 
deutsche Staatsangehörigkeit nicht nur von allge-
meinem verfassungsrechtlichem Rang und von poli-
tischer Dimension ist, sondern daß jedes Spiel mit 
dieser Position das gefährlichste Spiel mit der 
Sicherheit des freien Berlin ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit großem Bedauern habe ich gemerkt, daß be-
reits einige vereinzelte Luftballons aufsteigen, wo 
gesagt wird: Wie lange könnt ihr denn, wenn ihr 
Realisten sein wollt, die Position der einen deut-
schen Staatsangehörigkeit aufrechterhalten? 

(Höhmann [SPD] : „Luftballons"?) 

Ich hoffe, daß wir zu einem Begriff von Realismus 
kommen, der nicht verwechselt wird mit Fatalismus, 
der nicht verwechselt wird mit Anpassung, der nicht 
verwechselt wird mit Schwierigkeiten-aus-dem-Weg-
Gehen und der nicht verwechselt wird damit, daß 
man 30 Jahre nach dem letzten Krieg eben immer 
noch nur die Folgen des letzten Krieges zu bewälti-
gen habe. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Politik heißt gestalten. Immer nur auf Jahrzehnte 
vorher verweisen zu wollen ist eher ein Armuts-
zeugnis denn ein Beweis für politische Kunst. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich darf sagen — ich brauche nur allgemein dar-
auf hinzuweisen; das ist im Grunde bekannt —, daß 
die Sowjetunion einen ihrer Hauptwünsche, die noch 
auf dem Tableau stehen — so etwas gibt es noch — 
darin sieht, eine gesonderte Staatsangehörigkeit 
West-Berlins zu begründen. Das zeigt sich nicht nur 
in grundsätzlichen Stellungnahmen, sondern das 

zeigt sich z. B. auch darin, daß wir Berliner, wenn 
wir nach Ost-Berlin gehen, seit Jahren einen geson-
derten Durchgang nehmen müssen —, im Unterschied 
zu unseren Mitbürgern aus Köln, Hamburg, Mün-
chen. 

Dies sind alles keine Kleinigkeiten, sondern Sym-
bole der Ernsthaftigkeit, mit der die Sowjetunion 
hier zielstrebig arbeitet. Dies alles hätte der Regie-
rende Bürgermeister sagen müssen. Es war — ohne 
Polemik — enttäuschend, daß er dies nicht getan 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir Berliner teilen die feste Überzeugung, daß die 
eine deutsche Staatsangehörigkeit in besonderer 
Weise unterstreicht, wie wichtig die Offenhaltung 
der deutschen Frage ist, und wiederum unterstreicht, 
wie eng Offenhaltung der deutschen Frage, einheit-
liche deutsche Staatsangehörigkeit und freiheitliche 
Existenz Berlins, das zum Bund gehört, verknüpft 
sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir glauben, daß die Position des Regierenden 
Bürgermeisters von Berlin — wer immer es ist — zu 
den ganz bedeutenden Funktionen der deutschen 
Politik gehört. Ich glaube — ich will das für meine 
Person sagen —, sie ist nach der des Bundeskanz-
lers wahrscheinlich eine der bedeutendsten Positio-
nen, die es in der Exekutive überhaupt gibt. Wenn 
dem so ist, dann muß der Regierende Bürgermeister 
— wiederum unabhängig davon, wer es ist — den 
Mut haben, als Kontrastspiegel — gegebenenfalls 
seiner eigenen Partei gegenüber — zu wirken. Wenn 
so getan wird, als sei alles in Ordnung, dann muß 
er sagen: So ist es nicht! Dies ist unsere Auffassung 
vom Amt des Regierenden Bürgermeisters, und dies 
möchten wir den Berlinern sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Lage 
der Nation, die Erörterung von Antworten der Bun-
desregierung auf Anfragen der Opposition und der 
Regierungskoalition sind das Thema dieser De-
batte. 

Ich muß auch heute noch einmal die Frage stellen: 
Was kann und was soll eine solche Debatte im 
Interesse unseres Volkes leisten? Wenn ich von 
diesem unserem Volk spreche, dann meine ich nicht 
nur die Deutschen in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Meine Damen und Herren, hier geht es zu-
nächst um die Frage: Wie können wir als Bundes-
republik an der Sicherung des Friedens in der Welt 
mitwirken? Dazu, über den Zusammenhang von Frie-
denssicherung und Entspannungspolitik, hat der 
Bundeskanzler gestern in seiner Regierungserklä-
rung etwas gesagt. Hier kann es in der Tat, Herr 
Kollege Abelein, nur einen Wettlauf der Initiativen 
und Ideen zwischen Regierungskoalition und Oppo-
sition geben, wie wir uns in den Entspannungspro-
zeß — auch im Interesse des eigenen Volkes — 
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aktiv einschalten können. Ich habe dazu, zu diesem 
Zusammenhang, in dieser Debatte bis zur Stunde 
von Ihnen aus den Reihen der Opposition keinen 
neuen Vorschlag gehört. 

(Wehner [SPD] : Leider wahr!) 

Es mag sein, meine Damen und Herren, daß Sie 
zugeben, daß die Entspannungspolitik der Bundes-
regierung als eine im guten Sinne realistische Ent-
spannungspolitik zu betrachten ist, wohl wissend, 
daß die Bundesregierung — unter Vermeidung 
jeder Schaukelpolitik, unter Vermeidung irrealer 
Sicherheitsvorstellungen — es als den zentralen 
Pfeiler ihrer Bemühungen um Entspannung ansieht, 
daß wir im westlichen Bündnis fest verankert sind 
und daß uns die Einigung Europas eine zusätzliche 
politische Stütze für diese unsere Entspannungspoli-
tik gibt. 

(Dr. Abelein [CDU/CSU]: Das haben ja wir 
weitgehend gemacht! Das war ja unsere 

Politik!) 

Dazu, meine Damen und Herren, können wir auch 
die erklärte Unterstützung der Opposition brauchen; 
das kann unsere Position nur festigen. 

Aber es gehört dazu auch die Mitwirkung der 
Bundesrepublik Deutschland bei multilateralen Ent-
spannungsbemühungen. Ich habe gestern auf die 
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa verwiesen. Ich habe auf die Abrüstungsver-
handlungen in Wien verwiesen. All das bettet sich 
da ein. 

Dieser Grundansatz unserer Entspannungspolitik 
ist von Ihnen letztlich nicht zu kritisieren. Sie haben 
es heute nicht getan. Auch Herr Kollege Abelein 
hat sich eigentlich der Reduzierung der Oppositions-
kritik auf eine Methodenkritik in der Vergangenheit 
dadurch angeschlossen, daß er bei seinen Verbesse-
rungsvorschlägen für die Zukunft gesagt hat, wir 
würden dieses so oder jenes so — aber immer nur 
methodisch, nicht inhaltlich — tun. 

(Dr. Abelein [CDU/CSU]: Das stimmt ja gar 
nicht!) 

Meine Damen und Herren, deshalb wäre es gut, 
wenn die Opposition zu dieser Grundposition hier 
noch einmal Stellung beziehen würde. 

Das Zweite, worum es in dieser Debatte gehen 
muß, ist die Frage, wie die Möglichkeiten des Grund-
vertrags genutzt werden können, um das zentrale 
Ziel deutscher Politik zu erreichen, nämlich die Ein-
heit der Nation zu wahren. 

Wenn der Außenminister an dieser Stelle spricht, 
hat er sich in den Details Zurückhaltung aufzuerle-
gen, um auch optisch nicht den Eindruck zu erwek-
ken, als sei die Ausschöpfung der Möglichkeiten 
des Grundvertrages eine Frage auswärtiger Politik 
der Bundesrepublik Deutschland. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Daran 
muß jeder denken!) 

Deshalb will ich das Thema nur aufzeigen und die 
enge Verknüpfung zwischen diesem Thema und dem 
Begriff der Einheit der Nation deutlich machen. 

Hier muß ich Ihnen, Herr Kollege Abelein, etwas 
entgegenhalten. Bei der Darlegung des Zustands 
der Deutschlandpolitik, bevor diese Regierung ge-
bildet wurde, sagten Sie: Die Option für die Wieder-
herstellung der deutschen Einheit blieb in Kraft. 
Meine Damen und Herren, ich sage Ihnen: Diese 
Option bleibt in Kraft, und dem fühlt sich diese Re-
gierung bis zum letzten verpflichtet. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und bei Abge

-

ordneten der CDU/CSU) 

Das sollte man auf keine Weise in Zweifel ziehen. 

Wie, meine Damen und Herren, muß ich es sonst 
verstehen, daß der Brief zur deutschen Einheit lautet, 
daß dieser Vertrag — hier geht es um den Grund-
vertrag nicht im Widerspruch zu dem politischen 
Ziel der Bundesrepublik Deutschland steht, auf einen 
Zustand des Friedens in Europa hinzuwirken, in dem 
das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung seine 
Einheit wiedererlangt? Diese Dokumentation unse-
res politischen Ziels ist Geschäftsgrundlage unserer 
innerdeutschen Politik. Sie ist Geschäftsgrundlage 
unserer Entspannungspolitik im allgemeinen. Daran 
sollte niemand rütteln, und das sollte niemand in 
Zweifel ziehen. 

Es ist nicht so, Herr Kollege Abelein, daß sozu-
sagen die Aufmerksamkeit der Welt für einen zwei-
ten Staat in Deutschland erst durch die Aufnahme 
unserer Politik erregt worden sei. War es nicht viel-
mehr so, daß unsere Vorgängerregierungen die DDR 
de facto längst als einen Staat in Deutschland behan-
delten, es nur nicht aussprachen und dieses Nicht

-

Aussprechen in der Außenpolitik der Bundesrepu-
blik Deutschland durch eine erhebliche Einschrän-
kung unseres Handlungsraums bezahlt wurde? Das 
ist die Wahrheit, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Da ist faktisch nichts verändert worden, sondern da 
ist etwas ausgesprochen worden, was sich längst 
anbahnte. Ich glaube, daß das die Wahrheit ist. 

Nach meiner Meinung kann man auch nicht sagen, 
meine Damen und Herren: Es bleibt indessen fest-
zuhalten, daß diese Verbesserungen um den gelei-
steten Preis jede andere Bundesregierung mit Leich-
tigkeit hätte erreichen können. Nun, Herr Kollege 
Abelein, vielleicht wollten Sie die Verbesserungen 
und halten Sie sie für notwendig. Dann könnten Sie 
eigentlich nur sagen: Wir hätten es auf andere 
Weise erreicht. Aber Sie haben es nicht. Sie haben 
diese Verbesserungen, wie auch die Kollegen aus 
Berlin hier heute noch einmal anerkannt haben, für 
Berlin eben nicht mit den Methoden, mit der Art 
Politik erreichen können, wie Sie sie für richtig ge-
halten haben. Das Viermächteabkommen war nur auf 
diesem Wege zu erreichen. Und daß es das damals 
beste Erreichbare war, sollte zwischen uns nicht mehr 
umstritten sein. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

(Vorsitz: Vizepräsident Frau Funcke) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesmi-
nister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Wohlrabe? 
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räumen aber doch sicher ein, daß die wesentliche 
Basis für die Erleichterungen insbesondere die Poli-
tik der Alliierten war, der Westmächte, die auch die 
Viermächtevereinbarung veranlaßt haben? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Kollege, ich möchte Ihnen dazu ganz klar sa-
gen: Die Möglichkeiten der Drei Mächte, die für uns 
handelten, das zu erreichen, waren isoliert nicht 
gegeben. Oder wollen Sie den Vorwurf erheben, sie 
hätten das schon früher tun können, aber unterlas-
sen? Das kann doch nicht richtig sein. 

Es war vielmehr so, daß wir durch unsere Anlage 
der Entspannungspolitik in Mitteleuropa die Rah-
menbedingungen schaffen mußten, unter denen es 
möglich war, dieses Viermächteabkommen herbei-
zuführen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Carstens [Fehmarn] [CDU/CSU] : Das ist 

Teil Ihrer Legende!) 

Meine Damen und Herren, wer den Vortrag des 
Kollegen Abelein gehört hat, mußte annehmen, daß 
in der DDR Resignation, Enttäuschung, wenn Sie so 
wollen: bei vielen innere Emigration vorzufinden 
seien. Herr Kollege Abelein, es hat mich ein wenig 
verletzt -- ich muß das sagen  , daß Sie im Zusam-
menhang mit den Menschen in der DDR, von denen 
wir wissen, daß sie in ihrer ganz erdrückenden 
Mehrzahl lieber unter Bedingungen wie hier leben 
würden, den Begriff „Mitläufer" gebraucht haben. 
Das hat mich verletzt, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich finde, hier geht es um ein Stück innerer Emi-
gration von Menschen drüben, die lieber die Frei-
heitsrechte hätten, wie wir sie auch haben. Das hat 
mit Mitläufertum überhaupt nichts zu tun. 

(Beifall bei der FDP und der SPD Dr. 
Abelein [CDU/CSU] : Für viele trifft es doch 

zu!) 

Wenn Sie den Tag ermitteln wollen, Herr Kollege 
Abelein, an dem dem deutschen Volk und vor allen 
Dingen denjenigen, die, wenn Sie so wollen, den 
schrecklichen Ausgang der 12 Jahre in besonderer 
Weise zahlen mußten, diese Situation besonders be-
wußt wurde, an dem diese Resignation begann, sage 
ich Ihnen: Das war nicht der Tag des Grundver-
trags, wie Sie hier darzustellen versuchten, 

(Dr. Abelein [CDU/CSU] : In hohem Maße!) 

sondern das war der Tag, an dem die Mauer in Ber-
lin errichtet wurde. Herr Kollege, d a s war der 
Tag! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Das war nämlich der Tag, an dem die Menschen 
wußten, daß die Mauer sie hindert, zu gehen, wenn 
es notwendig ist. Ich sage das als einer, der diesen 
Weg selbst hat gehen müssen. 

Deshalb bitte ich Sie, den Einschnitt in der deut-
schen Politik anders zu setzen. Ich habe wieder Ge-
legenheit gehabt, festzustellen, was die Menschen 

dort empfinden und fühlen. Ich möchte jedem in die-
sem Hause empfehlen, die Gelegenheit wahrzuneh-
men, durch Besuche auch zu zeigen, daß wir nicht 
nur mit Reden, sondern auch mit Dasein für die 
anderen helfen wollen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Tun wir ja!) 

— Ich sage ja nur, daß ich es jedem empfehle; ich 
behaupte nicht, daß Sie es nicht tun, Herr Kollege. 
Ich möchte das jedem empfehlen, damit wir dort 
die Hand am Puls behalten, wo eine andere Form 
der Information durch die Art des staatlichen Sy-
stems nicht gegeben ist. 

(Zuruf des Abg. Wohlrabe [CDU/CSU]) 

Dann werden wir spüren, daß die Einheit der Na-
tion in dieser Phase deutscher Politik am besten ge-
wahrt und gestärkt werden kann durch ein hohes 
Maß an Aktivität, an Ideenreichtum, um auf viel-
fältigen Wegen die Menschen in Form von Begeg-
nungen, in Form von Kontakten näher zueinander 
zu bringen. Herr Kollege Abelein, nehmen Sie es 
mir nicht übel: Daher ist für mich auch die bessere 
Möglichkeit, zu telefonieren, ein Stück mensch-
lichen Kontakts von Familie zu Familie, von Freund 
zu Freund. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Dr. 
Abelein [CDU/CSU] : Das haben wir gar 

nicht bestritten!) 

— Sie haben es vorhin so ein bißchen abgewertet. 
Natürlich ist das nicht die ganze deutsche Politik. 

(Dr. Abelein [CDU/CSU] : Das ist nicht das 
Entscheidende!) 

Es ist ein kleines Steinchen. 

(Dr. Abelein [CDU/CSU] : Ja, eben! Das 
wird ja anerkannt!) 

Aber die Summe vieler kleiner Steinchen ist ein 
größeres Stück Beitrag zur Einheit der Nation, um 
die wir alle gemeinsam und schwer ringen müssen. 
Das ist heute unsere Aufgabe. 

Wenn es da zum Ideenwettstreit kommt, zu rea-
listischen Vorschlägen, wird niemand dafür dank-
barer sein als die Bundesregierung. Hier wollen wir 
gern diskutieren, aber wir wollen uns nicht zer-
streiten über das, was war. Wir wollen uns auch 
nicht zerstreiten über die Redlichkeit unserer Vor-
stellungen. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Das 
ist ein gutes Wort!) 

Damit komme ich zu einer Bemerkung, die hier im 
Zusammenhang mit Berlin gemacht wurde und die 
Ermahnung enthielt, die Möglichkeit des Viermäch-
teabkommens zu nützen. 

Meine Damen und Herren, ich sagte schon: Wir 
haben mit unserer Politik die Rahmenbedingungen 
geschaffen, die dieses Viermächteabkommen mög-
lich machten, und wir werden, so wie es gesagt 
wurde, in strikter Einhaltung, aber auch in voller 
Anwendung dieses Abkommens unseren Weg ge-
hen, um die Bindungen West-Berlins zum Bund zu 
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Bundesminister Genscher 
entwickeln, wie es dieses Abkommen dynamisch 
ermöglicht. 

(Dr. Abelein [CDU/CSU] : Das müssen Sie 
ja auch tun!) 

Wir werden diesen Weg ruhig und besonnen gehen. 
Wir tun es. 

Es sind Stichworte gefallen wie Umweltbundes-
amt, wie Europäisches Institut für berufliche Bil-
dung. 

(Dr. Mertes [Gerolstein] [CDU/CSU] : Natio-
nalstiftung!) 

Meine Damen und Herren, spüren Sie nicht, daß die 
Bundesregierung einen Fehler machen würde, wenn 
sie diese Schritte, die sie getan hat, jetzt als ein 
großes Erfolgserlebnis darstellte? Aber machen Sie 
es uns auch nicht schwer, dieses Abkommen behut-
sam, Schritt für Schritt auszufüllen. Hier müssen wir 
mit großer Verantwortung ans Werk gehen, alle 
gemeinsam. 

Deshalb müssen wir auch der Versuchung wider-
stehen, vom Pult des Deutschen Bundestages Aus-
einandersetzungen mit dem Regierenden Bürgermei-
ster zu führen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Meine eigene Partei — das darf ich einmal, mich 
loslösend von der Verantwortung in der Regierung, 
sagen — steht in Berlin wie Sie in Opposition zum 
Senat. Wenn dort etwas zu sagen ist, wenn Aus-
einandersetzungen mit dem Regierenden Bürger-
meister zu führen sind, gehören sie dort in das Ab-
geordnetenhaus. Hier geht es darum — und das 
wollen wir auch nicht vergessen —, daß der frei 
gewählte Regierungschef von Berlin hier gesprochen 
hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Das ist doch eine pure Selbstverständlichkeit, daß 
er das tut. Meine verehrten Kollegen, ich kann 
eigentlich dem Grundtenor Ihrer Beurteilung der 
Rede von Herrn Schütz nicht zustimmen. Ich habe 
gestern empfunden, daß er eigentlich mit großer 
Aufrichtigkeit die Probleme dargelegt hat, die sich 
für Berlin und aus dem Viermächteabkommen er-
geben, auch was die Einbeziehung West-Berlins in 
den bilateralen Austausch angeht. Das hat er hier 
mit großer Offenheit dargelegt. Ich habe das für 
verdienstvoll gehalten. Ich glaube, darüber müssen 
wir reden. Ich fand es gut, daß gestern der Kollege 
Marx — 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesmi-
nister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Ich möchte den Gedanken nur noch zu Ende führen. 

Herr Kollege Marx hat gestern in einer anderen, 
sehr diffizilen Frage die Beratungen in den Aus-
wärtigen Ausschuß verwiesen. Das könnte auch in 
bestimmten Bereichen der Berlin-Politik angemes-
sen sein, ohne daß wir hier der Diskussion über 
Wert oder Nichtwert, über Erfolg oder Nichterfolg  

dieses Abkommens ausweichen wollen. Meine Da-
men und Herren, diesen Fragen wollen wir uns 
voll stellen. Trotzdem müssen wir der Versuchung 
widerstehen, in einen optischen Wettlauf um Berlin 
einzutreten; denn Sie wissen, daß diese Regierung 
für Berlin nicht nur das tut, was das Abkommen er-
fordert, sondern was es zuläßt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Jetzt bitte schön! 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege 
Wohlrabe! 

Wohlrabe (CDU/CSU) : Herr Außenminister, sind 
Sie bereit, uns zuzubilligen, daß es einerseits nicht 
um einen optischen Wettlauf, sondern um eine sach-
gerechte Lösung der Berliner Probleme geht, daß 
aber andererseits Berlin nicht nur ein kommunal-
politisches Problem ist, das ins Abgeordnetenhaus 
von Berlin gehört, sondern daß dann, wenn der 
Regierende Bürgermeister von Berlin hier spricht — 
und niemand nimmt ihm das Recht, hier zu sprechen 
— und eine Rede hält, die durchaus den Charakter 
partieller Jubelei trägt, wir auch das Recht haben, 
uns hier mit dieser Rede auseinanderzusetzen? 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hoppe [FDP] : 
Das Abgeordnetenhaus ist doch kein Korn

-

munalparlament!) 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Kollege, das ist nicht das Problem. 

(Wohlrabe [CDU/CSU]: Doch, Sie haben es 
angeschnitten!) 

Im übrigen bestand gestern nach der Rede von 
Herrn Schütz genug Gelegenheit, sich mit ihm aus-
einanderzusetzen. 

Was ich sagen wollte, ist etwas anderes: Sie soll-
ten nicht negieren, daß er das, was allgemein-poli-
tisch zum Viermächteabkommen zu sagen war, was 
sehr wohl vor das Forum des Deutschen Bundesta-
ges gehört, mit aller Offenheit und Klarheit ange-
sprochen hat. 

(Wohlrabe (CDU/CSU) : Das hört sich bes

-

ser an!) 

Meine Damen und Herren, vor Ihnen spricht je-
mand, dem die Frage Berlin sehr nahegeht. Sie wis-
sen genau, daß es nicht nur positive — — 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Bundesmi-
nister, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Jäger? 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Bitte schön! 

Jäger (Wangen) (CDU/CSU) : Herr Bundesmini-
ster, wenn Sie uns hier den behutsamen Umgang 
mit Amt und Person des Regierenden Bürgermei-
sters empfehlen, was ich durchaus verstehe und bil-
lige, wäre es nicht eigentlich notwendig, diese Er-
mahnung vor allen Dingen an Ihren eigenen Regie- 
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rungschef zu richten, der im vergangenen Dezember 
in einer geradezu blamablen Weise den Regierenden 
Bürgermeister von Berlin über die wichtigen Ab-
machungen mit der DDR im unklaren gelassen hat? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: 
Zwei Bemerkungen, Herr Kollege: Zunächst hat er 
niemanden im unklaren gelassen, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Na, na! — 
Oho!) 

und zweitens war, fand ich, wenn man schon eine 
Wertung vornimmt, die Frage von Wohlrabe wir-
kungsvoller, als Ihre es gewesen ist. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zu-
rufe von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich am 
Schluß sagen: hier steht jemand vor Ihnen, dem 
diese Frage — Berlin — sehr nahegeht. Und es wird 
Ihnen aufgefallen sein, daß es manche kritische 
Stimme zu dem gegeben hat, was der Außenminister 
für die Bundesregierung zu Berlin, zur Einbeziehung 
Berlins in die Verträge zu den Notwendigkeiten der 
Entwicklung der Bindungen Berlins sagt. 

Vergessen wir nie: Zur vollen Anwendung dieses 
Viermächteabkommens gehört die strikte Einhal-
tung. Und übersehen Sie bei allem Streit über das 
Abkommen eines nicht: Es war das beste damals 
erreichbare. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Das sagen Sie !) 

Wir sollten dieses Viermächteabkommen für Berlin 
hüten wie unseren Augapfel. Sie werden ein besse-
res nicht bekommen. Vergessen Sie das nicht, wenn 
Sie über Berlin sprechen! 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Mertes. 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Nach diesen 
Ausführungen des Bundesaußenministers sollten wir 
zur konkreten Situation zurückkehren und sehen, 
wie sich die aktuellen Probleme zwischen der Re-
gierung und uns stellen und wo Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit liegen. 

Der erste Punkt, den ich ansprechen möchte, ist 
eine Äußerung des Bundesaußenministers von ge-
stern, die er heute wiederholt hat, nämlich: diese 
Debatte müßte leisten, daß wir auf der Grundlage 
der geschlossenen Verträge in eine Diskussion über 
die richtige Anwendung, die optimale Nutzung der 
Verträge eintreten. — Herr Minister Genscher, dies 
ist ein gutes Wort. Es muß allerdings ergänzt wer-
den um etwas, was gestern und heute meine Kolle-
gen ebenfalls angesprochen haben nämlich: Diese 
Verträge müßten richtig ausgelegt werden. Sie ha-
ben dies gestern bestätigt, und Sie haben vor den 
Vereinten Nationen in erfreulich klarer Weise 
wie Ihr Vorgänger zu dieser Frage Stellung genom-
men; ich habe als parlamentarisches Mitglied der 

deutschen UNO-Delegation keine Schwierigkeit 
darin gesehen, die Einheit der Auffassung zwischen 
Opposition und Regierung in dieser Materie vor 
dem Forum der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen ausdrücklich zu dokumentieren. — Die 
Möglichkeit der Zusammenarbeit ist also nicht nur 
theoretisch, gegeben, sondern sie wird auch prakti-
ziert. 

Hier allerdings — in der praktischen Politik — 
beginnen  dann unsere Fragen, beispielsweise die 
Frage an den Kollegen Wehner nach der geschlos-
senen Vertretung der deutschen und westlichen 
Auslegung. Sie ist hier schon öfter gestellt worden, 
aber ich möchte sie jetzt in bezug auf die Reaktion 
des Kollegen Wehner nach der letzten Reise des 
Bundeskanzlers und des Außenministers nach Mos-
kau stellen: Ich habe bisher noch kein ausdrück-
liches Lob des Herrn Wehner für die feste Haltung 
gehört, die Bundesaußenminister und Bundeskanzler 
in der Berlin-Frage in Moskau gezeigt haben. Es 
wäre sehr schön, wenn Herr Wehner nach allem 
Voraufgegangenem recht bald den Bundesaußen-
minister und den Bundeskanzler gerade in diesem 
Zusammenhang besonders vernehmlich loben 
könnte. 

(Reddemann [CDU/CSU] : Da müßte er sich 
ja selbst dementieren!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herr Abgeordne-
ten Wehner? 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Bitte sehr. 

Wehner (SPD) : Verehrter Herr Kollege, ist Ihnen 
entgangen, ist Ihnen nicht aufgefallen, daß ich — in 
dem Protokoll der Sitzung des Plenums nachzu-
lesen — dort sowohl dem Bundeskanzler als auch 
dem Bundesminister des Auswärtigen ausdrücklich 
namens der ganzen Fraktion zweimal, zu Beginn 
und am Ende, gedankt habe? 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Ich habe 
dies zur Kenntnis genommen, Herr Wehner, aber ich 
habe auch zur Kenntnis genommen, daß Sie, der Sie 
sich zu sehr detaillierten Fragen sehr detailliert 
äußern, hier geschwiegen haben. Ich konnte bis 
jetzt nicht den Eindruck gewinnen, daß Sie heute 
im Gegensatz zu dem stehen, was Sie getan haben, 
als Sie im Jahre 1973 in Moskau und Leningrad 
waren 

(Reddemann [CDU/CSU] : Als er vom 
„Draufsatteln" gesprochen hat!) 

und die Position der Bundesregierung, die die rich-
tige war, geschwächt haben. 

(Reddemann [CDU/CSU] : So ist es! — Wei

-

tere Zurufe von der CDU/CSU: Sehr rich

-

tig!) 

Meine Damen und Herren, es wird noch einen 
anderen Bereich geben, wo sich zeigt, ob wir die 
Verträge richtig anwenden. Das ist die Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, die 
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Dr. Mertes (Gerolstein) 
KSZE. Herr Bundesaußenminister, Sie haben zu Recht 
darauf hingewiesen, daß es eine Art Wettlauf des 
Friedens- und des Entspannungswillens geben 
muß. Wir haben uns im Vertrag mit der Sowjet-
union — wir stehen zu diesem Vertrag — verpflich-
tet, zur Entspannung und zum Frieden beizutragen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was ist Ent-
spannung?) 

Aber die fundamentale Frage, meine Damen und 
Herren, die sich doch immer wieder konkret stellt, 
lautet: Was ist denn mit Entspannung und was ist 
mit Friede konkret gemeint? Was ist mit Sicherheit 
und Normalisierung konkret gemeint? 

Die Sowjetunion und die DDR bekunden in die-
sem Zusammenhang eine bemerkenswerte Klarheit. 
Sie sprechen von Entspannung nicht nur abstrakt 
und allgemein, sondern sie bringen sie in lücken-
lose Übereinstimmung mit den unveränderten 
grundlegenden imperialen und ideologischen Zie-
len der Sowjetunion. Es wäre eine gute Sache, wenn 
wir uns in diesem Hause einmal darum bemühten, 
in der Frage der politischen Begriffsklärung etwas 
konkreter zu werden. 

Sie werden Gelegenheit haben, Herr Bundes-
außenminister, bei der Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa in Genf zu zeigen, 
daß Sie die Auslegung, die Sie hier mit so erfreu-
lichem Nachdruck betont haben, in der politischen 
Wirklichkeit durchhalten werden. Im Verhand-
lungs-Korb I geht es genau darum — wir haben das 
im einzelnen im Auswärtigen Ausschuß bespro-
chen —, unsere Entspannungs-Konzeption, unsere 
Grund-Position, die wir bei den Ostverträgen ge-
rade auch dank der Opposition noch halten konn-
ten, nicht unterlaufen zu lassen. Es ist eine alte 
und — vom gegnerischen Standpunkt aus gese-
hen — kluge Taktik, daß der andere seine Rechts-
positionen theoretisch aufrechterhalten und verbal 
wiederholen darf, daß er aber durch sein faktisches 
Verhalten die eigenen Positionen langsam unter-
laufen läßt. Diese Gefahr ist in Genf konkret gege-
ben. 

Wir werden hier Ihrer Forderung nach Konkreti-
sierung unserer Vorstellungen nachkommen. Es 
liegt in der Natur der Sache, daß die Opposition 
nicht die Position einnehmen kann: „Ihr müßt mehr 
nachgeben!" Diese Regierung ist in den Verhand-
lungen mit anderen Mächten, vor allem mit fordern-
den Großmächten und gegnerisch gesinnten Staaten, 
immer der Versuchung ausgesetzt, zu weit zu ge-
hen. Infolgedessen ist es Aufgabe der Opposition — 
nur das wollten doch alle meine Kollegen, die in 
dieser Debatte gesprochen haben, sagen; das liegt 
doch in der nützlichen Dialektik von Opposition und 
Regierung —, der Regierung den Rücken zu stär-
ken, indem sie ihr zuruft: „Ihr müßt noch mehr for-
dern, und ihr müßt noch fester sein." Ich kann mir 
nicht vorstellen, daß, wenn wir einmal an die Re-
gierung kommen, die SPD sagen wird: „Ihr müßt 
noch mehr nachgeben!" 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das begreift 
die Regierung bloß nicht!) 

Meine Damen und Herren, ein Weiteres! Der 
Herr Bundesaußenminister hat gestern gesagt, es 
wäre nicht das erste Mal, daß ein Staat, der einen 
Teil des Volkes vertritt, in eine Isolierung geriete 
und daß sich internationale Prozesse über seine na-
tionalen Interessen hinweg vollzögen. Diese Gefahr 
habe die sozialliberale Koalition erkannt. Sie habe 
seit 1969 im eigenen, aber auch im internationalen 
Entspannungsinteresse gehandelt. Genau hier haben 
wir die Frage, Herr Bundesaußenminister: Was heißt 
„das internationale Entspannungsinteresse" ? Ich fin-
de diesen Satz höchst bedenklich. Das bedeutet ja 
praktisch, es sei ein Entspannungsprozeß von den 
westlichen Mächten mit eingeleitet worden, der sich 
möglicherweise über die elementaren Interessen 
des deutschen Volkes hinweggesetzt hätte. 

Ich muß hier feststellen, daß bis zum 28. Oktober 
1969 keinerlei Indiz dafür bestanden hat, die drei 
Westmächte oder irgendeiner unserer Verbündeten 
hätten die Ein-Deutschland-Position in Frage ge-
stellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das Gegenteil ist der Fall. Mit einem Federstrich 
in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 1969, 
die nicht mit den drei Westmächten konsultiert 
wurde, ist die Ein-Deutschland-Position ganz ent-
scheidend geschwächt worden. Wir haben in diesem 
Hause, in diesem Lande 20 Jahre lang als Parla-
ment, als Öffentlichkeit, als Regierung in der 
Deutschlandfrage eine rechtlich eindeutige, gemein-
same Sprache gesprochen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Moersch? 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Bitte sehr! 

Moersch (FDP) : Herr Kollege Mertes, können Sie 
mir bestätigen, daß die drei Westmächte in allen 
Schritten, die die Bundesregierung in ihrer Ost-
politik unternommen hat, bis zum heutigen Tage 
voll mit dieser Bundesregierung übereingestimmt 
haben? Oder wollen Sie den Eindruck erwecken, 
daß das nicht so gewesen sei? 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU): Ich kann 
das in dieser Form nicht bestätigen. Für die Zeit 
vom 28. Oktober 1969 bis zum Ende der Bahr-Ver-
handlungen Ende Mai 1970 kann ich das nicht be-
stätigen. Nachdem die Bahr-Verhandlungen zu Ende 
waren und die Bundesregierung durch ihre Ergeb-
nisse gegenüber der Sowjetunion im Wort stand, 
haben sich die Westmächte auf die Seite der Bun-
desregierung gestellt, damit in den Berlin-Verhand-
lungen nicht noch mehr Boden wegschwämme. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage? 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Ja, bitte! 
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Moersch, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Abgeordneter, sind Sie bereit, das, was Sie 
eben behauptet haben, im Auswärtigen Ausschuß 
einmal zu belegen, und sind Sie bereit, gegenteilige 
Belege der amerikanischen Seite, die in reichlicher 
Zahl vorhanden sind, zur Kenntnis zu nehmen? 

(Wehner [SPD] : Sehr gut! — Beifall bei der 
FDP und der SPD) 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Ich bin da-
zu gern bereit. 

Vizepräsident Frau Funcke: Gestatten Sie 
eine weitere Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten 
Lenz? 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Bitte sehr. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Mertes, ist das Recht, Zwischenfragen zu stellen, 
nach Ihrer Auffassung, ein Recht der Regierung oder 
ein Recht der Angehörigen dieses Hohen Hauses 
gegenüber der Regierung? 

(Dr. Abelein [CDU/CSU] : Man kann die Re

-

gierung nicht daran hindern, sich zu infor

-

mieren!) 

Dr. Mertes (Gerolstein) (CDU/CSU) : Ich bin na-
türlich der letzteren Auffassung. 

Meine Damen und Herren, wenn man 20 Jahre 
lang als Beamter im Auswärtigen Dienst dieses Lan-
des gestanden hat, dann weiß man, von welch un-
geheurem Wert es gewesen ist, daß zwischen den 
Parteien in diesem Hohen Hause niemals ein Kon-
flikt im Kern der Deutschlandfrage, in der Ein-
Deutschland-Position bestanden hat. Dies haben Sie 
ab 1969 in hohem Maße zunichte gemacht. Jetzt be-
steht die große Gefahr, daß anstatt eines Wettlaufs 
um Frieden und Entspannung ein Wettlauf der Flexi-
bilität, sprich: der Nachgiebigkeit nach Ost-Berlin 
oder Moskau stattfindet. Dies ist eine böse Sache. 
Wir haben in den 50er Jahren um das Verhältnis 
von Wiedervereinigung und Sicherheit gerungen. In 
der Ein-Deutschland-Frage aber waren bis 1969 die 
Positionen gemeinsam und völlig eindeutig. Ich 
möchte hervorheben, was der jetzige Bundeskanz-
ler nach seiner Moskaureise in der „Zeit" am 
29. August 1969 schrieb. Er berichtete, die sowjeti-
schen Gesprächspartner hätten gesagt, in prinzipiel-
len Positionen könnten sie nicht nachgeben. 

Ich zitiere mit Erlaubnis der Frau Präsidentin den 
heutigen Bundeskanzler und damaligen Abgeordne-
ten Schmidt: 

Ich kann das verstehen, erwiderte ich, aber wür-
den Sie bereit sein, Herr Poliansky, den Satz in 
meinem Sinne zu ergänzen: auch nicht auf Ko-
sten der prinzipiellen Positionen der deutschen 
Seite. Dann gab es ein Hin und Her. Er hat 
sich zu meiner Ergänzung bekannt. Wir legten 
dann dar, daß Zugeständnisse immer nur bei 
Gegenseitigkeit zustande kommen könnten. 

Bis zum Oktober 1969 also waren diese Positionen 
gemeinsam und klar, zum Segen für unser Land, für 
seinen inneren Frieden, für seine internationale Stel-
lung. Ich will hier nicht wieder in die Geschichte zu-
rückgehen. Dies hat der Herr Bundeskanzler gestern 
selbst eingeleitet, deshalb mußten meine Kollegen 
auch darauf eingehen. 

Was jetzt zur Debatte steht, ist die Zukunft. Die 
Zukunft in dieser Frage wird derzeit insbesondere 
auf der Genfer Konferenz für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa verhandelt. Bei der Bera-
tung des Verhandlungskorbes I wird dort von der 
östlichen Seite versucht, unsere Interpretation des 
Moskauer Vertrages und des Grundvertrages recht-
lich und politisch zu unterlaufen, letztlich auch die 
westliche Auslegung des Berlin-Abkommens. Bis jetzt 
haben wir den Eindruck, daß die Bundesregierung 
diese Gefahr erkennt. Sie können gewiß sein — das 
haben wir in der KSZE-Debatte gesagt, Herr Bundes-
außenminister , daß wir hier zu den Bemühungen 
der Bundesregierung stehen, solange sie dort diese 
Position wirklich durchhält. Die Bundesregierung 
darf sich nicht in eine Situation begeben, in der sie 
hinterher sagt: wir wären isoliert, wenn wir hier 
nicht zugestimmt hätten. Wir waren und sind der 
Natur der Sache nach in der Deutschlandfrage in 
einem gewissen Sinne stets isoliert. Irgendwo ist 
ein großes Volk mit schwieriger Interessenlage im-
mer isoliert. Wenn Sie z. B. sagen: Wir als Bundes-
republik Deutschland werden in Zukunft immer nur 
eine deutsche Staatsangehörigkeit anerkennen und 
praktizieren, dann können Sie doch besonders deut-
lich sehen, daß es in der Tat eine in der Natur der 
Deutschlandfrage liegende Isolierung gibt. Das muß 
man dann in der Frage der Staatsangehörigkeit, und 
das muß man dann auch in Genf durchhalten. 

Derzeit aber kommt es in der Außenpolitik — so 
glaube ich — vor allem auf folgendes an: Ich meine, 
wir müßten unsere deutsche Interessenlage unseren 
westlichen Freunden vor allen Dingen dadurch be-
kunden, daß wir deutlich machen, wie sehr ihre sub-
stantiellen Interessen in dieser Frage mit unseren 
Interessen übereinstimmen, auch wenn dem ober-
flächlichen Blick dies verborgen bleibt. Wir können 
von den anderen Mächten nicht Altruismus gegen-
über uns erwarten. Aber was wir von ihnen erwar-
ten können — dies zu verdeutlichen ist unsere Auf-
gabe —, ist, daß sie die Identität ihrer Interessen 
und der wesentlichen nationalen Interessen des 
deutschen Volkes erkennen und danach handeln. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Es gibt keine Veranlassung, anzunehmen, daß die 
Westmächte, daß unsere Verbündeten, daß ein gro-
ßer Teil der Neutralen uns nicht versteht, wenn wir 
maßvoll und klug den freiheitlich-rechtsstaatlichen 
Kern der Deutschlandfrage, der mit dem fundamen-
talen Ethos der westlichen Welt völlig überein-
stimmt, aktiv, ja selbst fordernd vertreten. 

Meine Erfahrungen bei der UNO gehen dahin, daß 
die nationale Argumentation so geartet ist, daß sie 
auch von den Völkern der Dritten Welt verstanden 
wird. Wir sollten in der Tat — Herr Kollege Car-
stens sagte es gestern nicht Furcht davor haben, 
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daß wir „deutsche Zwistigkeiten", „deutsche Zänke-
reien" vor die UNO tragen. Wir tragen keine „Zän-
kereien" vor die UNO, sondern wir tragen vor die 
UNO die Forderung nach Erfüllung der Charta, die 
diese Organisation sich gegeben hat und der wir 
beigetreten sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ein Wort noch zu dem, was der Kollege Wohlrabe 
eben gesagt hat. Er hat vorgeschlagen, daß der Ge-
neralsekretär der Vereinten Nationen bei seinem 
demnächstigen Besuch in Deutschland auch nach 
West-Berlin eingeladen wird. Lassen Sie mich dazu 
freimütig etwas ganz Konkretes sagen. Als hier 1973 
in diesem Hause der Beitritt zur UNO beraten 
wurde, gingen die Koalitionsparteien und ging ein 
Teil meiner Fraktionsfreunde davon aus, daß die 
Vertretung West-Berlins durch die Bundesrepublik 
Deutschland mit der Ausnahme in Fragen der 
Sicherheit und des Status in der UNO eindeutig ge-
sichert sei. Sie können einen Beitrag zur Bestätigung 
dieser Geschäftsgrundlage der damaligen Abstim-
mung leisten, wenn Sie den Generalsekretär der 
Vereinten Nationen nach Berlin einladen. Es ist in 
den Dokumenten, die bei unserem Beitritt zu den 
Vereinten Nationen übermittelt worden sind, vom 
damaligen Außenminister in dieser Frage sehr klar 
gesprochen worden. Die verbindlichen Aussagen der 
Bundesregierung im Auswärtigen Ausschuß gingen 
in die gleiche Richtung. 

Wenn es nicht so gekommen ist, wie Sie es ge-
hofft hatten, so ist das von der Sowjetunion zu 
vertreten. Wir haben hier die Pflicht, für die Bun-
des republik Deutschland auch symbolisch zu be-
kunden, daß West-Berlin in den Vereinten Nationen 
von der Bundesrepublik Deutschland vertreten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Besuch des Generalsekretärs Waldheim — oder 
zumindest die Einladung an ihn wäre ein Beweis 
dafür, daß Sie diese Ihre These, die Bundeskanzler 
Brandt damals der Opposition gegenüber mit größ-
ter Gewißheit vertreten hat, auch heute noch selbst 
ernst nehmen. 

Meine Damen und Herren, nur noch einen Punkt 
zur Frage der Rechtsverbindlichkeit der Verträge. 
Die Verträge sind in der Tat rechtsverbindlich. 
Und der Herr Kollege Wehner erweist unserer 
Demokratie und unserem Land einen ganz schlech-
ten Dienst, wenn er so tut, als würden wir diese 
Verträge als Nicht-Verträge ansehen. Wir sehen 
allerdings in diesen Verträgen problematische In-
stitute, weil sie so mehrdeutig sind. Und weil wir 
mit unseren Bedenken gegen die Mehrdeutigkeiten 
der Ostverträge und des innerdeutschen Grundver-
trages so Recht behalten haben, wollen wir nicht, 
daß in der KSZE noch einmal ein Berg von Dissen-
sen aufgetürmt wird, der uns nicht weiterhilft, son-
dern blockiert. 

(Dr. Marx [CDU/CSU] : Sehr gut!) 

Aber nachdem diese Verträge nun einmal da sind, 
werden wir sie in der richtigen Form einhalten. Es 
kann nur einen Wettlauf um die Treue zu der Aus-
legung, die uns damals vorgetragen worden ist 

und auf die sich dieses Hohe Haus in einer ver-
bindlichen Entschließung festgelegt hat, und damit 
auch um die richtige Nutzung geben. 

Lassen Sie mich zum Schluß eines sagen: Eine 
Opposition muß stets einen Bereich von Elementen 
mit der Regierung suchen, in der sie mit ihr über-
einstimmen will; denn sie ist die potentielle Regie-
gierung. 

Eine Opposition ist aber zweitens ein Instrument 
unseres Staates, das betont kritisch sein muß und 
in dieser kritischen Betonung durchaus auch verbal 
sehr deutlich und scharf werden darf. 

Drittens hat eine Opposition die Pflicht, daß sie 
da, wo sie in der Sache nun wirklich nicht mit der 
Regierung übereinstimmt und nach ihren Über-
zeugungen auch nicht übereinstimmen darf, das auch 
bekundet. Sie haben die Chance, Herr Bundes-
minister des Auswärtigen, vor allen Dingen bei der 
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa und bei der Vertretung der deutschen Inter-
essen vor den Vereinten Nationen zu bekunden, wie 
ernst und wie konkret Sie Ihre Zusagen an dieses 
Haus nehmen. Wenn Sie es tun, dann werden Sie 
uns an Ihrer Seite haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren. Das Wort wird nicht mehr gewünscht. 
Ich schließe die Aussprache. 

Zu einer tatsächlichen Erklärung nach § 36 der 
Geschäftsordnung hat der Abgeordnete Geßner das 
Wort. 

Dr. Geßner (SPD): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Ich möchte nach § 36 der Ge-
schäftsordnung folgende Erklärung abgeben: Bei 
der auf Seite 10 146 des Protokolls genannten Jah-
reszahl „1949" handelt es sich, wie auch aus dem 
Sinnzusammenhang meiner Rede hervorgeht, um 
einen Versprecher. Es muß „1969" heißen. 

(Heiterkeit — Jäger [Wangen] [CDU/CSU] : 
Er hat es doch noch gemerkt!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Meine Damen 
und Herren, ich rufe nunmehr den Tagesordnungs-
punkt 5 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Ersten Gesetzes zur Reform des Ehe- und 
Familienrechts (1. EheRG) 
— aus Drucksache 7/650 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/3120 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Simon 

b) Bericht und Antrag des Rechtsausschusses 
(6. Ausschuß) 

Drucksache 7/3119 — 
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Abgeordnete Frau Schimschok 
Abgeordneter Thürk 

(Erste Beratung 40. Sitzung) 

Wünscht einer der Herren Berichterstatter das 
Wort? — Bitte schön, Frau Abgeordnete Schim-
schok. 

Frau Schimschok (SPD) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Un-
terausschuß Familien- und Eherechtsreform sowie 
der Rechtsausschuß haben sich in mehreren Sitzungen 
mit den namensrechtlichen Vorschriften des Ent-
wurfs eines Ersten Gesetzes zur Reform des Ehe- 
und Familienrechts befaßt. Mit Mehrheit beschloß 
der Rechtsausschuß, die namensrechtlichen Vorschrif-
ten aus dem Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Re-
form des Ehe- und Familienrechts herauszulösen und 
sie als Gesetz über den Ehe- und Familiennamen in 
einem Gesetzentwurf zusammenzufassen und diesen 
dem Bundestag schon jetzt zur Beschlußfassung vor-
zulegen. 

Die Abtrennung der namensrechtlichen Vorschrif-
ten hält die Mehrheit des Ausschusses für geboten, 
weil sie ein in sich geschlossener Teil des Ehe- und 
Familienrechts seien und ein unmittelbarer Zusam-
menhang mit anderen Teilen des Ehe- und Familien-
rechts nicht bestehe. Die Vereinbarkeit der gelten-
den Bestimmungen mit dem Grundgesetz, daß der 
Geburtsname des Mannes immer der Ehe- und  Fa-
milienname werde, sei zumindest zweifelhaft. Es 
geht der Mehrheit des Ausschusses darum, dem 
Namensrecht einen Inhalt zu geben, der der Ver-
fassung voll entspricht, zumal auch in der Bevöl-
kerung, vor allem bei berufstätigen Frauen, der 
berechtigte Wunsch nach einem dem Gleichberech-
tigungsgrundsatz entsprechenden Namensrecht be-
stehe und man auf ein baldiges Inkrafttreten dieses 
Gesetzes warte. 

Die Minderheit des Ausschusses sprach sich ge-
gen eine Herauslösung des Namensrechts aus dem 
Gesamtkomplex Ehe- und Familienrecht aus, weil es 
sich hier um ein zusammenhängendes Reformwerk 
handle, dessen Teile gleichzeitig beraten werden 
und in Kraft treten sollten. Die Abtrennung einzel-
ner Teile aus dem in sich geschlossenen Reform-
werk könne dazu führen, daß die ihm zugrunde lie-
gende einheitliche Konzeption verlorengehe. Sie, 
die Minderheit, sehe auch keinen sachlichen Grund 
für die Entscheidung, von allen Bestimmungen über 
die persönlichen Ehewirkungen, die der Entwurf 
eines Ersten Gesetzes zur Reform des Ehe- und Fa-
milienrechts enthalte, allein die Vorschriften über 
den Ehe- und Familiennamen vorab zu verabschie-
den. 

Der Innenausschuß und der Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit haben den Beschlußempfeh-
lungen des Unterausschusses Familien- und Ehe-
rechtsreform zum Namensrecht zugestimmt. Im 
Innenausschuß wurde den Empfehlungen des Unter-
ausschusses einstimmig zugestimmt, im Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit bei einer Gegen-
stimme und einer Enthaltung. 

Ziel dieses Gesetzentwurfs ist es, die Vorschriften 
über den Ehe- und Familiennamen dem Grundsatz 
der Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie 
dem heutigen Verständnis von der Bedeutung des 
Namens als einem grundrechtlich geschützten Per-
sönlichkeitsrecht anzupassen. Der Name wird näm-
lich nicht nur als Identitätsbezeichnung angesehen. 

Einhellig war der Rechtsausschuß der Meinung, daß 
Ehegatten auch in Zukunft einen gemeinsamen Fa-
miliennamen führen sollten. Zum Ehenamen können 
sie den Geburtsnamen der Frau oder den Geburts-
namen des Mannes bestimmen. 

Dem Vorschlag der Bundesregierung, daß der Ehe-
name ein aus den Geburtsnamen beider Ehegatten 
zusammengesetzter Doppelnahme solle sein können, 
wurde nicht zugestimmt. Es würden zwar größere 
Kombinationsmöglichkeiten geschaffen, diese könn-
ten aber bei kommenden Generationen zu Schwie-
rigkeiten führen, weil sie bei der Bestimmung des 
Ehenamens die Wahl zwischen 12 Möglichkeiten 
hätten. Weiter könnten auch Verlobte, die schon 
einen Doppelnamen führen, in Konfliktsituationen 
kommen, wenn sie bei der Eheschließung einen der 
von den Eltern übernommenen Namen abstoßen 
müßten. Die Möglichkeit der Wahl, einen Geburts-
namen der Ehegatten zum Ehenamen zu bestimmen, 
trage Art. 3 Abs. 2 des Grundgesetzes voll Rechnung, 
ohne daß die Ordnungsfunktion des Namens durch 
verwirrende Konstruktionen in Frage gestellt 
werde. 

Einigkeit bestand im Ausschuß außerdem darüber, 
daß der Ehegatte, dessen Geburtsname nicht Ehe-
name wird, in Zukunft auch das Recht haben solle, 
seinen Geburtsnamen oder den zur Zeit der Ehe-
schließung geführten Namen neben dem Ehenamen 
führen zu können. Dieser beigefügte Name soll we-
der auf den Ehegatten noch auf die Kinder übertra-
gen werden können. 

Die Mehrheit des Rechtsausschusses sprach sich 
dafür aus, daß der Ehegatte, dessen Geburtsname 
bei der Bestimmung des Namens untergeht, seinen 
Geburtsnamen oder den zur Zeit der Eheschließung 
geführten Namen dem Ehenamen voranstellen kann. 
Damit solle erreicht werden, daß die Einheit zwi-
schen dem Vornamen und dem bisherigen Nachna-
men erhalten bleibe und der Namensträger weiter-
hin unter diesem Namen in Registern und Verzeich-
nissen geführt werden könne. Besonders für Ehe-
gatten, die vor ihrer Heirat im Berufsleben bekannt 
geworden seien, dürfte von Bedeutung sein, daß sie 
nach der Eheschließung ihren Nachnamen an hervor-
gehobener Stelle weiterführen könnten, zumal der 
Kreis der Frauen, meine Damen und Herren, die 
auch einer Berufstätigkeit nachgehen, immer größer 
werde. 

Nach Auffassung der Minderheit sollte dieser 
Name wie bisher dem Ehenamen angefügt werden, 
weil der Ehename, der auch Familienname der Kin-
der werde, die Familie kennzeichne. Der Klarheit der 
Register wegen sollte er an erster Stelle stehen. 
Im übrigen könne man eine für alle Bürger geltende 
gesetzliche Regelung nicht an den Bedürfnissen einer 
Minderheit ausrichten. 
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Der Rechtsausschuß empfiehlt mit Mehrheit, daß 

der Standesbeamte die Eheschließung erst vorneh-
men kann, wenn ihm die Verlobten den künftigen 
Ehenamen angegeben haben. Die Auffassung des 
Bundesrates, daß der Name des Mannes der Ehe- 
und Familienname werden sollte, wenn die Ver-
lobten eine Erklärung nicht abgegeben hätten, wurde 
von der Mehrheit nicht geteilt, weil es hierdurch 
weiterhin bei der Privilegierung des Mannes bei der 
Bestimmung des Ehe- und Familiennamens bliebe. 
Es erscheine gerechtfertigt, mit der Eheschließung 
zu warten, bis sich die Verlobten geeinigt hätten, 
wessen Name Ehe- und Familienname werden solle. 
Der Automatismus, daß der Name des Mannes der 
Familienname werde, falls keine Erklärung abgege-
ben werde, werfe auch verfassungsrechtliche Be-
denken auf. 

Die Minderheit des Rechtsausschusses wendet sich 
gegen das Erfordernis der Erklärung. Es reiche aus, 
daß der Standesbeamte verpflichtet werde, die Ver-
lobten vor der Eheschließung zu befragen, ob sie 
einen Ehenamen bestimmen wollten. Falls eine Na-
mensbestimmung unterbleibe, sollte der Geburts-
name des Mannes der Ehename sein. Dem Art. 3 
Abs. 2 des Grundgesetzes entspreche es, wenn den 
Verlobten die Möglichkeit der Wahl zwischen dem 
Geburtsnamen der Frau und dem des Mannes gege-
ben sei. Wenn keine Wahl getroffen werde, sei es 
sachgerecht, den Geburtsnamen des Mannes zum 
Ehenamen zu bestimmen, weil dies — nach Meinung 
der Minderheit — einer langen Rechtstradition und 
der Überzeugung des überwiegenden Teils der Be-
völkerung entspreche. 

Übereinstimmend war die Meinung des Ausschus-
ses, daß auch künftig der verwitwete oder geschie-
dene Ehegatte grundsätzlich den Ehenamen behal-
ten soll. Die bisher nur für die geschiedene Frau 
bestehende Möglichkeit, ihren Geburtsnamen oder 
den zur Zeit der Eheschließung geführten Namen 
unter bestimmten Voraussetzungen wieder anzu-
nehmen, soll künftig uneingeschränkt auch dem ge-
schiedenen Ehemann und den verwitweten Ehegat-
ten gegeben werden. 

Der Ausschuß war einhellig der Meinung, daß 
Eltern- und Kindesname grundsätzlich übereinstim-
men sollen. So soll das eheliche Kind den Namen 
seiner Eltern erhalten. Eine Änderung des Ehe-
namens der Eltern soll sich nicht auf ein Kind er-
strecken, wenn es eine Ehe eingegangen ist. Das 
nichteheliche Kind soll den Namen der Mutter er-
halten, den sie zur Zeit der Geburt des Kindes 
trägt. Eine Änderung des Familiennamens der Mut-
ter, z. B. infolge Legitimation oder Adoption, solle 
sich auf ein Kind, welches das fünfte Lebensjahr 
vollendet habe, nur erstrecken, wenn es sich der 
Namensänderung anschließe. 

§ 1618 des Entwurfs regelt die Einbenennung des 
nichtehelichen Kindes. Die Mutter und deren Ehe-
mann sollen dem Kind ihren Ehenamen und der 
Vater des Kindes seinen Familiennamen durch Er-
klärung gegenüber dem Standesbeamten erteilen 
können. Diese Erteilung bedarf der Einwilligung des 
Kindes und, wenn der Vater dem Kinde seinen 

Familiennamen erteilt, auch der Einwilligung der 
Mutter. 

Konsequenzen, die sich aus der Rechtswirkung 
der Ehelicherklärung nach dem Tode eines Eltern-
teils eines nichtehelich geborenen Kindes ergeben, 
werden in § 1740 f geregelt. Einmütig empfiehlt der 
Ausschuß, daß das Kind den Familiennamen des 
überlebenden Elternteils erhält und das Gericht ihm 
auf Antrag mit Zustimmung des überlebenden 
Elternteils den Namen des verstorbenen Elternteils 
zu erteilen habe. 

Nach § 1740 g soll das Vormundschaftsgericht 
auch dem überlebenden Elternteil auf dessen An-
trag den Familiennamen des Kindes zu erteilen 
haben. Der Antrag der Opposition, dem überleben-
den Elternteil diese Möglichkeit nur zu geben, 
wenn keine schwerwiegenden Bedenken dem ent-
gegenstünden, wurde von der Mehrheit des Aus-
schusses abgelehnt. Sie vertritt den Standpunkt, daß 
die Legitimation des Kindes das Entscheidende sei 
und daß die Interessen der Angehörigen des Ver-
storbenen gegenüber den Interessen des Kindes an 
der Namensgleichheit mit dem überlebenden Eltern-
teil zurücktreten müßten, zumal sie im Verfahren 
zur Ehelicherklärung bereits geprüft seien. Außer-
dem sah die Ausschußmehrheit in dem Vorschlag der 
Opposition eine Diskriminierung der nichtehelichen 
Mutter, die nicht mehr in die heutige Zeit passe. 

Ohne Gegenstimme wird vom Ausschuß empfoh-
len, daß ein anzunehmendes Kind den Familien-
namen des Annehmenden nur dann erhalten soll, 
wenn es noch keine Ehe eingegangen ist. Auch im 
Bereich der Annahme an Kindes Statt sollte der 
Grundsatz verwirklicht werden, daß der Name eines 
verheirateten Kindes nicht geändert werden solle, 
weil das Kind einen eigenen Ehenamen gewählt 
habe, der ein eigenständiger Name dieser Ehe und 
somit Teil des Persönlichkeitsrechts der Ehegatten 
sei. 

Die Mehrheit des Ausschusses empfiehlt eine 
Übergangsregelung zugunsten der Ehegatten, die 
vor dem Inkrafttreten des Gesetzes die Ehe ge-
schlossen haben. Auch sie sollten die Möglichkeit 
erhalten, innerhalb eines Jahres den Geburtsnamen 
der Frau zum Ehenamen zu wählen, da erhebliche 
Zweifel bestünden, ob das jetzt geltende Namens-
recht dem Gleichberechtigungsgrundsatz entspreche. 
Beim Bundesverfassungsgericht seien bereits Ver-
fahren anhängig. Ohne eine Übergangsregelung 
werde das Bundesverfassungsgericht über die Ver-
einbarkeit des geltenden Namensrechts mit der Ver-
fassung entscheiden müssen und den Gesetzgeber 
unter Umständen noch verpflichten, eine Übergangs-
regelung für Ehegatten vorzusehen, die nach dem 
1. April 1953 die Ehe geschlossen haben. Denn der 
Gesetzgeber hatte nach Art. 117 des Grundgesetzes 
den Auftrag, das dem Gleichheitsgrundsatz wider-
sprechende Recht bis zum 1. April 1953 anzupassen. 
Die Mehrheit des Rechtsausschusses ist der Ansicht, 
daß allen Ehegatten, die vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geheiratet haben, das am Gleichheitsgrund-
satz orientierte neue Namensrecht mit seiner Wahl-
möglichkeit zugute kommen solle. Jedoch sei nicht 
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zu erwarten, daß es in vielen Fällen zu einer Na-
mensänderung kommen werde. 

Von der Minderheit wird eine Rückwirkung der 
Vorschrift über den Ehenamen vor allem aus prak-
tischen Gründen abgelehnt. Der Verwaltungsauf-
wand, insbesondere der Aufwand für die Änderung 
der Register, sei zu groß. Außerdem könne die 
Möglichkeit der Namensänderung zu unlauteren 
Machenschaften benutzt werden. Für die Vorschläge 
der Mehrheit sei allenfalls eine Rückwirkung bis 
zum 1. April 1953 gerechtfertigt; denn nach Art. 117 
des Grundgesetzes sei das dem Art. 3 Abs. 2 nicht 
entsprechende Recht erst ab 31. März 1953 außer 
Kraft zu setzen. 

In dem vorliegenden Schriftlichen Bericht sind 
einige Druckfehler enthalten, die ich mit Erlaubnis 
der Präsidentin zu Protokoll geben möchte, damit 
eine Berichtigung erfolgt *). Eine Änderung der Sub-
stanz des Gesetzentwurfs ist damit nicht verbunden. 

Da wir heute zu einer Beschlußfassung über das 
Namensrecht kommen werden, hoffe und wünsche 
ich sehr, daß wir auch bald zu einer Verabschiedung 
des Entwurfs eines Ersten Gesetzes zur Reform des 
Ehe- und Familienrechts kommen werden. Viele 
Bürger warten auf diese Reform. 

(Beifall) 

Vizepräsident Frau Funcke: Ich danke der 
Frau Berichterstatter. 

Wir kommen zur Einzelberatung in zweiter Le-
sung. — Das Wort wird nicht begehrt. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer in zweiter 
Lesung den Art. i bis 5 der Einleitung und der 
Überschrift die Zustimmung geben will, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Das erste war die Mehrheit. 

Wir kommen nunmehr zur 

dritten Beratung 

Das Wort hat der Abgeordnete Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD) : Frau Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wir Sozialdemo-
kraten sehen es als eine unserer vornehmsten Auf-
gaben an, die noch bestehende Benachteiligung der 
Frau beseitigen zu helfen. Dazu gehört vor allem 
die Aufhebung der im Eherecht vorhandenen recht-
lichen Benachteiligungen. 

Das Gesetz über den Ehe- und Familiennamen 
wird die Privilegierung des Mannes beim Ehe- und 
Familiennamen beseitigen. Zum Inhalt des Gesetzes 
beziehe ich mich auf den Bericht meiner Kollegin 
Frau Schimschok. Wir sind der Überzeugung, daß 
dieses neue Namensrecht allen beachtlichen Krite-
rien, sowohl dem Anliegen der Frauen als auch 
ordnungspolitischen Aspekten, gerecht wird. 

Erlauben Sie mir eine kurze Bemerkung dazu, 
warum wir es für richtig und für notwendig erachtet 

*) Anlage 49 

haben, diesen Teil der Eherechtsreform vorab zu 
verabschieden. 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Ganz ehr

-

lich!) 

Erstens. Unstreitig ist, daß dieser Entwurf selb-
ständiger Beschlußfassung zugängig ist. — Wir sind 
immer ehrlich, Herr Kollege Vogel. — 

(Thürk [CDU/CSU] : Das halten wir aber für 
ein Gerücht!) 

Zweitens. Das gegenwärtige Namensrecht ist so 
gestaltet, daß zumindest Zweifel daran bestehen, ob 
es mit dem Grundsatz der Gleichberechtigung in 
Übereinstimmung zu bringen ist. 

Drittens. Nicht wenige Frauen in diesem Lande 
warten seit Jahren auf ein ihren Interessen und der 
Gleichberechtigung gerecht werdendes Namensrecht. 
Dieses Namensrecht ist überfällig. Wir sollten es 
nicht auf Eis legen, his die Eherechtsreform insge-
samt in Kraft treten kann. 

Viertens. Es ist nicht zu erwarten, daß durch eine 
selbständige Verabschiedung der namensrechtlichen 
Bestimmungen die Gesamtkonzeption aufgelöst oder 
beeinträchtigt werden könnte. 

(Gnädinger [SPD] : Sehr gut! — Vogel [En

-

nepetal] [CDU/CSU]: Ist das alles?) 

— Das ist zu diesem Punkt alles, ja. Ich habe mich, 
Herr Kollege Vogel, gewundert, warum Sie in zwei-
ter Lesung keine Änderungsanträge gestellt, gleich-
wohl unserer Vorlage Ihre Zustimmung in zweiter 
Lesung versagt haben. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Vogel? 

Dr. Emmerlich (SPD) : Aber gewiß, gerne, Herr 
Kollege Vogel. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Emmerlich, würden Sie denn die Freundlichkeit ha-
ben, zuzugeben, daß der Hauptgrund der ist, daß 
das im gesamten Paket der Eherechtsreform der 
einzige Teil ist, der die Zustimmungsbedürftigkeit 
des Bundesrates begründet? 

Dr. Emmerlich (SPD) : Herr Kollege Vogel, ich 
kann Sie beruhigen, es gibt weitere Vorschriften, 
die die Zustimmungsbedürftigkeit des Bundesrates 
begründen. Dies ist also zwar eine Nebenwirkung 
— daß nämlich ein Teil der zustimmungsbedürftigen 
Vorschriften entfällt —, die wir nicht unglücklich zur 
Kenntnis nehmen, aber nicht unser Motiv. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Also, 
ehrlich ist er, Fritz, gib's zu! — Thürk 
[CDU/CSU]: Sie sind aber dabei, die ande

-

ren Bestimmungen auch auszusparen!) 

Ich darf fortfahren: Warum Sie hier keine Ände-
rungsanträge gestellt haben, interessiert uns. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU] : Sie 
ist so schlecht, daß sie ganz abgelehnt wer

-

den muß!) 
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Dr. Emmerlich 
— Ich hoffe nicht, daß Sie die Auseinandersetzung 
im Detail scheuen und vermeiden wollen, daß offen-
bar wird, wie weit wir im Grundsatz beieinander 
sind und daß die zwischen uns bestehenden Diffe-
renzen solche sind, die unter vernünftigen Leuten 
nicht zu emotional aufgeladenen Auseinandersetzun-
gen führen müssen. 

(Thürk [CDU/CSU] : Ist das eine Zusage der 
Koalition?!) 

— Selbstverständlich, Herr Kollege Thürk. 

Meine Damen und Herren, mit diesem Gesetz wird 
die letzte Runde des Ringens um ein neues Eherecht 
eingeleitet. Dieses Gesetz macht deutlich, daß die 
Koalition entschlossen ist, die Eherechtsreform in 
dieser Legislaturperiode durchzusetzen. 

Dann wird es die bisherige gesetzliche Fixierung 
der Ehefrau auf die Rolle der Hausfrau nicht mehr 
geben. Es wird auch von Gesetzes wegen völlig klar-
gestellt sein, daß Ehefrauen in gleicher Weise wie 
Ehemänner das Recht haben, einer Berufstätigkeit 
nachzugehen, und daß beide — nicht nur die 
Ehefrau — bei der Auswahl und Ausübung des 
Berufs auf die Belange des anderen und die der 
Familie Rücksicht zu nehmen haben. Dann wird auch 
klar sein, daß die Hausarbeit nicht länger eine Ar-
beit ist, die den Frauen vorbehalten ist — und das 
angesichts unserer sozialen Wirklichkeit noch viel-
fach zusätzlich zu einer Berufstätigkeit. 

Niemand sollte unsere Absichten dahin mißver-
stehen oder mißdeuten, als wollten wir an die Stelle 
des überkommenen Leitbildes der Hausfrau das der 
berufstätigen Ehefrau setzen. In einer pluralistischen 
demokratischen Gesellschaft ist der Staat nicht legi-
timiert, die Rollen innerhalb der Familie zu vertei-
len oder zuzuteilen. 

Auch nach dem Inkrafttreten des neuen Schei-
dungsrechts wird es dabei bleiben, daß Ehen auf 
Lebenszeit geschlossen werden. Früher hat man vor-
gebracht, die Zulassung der Scheidung hebe das 
Prinzip der Ehe auf Lebenszeit aus den Angeln. Jetzt 
erklären manche, die konsequente Durchsetzung des 
Zerrüttungsprinzips sei mit der Ehe auf Lebenszeit 
nicht in Übereinstimmung zu bringen. Die Geschichte 
hat die erste Behauptung ad absurdum geführt, der 
zweiten Behauptung wird es nicht anders ergehen. 

Ist die eheliche Lebensgemeinschaft aufgehoben, 
so ist, meine Damen und Herren, irgendwann einmal 
der Zeitpunkt gekommen, in dem allein auf Grund 
dieses Umstandes die Feststellung des endgültigen 
Scheiterns der Ehe gerechtfertigt ist. Wer dann noch 
Einwendungen gegen das endgültige Scheitern der 
Ehe zuläßt, muß folgende drei Konsequenzen in Kauf 
nehmen. 

Erstens. Es wird nicht in dem möglichen Umfang 
damit Schluß gemacht, daß die Gerichte gezwungen 
werden können, in den Privat- und Intimbereich der 
Eheleute einzudringen. 

Zweitens. Nur wenige Scheidungswillige werden 
dann aber noch auf den Ablauf der Frist warten. Es 
wird also zu vorzeitigen und nicht selten auch zu 
voreiligen Scheidungsklagen kommen. Chancen zur 

Wiederherstellung der Ehe werden dadurch in vie-
len Fällen zunichte gemacht. 

Drittens. Wer die Scheidungsvermutung widerleg-
bar gestalten will, gaukelt dem Scheidungsunwilligen 
vor, er habe eine Möglichkeit, die Scheidung der Ehe 
zu verhindern, während er in Wahrheit lediglich die 
Chance hat, durch Vorbringen, Beweisaufnahme und 
etwaige Rechtsmittel den Ausspruch eines negativen 
Urteils hinauszuzögern. 

Nach der Scheidung, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, wird der sozial Schwächere zukünftig 
ganz erheblich besser dastehen als bisher. Die Vor-
aussetzungen für die Geltendmachung eines Unter-
haltsanspruches werden erleichtert, die Unterhalts-
ansprüche selbst erheblich ausgeweitet. 

Die Kollegin Frau Wex hat sich bei ihrer Erklä-
rung zum Jahr der Frau als Märchentante, aller-
dings nicht als gute, sondern als böse Fee, betätigt, 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Ein böser 
Ausdruck!) 

und zwar mit der Behauptung, die Scheidung werde 
insbesondere für ältere Frauen zukünftig kata-
strophale Folgen haben. Das genaue Gegenteil ist 
richtig. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Jetzt 
wird Scheidung erst richtig schön!) 

Vor allem ältere Frauen werden durch das neue 
Unterhaltsrecht ganz erheblich besser geschützt 
sein, wenn ihnen das Unglück einer gescheiterten 
Ehe widerfährt. 

Das gilt um so mehr, als das neue Unterhaltsrecht 
durch den Versorgungsausgleich ergänzt wird. Da-
durch werden während der Ehe erworbene Anwart-
schaften und Aussichten auf eine Versorgung wegen 
Alters oder wegen Berufs- bzw. Erwerbsunfähigkeit 
je zur Hälfte zwischen den Ehegatten aufgeteilt. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Thürk? 

Dr. Emmerlich (SPD) : Ich darf den einen Satz 
noch sagen, damit ist dann ein kleiner Abschnitt 
erreicht. 

Damit wird einmal der Gerechtigkeit gedient und 
zum anderen ein erster wichtiger Schritt zur sozia-
len Sicherung der Hausfrauen vollzogen. — Bitte 
schön, Herr Kollege Thürk! 

Thürk (CDU/CSU): Herr Kollege Dr. Emmerlich, 
sind Sie bereit, mir zuzugeben, daß Ihre Ausführun-
gen mit dem heute zur Diskussion stehenden Na-
mensrecht recht wenig zu tun haben und daß 
die Ausführungen zum Versorgungsausgleich eine 
Prophetie sind, von deren geringer Aussicht auf 
erfolgreiche Verwirklichung Sie ebenso überzeugt 
sind wie wir? 

Dr. Emmerlich (SPD) : Herr Kollege Thürk, ich 
weiß nicht, welche Tagesordnung Sie vorliegen ha-
ben. Ich habe eine vor mir liegen, aus der sich 
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ergibt, daß wir heute auch über das Erste Gesetz 
zur Reform des Ehe- und Familienrechts beraten. Im 
übrigen können Sie doch den Zusammenhang des 
Namensrechts mit dem gesamten Eherecht nicht 
leugnen. Sie können und wollen mir doch wohl nicht 
verwehren, daß ich diesen Zusammenhang hier dar-
stelle. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Thürk 
[CDU/CSU] : Deswegen wollten wir es doch 
im Zusammenhang haben! Sie bestätigen 
unsere Ansicht! — Gnädinger [SPD]: Das 
ist ein geistiger Zusammenhang! — Abg. 
Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] meldet sich 

zu einer Zwischenfrage) 

— Herr Kollege Vogel, zu diesem Punkt nicht. 
Wenn Sie später zu einem anderen Punkt eine Frage 
haben, gerne. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Das ist 
ein schlechter Stil, keine Fragen zu beant

-

worten!) 

Was den Versorgungsausgleich anlangt, so bin ich 
optimistischer als Sie, und ich habe auch Grund 
dazu. 

(Franke [Osnabrück] [CDU/CSU] : Das ist 
ein schlechter Stil, keine Fragen zu beant

-

worten!) 

Wir Sozialdemokraten betonen ganz entschieden, 
daß für uns das Scheidungsbegehren keinen Vor-
rang vor den Interessen und dem Wohl der Kinder 
hat. Es liegt aber nicht im Interesse der Kinder und 
es dient ihrem Wohle nicht, daß eine endgültig ge-
scheiterte Ehe aufrechterhalten und ihre Scheidung 
verweigert wird. 

Abschließend, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, ist noch eine Bemerkung zu dem erforder-
lich, was Frau Wex hier gestern in diesem Zusam-
menhang ausgeführt hat. Ich bin von dieser Rede 
— ich will es einmal nobel ausdrücken — ent-
täuscht. 

(Dürr [SPD]: Das ist sehr nobel! — Vogel 
[Ennepetal] [CDU/CSU] : Das haben wir 

nicht anders erwartet!) 

Meine Enttäuschung beruht nicht darauf, Herr Vo-
gel, daß Frau Wex offenbar das Erste Eherechts-
reformgesetz und seine Begründung noch nicht ge-
lesen hat, daß sie offenbar nichts über die Ergeb-
nisse weiß, die wir durch unsere gemeinsamen An-
strengungen im Unterausschuß „Familien- und Ehe-
rechtsreform" und im Rechtsausschuß erreicht haben, 
und daß ihr auch von der Fairneß und dem gegen-
seitigen Respekt, der unsere Beratungen in diesen 
Ausschüssen bestimmt hat, offenbar nichts zu Ohren 
gekommen ist. Meine Enttäuschung bezieht sich auf 
die politische Motivation ihrer Rede und auf Ihre 
Reaktion darauf, meine sehr geehrten Damen und 
Herren von der Opposition. 

Ich frage mich, ob beides — diese Rede und Ihre 
Reaktion darauf — als ein Zeichen dafür gewertet 
werden muß, daß unabhängig vom Stand der Sach-
diskussion auch im Bereich der Familienpolitik die 
totale Konfrontation gesucht wird. Wie anders soll 
ich es deuten, wenn die in weiten Bereichen vor

-

handene Übereinstimmung total ignoriert und unter 
den Teppich gekehrt wird und wenn statt dessen vor-
handene Meinungsverschiedenheiten — wenn auch 
in wichtigen Fragen — zu fundamentalen Gegen-
sätzen aufgebauscht werden? 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Vogel? 

Dr. Emmerlich (SPD) : Nach dem nächsten Satz, 
Herr Vogel. Einverstanden? 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, 
darf ich Sie aber doch bitten, zum Namensrecht zu 
sprechen. Das ist Thema des heutigen Tages. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Franke [Osna

-

brück] [CDU/CSU] : Das steht auch in der 
Geschäftsordnung!) 

Dr. Emmerlich (SPD) : Wollen Sie zu solchen Pa-
rolen Ihre Zuflucht nehmen, wie Frau Wex sie aus-
gegeben hat, daß nämlich die von Sozialdemokraten 
initiierten Reformen darauf angelegt seien, die Fa-
milie in Frage zu stellen? Wollen Sie sich wirklich 
dazu versteigen, die Ehe- und Familienpolitik dieser 
Koalition als eine solche hinzustellen, die zum Er-
gebnis habe, daß in Ehe und Familie das Recht des 
Stärkeren gelte? 

Ich bitte Sie dringend, gerade die Familienpolitik 
nicht unter parteipolitischen und taktischen Gesichts-
punkten zu bewerten, sondern sich dabei unserer 
gemeinsamen Verantwortung für das Ganze be-
wußt zu sein. 

Lassen Sie sich nicht wie Frau Wex von der Sehn-
sucht nach einer heilen Welt überwältigen. Über-
sehen Sie bitte nicht, daß auch in Ehe und Familie, 
und zwar sowohl im Innenbereich als auch nach 
außen, Konflikte unvermeidlich sind. Lassen Sie sich 
nicht einreden, daß wir, wenn wir diese Konflikte 
sehen und darüber nachdenken, an derartigen Kon-
flikten interessiert sind oder uns daran ergötzen. 
Unser Ziel ist es nicht, Konflikte zu pflegen, noch 
weniger, sie zu erzeugen. Wir halten es aber für 
nötig, die Menschen bei der Bewältigung derartiger 
Konflikte nicht allein zu lassen, sondern sie — so-
weit das nur möglich ist — mit Rat und Tat zu unter-
stützen. 

Wie auch immer Sie sich einstellen, meine sehr 
geehrten Damen und Herren von der Opposition, ob 
Sie dem Beispiel von Frau Wex folgen oder ob die 
Kräfte der Vernunft und der Mäßigung sich bei 
Ihnen durchsetzen: Wir jedenfalls sind und bleiben 
zur Kooperation und zu einem fairen Austragen der 
Meinungsverschiedenheiten bereit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Erhard 
[Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Zum Thema 

leider nichts!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Lenz (Bergstraße). 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 147. Sitzung. Bonn, Freitag, den 31. Januar 1975 	10193 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte in einer Beziehung in die Fußstapfen des 
Kollegen Dr. Emmerlich treten: Ich möchte nicht 
allzuviel zu den Einzelheiten des Namensrechts 
sagen, sondern ich möchte mich konzentrieren auf 
den Vorgang der Abtrennung des Namensrechts 
von den übrigen Teilen des Ehe- und Familienrechts. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU) : Sehr 
richtig!) 

Daß dieses ein Akt der unverständlichen und 
sachlich nicht begründeten parlamentarischen Will-
kür ist, dafür kann ich nach dem bisherigen Ver-
lauf der Beratungen den Kollegen Dr. Emmerlich 
als Zeugen anrufen. Das steht bereits im Protokoll: 
Er hat eben mit großem Nachdruck auf die innere 
Verbindung zwischen diesen beiden Dingen hinge-
wiesen, und er hat damit die Linie durchgehalten, 
welche die Sozialdemokratische Partei seit 1967 und 
insbesondere seit dem Diskussionsentwurf verfolgt 
hat. Man kann halt mit seinem Gewissen die takti-
schen Schwenkungen gar nicht so schnell nachvoll-
ziehen, wie das hier verlangt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf des Abg. 
Dr. Emmerlich [SPD]) 

Meine Damen und Herren, die dazu hier vorge-
tragenen Gründe — Herr Kollege Emmerlich hat 
sich in seiner Sprache eine große Mäßigung auf-
erlegt; das will ich auch tun —, kann ich nicht als 
stichhaltig betrachten. Da wird z. B. das Verfas-
sungsargument in die Debatte geworfen. Seit 25 Jah-
ren koexistieren Namensrecht und Grundgesetz 
friedlich nebeneinander — so friedlich, wie ich mir 
andere Koexistenzen auch wünsche —, und jetzt 
geht es hier um den Spielraum einiger Monate. Es 
wird uns vorgetragen, es sei unbedingt notwendig, 
daß diese Zweifel jetzt vorab behoben werden — im 
Gegensatz zu allem, was bisher zu diesem Thema 
gesagt worden ist. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Sie erachten die 
Wünsche vieler Frauen als zu gering, Herr 
Lenz! Das ist der Unterschied zwischen 

uns!) 

— Ich bedanke mich für diesen Zwischenruf. Herr 
Kollege Dr. Emmerlich, ich bin der Überzeugung, 
wenn wir eine Umfrage über die Priorität, die die 
Änderung des Namensrechtes hat, veranstalteten, 
kämen wir angesichts der wirtschaftlichen Lage in 
diesem Land zu dem Ergebnis, daß diese Aufgabe 
auf Platz 97 steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Emmer-
lich [SPD] : Dieser Zusammenhang ist aber 

wirklich künstlich!) 

— Er ist nicht künstlich; er ist von Ihnen provoziert. 
Ich sage Ihnen, es gibt genausoviel Stimmen für die 
Beibehaltung des geltenden Rechts wie für seine 
Änderung. Auch dies ist also, wie ich glaube, kein 
Argument. 

(Dr. Ehrenberg [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage — Vogel [Ennepetal] [CDU/ 
CSU] : Was versteht denn der Ehrenberg 

davon?) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Ehrenberg? 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Ja, gerne, 
allerdings unter der Voraussetzung, Frau Präsiden-
tin, daß mir auch die Zeit für die Antwort nicht auf 
meine Redezeit angerechnet wird. 

Dr. Ehrenberg (SPD) : Herr Kollege, kann Ihr 
Hinweis auf die wirtschaftliche Lage so verstanden 
werden, daß Sie glauben, daß ein Verzicht auf die 
Änderung des Namensrechtes positive Konjunktur-
impulse auslösen würde? 

(Heiterkeit bei der SPD — Vogel [Ennepe

-

tal] [CDU/CSU]: Unter Umständen, ja) 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege, 
ich glaube, daß der Verzicht auf eine Reihe von 
unüberlegt geplanten Reformen in diesem Lande 
in der Tat außerordentlich positive konjunkturelle 
Wirkungen hat. 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Das ist eine schöne 
Art von Nostalgie, die Sie da haben!) 

— Herr Kollege, über dieses Thema unterhalten wir 
uns nach dem 4. Mai mit größeren Erkenntnissen 
auf Grund der dann vorliegenden Bedingungen. 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Wartet ab!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Abgeordne-
ter Vogel möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Herr Kollege Dr. 
Lenz, stimmen Sie mir zu, wenn ich sage, daß Re-
formen, die überflüssig sind, Kräfte binden können, 
die in der Tat für andere Aufgaben besser verwen-
det werden könnten? 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Vogel, ich würde sagen, es war das Kennzeichen der 
Rechtsreformpolitik der vergangenen Jahre, daß sie 
ständig mit falschen Prioritäten gearbeitet hat. Dar-
unter, daß man den Äußerungen von Namen und 
Amtsbezeichnungen den Vorrang vor wichtigen Din-
gen gegeben hat, leiden wir seit fünf bis sechs 
Jahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Ehrenberg 
[SPD] : Wir werden Ihnen Gelegenheit 

geben, noch lange zu leiden!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Emmerlich? 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Bitte, Herr 
Kollege Emmerlich! 

Dr. Emmerlich (SPD) : Herr Kollege, sind Sie — 
wie Herr Kollege Vogel — auch der Meinung, daß 
die Reform des ehelichen Namensrechts überflüssig 
ist? 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Nein, eine 
vernünftige Reform ist nicht überflüssig!) 
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Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Emmerlich, wir sind uns darüber einig, daß diese 
Reform im Rahmen des Eherechtsreformgesetzes mit 
den anderen Ehewirkungen so wie den übrigen Be-
stimmungen — ich nenne hier nur die Stichworte 
Scheidung und Scheidungsfolgen — durchgeführt 
werden sollte. Die Meinungsverschiedenheiten, die 
wir über diesen Punkt haben, datieren von Mitte 
Dezember vergangenen Jahres. Das wollen wir hier 
doch einmal in aller Offenheit sagen. 

(Dr. Ehrenberg [SPD] : Also ist die Reform 
nicht überflüssig!) 

— Herr Kollege Ehrenberg, überflüssig ist, daß wir 
heute getrennt über dieses Thema beraten. Ich will 
hier kein Prophet sein, möchte Ihnen aber folgendes 
sagen. Hier wird es uns genauso gehen wie bei dem 
sogenannten Strafrechtsreformergänzungsgesetz, des-
sen Beratung wir vorgezogen haben und das noch 
heute im Vermittlungsausschuß liegt. Ich glaube, ich 
bin nicht unvorsichtig, wenn ich sage, daß wir uns 
hier nicht so bald mit dem Ergebnis der Beratungen 
des Vermittlungsausschusses zu befassen haben. 

Lassen Sie mich jetzt zu den eigentlichen Gründen 
kommen, weshalb wir diesen Gesetzentwurf hier 
getrennt beraten. Die Abtrennung des Namensrechts 
— der Kollege Vogel hat das schon gesagt — soll 
der Koalition die Möglichkeit verschaffen, hier ohne 
Rücksicht auf den Willen des Bundesrates vorzuge-
hen. 

(Dr. Arndt [SPD] : Das ist Ihre Theorie!  — 
Vogel  [Ennepetal] [CDU/CSU] : Das ist Ihr 

Beitrag zur Gemeinsamkeit!) 

Ich habe mit Freuden gehört, daß der Kollege Em-
merlich gesagt hat, das werde nicht gelingen. Wenn 
das so ist, wird man sicher entsprechende Konse-
quenzen ziehen. Die Absicht der Koalition, Herr Kol-
lege Dr. Arndt, hat der Kollege Dr. Emmerlich hier 
jedenfalls in schöner Offenheit dargelegt. Ich glaube, 
darüber brauchen wir überhaupt nicht mehr zu strei-
ten. 

(Gnädinger [SPD] : Eine Nebenwirkung, hat 
er gesagt!) 

— Er hat das in einer Form eingeräumt, die, glaube 
ich, im Prozeß als Eingeständnis gewertet würde. 

Meine Damen und Herren, das ist vielleicht eine 
gute und streng linientreue Parteipolitik, aber ganz 
schlechte Staatspolitik. Denn Sie entheben sich 
selbst der Rücksichtnahme auf den Bundesrat und 
damit auf einen großen Teil unserer Bevölkerung, 
und das in einer Frage, die die Lebensordnung, die 
Lebensverhältnisse des allergrößten Teiles des deut-
schen Volkes berührt. Und darüber, daß man in 
solchen Fragen nicht die knappen parlamentarischen 
Mehrheiten bis zum letzten ausreizen darf, 

(Zuruf von der SPD: Knapp?) 

— nicht die knappen parlamentarischen Mehrheiten 
bis zum letzten ausreizen darf, sondern versuchen 
muß, eine breite Mehrheit zu erzielen, haben wir, 
meine Damen und Herren, schon im Zusammenhang 
mit dem § 218 gesprochen. Der Herr Kollege Mikat 
hat das hier ausgeführt. Und ich habe auch in den 
Worten des Bundesministers des Auswärtigen heute 

morgen zur Berlin-Frage — einer wichtigen Frage 
für unser Land — eigentlich eine Bestätigung dieser 
These gehört. Nun kann ich nur sagen: Sie sind die 
Stärkeren; 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Noch!) 

gehen Sie hier mit gutem Beispiel voran! 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU] : Das ändert 
sich auch noch, wenn die so weiter machen!) 

Ich glaube, eine solche Rücksichtnahme ist materiell 
geboten, und sie sollte eigentlich in einer Demokra-
tie in diesen Fragen selbstverständlich sein. Leider 
ist bisher, Herr Kollege Emmerlich, bei den Mehr-
heitsbeschlüssen des Rechtsausschusses von einer 
solchen Rücksichtnahme nichts zu bemerken. Ich 
habe zwar in einem Zeitungsinterview, das Sie heute 
gegeben haben, mit großem Interesse gelesen, Sie 
sähen noch Kompromißmöglichkeiten. Aber das 
würde bedeuten, daß Sie einige der Thesen zur Dis-
kussion stellen, die Sie in diesem Interview vertre-
ten haben und die Sie auch heute morgen hier wie-
derholt haben. 

Wir empfinden — und das sage ich hier mit aller 
Deutlichkeit — eine Reihe von Beschlüssen zum 
Eherecht, die im Rechtsausschuß gefaßt worden sind, 
als materielles Unrecht, das von uns unter gar kei-
nen Umständen hingenommen werden kann. Dazu 
gehört in erster Linie die Möglichkeit der Versto-
ßungsscheidung, dazu gehört zum zweiten die unwi-
derlegbare Frist bei nicht einverständlicher Tren-
nung, dazu gehört drittens die Nichtberücksichtigung 
des Kindeswohls im Scheidungsrecht, und dazu gehört 
viertens das Fehlen einer wirksamen Härteklausel 
in erster Linie für die Frau. Meine Damen und Her-
ren, solange diese Dinge nicht in einer Weise, die 
unseren Vorstellungen entgegenkommt, geregelt 
sind, nützen Bekenntnisse zur Kompromißbereit-
schaft gar nichts; dann zwingen Sie uns geradezu, 
den Vorgang, der sich heute hier abspielt, nämlich 
die Abtrennung des Gesetzes, in der Weise zu inter-
pretieren, wie ich das eben getan habe. 

Wir haben hiermit eben keine jener zahlreichen 
Einzelregelungen vor uns, die häufig nur wenige — 
und die auch nur am Rande — berühren, sondern 
hier geht es um die natürliche und grundlegende 
Einheit der Gesellschaft, wie das in der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte durch die Vollver-
sammlung der Vereinten Nationen ausgedrückt ist. 
Und deswegen ist hier nach meiner Überzeugung 
die Verantwortung des Bundeskanzlers selbst ange-
sprochen. Hier steht mehr auf dem Spiel als bei man-
chen materiellen Fragen, die so oft und auch mit vol-
lem Recht seine Aufmerksamkeit in Anspruch neh-
men. Vielleicht sind es gerade die Reformen, die an-
geblich nichts kosten, die hinterher Staat und Volk 
am teuersten zu stehen kommen. Hier, meine Damen 
und Herren, kann der Bundeskanzler zeigen, ob er 
dem Gemeinwohl, d. h. auch der Rücksichtnahme auf 
diejenigen politischen Kräfte, die nicht in der Mehr-
heit vertreten sind, den Vorrang vor einer ideolo-
gisch befrachteten Politik zu verschaffen versteht 
oder ob auch bei ihm im Konfliktfall die Partei dem 
Staat befiehlt. 
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Im Grunde genommen verfährt die Mehrheit hier 

nach Art eines Autofahrers, der seine Mitmenschen 
mal rechts, mal links überholt, um schneller voran-
zukommen. 

(von Alten-Nordheim [CDU/CSU] : Auch bei 
Rot!) 

Das gilt im Straßenverkehr als gefährliches und rück-
sichtsloses Verhalten und ist streng verboten. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Sie rechts zu 
überholen ist nicht möglich!) 

— Wo rechts überholen erlaubt ist, Herr Kollege 
Dr. Arndt, gilt der feste Grundsatz: Bleib' auf deiner 
einmal gewählten Fahrbahn; die Engländer sagen 
da: stay in your lane. Ich glaube, das nennt man auf 
deutsch „Prinzip der Spurtreue", aber davon ist bei 
Ihnen keine Rede mehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, inzwischen höre ich, 
daß der Slalom, der hier gefahren wird, noch um 
einige Ecken ausgebaut werden soll. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Der Zusammenhang 
zwischen Verkehrsrecht und Eherecht ist 

sehr interessant!) 

— Ja, Herr Kollege, ich versuche, mich einer plasti-
schen Sprache zu bedienen, denn das, was Sie hier 
vorführen, läßt sich mit den Ausdrücken des Rechts 
und der Geschäftsordnung überhaupt nicht mehr be-
wältigen. 

Wie ich inzwischen höre, haben Sie die Absicht, 
auch noch einen weiteren Teil der Eherechtsreform 
— das läuft, Herr Kollege Emmerlich, in Bonn so 
gerüchteweise um — abzukoppeln. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Hier gibt es so viele 
Gerüchte, wenn Sie all denen nachgehen 
wollen, kommen Sie gar nicht mehr zum 

Arbeiten!) 

— Ich möchte das aus einem ganz speziellen Grunde 
ansprechen. Sie wollen auch einen weiteren Teil ab-
koppeln, nämlich den Versorgungsbereich, weil er 
die vom Kollegen Thürk erwähnten Schwierigkeiten 
macht, und dann mit dem übrigen Mittelzug der 
Eherechtsreform weiterfahren. Meine Damen und 
Herren, diese Art von Slalomfahrerei in der Ge-
schäftsordnung ist wohl an der Grenze dessen, was 
vertretbar und zulässig ist. 

Man kann darüber streiten, was ein Rechtsstaat 
ist. Mir können aber wohl nur wenige widerspre-
chen, wenn ich sage, ein Rechtsstaat ist ein Staat, 
in dem Gesetz und Recht nach einem geordneten 
Verfahren gesetzt und angewandt werden. Was uns 
die Mehrheit des Hauses hier vorführt, vorzuführen 
beliebt, ist kein geordnetes, voraussehbares Verfah-
ren — das Thema, über das wir hier sprechen, war 
uns vor vier Wochen noch gar nicht bekannt —, son-
dern ein Akt gesetzgeberischer Willkür. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Emmerlich 
[SPD] : Herr Lenz, wir haben doch schon im 
November darüber gesprochen! Ich habe 
Ihnen doch schon im November gesagt, daß 
wir abtrennen wollen! — Zuruf von der 

CDU/CSU: Das waren nur finstere Andeu

-

tungen! Sie müssen die Weihnachtsferien 
abziehen!) 

— Herr Kollege Dr. Emmerlich, wir haben uns in 
einer anderen Frage — ich hatte damals die Gele-
genheit, mich mit dem Kollegen Dürr zu unterhalten 
— sehr kontrovers darüber abgestimmt, weil diese 
Sache für uns völlig überraschend und unvorherseh-
bar war, weil sie — ich sehe den Kollegen Jahn hier 
sitzen — im Widerspruch zu allen Intentionen stand, 
die im Zusammenhang mit der Eherechtsreform be-
standen. Es war — Herr Kollege Jahn hat im Ple-
mum des Bundestages und auch des Bundesrates dar-
auf hingewiesen — nicht die Absicht, den leichten 
Weg der Einzeländerungen zu gehen, sondern eine 
Gesamtreform zu verabschieden. Er hat bei der Ein-
bringung des jetzigen Gesetzentwurfes noch beson-
ders stolz darauf hingewiesen, daß es nun gelungen 
sei, das ganze Konvolut in einem Akt vorzulegen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Jahn? 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Deswegen 
habe ich extra unterbrochen, Frau Präsidentin. 

Jahn (Marburg) (SPD) : Vielen Dank, Herr Kol-
lege Lenz. Meinen Sie im Ernst, hier jemandem sa-
gen zu können, daß die Tatsache, daß ein technisch 
anderer Weg als die ursprüngliche Regierungsvor-
lage gewählt wird, Ihren gekünstelten Vorwurf 
rechtfertigt, das Ganze würde auseinandergenom-
men? Haben Sie nicht verfolgt, daß hier klargestellt 
worden ist, es wird ein Schritt in Richtung auf die 
Gesamtreform getan? Das ist etwas ganz anderes, 
als das, wovon Sie sprechen. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Jahn, in der Beurteilung dieses Vorgangs sind wir 
leider nicht einig. Ich bedaure das. Ich bedaure es 
gerade in dieser Frage. Wir hätten wohl alle ein 
großes Interesse daran, gerade in der Frage des 
Eherechts eine breite Mehrheit zu erzielen. Ich 
meine, das können wir nicht mit einem Haushalt 
oder einer Regelung der Straßenverkehrsordnung 
oder irgend etwas Beliebigem vergleichen. Hier 
müssen wir in der Tat andere Maßstäbe setzen. 

Herr Kollege Jahn, wir befürchten — vielleicht 
erweisen sich diese Befürchtungen als übertrieben; 
ich würde das außerordentlich begrüßen —, daß Sie 
sich dem Zwang zur Einigung mit der Opposition 
entziehen wollen. Auf diesen Punkt, Herr Kollege, 
möchte ich noch einmal kurz eingehen. 

In der Diskussion über die paritätische Mitbestim-
mung hören wir immer wieder das Wort von dem 
wohltuenden Zwang zur Einigung. Ich will Ihnen 
hier eine Kostprobe zu diesem Thema nicht vorent-
halten. In der Begründung des Entwurfs heißt es: 

Hieraus ergibt sich . . . für beide Seiten die 
Notwendigkeit, sich zu einigen. Dieser Eini-
gungszwang ist ein wichtiger Bestandteil der 
Konzeption des Entwurfs; denn er verpflichtet 
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und schafft einen Anreiz zur Zusammenarbeit 
über unterschiedliche Interessen hinweg. Allein 
durch Zusammenarbeit unter Einigungszwang 
kann ein gleichgewichtig besetzter Aufsichtsrat 
seine Aufgaben erfüllen, die auch die angemes-
sene Wahrung der Interessen sowohl der An-
teilseigner als auch der Arbeitnehmer ein-
schließen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Jahn? 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Lassen Sie 
mich gerade den Satz zu Ende bringen. — Herr Kol-
lege, der wohltuende Zwang zur Einigung, den Sie 
hier so plastisch schildern, war in den von dem Kol-
legen Jahn vorgelegten Gesetzentwurf eingebaut. 
Mindestens an einer Stelle — das kann niemand 
bestreiten — versuchen Sie, eines der technischen 
Mittel, um diesen Zwang zur Einigung zu erhalten, 
abzuschneiden. Ich finde, daß Sie damit im Wider-
spruch zu den Prinzipien stehen, die Sie selbst hier 
so oft verkündet haben. 

Herr Kollege Jahn, bitte! 

Jahn (Marburg) (SPD) : Eine Frage, Herr Kollege 
Dr. Lenz: Wollen Sie den Deutschen Bundestag wirk-
lich mit einem Aufsichtsrat vergleichen? 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Nein, Herr 
Kollege Jahn! Ich möchte hier aber darauf hinwei-
sen, daß, wenn die Konzeption unverändert erhal-
ten geblieben wäre, wenn dieser Teil also nicht ab-
getrennt worden wäre, in der Tat die beiden Teile 
des deutschen Parlamentes, nämlich Bundestag und 
Bundesrat, paritätisch, gleichgewichtig dieses Gesetz 
zu beraten und zu beschließen gehabt hätten. Dies 
wird nun an einem Punkte angeknackt. Es gibt ja 
angeblich noch andere Punkte; ich bin gespannt, wie 
lange die anderen Punkte noch im Verbund bleiben. 
Dies, Herr Kollege Jahn, ist genau das, was uns hier 
an der Geschichte stört. Sie wollen sich dem Verbund 
entziehen. Und wenn ich das mit der Tendenz der 
Beschlüsse im Rechtsausschuß vergleiche, die in 
einigen für uns wichtigen Punkten von Ihrem Ent-
wurf abweichen, so finde ich, daß sich hier ein aus 
vielen Mosaiksteinchen zusammengesetztes Bild 
ergibt, das einen eindeutigen Eindruck erweckt. 
Wenn es Ihnen gelingt, im Verlaufe der weiteren 
Beratungen diesen Eindruck wieder zu verwischen, 
Herr Kollege Jahn, dann stellt sich niemand lieber 
hierher als ich und gibt zu, daß er sich geirrt hat. 

(Zuruf von der SPD: Na! Na! — Zuruf von 
der CDU/CSU: So sind wir! — Dr. Emmer-

lich [SPD] : „Lieber" doch nicht!) 

— In diesem Fall, Kollege Emmerlich — das sag ich 
für meine Person —, stimmt das „lieber". Denn ich 
würde es für eine ganz schlechte Sache halten, wenn 
wir in diesem Punkte in einem Gegeneinander ver-
harren würden. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang darauf hin-
weisen, daß wir einige der Gesetze im Bereich des 

Strafrechts, die jetzt in Kraft getreten sind, die auch 
sehr kontrovers waren und sehr viel emotionalen 
Zündstoff enthielten, in den Jahren 1967, 1968, 1969 
dadurch zustande gebracht haben, daß wir im Wege 
des gegenseitigen Nachgebens Einigungen gefunden 
haben, die jeder gerade noch tolerieren konnte. Und, 
glauben Sie mir, wenn heute das Inkraftreten dieses 
Gesetzes so geräuschlos und glatt über die Bühne 
geht, so liegt das nicht zuletzt daran, daß man sei-
nerzeit bei der Beratung aufeinander Rücksicht ge-
nommen und nicht mögliche Mehrheiten bis zum 
letzten ausgereizt hat. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Abgeordne-
ter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Dr. Arndt (Hamburg) ? 

Dr. Arndt (Hamburg) (SPD) : Herr Kollege Lenz, 
können Sie uns erklären, wie der Umstand zustande 
gekommen ist, daß die CDU/CSU diesen Zwang zur 
Einigung bei Eherechtsentscheidungen erst entdeckt 
hat, als sie in die Opposition geraten war? Denn als 
die CDU/CSU in diesem Hohen Hause die absolute 
Mehrheit hatte, hat sie den § 48 des Ehegesetzes in 
einer Weise verschärft, daß sie den erbitterten Wi-
derstand fast der Hälfte des ganzen Hauses gefun-
den hat. Das war in der zweiten Wahlperiode. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das war ein Fehler, den wir korri

-

gieren konnten!) 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Arndt, ich habe auf diese Zwischenfrage sozusagen 
gewartet. Ich will Ihnen dazu auch meine persön-
liche Auffassung sagen. Damals ist in der Ausnut-
zung der Mehrheit durch die CDU/CSU gegen die 
beiden anderen Fraktionen der Keim für den heuti-
gen Gesetzentwurf gelegt worden. Ich glaube, Sie 
haben vielleicht nicht einmal Unrecht mit dem, was 
Sie sagen. Deshalb halte ich mich für verpflichtet zu 
sagen, was ich hier sage. Im übrigen möchte ich ver-
muten — ohne daß ich die Debatte nachgelesen 
habe —, daß Sie damals in ähnlicher Weise argu-
mentiert haben wie ich heute. Das ist nicht nur das 
legitime Recht, sondern das ist die parlamenta-
rische Pflicht der Opposition. 

(Dr. Arndt [Hamburg] [SPD] : Späte Erkennt

-

nis!) 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich zum 
Abschluß kommen, sonst bekomme ich mit der Frau 
Präsidentin Schwierigkeiten. 

In der Regierungserklärung von 1969 hat der da-
malige Bundeskanzler Brandt von der Notwendig-
keit der loyalen Zusammenarbeit mit den gesetz-
gebenden Körperschaften — Bundestag und Bundes-
rat — gesprochen. Dann folgte jener berühmte Satz: 
Wir wollen mehr Demokratie wagen. Meine Damen 
und Herren, die mit diesem Gesetzentwurf verfolg-
ten Absichten zeigen, wie weit man sich nicht nur 
von dem Bundeskanzler, sondern auch von den nob-
len Absichten entfernt hat, die der damaligen Er-
klärung zu Grunde lagen. Diese Bundesregierung 
muß sich wegen Verletzung der Haushaltsrechte des 
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Parlaments vor dem Verfassungsgericht in Karls-
ruhe verantworten. Und heute versuchen die Re-
gierungsparteien — bis zum Beweis des Gegen-
teils —, sich über die Rechte des Bundesrates mit 
einem Griff in die parlamentarische Trickkiste hin-
wegzusetzen. Es ist ausgeschlossen, daß wir dazu 
unsere Zustimmung geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Engelhard. 

Engelhard (FDP) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der vorliegende Gesetzentwurf ist mehr 
als nur etwas Gleichberechtigungskosmetik, er ist 
ein weiterer Schritt hin zur Verwirklichung des 
Gleichberechtigungsgebots unserer Verfassung, 
und er ist insofern auch im Internationalen Jahr der 
Frau ein ganz konkreter Beitrag. 

Wer da sagt, die Sache und die Beschlußfassung 
hierüber habe Zeit, der übersieht wohl, daß wir uns 
als Gesetzgeber durch Entscheidungen des Bundes-
verfassungsgerichts nicht in Zugzwang bringen las-
sen sollten; sondern wir sollten, bevor Entscheidun-
gen vorliegen, die einen Verfassungsverstoß rügen, 
von uns aus zu handeln beginnen. 

Schon aus diesem Grunde erscheint hier die Ab-
trennung, Beratung und Verabschidung hier und 
heute durchaus sachgrecht und geboten. Daß es dar-
über hinaus natürlich auch einen gesetzgeberischen 
Spielraum und Freiheitsraum gibt, der ausdrücklich 
verfassungsrechtlich abgesichert ist und den wir hier 
aus Ihnen nicht unbekannten Gründen in Anspruch 
nehmen, ist eine ganz andere Sache. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Ein Ein-
geständnis! — Zuruf des Abg. Vogel [Enne

-petal] [CDU/CSU]) 

— Ich will nicht mehr dazu sagen, Herr Dr. Lenz, 
ganz einfach deswegen, weil es mir an der Zeit er-
scheint, jetzt hier und heute nicht über dies und 
jenes zu reden, sondern vielleicht auch einmal et-
was zum Namensrecht zu sagen. 

Dieser Gesetzentwurf hat ja nicht nur formalrecht-
liche Bedeutung. Dar Name ist ein Teil des allgemei-
nen Persönlichkeitsrechts, und so kann man aus der 
Ausgestaltung des Namensrechts immer Erkennt-
nisse gewinnen, wie der Stellenwert einer bestimm-
ten Person oder einer bestimmten Personengruppe 
in einer Gesellschaft ist. Der Unfreie, der Sklave 
und auch noch der Domestik hatte ja in Wirklich-
keit keinen Namen, das hatte sich bei ihm reduziert 
auf ein Unterscheidungsmerkmal für den täglichen 
Hausgebrauch. Und der Lagerinsasse, der Zuchthäus-
ler war letztlich eine Nummer. 

Nun ist aber das Namensrecht nicht nur ein Aus-
fluß bestehender Verhältnisse, sondern es ist ganz 
sicherlich auch einer der möglichen Hebel zur Ver-
änderung von Situationen. Und ich möchte daran 
festhalten, was ich bei der ersten Lesung hier im 
Plenum kurz ausgeführt habe, daß nämlich das neue 
Namensrecht ein Mittel unter anderen ist, um den 

Stellenwert der Frau in der Sicht der Gesellschaft 
zu heben. 

Die Bedeutung des männlichen Abkömmlings, des 
sogenannten Stammhalters, liegt ja wohl vor allem 
darin, daß er allein in der Lage ist, den Familien-
namen in die nächste Generation zu tragen. Und 
nach Auffassung sehr vieler liegt darin ein Teil per-
sönlicher Unsterblichkeit. Nun bietet erstmals das 
neue Namensrecht, wie wir es hier verabschieden 
werden, auch der Frau die Chance, die Rolle einer 
Stammhalterin innerhalb der Familie einzunehmen. 

Diese Chance würde allerdings unterlaufen, wenn 
man sich des Vorschlags der Union bediente und 
vorsähe, daß der Name des Mannes immer dann 
Ehename wird, wenn die Eheschließenden eine Er-
klärung hierüber nicht abgeben. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Genauso ist es!) 

Hier würde doch in einer unerträglichen Weise er-
neut dem Mann eine Art Stichentscheid zugespro-
chen, 

(Vogel [Ennepetal] [CDU/CSU]: Wieso denn 
eigentlich?) 

den er hier sehr einfach durch bloßes Stillschweigen 
ausüben könnte. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Der ursprüngliche Regierungsentwurf bot den Ehe-
schließenden bei der Namenswahl die größtmögliche 
Freiheit. Diese Freiheit — davon mußten wir uns im 
Unterausschuß überzeugen — wäre allerdings mit 
einer großen Problematik bereits in der zweiten 
Generation belastet gewesen. Wenn zwei Ehegatten 
mit je einem Doppelnamen hätten heiraten wollen, 
hätte sich beim Ehenamen ein Dutzend Kombina-
tionsmöglichkeiten ergeben. Dadurch wäre ganz 
sicher die Ordnungsfunktion, die der Name ja auch 
hat, schwer erschüttert worden. Vor allem aber 
müssen wir deutlich erkennen, daß die Wahlfreiheit 
bei der Generation der Eltern erkauft worden wäre 
mit der Qual der Wahl bereits bei den Kindern, und 
die Vielfalt der Möglichkeiten wäre möglicherweise 
umgeschlagen in eine negative Freiheit und von 
vielen auch so empfunden worden. 

Nun meinten manche, man könne das Problem 
dadurch lösen — ich weiß, daß in Kreisen von 
Fraueninitiativen teilweise auch heute noch diese 
Auffassung vorherrscht —, daß auch nach der Ehe-
schließung beide Ehegatten ihren bisherigen Namen 
weiterführen. Aber das ist nur scheinbar eine Lö-
sung. Man verschiebt damit das Problem nur wieder 
in die nächste Generation, wenn es gilt, für die ehe-
lichen Kinder einen Namen zu bestimmen. Beim 
Kindesnamen aber würde wiederum die gleiche Pro-
blematik auf uns zukommen. 

Der Unterausschuß für die Familien- und Ehe-
rechtsreform hat sich bei den sehr eingehenden 
Beratungen die Sache wirklich nicht leichtgemacht. 
Wir haben uns mit den Grundzügen des Namens-
rechts von Afghanistan bis Zypern beschäftigt. Die-
ses Studium war sicherlich lehrreich, aber letztlich 
nicht hilfreich — einfach deswegen, weil wir uns im 
Ausschuß nicht in einem juristischen Versuchslabor 
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befunden haben, sondern weil es unsere Aufgabe 
war, auf dem Boden des geltenden Rechts eine ver-
fassungsrechtlich gebotene, politisch erwünschte und 
außerdem praktikable Lösung zu finden. 

In dieser Situation hatte ich im Unterausschuß 
einen Vorschlag unterbreitet, der dann die teils 
einstimmige, teils mehrheitliche Zustimmung der 
Kolleginnen und Kollegen gefunden hat und der der 
Ihnen heute vorliegenden Fassung zugrunde liegt. 
Danach werden gemäß unserer Rechtstradition die 
Eheleute auch weiterhin einen gemeinsamen Ehe-
namen führen, der dann auch für die ehelichen 
Kinder der Familienname ist. Dem Anliegen der 
Gleichberechtigung wird durch die Wahlfreiheit 
zwischen dem Geburtsnamen des Mannes und dem 
der Frau in einer praktikablen, aber auch ausreichen-
den Weise Rechnung getragen. 

Nun hat sich auch die Opposition für die Möglich-
keit ausgesprochen, daß der Ehegatte, dessen Ge-
burtsname nicht Ehename wird, seinen Geburts-
namen oder den vor der Eheschließung geführten 
Namen als weiteren Namen weiterführen kann. Inso-
fern bestand zwischen der Koalition und der Oppo-
sition im Ausschuß volle Einigkeit. Nur muß man 
deutlich erkennen, daß dieses Anfügen die Probleme, 
die sich hier stellen, eben nicht zu lösen vermag. Be-
gründetermaßen legt ein nicht unbeträchtlicher Per-
sonenkreis Wert darauf, die Kontinuität seines Na-
mens erhalten zu wissen und unter Berücksichtigung 
der alphabetischen Auffindbarkeit auch weiterhin 
den Namen, der vor der Eheschließung geführt 
wurde, dem neuen, dem Ehenamen, voranstellen zu 
können. 

Die Opposition hat bei den Beratungen sehr deut-
lich gesagt, daß sie davon wenig halte. Hier handle 
es sich letztlich um eine Art Sondergesetz; hier 
werde ein Extraangebot gemacht für eine ver-
schwindende Minderheit, für eine Handvoll beson-
ders emanzipationshungriger Frauenzimmer meistens 
intellektuellen Zuschnitts. 

Ich glaube, abgesehen davon, daß es den Gesetz-
geber immer ziert, wenn er auf Minderheiten dort 
Rücksicht nimmt, wo sich ein Schaden für die Mehr-
heit nicht ergibt, braucht man kein Prophet zu sein, 
um zu erkennen, daß in dieser Aussage der Oppo-
sition ein großes Stück Irrtum steckt. Wer die wei-
tere Entwicklung einmal etwas abzuschreiten sucht, 
der wird sehen müssen, daß sich auf längere Sicht 
die Frage natürlich nicht nur für die Frauen, son-
dern nach dem neuen Recht auch für die Männer 
stellen wird, und es gibt seit jeher einen bestimm-
ten Personenkreis besonders aus dem Bereich der 
Selbständigen und der freien Berufe, für den die 
Kontinuität des Familiennamens von manchmal 
existentieller wirtschaftlicher Bedeutung ist. 

Ich glaube, es ist in diesem Zusammenhang auch 
kein Argument, daß man auf die Gefahr verweist, 
hier würden bei der Führung öffentlicher Register 
Unklarheiten auftreten. Es steht den Behörden ja 
völlig frei, bei allen Registern und Verzeichnissen, 
die nur Innenwirkung haben und für den behörden-
internen Gebrauch bestimmt sind, sich am Ehenamen 
zu orientieren und den vorausgestellten Namen 

quasi nur als Vormerkposten in ihren Listen mitzu-
führen. 

Ich will einmal der Einfachheit halber davon aus-
gehen, daß es auch künftig weitgehend die Frauen 
sein werden, die auf ihren Geburtsnamen bei der 
Eheschließung verzichten werden. Wir richten seit 
vielen Jahren immer wieder an die Frauen in unse-
rem Lande den Appell, sich stärker zu engagieren im 
öffentlichen Leben, im Beruf, in der Politik und im 
sozialen Umfeld jenseits der eigenen Familie. Es 
wurden auch bereits gewisse Erfolge erzielt, und es 
ist vielen Frauen gelungen, sich einen Namen zu 
machen. Das trifft schließlich nicht allein auf die 
frei praktizierende Ärztin oder Rechtsanwältin, auf 
die Journalistin oder etwa die Präsidentin des Deut-
schen Bundestages zu, die Probleme mit diesem 
Namensrecht hatten und haben. Es trifft zu auf viele 
Stadt- und Gemeinderätinnen, auf die Mitglieder 
von Betriebsräten, auf die Kreisbäuerin ebenso wie 
auf die Vorsitzende eines Hausfrauenbundes oder 
irgendeiner Nachbarschaftshilfe. 

Es gibt überhaupt keinen ersichtlichen Grund, 
daß man einen Menschen mit der Eheschließung um 
seinen Namen bringen sollte, und es muß möglich 
sein, daß dieser Name auch weiterhin im Telefon-
buch und in alphabetischen Verzeichnissen aufge-
funden werden kann. Ganz sicherlich ist die Ehe-
schließung ein bedeutsamer Einschnitt im Leben. 
Aber das ist kein Grund, diesen Einschnitt namens

-

rechtlich in die soziale Biographie eines Menschen 
wie bisher einzukerben. Für diese soziale Biographie 
ist ein wesentliches Merkmal der Name, unter dem 
diese Person aufgetreten ist. Dieser Name ist inso-
fern Markenzeichen, und dieses Markenzeichen be-
darf der Kontinuität. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat der 
Abgeordnete Thürk. 

Thürk (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Das Gesetz zur Reform des Ehe- 
und Familienrechts ist von der Berichterstatterin 
Frau Schimschok erläutert worden. Ich selbst kann 
als Mitberichterstatter darauf verzichten, einen 
eigenen Vortrag hierzu zu halten, weil Frau Schim-
schok nach unserer Auffassung in objektiver und 
klarer Form alle Probleme dargelegt hat, die im 
Unterausschuß und im Rechtsausschuß erörtert wor-
den sind. 

(Beifall) 

Ich möchte nicht verfehlen, wie es soeben durch 
das Hohe Haus geschehen ist, Frau Schimschok 
unseren ausdrücklichen Dank dafür zu sagen. 

(Beifall) 

Um so erstaunter waren wir allerdings, Herr Kol-
lege Dr. Emmerlich, als Sie hier zum Podium ge-
schritten sind und Ihre Ausführungen gemacht 
haben. Das war, weiß Gott, ein Überraschungseffekt. 
Zwar steht, dies geben wir gerne zu, auf der Tages-
ordnung das Erste Gesetz zur Reform des Ehe- und 
Familienrechtes, aber — und dieses weiß niemand 
besser als Sie selbst — die Unterabteilung „Namens- 
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rechtliche Bestimmungen", denen Sie mit Ihren 
Freunden zusammen einen eigenen Namen gegeben 
haben, nämlich „Gesetz über den Ehe- und Fami-
liennamen". Wenn ich Ihnen aufmerksam zugehört 
habe — und ich glaube dieses getan zu haben —, 
so haben Sie in einem Nebensatz einmal das Na-
mensrecht gestreift, im übrigen zum Gesamtgesetz 
Stellung genommen. Auf unsere Zwischenfrage 
haben Sie eine recht interessante Bemerkung ge-
macht: daß dies deshalb geschehe, weil die Gesetze 
im Gesamtzusammenhang gesehen werden müßten. 

Wir freuen uns darüber — wenn auch die Bestä-
tigung nachher praktisch ausgeblieben ist —, daß 
Sie wenigstens im Grunde sehen, daß hier ein Zu-
sammenhang gegeben ist. Sie haben damit bestätigt, 
was der Kollege Dr. Lenz bereits sehr ausführlich 
klargelegt hat und wofür wir eine Bestätigung 
auch in der Begründung der Bundesregierung zur 
Einbringung finden; der damalige Bundesjustizmini-
ster sitzt ja hier unter uns. Dies ist ein gesamtes, 
zusammengehöriges Reformwerk, das zusammen 
hier eingebracht worden ist, das zusammen beraten 
worden ist, mindestens im Unterausschuß und dann 
partieweise, so wie es ging, auch im Rechtsaus-
schuß; und es muß auch zusammen verabschiedet 
werden. Warum? Weil eine ganze Reihe von Be-
stimmungen so zusammengehören, daß sie gar nicht 
auseinandergerissen werden sollten, selbst wenn 
dies gesetzestechnisch machbar und möglich ist. 

Ich bin Herrn Kollegen Dr. Lenz sehr dankbar, 
daß er sehr eindringlich darauf hingewiesen hat, 
daß hinter dem Ganzen nichts anderes als ein rein 
gesetzestaktisches, vielleicht kann man auch sagen: 
strategisches Verfahren zu sehen ist, um nämlich 
dem Bundesrat die Möglichkeit, die ihm verfas-
sungsmäßig gegebene Möglichkeit, zu nehmen, zu 
diesen Dingen in seiner Art Stellung zu nehmen 
und sich an der Gesetzgebung zu beteiligen, so wie 
das Grundgesetz unserer Bundesrepublik dies vor-
sieht. 

Das, was wir von Ihnen gehört haben, waren Aus-
führungen zum gesamten Recht, und deshalb muß 
ich dazu auch einige Worte sagen, was die Frau 
Präsidentin freundlich erlauben wird; denn es ist 
nur eine Beantwortung. Sie haben dargestellt — und 
das von Ihnen der Osnabrücker Zeitung gegebene 
Interview hat es ja auch gezeigt —, daß Sie glau-
ben, hier seien so sehr viele Gemeinsamkeiten zwi-
schen uns. Ich möchte Ihnen zunächst eins ganz 
offen bestätigen. Die menschliche Zusammenarbeit 
im Unterausschuß — wie überhaupt im Rechtsaus-
schuß — ist ja, Gott sei Dank, gut. Wir können uns 
verständigen, wir können miteinander reden. 

Aber leider ist dies nicht in vollem Umfang in 
die Sache zu übertragen. Ich glaube, wir sind uns 
doch wohl darüber im klaren, daß hier schwerwie-
gende Meinungsunterschiede, und zwar gerade in 
den Kardinalpunkten der anstehenden Reform, uns 
trennen, obwohl wir meinen, daß in manchen Dingen 
durchaus ein Zusammengehen möglich sei. Nur habe 
ich den Eindruck — auch in anderen Gesetzen, die 
wir heute hier schon durchgesprochen haben —, 

das Zusammengehen wird von der Regierungskoali-
tion immer so verstanden, daß die Opposition zu 

ihr umschwenkt, aber nicht, daß man sich, wie das 
bei einem Vergleich oder Kompromiß üblich ist, 
irgendwo in der Mitte trifft. 

(Zuruf des Abg. Dr. Emmerlich [SPD]) 

Wenn wir uns darauf einmal einigen könnten, daß 
Sie erkennen, wo für uns unverzichtbare Positionen 
sind, wenn Sie sehen könnten, daß dies auch für 
Sie selbst annehmbar ist, weil dies im Interesse des 
einzelnen Bundesbürgers ist, dann würden wir uns 
wahrscheinlich über einige andere Kleinigkeiten 
sehr rasch einigen. 

Vom Herrn Bundesjustizminister hören wir immer 
wieder bei allen möglichen Gelegenheiten, auch er 
sei der Auffassung, daß wir uns treffen könnten. 
Nur warten wir immer noch auf dieses Spitzen-
gespräch, auf die oberste Einigung, und das, sehr 
geehrter Herr Minister, was sich als Reflexion hin-
terher bei uns im Unterausschuß oder im Rechts-
ausschuß niederschlägt. Denn was helfen mir die 
schönsten Gespräche und die nettesten Interviews 
vor Rundfunk und Zeitungen, wenn hinterher der 
Effekt ausbleibt! Davon haben wir nichts. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Wir sind doch auf 
viele Ihrer Vorstellungen eingegangen, 
Herr Thürk! Das können Sie doch nicht 

bestreiten!) 

— Sie sind auf eine Reihe von unseren Vorschlägen 
eingegangen insoweit, Herr Kollege Dr. Emmerlich, 
als Sie das nichts oder sehr, sehr wenig gekostet hat. 

Ich darf nur einmal einige Kardinalpunkte an-
sprechen. Dann werden Sie mir zugeben, daß Sie 
darauf eben nicht eingegangen sind. Nehmen wir 
zunächst einmal die Scheidung nach dem Grund-
tatbestand des § 1565 BGB, die wir schlicht und 
einfach, aber klar und deutlich als Verstoßensschei-
dung betrachten. 

(Zuruf von der SPD) 

Wenn Ihre Schelte gerade Frau Dr. Wex gegolten 
hat — ich werde darauf noch zurückkommen —, 

die im Jahr der Frau einen Bericht gegeben und 
einige Forderungen der Frau herausgestellt hat, die 
von Ihnen in dieser Richtung einfach nicht mitge-
tragen werden, so müssen wir Sie darauf hinweisen, 
daß diejenigen, die hauptsächlich davon betroffen 
sind, im Regelfall die Frauen sind. Das wissen Sie 
aus Ihrer früheren Tätigkeit als Richter sehr wohl. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben versucht, hier eine Billigkeitsklausel 
einzubauen. Wir haben versucht zu verhindern, 
daß jemand, der selbst Unrecht sät, daraus auch 
noch über das Gesetz einen Rechtserfolg erringen 
kann; daß derjenige, der eine Eheverfehlung 
— wenn ich einmal den alten Ausdruck gebrauchen 
darf — begangen hat, darauf auch noch seinen eige-
nen Scheidungsantrag gründen kann. Das ist doch 
ein Hohn gegen die Rechtsordnung. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : § 614 ZPO, Ausset

-

zung, Herr Thürk! Sie vergessen ja alles!) 

— Sie sind uns nicht entgegengekommen, obwohl 
ich der Objektivität halber zugebe — Sie nehmen 
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mir ja das Wort aus dem Mund —, daß Sie offen-
sichlich Ihr — ich möchte sagen — falsches Ver-
halten im Rahmen der Beratungen zu § 1565 BGB 
nachträglich eingesehen haben, dies vielleicht der 
Optik halber nicht mehr korrigieren wollten und 
uns deshalb im Rahmen der richterlichen Ausset-
zung nach der ZPO etwas entgegengekommen sind; 
nicht viel, aber wir bemerken durchaus auch der-
artige Schritte auf uns zu und respektieren sie. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Honorieren!) 

Besser wäre es gewesen, Sie hätten sich einen Ruck 
gegeben und uns im Rahmen der Verstoßensschei-
dung andere gesetzliche Bestimmungen ermöglichen 
können als die, die hinterher im Rechtsausschuß 
herausgekommen sind und jetzt in der Welt stehen. 

Wir nehmen ein anderes Problem: Das ist die 
Frage der Unwiderleglichkeit im Rahmen der Fri-
stenscheidung, wenn ich das ganz knapp so um-
schreiben darf. Selbst der frühere Bundesjustizmi-
nister Jahn hatte das nicht gewollt. Im Gesetzent-
wurf war die Unwiderlegbarkeit nur für die Schei-
dung nach einjähriger Trennung erwähnt. Darüber 
kann man natürlich reden: wenn beide Ehegatten 
einig sind, eine Unwiderlegbarkeit im Gesetz vorzu-
sehen. Das darf es aber nicht bei der streitigen 
Scheidung nach § 1566 Abs. 2 BGB geben, wenn die 
Ehegatten drei Jahre getrennt gelebt haben. Wir 
haben gesagt: Hier darf keine Unwiderlegbarkeit 
im Gesetz festgelegt werden. Für den Richter muß 
— zugegeben: für den Ausnahmefall — in diesem 
Fall die Möglichkeit gegeben sein, helfend einzu-
greifen und ganz große Unbilligkeiten zu vermeiden. 

Unsere dritte Forderung: Die Härteklausel. Ich 
sage noch einmal: Für wen sind denn diese Härte-
klauseln da? Sie sind doch in erster Linie in der 
ganz großen Mehrzahl der Fälle für die Frauen da. 
Das andere sind doch Ausnahmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Gerade bei der Härteklausel des § 1568 BGB hatten 
wir Sie gebeten, mitzuziehen. Sie wissen genauso

-

gut wie wir — das haben die Beratungen ergeben —, 
daß es irgendwelche immaterielle Gründe, die nicht 
irgendwo im Materiellen verwurzelt sind oder damit 
zusammenhängen, für eine solche Härteklausel gar 
nicht geben kann. Wir haben die Bundesregierung 
mehrfach gefragt: Könnt ihr uns nicht Material ge-
ben, könnt ihr uns nicht Beispiele nennen? Die Ver-
treter des Bundesjustizministeriums — sie sitzen ja 
auf der Regierungsbank — waren dazu gar nicht 
in der Lage gewesen; noch nicht einmal einen kon-
struierten, aus dem Leben nicht herausgegriffenen 
Fall konnte sie bringen, an dem man das aufhängen 
könnte. 

(Gnädinger [SPD] : Herr Engelhard hat im 
Rechtsausschuß ein Beispiel genannt! — 
Dr.  Emmerlich [SPD] : Ich habe im Unter-

ausschuß auch ein Beispiel genannt!) 

— Sie haben uns kein Beispiel genannt, das nicht in 
irgendeiner Form im materiellen Recht verankert ist, 
sehr geehrter Herr Kollege Gnädinger. Das ist das, 
was wir befürchten: daß noch nicht einmal ein kon

-

struierter, geschweige denn ein lebensnaher Fall 
hier in Betracht kommen könnte. 

Oder nehmen wir — ich will jetzt nicht bis in die 
Einzelheiten hinein gehen — die verschiedenen 
Regelungen im Unterhaltsrecht, die uns ebenfalls 
mit Besorgnis in die Zukunft schauen lassen und die 
eine These von Ihnen widerlegen: Man könnte auf 
die materielle Härteklausel verzichten, weil das 
Unterhaltsrecht und der Versorgungsausgleich hin-
terher den großen Ausgleich insgesamt brächten und 
die Leute mindestens wirtschaftlich einigermaßen 
sichergestellt würden. Sie wissen genauso gut wie 
wir, daß dies nicht der Fall ist. Wir haben nämlich 
im Unterausschuß die ganzen Lücken dieses Geset-
zes kennengelernt und festgestellt, welche Schwie-
rigkeiten in der Versorgung des anderen Ehegatten 
auftreten werden. Es wird einfach die finanzielle 
Decke nicht reichen. Ich will es damit sein Bewenden 
lassen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage der Frau Abgeordne-
ten Schimschok? 

Thürk (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Frau Schimschok (SPD) : Herr Kollege Thürk, 
ich möchte Sie doch fragen, ob Sie es nicht für un-
würdig halten, wenn Menschen, die an sich schon 
zerstritten sind, nur aus wirtschaftlichen Gründen 
zusammenleben, und sind Sie nicht auch der Über-
zeugung, daß es nicht dahin kommen darf: Weil du 
arm bist, darfst du nicht geschieden werden? 

Thürk (CDU/CSU) : Frau Kollegin Schimschok, 
das, was Sie sagen, stimmt nach der Praxis nicht. 
Wir sind — ganz deutlich — nicht für die Aufrecht-
erhaltung des derzeitigen § 48, obwohl — und da 
darf ich dem Herrn Kollegen Dr. Arndt antworten — 
die  Anwälte ganz deutlich erklärt haben, daß sie den 
§ 48 mittlerweile so in der Hand und im Griff haben, 
daß sie durchaus damit umgehen können; dies ein 
Wort aus der Praxis. 

Aber was ich Ihnen dazu sagen will, ist folgendes: 
Wir wollen keine Aufrechterhaltung einer Ehe nur 
deswegen und ausschließlich deswegen, weil sich der 
eine Ehegatte gegen die Scheidung sperrt. Wir ha-
ben immer wieder erklärt, dies sei ein Notventil für 
den Ausnahmefall, und nur dafür wollen wir dem 
Richter die Handhabung geben. Ich werde nachher, 
wenn ich zur eigentlichen Sache komme, noch etwas 
über das Richterrecht auszuführen haben. 

Ich darf Ihnen nur eines sagen: Eine Regelung, 
wie wir sie in § 1568 BGB vorsehen, ist keine gene-
relle Regelung wie heute der § 48 — das wollen wir 
festhalten; ich sage dies ausdrücklich —, sondern 
dies ist ein Ausnahmetatbestand — das geht aus der 
Fassung hervor, das wird Ihnen jeder Rechtskundige 
bestätigen können —, der für den seltenen Aus-
nahmefall geschaffen worden ist und sonst nichts. 

Ich möchte nun noch ganz kurz etwas zum Ver-
sorgungsausgleich sagen. Herr Kollege Dr. Emmer-
lich, Sie haben bestätigt, daß das ganze Gesetzes- 
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werk fest zusammenhängt. Es gibt Gerüchte — ob 
sie wahr sind, weiß ich nicht —, die dahin lauten, 
daß die Koalition nicht nur das Namensrecht, son-
dern auch noch den Versorgungsausgleich abtrennen 
will. Es spricht, nachdem Sie in einem Interview er-
klärt haben, daß Sie hofften, bis zur Sommerpause 
damit durch zu sein, sehr viel für die Gerüchte. Sie 
wissen genauso gut wie alle anderen Mitglieder des 
Unterausschusses, daß der Versorgungsausgleich 
weder im Unterausschuß noch — davon ganz zu 
schweigen — im Rechtsausschuß bis zur Sommer-
pause beraten und ins Plenum gebracht werden 
kann. Dies ist von der Materie her schlechthin un-
möglich. 

Ich möchte sogar noch eines hinzufügen: Der Bun-
desregierung — ich sehe darin nicht einmal ein Ver-
schulden von ihr, sondern nur die Schwierigkeit des 
Falles — ist es bis jetzt nicht gelungen, für den Ver-
sorgungsausgleich einen überzeugenden Entwurf 
vorzulegen, der auch — und dies muß deutlich ge-
sagt werden — finanziell machbar ist — vom Steuer-
aufkommen der Bundesrepublik her, vom Renten-
aufkommen her und von den Rentenzahlungen des 
einzelnen Bürgers her, der hinterher diese Leistung 
aufzubringen hat. 

Schließlich noch ein allerletztes Wort — auch dies 
muß gesagt sein — zum Verfahren. Sie sagen, wir 
unterscheiden uns in unseren Auffassungen nicht 
sehr. Herr Bundesjustizminister — ich wende mich 
unmittelbar an Sie —: Wir haben sehr deutlich und 
mit guten Gründen darauf hingewiesen, daß der 
Familienrichter nach dem Recht, das bei uns auf 
dem Tisch liegt, in Zukunft ein Superrichter sein 
muß. Das ist ein Familienrichter — das ist nicht 
schlimm, das wird jeder in den Griff bekommen —, 
das ist ein Vermögens- und Güterrechtsrichter — 
das ist schon wesentlich schwieriger —, ein hervor-
ragender Zivilrechtler, das wird ein Versicherungs-  
und Rentenrechtler sein, das ist ein Mann, der sich 
auf sämtlichen Gebieten auskennt, die normaler-
weise auf die verschiedenen Kammern eines Land-
gerichts verteilt werden. Ich frage Sie ganz offen: 
Glauben Sie, daß wir in der Justiz von dieser Art 
von Richtern viele haben, die dieses breite Spek-
trum abdecken können? Sie wissen, daß auch bei 
der Justiz alles zur Spezialisierung drängt. Beim 
Familienrichter ist dies nicht der Fall: Der Familien-
richter wird ein Mann von ganz enormen, umfassen-
den Kenntnissen, Können und Tüchtigkeit sein. 

Und diesen Richter will diese Bundesregierung 
nicht beim Landgericht angesiedelt haben, wo in 
den schwierigen Fällen — wir wissen, es sind nur 
10 % oder 15 % — möglicherweise durch die Kolle-
gen eine Unterstützung erfolgen kann, wenn man 
die Kammern richtig zusammensetzt. Darüber hin-
aus will sie sogar noch etwas anderes, sie will näm-
lich den „Familienrichter im Eingangsamt". Für die-
jenigen, die das nicht kennen, im Klartext gespro-
chen: Sie will einen Familienrichter, der ein junger 
Assessor oder ein junger Rat — nach altem Be-
griff — ist, nicht aber ein Mann mit Erfahrung. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Assessor ist doch 
ausdrücklich ausgeschlossen!) 

— Jawohl, Sie haben recht, Entschuldigung. — Dazu 
können wir nur sagen: Wenn Sie uns erzählen wol-
len, Herr Kollege Dr. Emmerlich, daß der junge 
Richter, der heute bereits nach einem Jahr ernannt 
sein kann, schon nach einem Jahr die entsprechende 
Erfahrung hat, dann muß ich schwere Bedenken 
anmelden. 

(Dr. Emmerlich [SPD] : Die Gesetzeskenntnis 
erleichtert die Diskussion!) 

— Dies alles, Herr Kollege Emmerlich, wird nicht 
durch Jugend, Schwung und Elan ersetzt. In dieses 
schwere Rechtsgebiet gehören Leute mit Erfahrung. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte jetzt zum Namensrecht kommen, nach-
dem ich auf ihre verschiedenen Einwürfe geantwor-
tet habe, und Ihnen von vornherein eines ganz klar 
sagen: Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion bejaht un-
bedingt und ohne jeden Abstrich die Gleichberech-
tigung von Mann und Frau. Hier schienen so ge-
wisse Untertöne hineinzukommen, was mir die Be-
tonung dieser Tatsache notwendig erscheinen läßt. 

Die CDU/CSU hat insbesondere die Gleichwertig-
keit des Geburtsnamens von Mann und Frau ver-
treten. Dies muß festgehalten werden, weil sich un-
sere Kritik nur gegen das Wie, aber nicht gegen das 
Ob richtet. Wir wünschen deshalb, daß die Verlob-
ten in Zukunft vom Standesbeamten gefragt werden, 
welchen der beiden Geburtsnamen sie zum Familien-
namen wählen wollen. Vor der Eheschließung müs-
sen die Verlobten sowieso eine ganze Reihe von 
Vorentscheidungen treffen. Es wird einmal der eine, 
einmal der andere zurückstecken müssen. Daran 
wird kein Weg vorbeiführen. Nur dann, wenn die 
Verlobten keinen Ehenamen angeben, soll zur Auf-
lösung der Patt-Situation der Mannesname Familien-
name werden. 

Hier möchte ich einmal sehr deutlich auf etwas 
hinweisen, was immer wieder falsch dargestellt 
wird, als ob wir nämlich, Herr Kollege Engelhard, 
sagten, der Mannesname wird Familienname, sofern 
sich die Verlobten nicht irgendwie anders einigten. 
Ich muß Ihnen vorwerfen: dies ist blanker Sophis-
mus. Unsere Regelung ist genau umgekehrt. Ohne 
daß das, was Sie sagen, direkt unrichtig ist, ist es 
doch polemisch. Unsere Regelung lautet: Selbstver-
ständlich haben die Verlobten, die Eheschließenden, 
das Recht und die Pflicht, sich über den Familien-
namen zu erklären. Nur, wenn sie zu keiner Ent-
scheidung kommen, haben sie die Verpflichtung, den 
Mannesnamen auf Grund einer alten Rechtstradi-
tion, wie sie bei uns besteht, zur Auflösung der Patt

-

Situation zu übernehmen. 

(Engelhard [FDP] : Das ist Mitbestimmungs

-

Arithmetik! — Dr. Emmerlich [SPD] : In 
dubio pro status quo!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, wir 
haben schon fünf Minuten zugegeben. Ich bitte Sie, 
zum Schluß zu kommen. 

Thürk (CDU/CSU) : Frau Präsidentin, ich werde 
mich bemühen. Das liegt daran, daß eine Reihe von 
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Dingen neu eingeführt worden sind, zu denen Stel-
lung genommen werden mußte. 

Ich möchte ganz kurz noch zur Frage des Erklä-
rungszwanges kommen. Wir lehnen es aus unserem 
Demokratieverständnis heraus schlicht und einfach 
ab, die Verlobten zu zwingen, daß sie eine Erklä-
rung abgeben. Staatlicher Zwang sollte nach unse-
rem Verständnis nur dort eingreifen, wo dies zum 
Funktionieren einer ordnungsgemäßen Verwaltung 
oder zur Aufrechterhaltung von Ordnung und Si-
cherheit notwendig ist, aber niemals darüber hinaus 
und besonders nicht im persönlichen, im familiären 
Rahmen. Hier sollten wir Wert darauf legen, daß 
die freie Entscheidung der Verlobten Vorrang hat. 
Wir lehnen aus diesem Grunde den Erklärungs-
zwang ab. Eine unnötige Reglementierung kann nie-
mals im Sinne christlich-demokratischer Politik sein. 

Auf das weitere Problem der kurzen Frist des In-
krafttretens sei noch kurz hingewiesen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Herr Kollege, es 
tut mir leid. Ich habe schon darauf verzichtet, auf 
die Wahrung des Sachzusammenhangs hinzuweisen. 
Aber nun haben Sie wirklich Ihre Zeit verbraucht. 
Ich muß mich an die Geschäftsordnung halten und 
bitte, zum Schluß zu kommen. 

Thürk (CDU/CSU) : Jawohl, Frau Präsidentin. Ich 
darf für die Aufmerksamkeit danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Lepsius. 

Frau Dr. Lepsius (SPD) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Nachdem die Kollegen 
von der Opposition hier einige Feststellungen er-
stens zur Verstoßensehe, zweitens zur Nichtberück-
sichtigung des Kindes getroffen und drittens Behaup-
tungen aufgestellt haben, daß das neue Unterhalts-
recht und das Ehescheidungsrecht besondere Här-
ten für die Frau mit sich bringen würden, möchte ich 
zu den qualifizierenden Äußerungen der Opposition 
noch einmal kurz Stellung nehmen. 

Es ist eine bekannte Tatsache, daß die Opposition 
zu den Fragen der Familienpolitik und des Ehe-
rechts insgesamt immer sehr gerne in Form von 
Überbauphänomenen Stellung bezieht. 

(Zuruf des Abg. Vogel [Ennepetal] [CDU/ 
CSU] ) 

Oh ja, Sie bedienen sich dabei derselben Metho-
den der Ideologisierung und der Überbautheorien, 
die Sie den linken Gruppen vorwerfen. Dieses ist 
genau derselbe Vorgang, den Sie hier vollziehen. 
Aber das ist natürlich Teil Ihrer Mobilisierungsstra-
tegie, die ich für eine Opposition für durchaus legi-
tim halte. Nur mache ich in diesem Bundestag einmal 
deutlich, daß Sie sich eben dieser Methode bedienen, 
die Sie anderen unterstellen. 

(Dr. Wittmann [München] [CDU/CSU]: Wir 
haben nichts verstanden!) 

Dann sind Sie einer Auseinandersetzung in der 
Öffentlichkeit überhaupt nicht gewachsen, wenn Sie 
diese einfachen, simplen Dinge nicht verstehen. 

(Thürk [CDU/CSU] : Ich nehme eine Einla

-

dung von Ihnen entgegen!) 

Nun möchte ich aber vor allen Dingen auf die 
Vorwürfe des Herrn Kollegen Lenz eingehen, der 
ja wiederum — wie er das bereits im Ausschuß ge-
tan hat — ich kann mir diesen Zucker wirklich nicht 
von meiner Zunge nehmen — gerade im Hinblick 
auf die Kinderschutzklausel, die von der Opposition 
verbal gewünscht wird, ausgerechnet auf die DDR 
und auf das Familiengesetzbuch der DDR verwiesen 
hat. Dies war immerhin ein Überraschungseffekt, 
weil gerade von seiten der Opposition uns hier 
immer die Berufstätigenehe in dem neuen Ehe-
scheidungsrecht als ein Leitbild unterstellt wird. 

Ich möchte hier noch einmal ganz deutlich machen, 
damit es auch jeder versteht: In der DDR haben wir 
ein Unterhaltsrecht, das überhaupt nur auf zwei 
Jahre befristet ist. Wir haben hier die Berufstätigen-
ehe. Insofern war es notwendig, sich für die Kinder 
einer besonderen Kinderschutzklausel zu bedienen. 
Das DDR-Unterhaltsrecht ist mit unserem Unter-
haltsrecht, mit den neuen und qualifizierten Merk-
malen und Kriterien, die wir neu einführen, über-
haupt nicht vergleichbar. 

Das zweite ist natürlich der ideologische Zusam-
menhang im Familiengesetzbuch der DDR, der über-
haupt nicht abzustreiten ist, nämlich daß die Ehe 
einen ideologischen Sinn, gerichtet auf die Gesell-
schaft insgesamt, hat. Ich glaube, es ist in diesem 
Hause unstreitig, daß wir ein solches Eherecht über-
haupt nicht haben wollen. 

(Zuruf des Abg. Erhard [Bad Schwalbach] 
[CDU/CSU]) 

Nun zu der Sache selber, weil Sie es immer mit 
diesen verbalen Dingen zu tun haben. Ich frage 
Sie, warum Sie denn eigentlich im Ausschuß und 
auch im Unterausschuß nichts zur Erleichterung der 
Situation der sogenannten Scheidungswaisen getan 
haben. Sie wissen ganz genau, daß die katholische 
Kirche, daß die Caritas, daß auch das Katholische 
Büro in seinen Schriften immer wieder auf die Not 
dieser jährlich 100 000 Scheidungskinder hingewie-
sen hat. Wer war es denn, der im Unterausschuß zu 
diesen Dingen einen neuen Paragraphen eingeführt 
und dafür gesorgt hat, daß wie im Nichtehelichen-
recht für die ehelichen Kinder der Geschiedenen oder 
getrennt Lebenden der Regelunterhalt aus dem 
Nichtehelichenrecht als Mindestbedarf dieser Kinder 
festgelegt wird? 

Vizepräsident Frau Funcke: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Erhard? 

Frau Dr. Lepsius (SPD) : Das tue ich gern. 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU): Frau Kol-
legin Lepsius, ist Ihnen entgangen, daß wir sowohl 
bei der Verabschiedung des Nichtehelichenrechts 
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als auch bei der Einbringung des jetzt zum Teil hier 
wieder vorliegenden Entwurfs der Bundesregierung 
ausdrücklich gefordert haben, daß das Recht der 
Scheidungswaisen neu geregelt werden müsse? 

Frau Dr. Lepsius (SPD) : Das hat mit dieser 
Frage überhaupt nichts zu tun, sondern hier geht 
es um die Situation der Scheidungswaisen, und 
materiell geht es um die Frage, wie man das, was 
von Ihnen verbal in der Öffentlichkeit gefordert 
wird, faktisch ausfüllt. Dies ist es doch, worum wir 
ringen. 

(Beifall bei der SDP und der FDP — Erhard 
[Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Genau darum 
haben wir doch gebeten! — Abg. Dr. Lenz 
[Bergstraße] [CDU/CSU] meldet sich zu 

einer Zwischenfrage) 

— Ich möchte jetzt meine Ausführungen zu Ende 
führen. Ich glaube, wir können diese Debatte im 
Unterausschuß und auch im Rechtsausschuß fort-
setzen. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Frau 
Kollegin, Sie haben das Thema angespro-

chen, wir nicht!) 

— Sie können ja noch einmal Stellung beziehen. 
Vielleicht wollen Sie noch eine neue Runde eröffnen. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Eine 
Frage stellen!) 

Ich möchte weiterhin darauf hinweisen, daß wir 
im Versorgungsausgleich, zu dem hier auch einige 
Bemerkungen gemacht wurden, die Erziehungs-
rente eingeführt haben, obwohl, wie mir scheint, 
die CDU als Opposition überhaupt noch nicht ge-
merkt hat, daß hier ein Institut neu eingeführt 
wurde. Als Unterhaltsersatzfunktion wird, wenn 
der Vater verstirbt, eine Leistung an die Mutter 
gewährt, um die Erziehung der Kinder zu ermög-
lichen. 

Nach dem, was gestern hier im Bundestag zu dem 
berühmten Jahr der Frau, das ja gleichzeitig auch 
das Jahr des Denkmalschutzes ist, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

von der Opposition vorgetragen wurde, ergeben 
sich für mich allerdings eine Reihe von Fragen. In 
einer sehr merkwürdigen Rede, die die Kollegin 
leider nicht qualifiziert hat, sind in einer Sache, 
an der uns gemeinsam liegt, die Ehefrauen sozu-
sagen gegen die geschiedenen Frauen ausgespielt 
worden. Es wurde so getan, als ob ein Ungleich-
gewicht zwischen Geschiedenen und Ehefrauen mit 
dem Versorgungsausgleich hergestellt würde. Des 
weiteren ist hier wieder die Vokabel von den Mini-
renten in den Raum gestellt worden. Als ob die 
Frauen heute keine Minirenten erhielten! Sie reden 
von dem neuen Rechtsinstitut des Versorgungsaus-
gleichs so, als ob Sie diesen Gesetzentwurf über-
haupt noch nicht gelesen hätten. Nun verbreiten 
Sie auch noch das Gerücht, daß der Versorgungs-
ausgleich abgehängt werden könnte. Sie denunzie-
ren dieses Rechtsinstitut, obwohl Sie selber — dies 
allerdings auf der Spielwiese des außerparlamen

-

tarischen Raums, nämlich auf Ihren Kongressen — 
die  Partnerrente gefordert haben. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Das 
ist doch etwas anderes!) 

— Das ist nichts anderes. Das Rechtsinstitut des 
Rentensplitting ist genau dasselbe; Sie wollen es 
nur an den Beginn der Ehezeit gesetzt haben. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Sie 
befinden sich in einem groben Irrtum!) 

Auf diesen Punkt will ich einmal näher eingehen. 
Es ist die Methode der Opposition, den zweiten 
Schritt immer vor dem ersten zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir werden auf dem Gebiete des Ehe- und Fami-
lienrechts jetzt den ersten Schritt tun, 

(Thürk [CDU/CSU]: Die Logik geht aber 
nicht auf!) 

und wir hoffen auf Ihre Kooperation, denn eine sol-
che Regelung, wie wir sie vorschlagen, ist im Inter-
esse der Frauen nur zu wünschen. 

Vizepräsident Frau Funcke: Frau Kollegin, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Vogel (Ennepetal) ? 

Frau Dr. Lepsius (SPD) : Ich bin jetzt am Ende 
meiner Ausführungen, Herr Kollege Vogel. 

Hier gilt es, frauenfeindliche Regelungen der jet-
zigen Sozialgesetzgebung endlich zu beseitigen. 

(Thürk [CDU/CSU]: Das sind doch Hirnge

-

spinste!) 

Der Versorgungsausgleich im Ehescheidungsrecht ist 
der eigentlich neue und emanzipatorische Schritt, 
den wir hier zu beschließen haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Thürk 
[CDU/CSU] : Donnerwetter!) 

Vizepräsident Frau Funcke: Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Will-Feld. 

Frau Will-Feld (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich hatte eigentlich vor, 
nur zu den Sachfragen des Namensrechts zu spre-
chen. Gestatten Sie mir aber eine Vorbemerkung. 
Über das Recht der Ehewirkungen und das Recht der 
Scheidungsgründe mit dem Scheidungsfolgenrecht 
und der Auswirkung dieser gesetzlichen Vorschrif-
ten auf die rechtliche Gleichstellung von Mann und 
Frau und vor allem auf die Scheidungswaisen debat-
tieren wir hier und heute nicht. 

(Vorsitz: Präsident Frau Renger) 

Es wird noch zur Genüge Gelegenheit gegeben sein, 
auf alle anstehenden Fragen dieses Gesetzentwurfes 
in diesem Hohen Hause einzugehen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Noch ein Wort zur gestrigen Rede von Frau Wex. 
Frau Wex hat zum Ehe- und Familienrecht Stellung 
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genommen. Dies dürfte, Herr Dr. Emmerlich, unbe-
stritten das gute Recht von Frau Wex sein. Frau 
Wex hat hier nur deutlich gemacht, daß die CDU/ 
CSU-Fraktion die Konfliktpädagogik ablehnt 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

und statt dessen die Verantwortung der Ehepartner 
füreinander und besonders gegenüber ihren Kindern 
herausgestellt wissen will. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir meinen nicht, es gebe eine „heile Welt" in den 
deutschen Familien, aber wir meinen, das Bewußt-
sein unserer Bürger soll nicht ausschließlich auf 
Konflikte eingestimmt werden; auch der Wille zur 
Solidarität und Verantwortung muß in unserem 
Bewußtsein erhalten bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen die Ehe nicht in ein „unauflöslich" einge-
fangen wissen; die Möglichkeit des Scheiterns einer 
Ehe muß im Gesetz verankert sein. Und dies, Dr. 
Emmerlich, bitte ich zur Kenntnis zu nehmen: Bei 
aller Bereitschaft auch zur sachlichen Zusammen-
arbeit im Unterausschuß, dies ist auch meine Mei-
nung. Frau Dr. Lepsius, Sie können uns weiß Gott 
nicht vorwerfen, nicht sachlich zu sein. Ich weise 
dies schlicht zurück, weil ich für mich in Anspruch 
nehme, bei den Beratungen größten Wert auf Sach-
lichkeit zu legen. Es enttäuscht mich ein wenig, dies 
von Ihnen zu hören. 

Nun zum Namensrecht: Ziel des vorliegenden Ge-
setzentwurfs über die namensrechtlichen Bestimmun-
gen soll es sein, eine Anpassung der Vorschriften 
über Ehe- und Familiennamen zur Verwirklichung der 
rechtlichen Gleichstellung von Mann und Frau vor-
zunehmen und zur Verwirklichung des Grundsatzes, 
daß Kindes- und Elternname möglichst übereinstim-
men sollen, beizutragen. Es soll hier das, was der 
Herr Kollege Thürk gesagt hat, nochmals bekräftigt 
werden: Die im Grundgesetz garantierte Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau ist ein Verfassungs-
gebot. Diesen Verfassungsauftrag zu verwirklichen, 
ist Ziel auch unserer Arbeit im Deutschen Bundes-
tag. Und soweit das Namensrecht die rechtliche 
Gleichstellung von Mann und Frau herstellen soll, 
haben wir den gesetzlichen Einzelvorschriften im 
Unterausschuß zugestimmt. Daher besteht die ein-
hellige Auffassung, daß zum gemeinsamen Familien-
namen sowohl der Geburtsname der Frau als auch 
der Geburtsname des Mannes gewählt werden kann. 

Es wird von den Koalitionsparteien vorgetragen, 
der Name sei nicht nur eine Identitätsbezeichnung 
und erfülle damit Ordnungsfunktionen, sondern vor 
allem auch ein die Individualität einer Persönlich-
keit bestimmendes Element. Dies erstaunt nur des-
halb, weil in der Zielsetzung des vor einigen Tagen 
eingebrachten Gesetzentwurfs zum Adoptionsrecht 
die Annahme als Kind nicht mehr den Fortbestand 
des Namens sichern soll; dies sei, so steht es im Ge-
setzentwurf zum Adoptionsrecht, ein Grund des 19. 
Jahrhunderts. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!) 

Ich erwähne dies nur, weil die Wertung in der Ziel

-

setzung des Adoptionsrechts und im Namensrecht 
mir bemerkenswert erscheint. 

Die Lebensverhältnisse in der modernen Gesell-
schaft hätten sich — so die Argumentation weiter  — 
so  verändert, daß nicht mehr nur der Mann einer Er-
werbstätigkeit nachgehe. Dies soll nicht bestritten 
werden; dein ist so. Derjenige Ehepartner, der 
unter eigenem Namen eine berufliche Tätigkeit aus-
übe, müsse seinen Berufsnamen erhalten können. 
Auch dies wird nicht bestritten. Denn der Berufs-
name stellt nicht nur einen wirtschaftlichen, sondern 
auch einen immateriellen Wert dar. Bis hierhin 
besteht Einmütigkeit. Nur meinen wir, daß der 
Grundsatz der Gleichheit von Mann und Frau vom 
Problem des Berufsnamens nicht berührt wird, weil 
beide Ehepartner, je nachdem, ob sie bei der Heirat 
den Namen des Mannes oder den der Frau zum ge-
meinsamen Familiennamen gewählt haben, diese 
Wahl des Ehenamens in freier Entscheidung getrof-
fen haben. Wir sind daher der Meinung, daß hierbei 
auch der Grundsatz, daß Kindes- und Elternname 
möglichst übereinstimmen sollen, unbedingt zu be-
achten ist. 

Herr Schulze heiratet Frau Meyer. Im Jahr der 
Frau, meine Damen und Herren, wählen beide den 
Ehenamen Meyer. Herr Meyer, geborener Schulze, 
ist ein bedeutender Mann in seinem Beruf. Wir sind 
der Meinung, daß durch Hinzufügen des Geburts-
namens des Ehemannes Schulze, also Herr Meyer-
Schulze, dem Wert des Berufsnamens, ohne daß ein 
Namensverlust eintritt, Rechnung getragen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Außerdem hätte diese Regelung den Vorzug, daß 
sich diese Regelung im Registerwesen bei der wei-
teren Technisierung aller Daten, auch der Namen, 
im Wirtschaftsablauf durch die elektronische Daten-
verarbeitung ohne technischen und vor allem finan-
ziellen Mehraufwand durchführen ließe. 

(Dürr [SPD] : Frau Kollegin, Sie begründen 
einen Änderungsantrag, der leider nicht 
eingereicht wurde! — Vogel [Ennepetal] 
[CDU/CSU] : Wir ersparen Ihnen damit nur 

Arbeit!) 

Die Bestimmung, nach der Ehegatten, die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes die Ehe geschlossen 
haben, gemeinsam bis zum Ablauf eines Jahres nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes erklären können, 
daß sie einen Ehenamen führen wollen, der den Vor-
schriften dieses Gesetzes entspricht, wird von der 
CDU/CSU-Fraktion abgelehnt. Wir halten die der-
zeitige Bestimmung des § 1355 BGB nicht für verfas-
sungswidrig. Die höchstrichterliche Rechtsprechung 
hat unseren Rechtsstandpunkt bestätigt. Es besteht 
daher kein Anlaß zu der vom Regierungsentwurf 
vorgeschlagenen Regelung. Sie geht außerdem weit 
über den in Art. 117 Abs. 1 des Grundgesetzes be-
stimmten Termin, nämlich den 1. April 1953, hinaus. 

Warum eigentlich diese rückwirkende gesetzliche 
Bestimmung? Dem Berufsnamen kann durch Hinzu-
fügen des Geburtsnamens Rechnung getragen wer-
den. Diese Möglichkeit räumt das geltende Recht 
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ein. Wir glauben zwar auch nicht an die Garten-
laubenromantik in den bundesdeutschen Familien, 
wie Frau Kollegin Eilers gestern in ihrer Rede sagte; 
doch halten wir überhaupt nichts davon, Konflikte 
um jeden Preis herbeizuführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dürr [SPD] : 
Wer will denn das? — Gegenruf von der 

CDU/CSU: Sie!) 

Wenn Frau Schmidt, geborene Müller, und Ehe-
mann Herr Schmidt allabendlich zu streiten begin-
nen, ob es nicht noch besser wäre, aus vielerlei 
Gründen, vielleicht sogar aus kriminellen Gründen, 
den Ehenamen Müller zu wählen, nachdem sie bisher 
recht gut mit dem Namen Schmidt gelebt haben 
und — meine Damen und Herren, stellen Sie sich 
das vor — dies wird zum Schlager des Jahres, dann 
werden die Haushaltsansätze für die Personalkosten 
unserer Verwaltung mit Sicherheit weit überzogen 
werden. Wer aber einen unaussprechlichen oder gar 
anstößigen Namen trägt, konnte bisher schon seinen 
Namen im Verwaltungswege ändern. 

(Zuruf von der SPD: Wenn er genügend 
Geld hat!) 

Im namensrechtlichen Bereich wäre die Gleich-
berechtigung von Mann und Frau vollzogen, wenn 
die Vorstellungen der CDU/CSU-Fraktion gesetz-
liche Wirklichkeit würden. Das Defizit an tatsäch-
licher Gleichstellung — da sind wir einer Meinung 
— ist in vielen Bereichen noch groß. Das Namens-
recht sollte überschaubar und klar bleiben. Es kann 
gleichwohl dem Grundsatz der Gleichberechtigung 
von Mann und Frau Rechnung tragen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Bundesminister Vogel. 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Sehr ver-
ehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Für die Bundesregierung be-
grüße ich, daß der Bundestag heute den Entwurf 
eines Gesetzes über den Ehe- und Familiennamen 
als erstes Teilstück der Reform des Ehe- und Fa-
milienrechts verabschiedet. Die Bundesregierung 
respektiert auch die Absicht, dieses Teilstück als 
selbständiges Gesetz aus der umfassenderen Regie-
rungsvorlage herauszulösen und vorweg in Kraft 
zu setzen. Der Bundestag macht damit, Herr Kollege 
Lenz, in verfassungsmäßiger Weise von seiner Be-
fugnis Gebrauch, die das Bundesverfassungsgericht 
in seinem Beschluß vom 25. Juni 1974, herbeigeführt 
von der Landesregierung Rheinland-Pfalz, ausdrück-
lich bestätigt hat. Danach ist der Bundestag nicht 
gehindert, in Ausübung seiner gesetzgeberischen 
Freiheit ein Gesetzesvorhaben in mehreren Geset-
zen zu regeln. Er besitzt, wie das Bundesverfas-
sungsgericht ausdrücklich ausgeführt hat, diese Be-
fugnis auch dann, wenn die Aufteilung der Materie 
auf verschiedene Gesetzesvorhaben Auswirkungen 
auf den Umfang des Zustimmungsrechts des Bundes-
rates hat. Da es sich beim Ehe- und Familiennamen 
um einen in sich geschlossenen Komplex handelt, 
erscheint — ganz abgesehen von dem zeitlichen Ge-

sichtspunkt — seine gesonderte parlamentarische 
Behandlung auch von der Sache her durchaus ge-
rechtfertigt. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch zwei 
Bemerkungen machen, Herr Abgeordneter Lenz. Sie 
haben davor gewarnt, mit knappen Mehrheiten zu 
arbeiten. Da ich nicht unterstellen kann, daß Sie 
Mehrheiten von 50 Stimmen in diesem Hohen Hause 
als knapp bezeichnen, kann sich das wohl nur auf 
die eine Stimme Mehrheit im Bundesrat beziehen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Und in dieser Richtung, Herr Kollege Lenz, sind wir 
uns, glaube ich, hinsichtlich der Begründetheit Ihrer 
Empfehlung völlig einig. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Sie wis

-

sen genau, daß dies eine Fehlinterpretation 
meiner Äußerungen ist! Ich habe von der 
angemessenen Rücksichtnahme auf die an- 
deren Meinungen gesprochen! Das können 
Sie damit nicht gleichsetzen! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie haben 
gehört, daß wir keine Anhänger einer übertriebenen 
Konflikttheorie sind, deshalb meine ich, daß wir auch 
das durchaus in Ruhe in einem Wechselgespräch er-
ledigen können. 

Ich unterstelle, Herr Kollege Lenz, daß Sie an die 
50 Stimmen gedacht haben. Dieser Gedanke hat 
aber im Wortlaut Ihrer Ausführungen keinen Nie-
derschlag gefunden. Es entspricht guter Juristentra-
dition, dann eine Auslegung zu versuchen, die mei-
ner Auffassung näherkommt und besser entspricht. 
Ich glaube, daß sich das durchaus an die Spielregeln 
hält. 

Ein zweites, Herr Abgeordneter Lenz. Sie haben 
mit großer Entschiedenheit darauf verwiesen, daß 
das, was hier vor sich geht, nur die Beseitigung der 
Zustimmungsbedürftigkeit im Auge habe. Wenn Sie 
an dieser Argumentation festhalten, dann liegt dar-
in das Eingeständnis, daß offenbar der gesamte Rest 
der Reform Zustimmungsbedürftiges nicht mehr ent-
halte. Wenn darin nämlich auch noch Zustimmungs-
bedürftiges enthalten ist, dann bricht Ihre Argumen-
tation zusammen, daß das auf diese Weise unter-
laufen werden soll. 

Zum Inhalt des Entwurfs ist in der Debatte bereits 
ausführlich Stellung genommen worden. Für die 
Bundesregierung kann ich mich deshalb auf die Fest-
stellung beschränken, daß die neuen Regelungen 
dem Gleichheitsgrundsatz entsprechen und überdies 
auch praktikabel sind. Der Streit darüber, ob auf 
Grund der neuen Vorschriften künftig anstelle des 
Mannesnamens der Name der Frau in einer großen 
oder nur in einer geringen Zahl von Fällen als Ehe-
name gewählt wird, geht am Kern der Sache vorbei. 
Entscheidend ist nicht die Häufigkeit der einen oder 
anderen Variante, entscheidend ist vielmehr, daß 
der Ehename eben künftig nicht mehr auf einer 
staatlichen Anordnung, sondern auf der freien und 
eigenverantwortlichen Vereinbarung der Ehepartner 
beruht. 

(Beifall bei der SPD) 
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Es mag sein, daß einige darin eine Formalie sehen. 
Ihnen verwehrt ja auch niemand, es bei der bishe-
rigen Übung zu belassen. Andere jedenfalls erblik-
ken in der Neuregelung den Ausdruck eines partner-
schaftlichen Verhältnisses der Lebensgemeinschaft, 
die sie miteinander auf Lebenszeit eingehen wollen. 

Der Entwurf ist im Ausschuß sehr gründlich bera-
ten worden. Einigkeit zwischen Koalition und Oppo-
sition ergab sich dabei — das hat auch die heutige 
Debatte gezeigt — jedenfalls insoweit, als es um 
das künftige Wahlrecht der Ehegatten geht, zum 
Ehenamen entweder den Geburtsnamen des Man-
nes oder den der Frau zu machen. Gegenüber der 
Einigkeit in diesem zentralen Punkt des Entwurfs 
treten nach meiner Auffassung die unterschiedlichen 
Ansichten in einigen Einzelfragen an Bedeutung zu-
rück. Ich muß sagen, daß gewisse streitig gewordene 
Auseinandersetzungen auch eines gewissen kurio-
sen Beigeschmacks nicht entbehren. Ich nenne zum 
Beispiel die breite Debatte darüber, ob man Vor-
sorge für den Fall treffen muß, daß sich Verlobte vor 
der Eheschließung über den künftigen Ehenamen 
nicht einigen können. Diesem Punkt galt auch heute 
wieder die Aufmerksamkeit der Opposition. Ich per-
sönlich möchte für die Ehe von Brautleuten, die sich 
noch nicht einmal über den Familiennamen vor der 
Heirat verständigen können, eine eheungünstige 
Prognose stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Und ich würde in Anknüpfung an das, was hier 
unentwegt über Konflikte gesagt wird, hinzufügen: 
das wird eine Konfliktehe sein, wenn es schon mit 
der Nicht-Einigung über den Ehenamen losgeht. 

(Thürk [CDU/CSU] : Warum dann Erklä-
rungszwang?) 

Erklärungszwang, Herr Kollege, deswegen, weil 
aus sehr einsichtigen Gründen die Einwohnermelde-
behörden und die sonst noch dafür zuständigen Be-
hörden auf Klarheit über den Ehenamen vom ersten 
Moment an Wert legen. Im übrigen, glaube ich, soll-
ten wir auch die Frage des Erklärungszwangs nicht 
überbewerten. In aller Regel wird der Standes-
beamte beim ersten Gespräch die Frage klären, und 
die Sache ist vollständig in Ordnung. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Wo 
kein Konflikt entsteht, ist immer alles in 

Ordnung!) 

— In dieser Auffassung sind wir uns einig, Herr 
Kollege. 

In der Debatte, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, sind mehrere Redner auch auf Probleme 
eingegangen, die Gegenstand der noch ausstehen-
den Teile der Regierungsvorlage zur Reform des 
Ehe- und Familienrechts sind. Dabei sind zum Teil 
in recht bitterer Sprache, mitunter sogar mit Zeichen 
der Entrüstung, erhebliche Vorwürfe vorgetragen 
worden. Meine Damen und Herren, gestatten Sie 
mir die Bemerkung: Ich kann mich manchmal eines 
gewissen Schmunzelns nicht erwehren, wenn ein 
Kreis von Kolleginnen und Kollegen quer durch die 
Fraktionen im Ausschuß sachlich miteinander ver-
handelt und dann hier — in wenig anderer Beset-
zung — plötzlich in kämpferischer Haltung und unter 

Verwendung kämpferischer Adjektive auftritt. Ich 
weiß wohl, worauf das zurückzuführen ist. Aber ich 
möchte mich dieser Übung eigentlich nicht anschlie-
ßen und möchte hier die gleiche Stimm- und Argu-
mentationslage beibehalten. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

— Vielen Dank für das Zeichen, Frau Kollegin. 
Manchmal macht sich eben doch noch bemerkbar, 
daß man auch nach zwei Jahren noch ein Neuling ist. 

Ich möchte sagen: manchmal überkommt mich da 
ein gewisses Schmunzeln. Darum darf ich ganz ruhig 
und nüchtern den Vorwurf der Ideologisierung, der 
Radikalisierung oder sogar — eine neue Spielart —, 
daß hier materielles Unrecht in Gesetzesform be-
gangen werden soll, zurückweisen. 

Sehen Sie, es geht doch darum, daß Hundert-
tausende unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger 
sich auf Grund des geltenden Rechts in einer schwie-
rigen, ja oft genug in einer aussichtslosen Situation 
befinden, und denen wollen wir helfen. Das ist das 
Motiv der Gesetzgebung. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Da sind 
wir auch einig!) 

Ich denke dabei vor allem an diejenigen, die gemäß 
§ 48 des Ehegesetzes in einer schon seit Jahren, oft 
seit Jahrzehnten gescheiterten Ehe festgehalten wer-
den, die eben nur noch auf dem Papier besteht. Herr 
Kollege Arndt hat mit Recht ich will das nicht 
zum Gegenstand einer bitteren Polemik machen —
die Opposition daran erinnert, sie sollte nicht ver-
gessen, daß sie Anfang der sechziger Jahre die 
Situation gerade dieser Menschen durch die Ände-
rung des § 48 noch erschwert und noch verschlim-
mert hat. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Wir wol

-

len Sie vor einem ähnlichen Fehler be

-

wahren, Herr Minister!) 

— Sehr liebenswürdig! Dann wird auch sicher ein 
gutes Ergebnis herauskommen. Schade, daß Herr 
Kollege Jaeger jetzt erst kommt; dieser Passus ist 
sicher für ihn von Bedeutung gewesen. 

Es geht auch darum, die private Sphäre von Ehe-
partnern, deren Ehe gescheitert ist, im Scheidungs-
verfahren besser zu schützen. Es geht darum, das 
Verfahren selbst wieder ehrlich zu machen. Wir wis-
sen doch alle, welche Farce die sogenannten Kon-
ventionalscheidungen häufig bedeuten, unter Mit-
wirkung aller, auch der Gerichte. 

(Beifall bei der SPD) 

Und es geht darum, die Stellung des Schwächeren 
— und das ist meistens die Frau — nach vollzoge-
ner Scheidung zu verbessern. Meine Damen und 
Herren, das sind Sachfragen, nicht Fragen der „rei-
nen Lehre" und auch nicht Fragen des Bekenntnis-
ses. Die Bundesregierung und die Koalition haben 
über die sachgerechte Lösung dieser Fragen von An-
fang an das Gespräch mit allen gesetzlich relevanten 
Kräften und auch mit der Opposition geführt. Kol-
lege Jahn hat einen Diskussionsentwurf vorgelegt 
— doch gerade in dem Bestreben, ein Mehr an In-
formation und Meinungsäußerung zu erzielen —, 
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der ein Jahr lang breit behandelt wurde. Ich habe 
mich weiß Gott bemüht, dieses Gespräch zusammen 
mit den Damen und Herren aus den Koalitionsfrak-
tionen, mit der Opposition und diesen gesellschaft-
lichen Kräften, zu denen ich ausdrücklich auch die 
Kirchen zähle, während der Beratung fortzusetzen. 

Es ist hier nicht der Raum, auf alle Einzelfragen 
einzugehen, die berührt worden sind, aber lassen 
Sie mich zwei, drei Stichworte nennen. 

Das Problem des Berufens auf eigenes rechtswidri-
ges vorangegangenes Tun beschäftigt uns doch quer 
durch die Fraktionen. Auch Sie haben durch den von 
Ihnen unterstützten Bundesratsantrag deutlich ge-
macht, daß Zeitablauf auch diesen Sachverhalt in 
seiner rechtlichen Relevanz mindert. Durch die jetzt 
vom Ausschuß beschlossene Regelung ist der Ge-
danke des Zeitablaufs ja aufgegriffen worden. Jetzt 
ist die Differenz drei Jahre hier, ein Jahr dort. Dar-
über kann man doch miteinander diskutieren, nicht 
in dem Ton des Vorwurfs, sondern mit der Behaup-
tung, daß die Grenzlinie zwischen absolutem Un-
recht und absolutem Recht zwischen drei Jahren und 
zweineinhalb Jahren oder einem Jahr verläuft. 

(Thürk [CDU/CSU] : Das eine ist eine Frist, 
das andere eine Aussetzung; das ist ein 

Unterschied!) 

— Aber Herr Kollege, Sie wissen doch ganz genau, 
daß die Aussetzungsmöglichkeit sogar noch viel 
weiter reicht. In der Fassung, die jetzt verabschie-
det worden ist, wird der Richter wieder in den Stand 
gesetzt, bei der Scheidung tatsächlich den konkreten 
Fall aus dem Grundtatbestand zu bewerten und mit-
zuhelfen, daß eine vernünftige und auch dem Rechts-
gefühl entsprechende Lösung herauskommt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Erhard 
[Bad Schwalbach] [CDU/CSU] : Jetzt wollen 
Sie das, was der Gesetzgeber tun muß, wie-

der dem Richter zuschieben!) 

— Aber Entschuldigung, Richter sind nach unserer 
Auffassung, Herr Kollege Erhard, keine Automa-
ten, die nur mit irgendwelchen Kalendern arbeiten, 
sondern Richter sind von der Gemeinschaft dazu be-
stellt, Lebenssachverhalte zu betrachten und der 
Vielfalt und Verschiedenheit der Lebenssachverhalte 
gerade bei der Scheidung aus dem Grundtatbestand 
gerecht zu werden. Das ist der Sinn und Hintergrund 
dieser Regelung. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] : Wenn 
man darüber auch bei der streitigen Fri-
stenregelung reden könnte, Herr Minister, 
kämen wir uns vielleicht ein Stückchen 

näher!) 

— Herr Kollege Lenz, ich bemühe mich ja, deutlich 
zu machen, daß es keinen Sinn hat, hier mit großen 
Prügeln aufeinander einzuhauen, sondern vernünf-
tig die Argumente miteinander auszutauschen. 

(Erhard [Bad Schwalbach] [CDU/CSU]: Wir 
sehen eine Bewegung!) 

Härteklauseln und Kindeswohl! Dazu möchte ich 
sagen: Ich habe bei vielen, vielen Gesprächen im-
mer wieder darum gebeten, mir konkrete Fälle zu 

nennen, in denen das Wohl des Kindes es erfordert, 
eine gescheiterte Ehe getrennt lebender Eltern auf 
dem Papier aufrechtzuerhalten. Es hat mir bisher 
noch niemand einen einzigen konkreten Fall nennen 
können, in dem das Kindeswohl tatsächlich diese 
Folgerung notwendig gemacht hätte. 

Noch ein dritter und letzter Punkt: die Frage des 
Familienrichters. Herr Kollege Thürk, Sie wissen, 
wir haben bei den Landesjustizverwaltungen Umfra-
ge gehalten, und alle Landesjustizverwaltungen ha-
ben einmütig erklärt, daß sie an der Ansiedlung des 
Familienrichters beim Amtsgericht festhalten wol-
len und keine Möglichkeit für die Landgerichtslö-
sung sehen. 

(Thürk [CDU/CSU]: Das sind fiskalische 
Gründe!) 

Das müssen wir akzeptieren. Ich sehe also keine 
Möglichkeit, hier gegen den einheitlichen Willen 
der Länder eine Regelung durchzusetzen. 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Lenz? 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Gerne, 
Herr Kollege. 

Dr. Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Vogel, sind Sie mit mir darüber einig, daß die un-
terschiedlichen Konzeptionen im Scheidungsrecht 
konsequenterweise unterschiedliche Konzeptionen 
in der Frage, die Sie gerade behandeln — Familien-
richter —, zur Folge haben können? 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Möglicher-
weise können sie das. Dem widerspricht aber die 
Tatsache, Herr Kollege Lenz, daß die Länder, und 
zwar sowohl die Länder mit einer sozialliberalen 
Landesregierung als auch die Länder mit einer CDU- 
oder CSU-Landesregierung, durchweg völlig ein-
heitliche Stellungnahmen abgegeben haben. 

Was die Einstufung angeht, so darf ich hier nur 
das Stichwort Moratorium nennen. Und im übrigen, 
Herr Kollege Thürk: Ich habe mehr Vertrauen als 
Sie zu den Präsidialräten, die die Geschäfte vertei-
len, daß sie nicht gerade den Jüngsten und Unerfah-
rensten für diese wichtige Aufgabe heraussuchen. 
Auch in das erweiterte Schöffengericht schickt man 
ja nicht den jüngsten Anfänger als Vorsitzenden, 
sondern einen lebenserfahrenen Mann. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie, 
Herr Kollege Thürk, haben an mich noch den Vor-
wurf gerichtet, ich würde zwar freundliche Ge-
sprächsangebote machen, sei aber zu solchen Ge-
sprächen dann doch nicht bereit. Herr Kollege Thürk, 
hier muß wohl ein Informationsmangel in Ihrem 
eigenen Bereich vorliegen. Ich habe Ende November 
Herrn Kollegen Vogel eine Liste mit den kontro-
versen Punkten nach den Abstimmungen übersandt 
und habe ihn gebeten, mir zu sagen, welchen Punk-
ten elementare Bedeutung beigemessen wird. Ich 
warte auf die Antwort auf diesen Brief noch heute. 
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Ich hätte das nicht gesagt, wenn Sie nicht, Herr Kol-
lege Thürk, mir ausdrücklich und wörtlich vorgewor-
fen hätten, daß das Angebot eines Gesprächskon-
takts ernst gemeint sei. 

Präsident Frau Renger: Herr Bundesminister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Thürk? 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Gerne! 

Thürk (CDU/CSU) : Herr Bundesminister, eine 
ganz kurze Frage, um Ihrer Fraktion gerecht zu 
werden: Geben Sie zu, daß ich danach gefragt habe, 
warum aus diesen Gesprächen, die mir sehr wohl 
bekannt sind, keine Reflexionen in den Ausschüs-
sen wiederzufinden sind? 

Dr. Vogel, Bundesminister der Justiz: Aber, lie-
ber Herr Kollege Thürk, wie kann ich reflektieren, 
wenn meine Bitte, mir zu sagen, was von diesen 
23 Punkten überhaupt für Sie relevant ist, bis heute 
nicht beantwortet worden ist? 

(Beifall bei der SPD — Thürk [CDU/CSU] : 
Sie wissen es doch!) 

Ich glaube, wir sollten das auf sich beruhen lassen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
komme zum Schluß. Ich bedauere selbst, daß diese 
Themen mehr und mehr zu Freitagmittag-Themen 
werden. 

(Beifall des Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] 
[CDU/CSU]) 

Ich bin zuversichtlich, daß die Reform insgesamt noch 
in diesem Jahr in einer Form abgeschlossen werden 
kann, die vielleicht — ich würde das begrüßen —
auch die Zustimmung der Opposition, jedenfalls aber 
die Zustimmung der ganz großen Mehrheit unseres 
Volkes finden wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Vogel (Ennepetal). 

(Unruhe bei der SPD) 

Vogel (Ennepetal) (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich kann Sie beruhigen, 
ich gehe nur ganz kurz auf die Bemerkungen des 
Herrn Bundesministers der Justiz ein. 

Herr Bundesminister, das Gespräch, über das 
Sie berichtet haben, ist auch meinen Kollegen be-
richtet worden. Ich darf darauf hinweisen, daß ich 
Ihnen damals gesagt habe, daß die damals schon 
geplante Abtrennung des namensrechtlichen Teils 
natürlich keine gute klimatische Auswirkung auf 
solche Gesprächswünsche haben könne. Ich darf 
Sie aber beruhigen: der Brief an Sie ist unterwegs, 
und ich hoffe, daß wir die Möglichkeit haben, das 
Gespräch fortzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung in der dritten Be-
ratung. Wer dem Gesetz im ganzen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Die Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist mit 
großer Mehrheit in der dritten Beratung angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, wir haben noch über 
den Antrag des Rechtsausschusses abzustimmen. 
Wer der Ziffer 2 des Ausschußantrages, die einge-
gangenen Petitionen für erledigt zu erklären, zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — So beschlossen. 

Ich rufe nunmehr, wie interfraktionell vereinbart, 
den Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung des von den Abgeordneten 
Maucher, Kiechle, Burger, Geisenhofer, Horst-
meier und der Fraktion der CDU/CSU einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Gesetzes über die Krankenversiche-
rung der Landwirte 
— Drucksache 7/1162 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusse (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

—Drucksache 7/3123 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Grobecker 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3102 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Horstmeier 

(Erste Beratung 67. Sitzung) 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Horstmeier. 

Horstmeier (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Bei den vorlie-
genden Drucksachen 7/1162 und 7/3102 geht es um 
den Tatbestand, daß durch eine Gesetzgebung — 
in  diesem Falle die Einführung der Krankenversiche-
rung für Landwirte — der Personenkreis der kriegs-
beschädigten Landwirte schlechtergestellt worden ist, 
indem ihm die kostenlose Krankenversicherung ge-
nommen wurde. Das kann doch wohl nicht der Sinn 
einer Sozialgesetzgebung sein. 

Die CDU/CSU-Fraktion wollte mit ihrem Gesetz-
entwurf vom 25. Oktober 1973, der leider erst heute 
abschließend beraten wird, die kriegsbeschädigten 
Landwirte wenigstens zum Teil wieder von der 
Beitragspflicht entlasten. Durch die rasante Kosten-
entwicklung belaufen sich die Beiträge in den mei-
sten Fällen auf rund 200 DM monatlich. Ein Zu-
schuß von 105 DM — nach dem Modell der Rentner-
krankenversicherung — wäre für diesen Personen-
kreis doch wohl das Mindeste gewesen. Nichts mehr 
wollte unser Gesetzentwurf. Wenn die Formel von 
der Wahrung des sozialen Besitzstandes überhaupt 
noch eine praktische Bedeutung haben soll, hätte 
sie hier Anwendung finden müssen. 
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Die von der Koalition und der Regierung in den 

Ausschüssen vorgebrachten Ablehnungsgründe kön-
nen wir nicht akzeptieren. Erstens. Die von der Bun-
desregierung angekündigte Ersatzlösung in Form 
einer Änderung der Durchführungsverordnung zu 
§ 33 des Bundesversorgungsgesetzes, die Ausgleichs-
rente zu erhöhen, hat für den betroffenen Personen-
kreis kaum einen Effekt, weil a) damit nur Aus-
gleichsrentenbezieher begünstigt werden und b) nur 
Betriebe bis zu 11 Hektar einbezogen werden sollen, 
also in erster Linie Nebenerwerbslandwirte, die 
ohnehin nicht der Versicherungspflicht des KVLG 
unterliegen. 

Zweitens. Der aufgestellte Gleichheitsgrundsatz 
kann keine Anwendung finden, weil es im engen 
Sinne vergleichbare Gruppen nicht gibt. Bei den 
kriegsbeschädigten Landwirten prüft nämlich keiner, 
ob noch eine versicherungspflichtige Tätigkeit aus-
geübt werden kann oder nicht. Denn nur dann wären 
sie ja im Vergleichsfalle krankenversicherungspflich-
tig. Sie sind in den meisten Fällen Betriebsleiter, 
weil kein oder noch kein Nachfolger da ist. Auch 
der Vergleich mit anderen kriegsbeschädigten Selb-
ständigen, der ja naheläge, ist verfehlt, weil es in 
vielen dieser Bereiche keine Krankenversicherungs-
pflicht gibt. 

Es bleibt also nur noch der dritte Ablehnungs-
grund, die Finanzierung, der natürlich überlegt sein 
muß. Die Kosten würden sich nach den Berechnun-
gen auf etwa 9 Millionen DM im Jahr belaufen. 
Mein Kollege Paul Röhner hat dafür im Haushalts-
ausschuß einen realistischen Deckungsvorschlag ge-
macht. Zieht man aber von diesem Betrag von 9 Mil-
lionen DM jene Summe ab, die der Finanzminister 
seit Inkrafttreten des KVLG am 1. Oktober 1972 zu 
Lasten dieser Schwerbeschädigten einspart, kann 
von einer nennenswerten Ausgabe nicht mehr ge-
sprochen werden. 

Alles in allem: es kommt in diesem Punkt auf 
den guten Willen an, und das ist wohl auch das 
Merkmal, in dem wir uns unterscheiden. Vielleicht 
wird dieser Gesetzentwurf auch nur deshalb abge-
lehnt, weil er von der Opposition kommt. Bei dem 
Waisengeld im Rahmen des Altershilfegesetzes ist es 
uns ja vor einiger Zeit ähnlich ergangen. Unser An-
trag, der von uns vor anderthalb Jahren gestellt 
wurde, ist in diesen Tagen in den Ausschüssen von 
der Koalition aufs neue gestellt und akzeptiert wor-
den. Vielleicht kommt es auch hinsichtlich der 
kriegsbeschädigten Landwirte noch zu einer späteren 
Erkenntnis der Bundesregierung, die uns hoffen läßt. 

Aber ich muß alles in allem sagen: die CDU/CSU-
Fraktion hat für diese augenblickliche Mißachtung 
der Belange der kriegsbeschädigten Landwirte 

(Zurufe von der SPD: Das stimmt doch gar 
nicht!) 

kein Verständnis und wird den Ausschußauftrag auf 
Drucksache 7/3102 unter Ziffer 1 ablehnen. Der Zif-
fer 2 des gleichen Antrags, in der es um den Erfah-
rungsbericht der Bundesregierung geht, werden wir 
zustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Schonhofen. 

Schonhofen (SPD) : Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte für die 
sozialdemokratische Fraktion und zugleich für die 
Fraktion der Freien Demokraten folgendes erklären. 
Zunächst muß festgehalten und sehr deutlich ausge-
sprochen werden, daß der Inhalt des Entwurfs der 
CDU/CSU keineswegs dem Eindruck gerecht wird, 
der hier und draußen im Lande — bewußt oder un-
bewußt — durch eine sehr allgemein gehaltene 
Sachdarstellung entstanden ist. Es ist daher ver-
ständlich, daß die Erwartungen der kriegsbeschä-
digten Landwirte weit über das hinausgehen, was 
selbst der Oppositionsantrag ihnen zu geben ver-
möchte, wenn er Gesetz werden könnte. Einige 
Punkte müssen deshalb vorweg zurechtgerückt wer-
den. 

Erstens. Der Gesetzentwurf der CDU/CSU geht 
nicht davon aus — obwohl gerade das der weitver-
breitete Eindruck ist —, daß die Kriegsbeschädigten 
unter den Landwirten allgemein begünstigt und 
grundsätzlich von der Versicherungspflicht in der 
Krankenversicherung der Landwirte befreit sein 
sollten. Insoweit will also auch die Opposition die 
bestehende Rechtslage nicht ändern. Wir gehen da-
von aus, daß die Antragsteller hier die Auffassung 
der Koalitionsfraktionen und der Bundesregierung 
teilen, wonach eine Befreiung von der Versiche-
rungspflicht auf beachtliche verfassungsrechtliche 
Bedenken stößt. 

Zweitens. Die Opposition will einen Beitragszu-
schuß einführen, mit dem ein Teil der kriegsbe-
schädigten Landwirte teilweise von der Beitrags-
leistung freigestellt wird. Aber diese Vergünstigung 
soll keineswegs allen zugute kommen, sondern nur 
dem Teil der landwirtschaftlichen Unternehmer, die 
Schwerbeschädigte oder Witwen im Sinne des Bun-
desversorgungsgesetzes sind. Nicht einbezogen sind 
also die Kriegereltern, soweit sie noch Unternehmer-
eigenschaft haben, ferner die nicht schwerbeschä-
digten Landwirte und die nach dem Bundesversor-
gungsgesetz gleichgestellten Gruppen. Deshalb ist 
es nicht zu rechtfertigen, den Eindruck hervorzu-
rufen oder ihn unwidersprochen aufkommen zu las-
sen, die Opposition habe ganz allgemein die kriegs-
beschädigten Landwirte begünstigen wollen. Das 
eben ist nicht der Fall. 

Drittens. In der Begründung des Gesetzentwurfes 
behaupten die Antragsteller, die Situation der 
kriegsbeschädigten Arbeitnehmer sei im Vergleich 
zu den Landwirten günstiger. Man weist auf den 
Arbeitgeberanteil hin. Außerdem genössen die Ar-
beitnehmer den Schutz des Schwerbeschädigtenge-
setzes, und zudem wirke sich der schwere Beruf des 
Landwirts besonders belastend aus. Das ist sachlich 
nicht zu halten. Wir halten es für unzulässig, die 
Schwere der Berufe schlicht und pauschal zu bewer-
ten, um damit eine zweifelhafte — allerdings, das 
ist zuzugeben, öffentlichkeitswirksame — Sache zu 
begründen. 

Und weiter: Alle Schwerbeschädigten und Behin-
derten genießen grundsätzlich den Schutz des 
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Schwerbeschädigtengesetzes. Aber selbstverständ-
lich führen die soziologische Position, beispielsweise 
der Umstand, daß der eine Unternehmer und der 
andere Arbeitnehmer ist, und die Art des Berufes 
zu graduellen Unterschieden. Das aber sind keine 
Unterschiede, die in unserem Rechtsgefüge begrün-
det sind oder die durch Gesetze beseitigt werden 
könnten. 

Schließlich: Niemand wird ernsthaft bestreiten 
wollen, daß die Arbeitgeberanteile zur Sozialver-
sicherung des Arbeitnehmers in die Lohnkosten-
rechnung eingehen und von daher selbstverständ-
lich ihr Gewicht beim Festlegen der Lohn- und Ge-
haltshöhe haben. Wenn Sie gleichwohl an dem von 
Ihnen gewählten abwegigen Vergleich zwischen 
Landwirten und Arbeitnehmern festhalten wollen, 
dann werden Sie diesen Vergleich redlicherweise 
erweitern müssen. Sie müssen ihn beispielsweise 
um die Frage erweitern: In welchem Umfang kom-
men dem einzelnen Versicherten Bundeszuschüsse 
zugute? Wie sieht das aus bei der Krankenversiche-
rung der Landwirte mit der Kostenübernahme für 
die Altenteiler durch den Staat im Vergleich zur 
Arbeitnehmerkrankenversicherung? Wie sieht das 
bei der Altershilfe oder bei der Unfallversicherung 
aus? 

Und schließlich noch eins — das wäre die vierte 
Frage —: Wie sieht das aus mit der Beitragszahlung 
des einzelnen Versicherten für seinen sozialen 
Krankenschutz im Verhältnis zu seinem Einkommen 
und zu dem Einkommen seiner Kollegen? Hier läßt 
sich mit Sicherheit nur eine Feststellung treffen, 
nämlich die, daß beim Arbeitnehmer auch der letzte 
Pfennig seines Bruttoeinkommens dem Beitrags-
abzug unterliegt und sich im übrigen jeder entspre-
chend seiner Leistungsfähigkeit in einer solchen 
Solidargemeinschaft befindet. 

Viertens. Es ist auch nicht redlich, unter den be-
troffenen kriegsbeschädigten Landwirten durch ent-
sprechend unklare Formulierungen den Eindruck 
aufkommen zu lassen, als ob im Gesetz über die 
Krankenversicherung der Landwirte ausdrücklich 
bestimmt sei, ihnen und ihren Angehörigen sei nun-
mehr die freie Heil- und Krankenbehandlung für 
Nichtschädigungsfolgen genommen. Richtig ist viel-
mehr, daß das Bundesversorgungsgesetz diese Lei-
stungen subsidiär aus allgemeinen sozialen und für-
sorgerischen Gesichtspunkten vorsieht, und zwar für 
jene Kriegsopfer, deren Sicherung im Krankheitsfall 
auf andere Weise, beispielsweise durch eine Pflicht-
versicherung, nicht gesichert ist. Und dies, meine 
Damen und Herren, ist eine Sache, wie sie sich für 
jeden Kriegsbeschädigten ergibt, sobald er Mitglied 
einer Pflichtkrankenversicherung wird. Es ist also 
kein spezielles Problem der Krankenversicherung 
der Landwirte. 

Meine Damen und Herren, über diese vier Fest-
stellungen hinaus halten wir folgendes für beach-
tenswert. Erstens. Wer einzelne Gruppen von einer 
allgemein bestehenden Versicherungspflicht aus-
nehmen wollte, müßte, wenn er glaubwürdig blei-
ben will und die Maßstäbe von Recht und Gerechtig

-

keit im Auge behält, eine gleiche Regelung für die 
Schicksalsgenossen finden, soweit auch sie einer 
Versicherungspflicht unterliegen. Nun fordert die 
Opposition, wie ich bereits dargestellt habe, zwar 
nicht die Befreiung von der Versicherungspflicht, 
wohl aber eine weitgehende Freistellung von der 
Beitragsleistung. Dies, meine Damen und Herren, 
ist kein grundsätzlicher Unterschied, sondern ist nur 
eine Variante des gleichen Problems, nämlich der 
unterschiedlichen Behandlung der Kriegsopfer. 

Die Koalitionsfraktionen sind mit der Bundes-
regierung der Meinung, daß dies aus verfassungs-
rechtlichen und aus allgemeinpolitischen Erwägun-
gen nicht zugelassen werden kann. Oder soll der 
Öffentlichkeit tatsächlich weis gemacht werden, 
daß eine solche unterschiedliche Behandlung ge-
recht und deshalb zu rechtfertigen wäre und ohne 
Konsequenzen bliebe? 

Zweitens. Das System der sozialen Sicherung für 
die bäuerliche Bevölkerung ist in den vergangenen 
fünf Jahren hervorragend ausgebaut worden. Das 
wird u. a. auch in der Steigerung der Summe der 
staatlichen Mittel deutlich, die hierfür aufgewendet 
wird. 1969, als die sozialliberale Koalition beginnen 
konnte, ihre Politik zu verwirklichen, waren es 
841 Millionen DM, heute sind es bereits 2,6 Milliar-
den DM, die den Landwirten zugute kommen. Diese 
Politik findet unter den Landwirten allgemeine An-
erkennung. Ich will darauf verzichten, die Entwick-
lung der Agrarsozialpolitik und die Leistungen die-
ser Koalition erneut im einzelnen darzustellen, aber 
ich will darauf hinweisen, daß die Koalitionsfrak-
tionen in diesen Tagen die Waisenrente für die 
Landwirtschaft auf den Weg gebracht haben und 
damit einen weiteren wesentlichen Beitrag zur so-
zialen Sicherung der bäuerlichen Bevölkerung lei-
sten und daß schließlich die Bundesregierung, so-
weit es den Personenkreis der kriegsbeschädigten 
Landwirte angeht, mit einer beachtlichen Verbesse-
rung der Bestimmungen über die Berechnung der 
Ausgleichsrenten im Rahmen des rechtlich Mög-
lichen geholfen hat. Angesichts dieser enormen Lei-
stungen, angesichts der allgemeinen weltwirtschaft-
lichen Lage und auch angesichts der finanziellen 
Situation möchte ich Sie fragen: Wie ernst nehmen 
Sie eigentlich Ihre eigenen Beschlüsse, keine aus-
gabewirksamen Anträge stellen zu wollen? 

Und nun, meine Damen und Herren, eine dritte 
und abschließende Bemerkung. Bevor in der Agrar-
sozialpolitik weitere Schritte getan werden können, 
müssen zwei Fragen dringend erörtert und geklärt 
werden. Das erste Problem ist mit der Frage ge-
kennzeichnet, ob das Prinzip der Solidarität in der 
sozialen Sicherung der Landwirte bereits genügend 
beachtet oder aber erst andeutungsweise berück-
sichtigt worden ist. Unseres Erachtens haben unab-
hängige Sachkenner recht mit der Vermutung, daß 
die Masse der kleinen Landwirte oder der wenig 
verdienenden Landwirte zur gemeinsamen sozialen 
Sicherung relativ mehr beitragen muß als ihre 
besser oder gar gut verdienenden Kollegen. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Wer hat denn 
die Regelung gemacht?) 
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— Die Selbstverwaltung, Herr Kollege. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Aha!) 

— Sie müssen sich einmal darum kümmern, dann 
werden Sie es merken. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Das zweite Problem, das der Erörterung bedarf, 
ist mit der Frage zu umschreiben, was soziale Siche-
rung den begünstigten Menschen insgesamt wert 
ist und was sie sie kosten darf, wieweit ihr weiterer 
Ausbau mit größeren eigenen Kraftanstrengungen 
möglich ist. Wir meinen jedenfalls, daß diese Fragen 
gründlich zu überprüfen sind, ehe weitere Schritte 
getan werden können, und daß das in Gesprächen 
mit allen Beteiligten zu geschehen hat. 

Dies alles, meine Damen und Herren, spricht 
dafür, den Gesetzentwurf der CDU/CSU abzulehnen, 
d. h. dem vorliegenden Antrag des Ausschusses auf 
Drucksache 7/3102 zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD und FDP) 

Präsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 
Auf die Einzelberatung wird verzichtet. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den 
Antrag des Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung auf Drucksache 7/3102 zum Gesetzentwurf der 
CDU/CSU-Fraktion auf Drucksache 7/1162. — Bitte, 
Herr Kollege Jenninger. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU): Wir legen Wert 
darauf, daß über die Ziffern des Ausschußantrages 
getrennt abgestimmt wird. 

Präsident Frau Renger: Ich lasse abstimmen 
über Ziffer 1 des Ausschußantrages. Es wird Ableh-
nung des Gesetzentwurfes der CDU/CSU auf Druck-
sache 7/1162 vorgeschlagen. Wer diesem Antrag zu-
stimmen will, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Die  Gegenprobe! -- Enthaltungen? — Angenom-
men; der Gesetzentwurf der CDU/CSU ist damit ab-
gelehnt. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über Ziffer 2 
des Ausschußantrages, den Erfahrungsbericht der 
Bundesregierung auf Drucksache 7/2346 zur Kennt-
nis zu nehmen. Wer diesem Antrag zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — So beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 7 und 8 der Tagesordnung auf: 

7. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 29. Juli 1960 über die Haftung gegenüber 
Dritten auf dem Gebiet der Kernenergie nebst 
Zusatzvereinbarungen, zu dem Übereinkom-
men vom 25. Mai 1962 über die Haftung der 
Inhaber von Reaktorschiffen nebst Zusatzpro-
tokoll und zu dem Übereinkommen vom 17. 
Dezember 1971 über die zivilrechtliche Haf-
tung bei der Beförderung von Kernmaterial 

auf See (Gesetz zu den Pariser und Brüsseler 
Atomhaftungs-Übereinkommen) 
— Drucksachen 7/2182, 7/2537 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/3126 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Riedl 
(München) 

b) Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 

— Drucksache 7/3124 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Gruhl 
Abgeordneter Schäfer (Appenweier) 

(Erste Beratung 106. Sitzung) 

8. Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Gesetzes zur Änderung des Atomge-
gesetzes 
— Drucksachen 7/2183, 7/2538 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/3127 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Riedl (München) 

b) Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3125 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Gruhl 
Abgeordneter Schäfer (Appenweier) 

(Erste Beratung 106. Sitzung) 

Es ist gemeinsame Beratung vereinbart. Wünscht 
einer der Herren Berichterstatter das Wort? — Das 
Wort hat der Abgeordnete Schäfer (Appenweier). 

Schäfer (Appenweier) (SPD) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte 
um Ihre Nachsicht; ich werde mich angesichts der 
Geschäftslage dieses Hohen Hauses kurz fassen und 
im wesentlichen nur auf die Änderungen eingehen, 
die sich im Gang der parlamentarischen Beratungen 
der dritten Novelle zum Atomgesetz, wie sie die 
Bundesregierung vorgelegt hat, ergeben haben. 

In der ersten Fortschreibung ihres Energiepro

-

grammes, das unter anderem einen wesentlichen 
Ausbau im Bereich der Kernenergie vorsieht, betont 
die Bundesregierung in der Textziffer 64: 

Die Bundesregierung hält auch unter den ver-
änderten energiewirtschaftlichen Daten daran 
fest, daß der Schutz der Bevölkerung vor mög-
lichen Schädigungen absolute Priorität bei der 
Nutzung der Kernenergie besitzt. 

Mit den beiden zur Verabschiedung vorliegenden 
Gesetzentwürfen wird einmal mehr die Verbindlich-
keit dieser Feststellung für die Bundesregierung 
und die SPD-Fraktion deutlich. Beide Gesetzent- 



10212 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 147. Sitzung. Bonn, Freitag, den 31. Januar 1975 

Schäfer (Appenweier) 
würfe schaffen rechtliche Voraussetzungen für mehr 
Schutz und Sicherheit der Bevölkerung im Zusam

-

menhang mit dem Betrieb kerntechnischer Anlagen. 

Meine Damen und Herren, die Kernenergie be-
findet sich im Umbruch von der Forschung zur kom-
merziellen Nutzung. Zwangsläufig nehmen daher 
die Anlagen zur Herstellung, Bearbeitung und Ver-
arbeitung von Kernbrennstoffen zu. Mehrere große 
Ölgesellschaften drängen in der Bundesrepublik auf 
den Markt mit der Absicht, Fabriken zur Herstel-
lung von Kernbrennelementen zu errichten. Nach 
geltendem Recht ist dafür keine atomrechtliche Ge-
nehmigung erforderlich. Der Inhaber einer derarti-
gen Anlage benötigt für den Betrieb der Anlage 
nur eine Genehmigung für Kernbrennstoffe nach § 9 
des Atomgesetzes, d. h. das geltende Recht behan-
delt Kernkraftwerke und Brennelementfabriken 
unterschiedlich. Dieser Zustand ist nach Auffassung 
meiner Fraktion unhaltbar, weil er im Interesse der 
Sicherheit der Bevölkerung nicht zu verantworten 
ist. 

Bei Brennelementfabriken handelt es sich um An-
lagen, die mit Kernkraftwerken und Wiederaufbe-
reitungsanlagen vergleichbar sind. In Brennelement-
fabriken wird in größerem Umfang mit hochradio-
aktiven Kernbrennstoffen — wie z. B. auch Pluto-
nium — umgegangen, so daß nach unserer Auffas-
sung bereits bei der Errichtung von Kernbrennele-
mentfabriken die erforderliche Vorsorge gegen 
Schäden durch den Betrieb der Anlage und der er-
forderliche Schutz gegen Störmaßnahmen und son-
stige Einwirkungen Dritter getroffen werden muß. 

Auch muß nach unserer Auffassung die Standort-
wahl mit in das Genehmigungsverfahren entspre-
chend § 7 des Atomgesetzes einbezogen werden, 
also unter Beteiligung der Öffentlichkeit. 

Auf unsere Anregung hin ist im Innenausschuß 
angesichts dieser Sachlage einstimmig beschlossen 
worden, auch die Errichtung von Kernbrennelement-
fabriken einem atomrechtlichen Genehmigungsver-
fahren wie beim Bau von Kernkraftwerken zu unter-
ziehen. Damit werden die bestehende unerfreuliche 
Rechtslage beseitigt, eine Lücke im Atomgesetz ge-
schlossen und Schutz und Sicherheit der Bevölke-
rung erhöht. 

Die Novellierung des Atom- und Strahlenschutz-
rechts ist damit noch nicht abgeschlossen. Wir er-
warten noch in dieser Legislaturperiode einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf der Bundesregierung. 
Wir verweisen in diesem Zusammenhang auf den 
umfassenden Bericht des Bundesministers des Innern 
„Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und Strah-
lenschutz" an den Innenausschuß des Bundestages 
vom 12. September 1974. 

Die SPD-Fraktion stimmt den beiden vorliegenden 
Gesetzentwürfen mit den Änderungsanträgen des 
Innenausschusses zu. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Gruhl. 

Dr. Gruhl (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich will den 
Gang der Beratungen nicht unnötig aufhalten. Mein 
Kollege Mitberichterstatter hat den sachlichen In-
halt der beiden Gesetze bereits erläutert. 

Gestatten Sie mir einige Bemerkungen zu dem 
Problem der Kernkraftwerke überhaupt, weil es ja 
kein unwichtiger Punkt ist. Der heutigen Presse 
können Sie entnehmen, daß in den Vereinigten Staa-
ten 23 Reaktoren aus Sicherheitsgründen und zur 
Überprüfung auf einige Zeit stillgelegt wurden. 
Das ist ein Beweis dafür, wie ernst wir diese Pro-
bleme nehmen müssen. 

Der Innenausschuß hat sich in letzter Zeit wieder-
holt intensiv damit befaßt. Er hat im Dezember eine 
Anhörung durchgeführt, die zur Zeit ausgewertet 
wird. Allen Kollegen wird das Protokoll der Anhö-
rung in der nächsten Zeit zur Verfügung stehen. 

Die CDU/CSU-Fraktion hat im Sommer vergan-
genen Jahres einen Antrag auf Schutz vor den Ge-
fahren radioaktiver Strahlen vorgelegt. Der Innen-
ausschuß hat ihn bereits beraten; ich darf wohl 
jetzt schon sagen: Wir werden diese Beratung mit 
einer Aufforderung an die Bundesregierung been-
den, bis zum 30. September eine weitere, die vierte 
Novellierung des Atomgesetzes vorzulegen, in der 
alle bisherigen Erfahrungen berücksichtigt werden. 

Wir wollen uns die Erfahrungen des Auslands, 
besonders auch der USA, zunutze machen, um die 
Sicherheit der Kernkraftwerke in der nächsten Zeit 
— wenn möglich — noch weiter zu verbessern; 
denn es handelt sich um eine neue Technologie, bei 
der zweifellos stets wieder neue Erfahrungen hin-
zukommmen, die dann auch in der Gesetzgebung 
verwertet werden sollten. Ich hoffe, daß sich das 
Haus bei dieser Gelegenheit dann etwas mehr Zeit 
dafür reservieren wird, auf die Probleme näher 
einzugehen. 

Heute liegt uns ein kleiner weiterer Schritt in 
Richtung auf eine Verbesserung der Gesetzgebung 
vor. Die CDU/CSU-Fraktion stimmt den beiden Ge-
setzentwürfen zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Wir stimmen der Anregung des 
Kollegen Gruhl zu, die er eben gegeben hat. Es ist 
notwendig, sich in diesem Hause einmal etwas län-
ger insbesondere mit den Gefahren und den Pro-
blemen der Kernenergie auseinanderzusetzen. Wir 
haben dazu in dem Hearing des Innenausschusses 
ein reichhaltiges Anschauungsprogramm bekom-
men, und wir sollten nicht zögern, uns sehr inten-
siv damit auseinanderzusetzen. 

Zu den beiden Übereinkommen und dem Dritten 
Änderungsgesetz zum Atomgesetz erkläre ich für 
die FDP-Fraktion, daß wir beiden Vorlagen zu-
stimmen werden. Die Gesetze ziehen Konsequenzen 
aus der Tatsache, daß die wirtschaftliche Nutzung 
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der Kernenergie in den letzten Jahren unseres Jahr-
hunderts von immer größerer Bedeutung sein wird, 
und zwar nicht nur bei uns, sondern auch bei un-
seren europäischen Nachbarn. Mit dem ständigen 
Anwachsen der Zahl der zu errichtenden Anlagen 
vermehrt sich auch das Volumen der Schäden, die 
bei aller technischen Sorgfalt und bei allen men-
schenmöglichen Vorkehrungen nicht auszuschließen 
sind. Daraus ergibt sich rechtlich die Notwendigkeit, 
zu international möglichst einheitlichen Rechts-
normen über die Haftung und die Geltendmachung 
von Schadenersatzansprüchen zu kommen, aber 
auch im Interesse der friedlichen Nutzung der Kern-
energie den Betrieb von reaktorbetriebenen Schiffen 
und den Seetransport von Kernenergie zu erleich-
tern. 

Wir sind uns der Tatsache bewußt, daß man über 
die Einführung einer Haftungshöchtsgrenze über-
haupt verschiedener Meinung sein kann. Es wäre 
aber sinnlos, Ansprüche festzuschreiben, die von 
dem Betreiber einer Anlage wirtschaftlich nicht 
mehr getragen werden könnten. Wer die Nutzung 
der Atomenergie will und für notwendig hält, muß 
sie auch im Bereich der Haftung wirtschaftlich er-
möglichen. 

Gleichzeitig sind wir aber verpflichtet, alles Er-
denkliche zu tun, um den Eintritt von Schäden zu 
vermeiden und sie so gering wie möglich zu halten. 
Daher werden wir das Atomgesetz auch weiterhin 
darauf überprüfen müssen, ob es diesen Anforde-
rungen in jeder Beziehung entspricht. 

Mit der dritten Novelle zum Atomgesetz ist hin-
sichtlich der Brennelementfabriken ein neues Ge-
nehmigungsverfahren eingeführt worden. Das ist 
hier von dem Kollegen Schäfer im einzelnen vorge-
tragen worden. Dieses Verfahren gewährt den Fa-
briken größere Rechtssicherheit, ermöglicht es aber 
auf der anderen Seite der beteiligten Bevölkerung, 
sich an Hand der auszulegenden Genehmigungs-
unterlagen am Verfahren zu beteiligen. 

Wir sind der Überzeugung, daß die Furcht vor der 
Kernenergie und ihren möglichen Folgen nur dann 
abgebaut werden kann, wenn die unbestreitbar be-
stehenden Risiken der Öffentlichkeit auch erklärt 
werden und wenn die Öffentlichkeit in den Stand 
versetzt wird, sich ein eigenes Urteil darüber zu 
bilden. Es ist verwaltungsmäßig sicherlich einfacher, 
Entscheidungen nach bestem Wissen und Gewissen, 
aber unbehelligt von öffentlichen Erörterungen zu 
treffen. Diese Entscheidungen können durchaus rich-
tig sein, aber sie erfüllen nicht, was wir wirklich be-
nötigen, nämlich die Information der Offentlichkeit 
über die Größe eines Risikos und ihre Zustimmung, 
die sich nur aus einer solchen Information ergeben 
kann. Dazu läßt sich eine ganze Reihe von Über-
legungen anstellen. 

Auch wir hoffen, daß die Bundesregierung in der 
Lage sein wird, noch in diesem Jahr eine vierte No-
velle zum Atomgesetz vorzulegen, die dazu beitra-
gen soll, den ganz besonderen Problemen gerecht zu 
werden, die sich aus der Bedeutung der Atomener-
gie und den naturwissenschaftlichen Eigenheiten der 
dabei verwendeten Stoffe sowie den Haftungsfragen 

ergeben. Wir beginnen — das kann man ruhig et-
was pathetisch sagen —, unsere Umwelt auf Jahr-
tausende irreversibel zu verändern. Wir tragen da-
her bei allen diesen Überlegungen eine Verantwor-
tung, die weit über unsere Generation hinausreicht. 
Wir hoffen, daß sich alle Beteiligten stets dieser 
Tatsache bewußt bleiben. 

Die FDP-Fraktion wird den Vorlagen zustimmen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Schmude. 

Dr. Schmude, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die öffentliche Auseinandersetzung um 
die Gefahren einer rasch expandierenden Kernener-
giewirtschaft, wie sie das Energieprogramm der Bun-
desregierung vorsieht, schlägt immer wieder hohe 
Wellen. Die heute hier zur Verabschiedung anste-
henden beiden Gesetzentwürfe bieten Gelegenheit 
zu einigen grundsätzlichen Bemerkungen. 

Daß der Schutz der Bevölkerung vor möglichen 
Schädigungen absolute Priorität bei der Nutzung der 
Kernenergie besitzt, hat die Bundesregierung im 
Energieprogramm vom Oktober 1972 und in der 
ersten Fortschreibung vom November 1974 hervor-
gehoben. Der Primat der Ökologie vor der Ökono-
mie ist die oberste Entscheidungsmaxime. Lassen 
Sie es mich noch einmal konkret so fassen: Die 
Sicherheit der Bevölkerung selbst und ihrer natür-
lichen Lebensgrundlagen ist bei jeder Standortent-
scheidung oberster Grundsatz. Bei aller Berücksichti-
gung ihrer Interessen müssen sich jedoch gerade 
die Hauptbetroffenen darüber im klaren sein, daß 
hier nicht nach dem St.-Florians-Prinzip — „Ver-
schon mein Haus, zünd andre an" — verfahren wer-
den kann. 

Nicht nur Chancen und Risiken von Gesamtwirt-
schaft hier und Umweltschutz dort, sondern auch die 
Chancen und Risiken bei unterschiedlichen Stand-
orten müssen gegeneinander abgewogen werden. 
Um es noch deutlicher zu sagen: Wer sich aus der 
regionalen Perspektive heraus engagiert, darf dabei 
nicht übersehen, daß in einigen Bereichen — etwa 
im Kernenergiesektor — bestimmte Entwicklungen 
unabweisbar sind. Hier müssen wir gesamtwirt-
schaftlich vertretbare, maßvolle und vernünftige Lö-
sungen gemeinsam suchen, also die Standorte mit 
der geringsten Umweltbeeinträchtigung etwa für 
den Fremdenverkehr oder für die Landwirtschaft. 

Dazu bedarf es nun freilich eines Höchstmaßes an 
Information und Kommunikation zwischen den Be-
troffenen — Herr Kollege Hirsch hat darauf schon 
hingewiesen — und denen, die über den Standort 
entscheiden. Nur so läßt sich das deutliche Miß-
trauen auch und gerade zwischen staatlichen Behör-
den und gesellschaftlichen Kreisen abbauen, und 
darauf kommt es vor allem anderen an. Nur so läßt 
sich die aus der Unsicherheit rührende Angst ab-
bauen, nur so lassen sich Panikreaktionen vermei-
den. 
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Auch die scheinbar babylonische Sprachverwir-

rung unter den Wissenschaftlern, wie sie sich in 
Gutachten und Gegengutachten für die Betroffenen 
äußert, hat die Bürger verunsichert. In dieser Situa-
tion kann uns die Delegation der Wissensverarbei-
tung und Erkenntnisfindung an den optimal verfüg-
baren Sachverstand am besten helfen. 

Im Rahmen der Verantwortlichkeit des Bundes-
ministers des Innern gibt es deshalb im Kernenergie-
bereich die Reaktorsicherheitskommission und die 
Strahlenschutzkommission. Der Bundesminister des 
Innern wird sich darüber hinaus für eine umfassende 
Aufklärung der Öffentlichkeit einsetzen. Die Chan-
cen der Kernenergienutzung zusammen mit den Re-
siken der Reaktorsicherheit gilt es wissenschaftlich 
und zugleich allgemeinverständlich darzustellen, da-
mit alle Verharmlosungen und Verteufelungen aus-
geräumt werden, so gut und soweit dies überhaupt 
erreichbar ist. Denn die Beteiligung der betroffenen 
Bevölkerung ist nach den Erfahrungen aus dem Im-
missionsschutzbereich und aus dem Kernenergiesek-
tor immer mehr unabdingbare Voraussetzung für die 
politische Durchsetzbarkeit gesetzlicher Maßnahmen. 
Ich möchte es noch einmal zuspitzen: Wir werden 
mit all unseren ökonomischen Planungen nicht etwa 
an technologische Grenzen stoßen — da sind noch 
große Spielräume für den Fortschritt —, wir werden 
vielmehr an politischen Widerständen scheitern, 
wenn es nicht gelingt, der Bevölkerung ein Gefühl 
des Vertrauens und der Sicherheit zu geben, daß im 
Kernenergiebereich alles getan wird, um die Risi-
ken auf das menschlich vertretbare und verantwort-
bare Maß zu beschränken. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, diese 
überaus wichtige Aufklärungsarbeit gemeinsam mit 
der Bundesregierung fortzusetzen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, die Ausprache ist geschlossen. 

Wir kommen zu den Abstimmungen, zunächst zur 
Abstimmung über den unter Punkt 7 der Tagesord-
nung genannten Entwurf. Ich rufe die Art. 1 und 2 
in der Fassung des Ausschußantrages sowie die 
Art. 3 und 4, Einleitung und Überschrift auf. Die Ab-
stimmung in zweiter Beratung ist mit der Schluß-
abstimmung verbunden. Wer dem Gesetz im ganzen 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstim-
mig angenommen. 

Wir kommen damit zur Abstimmung über den 
Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Atomgesetzes — Punkt 8 der Tagesordnung —; ich 
rufe die Art. 1, 2, 3, 4, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Bestimmungen in zwei-
ter Beratung zustimmt, gebe das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig be-
schlossen. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung in der 

dritten Beratung.  

Wer dem Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 9 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Feststellung der Wirt-
schaftspläne des ERP-Sondervermögens für 
das Jahr 1975 (ERP-Wirtschaftsplangesetz 
1975) 
— Drucksache 7/2784 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirt-
schaft (9. Ausschuß) 
— Drucksachen 7/3133, 7/3185 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Warnke 
Abgeordneter Haase (Fürth) 

(Erste Beratung 134. Sitzung) 

Ich rufe auf § 1 mit den vom Ausschuß vorge-
schlagenen Änderungen des Wirtschaftsplanes, —
§§ 2 bis 11, — Einleitung und Überschrift. — Wer 
den aufgerufenen Bestimmungen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig in der 
zweiten Beratung angenommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung 

und Schlußabstimmung. — Das Wort wird nicht be-
gehrt. Wer dem Gesetz im ganzen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Wir haben noch über den Entschließungsantrag 
abzustimmen. Wer dem Entschließungsantrag unter 
Nr. 2 des Ausschußantrages zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe nunmehr Punkt 10 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Mineralölsteuer-
gesetzes 1964 (Heizölkennzeichnung) 
— Drucksache 7/1944 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/3190 — 

Berichterstatter: Abgeordneter 
Dr. von Bülow 

b) Bericht und Antrag des Finanzausschusses 
(7, Ausschuß) 
— Drucksache 7/3138 —

Berichterstatter: Abgeordneter Augstein 

(Erste Beratung 96. Sitzung) 

Dazu wünscht der Herr Abgeordnete Augstein das 
Wort. 
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Augstein (SPD) : Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Im Namen der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion darf ich folgende Erklärung ab-
geben. Dabei gehe ich von den im Gesetz über die 
Heizölkennzeichnung betroffenen Personen aus. Das 
sind auf der einen Seite die Steuersünder, auf der 
anderen Seite die seriösen Mineralölhändler und 
Mineralölimporteure, die korrekten Dieselfahrer so-
wie die große Zahl der Heizölverbraucher. 

Die Stoßrichtung des Gesetzes geht in erster Linie 
gegen die Steuersünder, einmal gegen unkorrekte 
Mineralölhändler, die Heizöl als Dieselkraftstoff 
verkaufen, sowie gegen die unkorrekten Lkw- und 
Pkw-Fahrer, die Heizöl an Stelle von Dieselkraft-
stoff fahren. Dabei werden jeweils über 40 Pf pro 
Liter an Steuern entzogen. Daraus erwächst Jahr für 
Jahr ein Schaden von 200 Millionen bis 300 Millio-
nen DM. Leidtragende sind außer dem Bund noch 
die Gemeinden, die aus der Mineralölsteuer jeweils 
6 Pf pro Liter erhalten. 

Sodann richtet sich das Gesetz gegen eine neue 
Sorte von Wirtschaftskriminellen. Es handelt sich 
um Inhaber von Steuerlagern, die Mineralöl zu 
Schleuderpreisen veräußern, hohe Steuerschulden 
anlaufen lassen und dann vorsätzlich ihre Zahlungs-
unfähigkeit herbeiführen. Ihr Ziel ist es dabei, sich 
an der Mineralölsteuer zu bereichern, die in dem 
Warenpreis mit enthalten ist. 

Es ist ein Gebot der Steuergerechtigkeit, diesen 
Steuerbetrügern das Handwerk zu legen. Auf zwei 
Wegen soll ihren Machenschaften ein Riegel vor-
geschoben werden: erstens durch die Heizölkenn-
zeichnung, die Rotfärbung des Heizöls; zweitens 
durch eine Regelung, wonach die Zulassung eines 
Steuerlagers davon abhängig gemacht werden kann, 
daß Sicherheit für entnommene Mineralöle geleistet 
wird, wenn die Entrichtung der Steuer ernsthaft ge-
fährdet erscheint. 

Von der größeren Steuergerechtigkeit profitiert 
nicht nur die Allgemeinheit in Form erhöhter Steuer-
einnahmen, sie kommt auch dem korrekten Händler 
zugute, auf dessen Kosten sich seine unredlichen 
Kollegen mit bereichern. Schließlich wird allen Die-
selfahrern Genüge getan, die mit ordnungsmäßig 
versteuertem Dieselkraftstoff fahren. 

Für die Mineralölwirtschaft bringt die Heizölkenn-
zeichnung finanzielle Belastungen mit sich, die be-
sonders bei den mittleren und kleineren Unterneh-
men ins Gewicht fallen. Es geht um die einmaligen 
Investitionen und die laufenden Kosten für die Heiz-
ölkennzeichnung. Die einmaligen Investitionen 
— neue Tanks, neue oder umgerüstete Tankwagen, 
Dosierungseinrichtungen — werden regierungsseits 
mit 100 Millionen DM angenommen. Die Schätzun-
gen der Mineralölverbände gehen darüber hinaus. 
Für die laufende Kennzeichnung werden die Kosten 
mit 20 bis 25 Millionen DM pro Jahr beziffert. An-
dererseits tritt eine Kostenersparnis für die Betriebe 
dadurch ein, daß die Bearbeitung der Erlaubnis-
scheine — es sind über 12 Millionen an der Zahl —
wegfällt. 

Im Zusammenhang mit dieser finanziellen Be-
lastung steht eine Befürchtung der mittelständischen 

Mineralölhändler, die ich in folgende Fragen klei

-

den darf: Werden die Mineralölkonzerne in Zukunft 
überhaupt noch ungekennzeichnetes Öl an die Händ-
ler liefern, die über Steuerlager verfügen und selber 
kennzeichnen wollen? Oder wird sich bereits ab 
Raffinerie eine Preisführerschaft der großen Ge-
sellschaften ergeben und damit der Verlust der so-
genannten Dispositionsfreiheit des mittelständischen 
Handels, die darin besteht, die Zweckbestimmung 
des Öls je nach Marktlage zu ändern und gerade 
an den Preisdifferenzen zu verdienen? 

Diese Befürchtung dürfte nicht begründet sein. In 
Zeiten des Überflusses sind die Konzerne sowieso 
praktisch gezwungen, die Händler wunschgemäß zu 
beliefern; in Zeiten des Mangels hilft auch die beste 
Regelung nichts. Eine gewisse Absicherung des mit-
telständischen Handels konnte jedoch erfreulicher-
weise erzielt und im Bericht des Finanzausschusses 
festgehalten werden. Es handelt sich einmal um die 
wiederholt erklärte Bereitschaft der Mineralölindu-
strie   ich darf wörtlich zitieren —, auch nach Ein-
führung der Kennzeichnung ungekennzeichnetes 
Gasöl im Rahmen der traditionellen Lieferwege nach 
Produktions-, Vorrats- und Transportkapazität an 
alle geeigneten Orte zu liefern. Sodann wird die 
Bundesregierung im Ausschußbericht ausdrücklich 
ersucht, jede Verletzung dieser Zusage kartellrecht-
lich überprüfen zu lassen. 

Die Inhaber von Steuerlagern brauchen aus der 
Neuregelung über die Sicherheitsleistung ebenfalls 
keine Nachteile zu befürchten. Denn Sicherheitslei-
stung kann nur verlangt werden, wenn — wie es 
wortwörtlich heißt — die Entrichtung der Steuer 
ernsthaft gefährdet erscheint. Schon diese Formulie-
rung verdeutlich den Willen des Gesetzgebers, daß 
sich die Vorschrift nur gegen unseriöse Steuerpflich-
tige richtet, nicht aber gegen korrekte Steuerschuld-
ner, die zum Beispiel vorübergehend einmal in Zah-
lungsschwierigkeiten geraten. Diese Gesetzesmotive 
sind im Ausschußbericht niedergelegt. Darüber hin-
aus ist sicherheitshalber in den Bericht noch hinein-
geschrieben, daß der Bundesminister der Finanzen 
unter Beteiligung der Mineralölverbände durch in-
nerdienstliche Weisungen dafür sorgen wird, daß 
Sicherheitsleistung nur von den „schwarzen Scha-
fen" der Branche gefordert wird. 

Dem Wunsch des Mineralölhandels, die öffent-
liche Hand solle die Kosten für die einmaligen In-
vestitionen und die laufende Kennzeichnung über-
nehmen, konnte nicht entsprochen werden. Es ist 
stets Sache des Steuerzahlers selbst, die Kosten zu 
tragen, die ihm durch Erfüllung seiner Steuerpflicht 
entstehen. Hier kommt noch hinzu, daß die Kosten 
gerade durch den Sonderwunsch des mittelständi-
schen Mineralölhandels bedingt sind, die Kennzeich-
nung im eigenen Steuerlager vorzunehmen, um ent-
sprechend der Marktlage disponieren und verdienen 
zu können. 

So ganz ohne staatliche Hilfe gehen aber die 
Heizölhändler auch wieder nicht aus, überschneidet 
sich doch glücklicherweise mit dem vorliegenden 
Gesetz d ie  gerade neubeschlossene Investitionszu-
lage von 7,5 %. Um besonderen Härten zu begegnen, 
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liegt dem Hause außerdem eine Entschließung vor, 
in der die Bundesregierung aufgefordert wird, sol-
chen Firmen Finanzhilfe zu gewähren, deren wirt-
schaftliche Existenz durch die Investitionen nach-
weislich gefährdet wird. 

Lassen Sie mich last not least zu den Heizölver-
brauchern kommen. Die Frage ist: Welche Kosten 
kommen aus der Heizölkennzeichnung auf den Ver-
braucher zu? 

Es sind einmal die laufenden Kosten der Kenn-
zeichnung, die auf den Verbraucher abgewälzt wer-
den. Dabei handelt es sich um Hundertstel von 
Pfennigen pro Liter, was sich vom Betrag her und 
bei der Wettbewerbslage auf dem Heizölmarkt nicht 
auswirken dürfte. 

Anders wäre es allerdings mit der Zinsbelastung 
aus den Investitionen, wenn sie sich auf den Ver-
braucher abwälzen ließe. Dies dürfte jedoch schwer-
fallen. Im Heizölhandel sind die Gewinnspannen 
recht niedrig. Der Wettbewerb ist außergewöhnlich 
stark und wird voraussichtlich noch zunehmen. Denn 
der Verbraucher kann in Zukunft besser zwischen 
den preisunterschiedlichen Angeboten auswählen, 
weil der Erlaubnisschein wegfällt und damit die Bin-
dung an den Heizölhändler, bei dem der Schein hin-
terlegt ist. So wird übrigens auch ein Anliegen des 
Verbraucherbeirates beim Bundeswirtschaftsminister 
erfüllt. 

Zum Inkrafttreten des Gesetzes, soweit es speziell 
die Kennzeichnung des Heizöls betrifft, liegt Ihnen 
ein Änderungsantrag aller Fraktionen vor. Nach der 
Gesetzesbegründung soll den beteiligten Wirtschafts-
kreisen ein Zeitraum von einem Jahr zugebilligt 
werden, um die Voraussetzungen für die Kennzeich-
nung zu schaffen. Nachdem sich nunmehr das Gesetz-
gebungsverfahren unter Umständen bis in den März 
hineinzieht, erscheint es geboten, das Inkrafttreten 
auf den 1. April 1976 festzusetzen. 

Zusammenfassend darf ich feststellen, daß das 
Gesetz über die Heizölkennzeichnung allen davon 
Betroffenen in zumutbarer Weise gerecht wird. 

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion wird 
daher dem Gesetz nebst Änderungsantrag betreffend 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens sowie der beige-
fügten Entschließung über die Finanzhilfe an Firmen, 
deren wirtschaftliche Existenz durch die einmaligen 
Investitionen für die Kennzeichnung gefährdet ist, 
zustimmen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Alten-Nordheim. 

von Alten-Nordheim (CDU/CSU) : Frau Präsi-
dentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
In Anbetracht der vorgeschrittenen Zeit und Stunde 
möchte ich mich kurz fassen. 

Die CDU/CSU begrüßt, daß mit dieser Änderung 
des Mineralölsteuergesetzes von 1964 ein langjähri-
ges Anliegen erfüllt wird, den Mißbrauch, der mit 
steuerbegünstigtem leichtem Heizöl dadurch erfolgt, 
daß dieses als Dieselkraftstoff benutzt wird, zukünf

-

tig zu unterbinden. Durch Rotfärbung und den Zusatz 
von Indikatoren ist leichtes Heizöl nach Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes sofort und in jeder Situation er-
kennbar, womit jeder, der gekennzeichnetes Heiz-
öl als Treibstoff verwendet und damit angetroffen 
wird, zukünftig unmittelbar des Mißbrauchs über-
führt werden kann. Die bisherigen Methoden der 
Steueraufsicht — Erlaubnisscheine, buchmäßige Er-
fassung der Bezüge in der Handels- und Verwender-
stufe, stichprobenweise Kontrollen — haben sich 
trotz des sehr hohen Verwaltungsaufwands leider 
als unzureichend erwiesen. Der jährliche Steueraus-
fall von 200 bis 300 Millionen DM dürfte sicher nicht 
zu hoch geschätzt sein. 

Die guten Erfolge, die bereits andere europäische 
Länder wie Frankreich, Großbritannien, Belgien und 
Osterreich mit der Heizölkennzeichnung aufweisen 
können, aber auch die Tatsache, daß Italien und die 
Niederlande die Heizölkennzeichnung eingeführt 
haben, bestätigen die Richtigkeit dieser gesetzlichen 
Maßnahme. 

Wenn wir nun diesen europäischen Ländern fol-
gen, so ist dies auch ein Schritt — wenn auch zwar 
nur ein sehr kleiner — in einem Teilbereich zu der 
in anderen, wichtigen Bereichen leider stagnieren-
den europäischen Integration. Und da wir hier be-
dauerlicherweise sehr, sehr bescheiden geworden 
sind, sollten wir doch alle noch so geringen Wege

-

marken positiv verzeichnen in der Hoffnung, daß sie 
möglichst bald wieder größere Impulse auslösen 
werden, deren wir so dringend bedürfen. 

Die Mineralölwirtschaft allerdings muß für die 
technischen Einrichtungen zur Kennzeichnung erheb-
liche Mittel aufbringen, obwohl wir in der Bundes-
republik Deutschland, was die Höhe der Mineralöl-
steuer angeht, mittlerweile an die Spitze der euro-
päischen Staaten gelangt sind. 

Damit bin ich an einer Stelle, bei der es mir wich-
tig erscheint, einmal ganz allgemein darauf hinzu-
weisen, daß die Regierung vielfach und mit steigen-
der Tendenz immer unbekümmerter unserer Wirt-
schaft zusätzliche Belastungen aufzubürden bereit 
ist, die als Auflage und Abgaben steuerlichen Bela-
stungen immer mehr gleichkommen, wo ohnehin 
die Steuerlast schon ständig steigt. Daß dies nicht 
nur generell die Konkurrenzfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft in der übrigen Welt beeinträchtigt — und 
das muß im Zusammenhang der Gesamtbelastung 
gesehen werden —, sondern auch noch im einzelnen 
zum Teil beträchtliche Wettbewerbserschwerungen 
bedeutet, liegt auf der Hand, zumal wenn, wie in die-
sem Gesetz noch versucht wird, gleichzeitig eine 
Reihe von zusätzlichen Verschlechterungen einzu-
bauen, die mit einem Heizölkennzeichnungsgesetz 
überhaupt nichts zu tun haben. 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf den 
unternommenen Versuch, die bisherige Vergünsti-
gung für die Automobilindustrie abzubauen, nach 
der es bisher möglich war, für Probeläufe von Mo-
toren Mineralöle zu verwenden, die von der Mine-
ralölsteuer befreit waren, oder auf den anderen 
Versuch, die bisher von der Mineralölsteuer befrei-
ten synthetischen Schmierstoffe zukünftig zu be- 
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von Alten-Nordheim 
steuern, und zwar aus Wettbewerbsgründen, wie es 
das erstaunte Ohr des Zuhörers vernahm, weil diese 
synthetischen Schmierstoffe so billig seien, daß sie 
noch eine Steuer vertragen könnten. Hier ist es 
wohl — ohne in Selbstgefälligkeit zu verfallen — 
dem kritischen Wächteramt der Opposition zuzu-
schreiben, daß schließlich derartige Vorhaben keine 
Mehrheit fanden, sondern der Ausschuß sich im Ge-
genteil einstimmig dazu bereitfand, diese Verböse-
rung — wie es so schön im Steuerdeutsch heißt — 
nicht zu beschließen. Der Initiative der Opposition 
ist es auch zuzuschreiben, daß für die betroffenen 
Verbände ein Hearing durchgeführt werden konnte, 
in dem sie ihre Anliegen eingehend begründen 
konnten. 

Erfreulich ist die Feststellung, daß bei der an-
schließenden Sachberatung im Ausschuß entgegen 
der Praxis bei anderen Gesetzesberatungen wirklich 
erschöpfend und nicht unter zeitlicher Bedrängnis 
beraten werden konnte. Ich stelle dies ganz betont 
als Positivum heraus, da sich ja gerade zur Zeit bei 
dem mit so vielen Vorschußlorbeeren bedachten 
Jahrhundertwerk der großen Steuerreform in vielen 
Teilen unserer Bevölkerung wegen der großen ge-
weckten Erwartungen zum Teil deutliche Enttäu-
schungen kräftig artikulieren. Es wird draußen im 
Lande immer mehr erkannt — und Vergleiche in 
anderen Bereichen der Politik gibt es leider auch 
genug —, was dabei herauskommt, wenn unsolide, 
hektisch, unter Erfolgszwang und mit spektakulären 
Erklärungen, die nur ungerechtfertigte Erwartungs-
horizonte aufbauen, beraten oder verhandelt wird. 
Bei diesem Gesetz war es gottlob nicht so, und so ist 
es dank dem Bemühen der Opposition auch gelun-
gen, schließlich im Ausschuß sogar einstimmig der 
mittelständischen Mineralölwirtschaft und den vie-
len kleinen Mineralölfirmen bei der Bewältigung 
der Kosten für die Umrüstung ihrer technischen Ein-
richtungen Hilfe zukommen zu lassen und die vor-
gesehenen belastenden Bestimmungen für Sicher-
heitsleistungen bei Zulassung oder Unterhaltung 
von Mineralölsteuerlagern auf ein vertretbares Maß 
zurückzuführen. 

Wenn künftig nur dann Sicherheitsleistungen er-
bracht werden müssen, wenn die Steuerbelange 
ernsthaft gefährdet erscheinen — und auch nur für 
die dem Steuerlager bereits entnommenen Mineral-
öle —, so ist diese Regelung nicht nur gerechtfertigt 
angesichts der weit überwiegenden Zahl korrekter 
Mineralölfirmen, sondern wirtschaftlich eine wich-
tige Entscheidung. 

Da der Steuerbetrag leider ein Mehrfaches des 
eigentlichen Warenwertes darstellt, würde eine der-
artige Sicherheitsleistung bei der heutigen Kredit-
marktlage nicht nur eine ungeheure finanzielle Be-
lastung dargestellt, sondern auch eine echte Exi-
stenzgefährdung für das Gros der vielen kleinen 
Mineralölfirmen bedeutet und dem Bundesbürger 
zusätzliche Heizölkosten aufgebürdet haben. 

Auch die Möglichkeit zu finanzieller Hilfeleistung 
bei den Umrüstungskosten, wenn Existenzgefähr-
dung für die betroffenen Firmen nachgewiesen wird, 
sowie die Zeitspanne, die den Firmen bis zum In

-

krafttreten dieses Gesetzes am 1. April 1976 zur Ein-
stellung auf die neuen Bestimmungen verbleibt, ge-
hören zu den von der Opposition nachhaltig vertre-
tenen Verbesserungen in diesem Gesetz. 

Da außerdem für die Zukunft die Kosten für die 
amtliche Aufsicht über die Kennzeichnung und für 
die erforderlichen Kontrollen im Verkehr voraus-
sichtlich eher niedriger als höher sein werden — im 
Vergleich zu den Kosten der bisherigen Überwa-
chung — und durch die fast restlose Eindämmung 
des bisherigen Steuerausfalls von 200 bis 300 Mil-
lionen DM der stark strapazierte Bundeshaushalt 
eine beachtliche Entlastung erfährt, stimmt die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion diesem bedeutsamen Ge-
setzentwurf zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Zywietz. 

Zywietz (FDP): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die wesentliche Absicht bei der vor-
liegenden Änderung des Mineralölsteuergesetzes 
aus dem Jahre 1964 ist es, die bisher leider in be-
achtlichem Ausmaß praktizierten Formen von 
Steuerhinterziehung und Wirtschaftskriminalität in 
Zukunft zu verhindern. Dabei geht es im wesent-
lichen um zwei typische Fälle. 

Einmal geht es darum, der Praxis von Mineralöl-
händlern und Autofahrern zu Leibe zu rücken, die 
bemerkt haben, daß Dieselkraftfahrzeuge statt mit 
beachtlich höher versteuertem Dieselkraftstoff auch 
mit dem wesentlich weniger besteuerten leichten 
Heizöl zu betreiben sind, jedenfalls so lange, als 
nicht allzu hartes Winterwetter ernste Startprobleme 
verursacht. 

Zum anderen hat sich in jüngster Zeit aber auch 
die Zahl vorsätzlicher Bankrotteure im Mineralöl-
handel — vornehmlich mit Sitz im benachbarten 
Ausland — erhöht, die ihre Produkte unter den nor-
mal zu kalkulierenden Kosten einschließlich der 
Mineralölsteuer verkauften und sich letztlich an der 
Steuer, die sie dem Fiskus schuldeten, persönlich 
bereicherten. Auch diesen Wirtschaftskriminellen 
soll durch das vorliegende Gesetz das Handwerk 
gelegt werden. 

Schätzungen, meine Damen und Herren, gehen 
davon aus, daß die öffentlichen Haushalte durch die 
genannten Formen der Mineralölsteuerhinterziehung 
jährlich um zwischen 200 und 300 Millionen DM 
gebracht werden. Das entspricht, um einen Ver-
gleichsmaßstab zu geben, ungefähr dem doppelten 
Betrag dessen, was im Bundeshaushalt 1975 für die 
betriebliche und überbetriebliche Ausbildungsförde-
rung veranschlagt wird. Aus dieser Größenordnung 
wird deutlich, daß es sich nicht um kleine Kavaliers-
delikte, sondern um beachtliche Vergehen handelt, 
denen ein gesetzlicher Riegel vorgeschoben werden 
soll. 

Die praktizierten Formen der Mineralölsteuer-
hinterziehung sind ein unhaltbarer Zustand, und die 
FDP-Fraktion begrüßt darum das vorliegende Ge-
setz. Es ist vorgesehen, in Zukunft durch Einfärbung 
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des leichten und normalerweise billigeren Heizöls 
dieses Produkt auch für das Auge leicht unter-
scheidbar von Dieselkraftstoff zu machen und dar-
über hinaus durch das Beifügen von zwei Indikato-
ren die mißbräuchliche Nutzung feststellbar zu 
machen. Die FDP-Fraktion kann der durch das 
Gesetz vorgesehenen Farbwahl einer roten Einfär-
bung des leichten Heizöls ohne Vorbehalt zustim-
men, weil für diese Rotfärbung, die einer guten Ab-
sicht dient, ausschließlich technisch-praktische 
Überlegungen maßgebend sind. 

Wir gehen davon aus, daß eine solche Heizöl-
kennzeichnung, wie sie bereits mit außerordent-
lich gutem Erfolg in vielen ausländischen Staaten 
praktiziert wird, auch das geeignete Verfahren zum 
Verschließen eines beachtlichen Steuerumgehungs-
schlupflochs in der Bundesrepublik ist. Die erforder-
liche Kontrolle über die vom Gesetz vorgesehenen 
Maßnahmen liegt in der Zukunft weiterhin bei den 
Zollbeamten, die sich dann allerdings Verkehrs-
kontrollen anzuschließen haben. 

Die durch die beabsichtigte Heizölkennzeichnung 
entstehenden Kosten berühren im wesentlichen drei 
Gruppen: den Mineralölhandel, den Staat und den 
Verbraucher. Aus grundsätzlichen Überlegungen 
sowie zur Vermeidung eines Präzedenzfalles geht 
die FDP davon aus, daß es nicht vertretbar ist, die 
anfallenden Investitionskosten ganz oder auch nur 
teilweise durch den Staat zu übernehmen. 

Auch bei diesem Gesetz kann wie auch allgemein 
bei dem Einzug anderer Steuern nicht auf die Mit-
hilfe der Steuerschuldner im Einzugsverfahren ver-
zichtet werden. Die FDP unterstützt allerdings ein-
deutig die Auffassung, daß nachweislich existenz-
gefährdende Härten, die sich durch die erforderlichen 
Umstellungsinvestitionen ergeben, auf jeden Fall 
durch unterstützende Maßnahmen des Bundes ver-
mieden werden sollten. 

Andererseits wird nicht verkannt, daß Mehrbela-
stungen im Mineralölhandel auch einige Minderaus-
gaben gegenüberstehen. Der zukünftige Wegfall von 
zur Zeit etwa 12 Millionen zu bearbeitenden Erlaub-
nisscheinen stellt eine, wie wir meinen, beachtliche 
Entlastung im Handel dar und erhöht zum anderen 
die praktische Mobilität der Käufer zur Ausnützung 
jeweils günstigster Marktangebote. 

Es ist festzuhalten, daß sowohl die einmaligen als 
auch die laufenden Kosten der öffentlichen Hand 
gering sind und darum vertretbar erscheinen. Mit 
Blick auf die Verbraucher geht die FDP davon aus, 
daß auf der Händlerseite eine Kostenerhöhung von 
einem 5/100  Pfennig pro Liter entstehen könnte. In-
wieweit diese relativ geringe Kostenerhöhung auf 
die Verbraucher abgewälzt werden kann, wird letzt-
lich durch die jeweilige Markt- und Wettbewerbs-
situation entschieden werden. 

Die FDP geht davon aus, daß durch das vorlie-
gende Gesetz die Marktstrukturen im Mineralöl-
bereich nicht verändert werden, und nimmt darum 
die Versicherung der Mineralölkonzerne, auch wei-
terhin ungekennzeichnetes Heizöl im üblichen und 
notwendigen Umfang an die mittelständischen Mine-
ralölhändler zu liefern, sehr genau. Eine andere 

Handlungsweise der Konzerne müßte nach kartell-
rechtlichen Gesichtspunkten geprüft werden. 

Mit einem Blick auf die Automobilindustrie sei 
noch angemerkt, daß in diesem Gesetz die höhere 
Besteuerung von Dieselkraftstoff dann entfällt, 
wenn es sich um Probeläufe von Motoren handelt. 
Aber die zweite wesentliche Absicht des Gesetzes 
ist es, daß in Zukunft die Zulassung eines Mineral -
ölsteuerlagers davon abhängig gemacht werden 
kann, daß eine Sicherheit für die Mineralölsteuer

-

schuld geleistet wird, wenn deren Entrichtung nicht 
gewährleistet erscheint. Wir gehen davon aus, daß 
diese Kann-Vorschrift verantwortungsbewußt nur 
auf die wirklichen schwarzen Schafe der Branche 
angewendet wird. Angesichts gewisser windiger 
Praktiken, deren Auswirkungen sich 1974 gegenüber 
1973 verdoppelt und der öffentlichen Hand allein in 
den ersten acht Monaten des Jahres 1974 durch nur 
acht Konkursfälle Steuerausfälle von ca. 100 Mil-
lionen DM verursacht haben, kann auf die beab-
sichtigte Änderung des Gesetzes schon deshalb nicht 
verzichtet werden, weil nach geltendem Recht der 
Fiskus erst dann an die Kasse solcher vorsätzlicher 
Bankrotteure gelassen wurde, wenn die Konkurs-
masse schon verteilt war. 

Die FDP-Fraktion erkennt den Grund einer gesetz-
lich verankerten Sicherheitsleistung an, ist jedoch 
der Überzeugung, daß die Anwendung des neu for-
mulierten § 9 erst nach Abstimmung mit den ein-
schlägigen Fachverbänden erfolgen soll. Sie geht im 
übrigen davon aus, daß der korrekte Mineralölhan-
del nicht schlechter gestellt sein darf als vor der 
Novellierung dieses Gesetzes. 

Es entspricht unserer Auffassung, daß allen Betei-
ligten eine angemessene Zeitspanne für die durch 
das Gesetz erforderlichen Umrüstungsarbeiten ein-
zuräumen ist. Die FDP hat sich davon überzeugt, daß 
insbesondere unter Beachtung der erforderlichen 
Bestellfristen Umrüstungsaktivitäten in den Zeiten 
der höchsten Belastung des Mineralölhandels um die 
Jahreswende den Betriebsablauf empfindlich beein-
trächtigen könnten, und unterstützt aus diesen 
Gründen ein Inkrafttreten des vorliegenden Geset-
zes zum 1. April 1976. 

Präsident Frau Renger: Das Wort wird nicht 
mehr begehrt. Ich schließe die Aussprache. 

Ich rufe in der zweiten Beratung die Art. 1 bis 3 
auf. Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Angenommen. 

Ich rufe Art. 4 auf. Hierzu liegt auf Drucksache 
7/3199 ein interfraktioneller Änderungsantrag vor. 
Begründung wird nicht erbeten. Wer diesem Antrag 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ein-
stimmig angenommen. 

Wer dem Art. 4 in der geänderten Fassung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ange-
nommen. 
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Ich rufe Einleitung und Überschrift auf. Wer zuzu-

stimmen wünscht, gebe das Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich schließe die 
Aussprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Wir haben noch über den Entschließungsantrag 
unter Ziffer 2 des Ausschußantrages abzustimmen. 
Wer diesem zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 
das Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig angenommen. 

Ich rufe nunmehr Tagesordnungspunkt 11 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Dritten Abkom-
men vom 12. Juli 1974 zur Änderung des Ab-
kommens vom 29. Oktober 1959 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Spanischen Staat über Soziale Sicherheit 
— Drucksachen 7/2579, 7/2687 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Ar-
beit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

— Drucksache 7/3134 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Kratz 

(Erste Beratung 125. Sitzung) 

Das Wort wird nicht begehrt. 

Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und Über-
schrift auf. Die Abstimmung wird mit der Schluß-
abstimmung verbunden. Wer diesem Gesetz im 
ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich 
zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltungen? —
Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 12 auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Zweiten Abkom-
men vom 20. September 1974 zur Änderung 
des Abkommens vom 25. April 1961 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Griechenland über Soziale Sicher-
heit und der Zusatzvereinbarung vom 
28. März 1962 zu dem Abkommen über So-
ziale Sicherheit 
— Drucksache 7/3021 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Ar-
beit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

— Drucksache 7/3134 — 

Berichterstatter Abgeordneter Kratz 

(Erste Beratung 141. Sitzung) 

Das Wort wird nicht begehrt. — Ich rufe Art. 1, 
2, 3, Einleitung und Überschrift auf. Die Abstimmung 
wird mit der Schlußabstimmung verbunden. Wer 
dem Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Zwischenab-
kommen vom 25. Oktober 1974 zur Änderung 
des Abkommens vom 30. April 1964 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Re-
publik Türkei über Soziale Sicherheit 
— Drucksache 7/3022 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3134 

Berichterstatter: Abgeordneter Kratz 

(Erste Beratung 141. Sitzung) 

Das Wort wird nicht begehrt. — Ich rufe Art. 1, 
2, 3, Einleitung und Überschrift auf. Die Abstimmung 
wird mit der Schlußabstimmung verbunden. Wer 
dem Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 14 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
30. September 1974 zur Änderung des Ab-
kommens vom 6. November 1964 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der 
Portugiesischen Republik über Soziale Sicher-
heit und der Zusatzvereinbarung vom 8. De-
zember 1966 
— Drucksache 7/3023 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3134 —

Berichterstatter: Abgeordneter Kratz 

(Erste Beratung 141. Sitzung) 

Das Wort wird nicht begehrt. — Ich rufe Art. 1, 
2, 3, Einleitung und Überschrift auf. Die Abstimmung 
wird mit der Schlußabstimmung verbunden. Wer 
dem Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
30. September 1974 zur Änderung des Ab-
kommens vom 12. Oktober 1968 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Soziali-
stischen Föderativen Republik Jugoslawien 
über Soziale Sicherheit 
— Drucksache 7/3024 — 
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Bericht und Antrag des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3134 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Kratz 

(Erste Beratung 141. Sitzung) 

Das Wort wird nicht begehrt. — Ich rufe Art. 1, 
2, 3, Einleitung und Überschrift auf. Die Abstimmung 
wird mit der Schlußabstimmung verbunden. Wer 
dem Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 16 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
17. Dezember 1973 zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und dem Staat Israel über 
Soziale Sicherheit 
— Drucksache 7/2783 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

— Drucksache 7/3101 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Bredl 

(Erste Beratung 134. Sitzung) 

Das Wort wird nicht gewünscht. — Ich rufe Art. 1 
bis 4, Einleitung und Überschrift auf. Die Abstimmung 
wird mit der Schlußabstimmung verbunden. Wer 
dem Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 17 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu den Zusatzverein-
barungen vom 29. März 1974 zum Abkommen 
vom 22. Dezember 1966 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik 
Osterreich über Soziale Sicherheit und zu der 
Vereinbarung zur Durchführung dieses Ab-
kommens 

— Drucksache 7/2870 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

— Drucksache 7/3103 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Franke (Osna-
brück) 

(Erste Beratung 136. Sitzung) 

Das Wort wird nicht begehrt. — Ich rufe Art. 1 
bis 3, Einleitung und Überschrift auf. Die Abstimmung 
wird mit der Schlußabstimmung verbunden. Wer 
dem Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 19 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent

-

wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
11. Juli 1974 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Norwegen 
über die gegenseitige Unterstützung in Zoll-
angelegenheiten 
— Drucksache 7/2869 — 

Bericht und Antrag des Finanzausschusses (7. 
Ausschuß) 

— Drucksache 7/3091 —

Berichterstatter: Abgeordneter Schreiber 

(Erste Beratung 136. Sitzung) 

Das Wort wird nicht begehrt.— Ich rufe Art. 1 bis 
3, Einleitung und Überschrift auf. Die Abstimmung 
wird mit der Schlußabstimmung verbunden. Wer 
dem Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 20 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Beförderung gefährlicher 
Güter 
— Drucksache 7/2517 — 

Bericht und Antrag des Ausschusses für Ver-
kehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
(14. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3132 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Barche 

(Erste Beratung 116. Sitzung) 

Ich rufe in der zweiten Beratung die §§ 1 bis 15, 
Einleitung und Überschrift auf. Wer den aufgeru-
fenen Bestimmungen zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein. — Das Wort wird nicht begehrt. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer diesem 
Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe Punkt 21 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent

-

wurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 
12. Juni 1973 über Flüchtlingsseeleute 
— Drucksache 7/2897 — 

Bericht und Antrag des Innenausschusses 
(4. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3088 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Freiherr von Fircks 
Abgeordneter Liedtke 

(Erste Beratung 136. Sitzung) 
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Ich rufe die Art. 1 bis 3, Einleitung und Über-

schrift auf. Die Abstimmung wird mit der Schluß-
abstimmung verbunden. Wer dem Gesetz im ganzen 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig an-
genommen. 

Ich rufe Punkt 22 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkommen 
vom 11. Oktober 1973 zur Errichtung des 
Europäischen Zentrums für mittelfristige Wet-
tervorhersage 
— Drucksache 7/2704 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 7/3122 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Müller (Nordenham) 

b) Bericht und Antrag des Ausschusses für 
Forschung und Technologie (17. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3121 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Kern 

(Erste Beratung 131. Sitzung) 

Ich rufe die Art. 1, 2, 3 Einleitung und Überschrift 
auf. Die Abstimmung wird mit der Schlußabstim-
mung verbunden. Wer dem im ganzen zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 23 auf: 

Zweite Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Än-
derung des Einkommensteuergesetzes (Steuer-
änderungsgesetz 1974) 
— Drucksache 7/2171 — 

a) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. von Bülow 

b) Bericht und Antrag des Finanzausschusses 
(7. Ausschuß) 

— Drucksache 7/3092 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Rapp (Göppingen) 

(Erste Beratung 104. Sitzung) 

Ich glaube, Einzelabstimmung wird nicht verlangt. 
Wir brauchen wohl nur, wie soeben, über den Aus-
schußantrag insgesamt abzustimmen? — Schönen 
Dank! 

Meine Damen und Herren, der Finanzausschuß 
schlägt vor, den Gesetzentwurf des Bundesrates auf 
Drucksache 7/2171 für erledigt zu erklären. Wer die-
sem Antrag zuzustimmen wünscht, den bitte ich um 

ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Einstimmig angenommen. 

Der Punkt 24 ist von der Tagesordnung abgesetzt 
worden. 

Wir kommen jetzt zu dem Zusatzpunkt zur Tages-
ordnung: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Dritten Steuerreformgesetzes 
-- Drucksachen aus 7/1470, 7/1722 — 

Zweiter Bericht und Antrag des Finanzaus-
schusses (7. Ausschuß) 
— Drucksache 7/3194 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Wagner 
(Trier) 

(Erste Beratung 77. Sitzung) 

Wird hierzu das Wort gewünscht? — Das ist nicht 
der Fall. 

Ich rufe die Art. 1 bis 5, Einleitung und Überschrift 
auf. Wer den aufgerufenen Bestimmungen zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Einstimmig ange-
nommen. 

Wir kommen zur 

dritten Beratung. 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz im ganzen zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Einstimmig angenommen. 

Wir haben noch abzustimmen über die Ausschuß-
anträge. Wer den Ziffern 2 und 3 des Ausschuß-
antrages zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Einstimmig angenommen. 

Wir kommen nunmehr zu Punkt 25 der Tages-
ordnung: 

Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/ 
CSU betr. Enquete-Kommission ,,Energiefor-
schung" 
— Drucksache 7/3003 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Forschung und Technologie (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

Zur Geschäftsordnung, bitte schön, Herr Kern! 

Kern (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Der Deutsche Bundestag hat in der 5. Legis-
laturperiode mit der Enquete-Kommission ein neues 
Recht in die Geschäftsordnung eingeführt. Er hat da-
mit das Recht der Minderheit verbunden, die Ein-
setzung einer Enquete-Kommission zu verlangen. Da 
es die Praxis dieses Hauses ist, daß Mehrheiten und 
qualifizierte Mehrheiten hier im Plenum festgestellt 
werden, möchte ich Sie, Frau Präsidentin, bitten, 
festzustellen, ob der Antrag auf Einsetzung dieser 
Enquete-Kommission von der nach § 74 a der Ge-
schäftsordnung erforderlichen Minderheit von einem 
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Drittel der Mitglieder dieses Hauses unterstützt 
wird. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Eine unfaire 
Sache, das kann ich nur sagen!) 

Präsident Frau Renger: Bitte schön, Kollege 
Pfeffermann! 

Pieifermann (CDU/CSU) : Frau Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich darf für die 
CDU/CSU-Fraktion feststellen, daß es sicherlich nicht 
der Art des Hauses entspricht, im Moment diesem 
Anliegen des Kollegen Kern zu entsprechen. Wenn 
darauf bestanden wird, sind wir gern bereit, fest-
stellen zu lassen, inwieweit das Haus überhaupt 
noch beschlußfähig ist. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU] : Zur Geschäfts-
ordnung!) 

Präsident Frau Renger: Das war ein Antrag 
zur Geschäftsordnung, den Sie gestellt haben, Herr 
Kollege. Wünschen Sie noch einmal das Wort? — 
Erst einmal Herr Kollege Porzner, dann Herr Kol-
lege Jenninger. 

Porzner (SPD) : Frau Präsidentin! Meine verehrten 
Damen und Herren! Im Ältestenrat ist dieser Tages-
ordnungspunkt einhellig auf die Tagesordnung ge-
setzt worden. Wir sind durch eine sehr ausführ-
liche Debatte über den Bericht zur Lage der Nation 
und über die beiden Großen Anfragen zur Deutsch-
landpolitik der Koalitionsfraktionen und der Oppo-
sition am Freitag mittag etwas spät dran. Es handelt 
sich hier um einen Antrag der Opposition. Er wird 
von der ganzen Fraktion unterstützt. Ich bitte, dem 
Antrag von Herrn Kern nicht zuzustimmen und die-
sen Tagesordnungspunkt auf der Tagesordnung zu 
belassen. 

Präsident Frau Renger: Herr Kollege Jennin-
ger. 

Dr. Jenninger (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte das, was der Kollege Porzner eben gesagt 
hat, nachdrücklich unterstützen. Ich möchte Sie, Herr 
Kollege Kern, auch aus sachlichen Gründen bitten, 
den § 74 a der Geschäftsordnung so zu werten, wie 
er in der Tat auch lautet: 

Auf Antrag eines Drittels seiner Mitglieder ... 

Sie werden wohl bei diesem Antrag, den die CDU/ 
CSU-Fraktion gestellt hat — „Carstens, Stücklen und 
die Fraktion der CDU/CSU" —, nicht bezweifeln 
wollen, daß er von mindestens einem Viertel der 
Mitglieder dieses Hauses gestellt worden ist. Inso-
fern ist Ihr Petitum unbegründet. 

(Zuruf von der SPD) 

Präsident Frau Renger: Letzte Wortmeldung: 
Herr Kern zur Geschäftsordnung. 

Kern (SPD) : Frau Präsidentin! Ich habe keinen 
Antrag gestellt, sondern ich habe Sie gebeten, fest

-

zustellen, ob der Antrag von der in § 74 a der Ge-
schäftsordnung vorgesehenen erforderlichen Minder-
heit von einem Viertel der Mitglieder dieses Hauses 
unterstützt wird. Es bedarf dazu keiner Abstimmung, 
sondern es bedarf nur dieser Feststellung. 

Was Sie, Herr Kollege Jenninger, gesagt haben, 
nämlich daß dieser Fraktionsantrag von der Frak-
tion unterstützt wird, wäre zur Begründung der Ab-
schaffung der Abstimmung hier in diesem Hause 
geeignet, da ja zahlenmäßig die Stärke der Fraktio-
nen feststeht. Es wäre vielleicht auch geeignet, um 
einen Antrag in Ihrer Fraktion auf Einführung des 
Fraktionszwangs zu begründen. Es ist aber nicht 
geeignet, wenn es darum geht, hier ein Minderhei-
tenrecht wahrzunehmen und wenn nach der Ge-
schäftsordnung vorgesehen ist, daß die erforder-
liche Minderheit, nämlich ein Viertel der Mitglieder 
dieses Hauses — das sind 130 Mitglieder —, festge-
stellt wird. So, wie wir bei der Entscheidung in den 
Fällen, in denen eine qualifizierte Mehrheit erfor-
derlich ist, diese Mehrheit hier im Plenum festzustel-
len, muß es analog möglich sein, eine entsprechende 
Minderheit, die in der Geschäftsordnung vorgesehen 
ist, hier festzustellen. 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich glaube, der Sachverhalt ist ziemlich 
klar. Es ist nach meiner Auffassung ganz eindeutig 
bei Einbringung des uns hier vorliegenden Antrags 
§ 74 a der Geschäftsordnung eingehalten. Der ent-
sprechende Anteil der Mitglieder dieses Hauses 
unterstützt diesen Antrag. Eine andere Feststellung 
kann ich hier nicht treffen. Sie haben keinen Antrag 
gestellt, daß ich dieses hier ausdrücklich im Plenum 
feststelle. Sie haben den Antrag doch wohl zurück-
gezogen, oder wie soll ich Sie verstehen? 

(Kern [SPD] : Nein, ich habe keinen Antrag 
zur Abstimmung gestellt, sondern die Bitte 
an Sie gerichtet, festzustellen, ob die er-
forderliche Minderheit nach § 74 a der Ge

-

schäftsordnung den Antrag unterstützt!) 

— Herr Kollege, dieses heißt, daß Sie hier ein 
Quorum verlangen. Dazu müssen Sie einen Antrag 
stellen. Sie haben diesen Antrag wie Sie jetzt wie-
derum gesagt haben, nicht gestellt. 

Damit steht hier kein Antrag zur Diskussion. Wir 
beraten in der Sache weiter. Wir treten in die Sach-
behandlung des Tagesordnungspunktes 25 ein. Ich 
erteile hierzu das Wort dem Herrn Abgeordneten 
Pfeffermann. 

(Fellermaier [SPD] : Lassen Sie ein paar 
Blätter von Ihrem Manuskript liegen! Neh

-

men Sie nicht alle mit!) 

Pfeffermann (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich werde 
Ihrem Anliegen entsprechend die Höflichkeit der 
Schnelligkeit unterordnen. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion beantragt mit 
der Bundestagsdrucksache 7/3003 die Einsetzung 
einer Enquete-Kommission „Energieforschung". Zur 
Begründung dieses Antrags lassen Sie mich ein- 
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dringlich auf die Bedeutung der Energieversorgung 
für die wirtschaftliche und soziale Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland in der Zukunft hin-
weisen. Spätestens die Überlegungen des Club of 
Rome haben auch die Öffentlichkeit auf die Pro-
bleme der Sicherstellung der Energieversorgung für 
die Zukunft aufmerksam gemacht. Die Energiekrise 
des letzten Jahres hat die damit angesprochene Pro-
blematik verschärft. 

Sehen wir uns die Reaktion der Bundesregierung 
an, die darauf erfolgten. Von den Primärenergieträ-
gern im Jahre 1973 deckten Mineralöl 55 %, Stein-
kohle 22 % und Erdgas 10 % des Verbrauchs. Nach 
der letzten Prognose der Bundesregierung im Rah-
men der Fortschreibung ihres Energieprogramms 
sollen 1985 Mineralöl 44 %, Steinkohle 14 % und 
Erdgas 18 % zum Energieverbrauch beitragen. 

Dabei betrug der Primärenergieverbrauch in der 
Fortschreibung des Energieprogramms der Bundes-
regierung 555 Millionen t SKE für 1985 im Gegen-
satz zu 610 Millionen t SKE bei der ursprünglichen 
Vorlage des Energieprogramms. Auf dem Papier hat 
also die Bundesregierung schon 10 % Primärenergie 
bis 1985 eingespart und damit mit einem Feder-
strich manches Problem beseitigt. Sie hat offenge-
lassen, ob diese neuen Zahlen möglich wurden, weil 
die ursprüngliche Schätzung zu hoch angelegt war, 
oder ob die Reduzierung durch entsprechende Maß-
nahmen im Energieverbrauch erreicht wird. 

Im Jahre 1973 wurden 56,6 % des Primärenergie-
verbrauchs in der Bundesrepublik Deutschland ein-
geführt. Daran wird sich — nach der Prognose der 
Bundesregierung — auch bis zum Jahre 1985 nichts 
Wesentliches ändern, da die Importabhängigkeit 
trotz relativ geringeren Ölverbrauchs durch den hö-
heren Erdgasabsatz wiederhergestellt wird. Auf der 
Basis der Preisgleitklauseln in den Erdgaslieferver-
trägen gilt dies dann auch für die Preisentwicklung 
auf diesem Sektor. 

Um diese Situation zu verändern, ist der Bundes-
tag gehalten, für entsprechende Programme Gelder 
zu bewilligen. Wenn dieses sinnvoll geschehen soll, 
ist die Enquete-Kommission ein geeignetes Instru-
ment, zu überprüfen, inwieweit vorgelegte Program-
me eine Kontinuität der Energieforschung gewähr-
leisten oder in welchen Bereichen solche Program-
me zu erstellen sind. 

Die CDU/CSU-Fraktion hatte mit ihrer Kleinen 
Anfrage aus dem Jahre 1974 betreffend Energiefor-
schung versucht, die langfristigen Zielsetzungen der 
Bundesregierung unabhängig von den geltenden 
Modetrends zu erfahren. Wir können nicht behaup-
ten, daß die dort gegebenen Antworten uns zufrie-
dengestellt hätten. Auch die von uns beantragte An-
hörung von Experten im Ausschuß für Forschung 
und Technologie des Deutschen Bundestages hat 
mehr ungeklärte Probleme aufgezeigt, als daß der 
Eindruck hätte entstehen können, daß in der Ener-
gieforschung das jetzt Notwendige getan werde. Es 
wurde deutlich, daß die Probleme der Energiefor-
schung einer Zielorientierung und einer daran orien-
tierten Koordination bedürfen. 

Den eben gegebenen Hinweis auf die Modetrends 
in der Energieforschung lassen Sie mich am nach-
folgenden Beispiel erläutern. Verspätet legte der 
damalige Forschungsminister Ehmke das 1973 star-
tende 4. Atomprogramm vor. Noch im Sommer brü-
stete er sich mit der geringen Förderung von Kern-
forschung und Kerntechnik durch die Bundesregie-
rung. Auf Grund der Ölkrise revidierte er dann 
seine Haltung. Außerdem wurde schnell ein nicht-
nukleares Energieforschungsprogramm zusammen-
geschrieben, das seinen Schwerpunkt in der Kohle-
forschung hatte. Der damalige Bundesminister der 
Finanzen, Helmut Schmidt, erklärte in einem Vor-
trag vor der Roosevelt-University in Chicago am 
13. März 1974, langfristig könnte selbst im Verkehr 
das Öl durch Elektroantrieb abgelöst werden, wenn 
etwa die Kernenergie in größerem Umfang zur Ver-
fügung stünde; schon lange vorher werde die Kohle 
dann eine größere Rolle als Chemiegrundstoff über-
nommen haben; auch wenn es sicherlich noch mehr 
als ein Jahrzehnt dauern werde, bis etwa die ge-
steuerte Kernfusion zu verwirklichen und in groß-
technischem Maßstab einzusetzen sei, so werde in 
der Bundesrepublik doch angestrebt, daß im Jahre 
1990 mehr als die Hälfte des Strombedarfs aus Kern-
kraftwerken gedeckt werde. 

In der Tat sieht das Energieprogramm der Bundes-
regierung in seiner Fortschreibung vor, daß die 
Kernenergiekapazität bis 1985 möglichst auf 50 000 
MW auszubauen sei, was 45 % der Stromerzeugung 
entspräche. Im Hearing zur Energieforschung war 
diese Zielsetzung umstritten, was ihre Realisierbar-
keit anlangt. Im Hearing des Innenausschusses wur-
den alle Meinung vertreten, von der Bejahung die-
ser Zielsetzung bis zur Meinung von Professor Dr. 
Hinz, dem Inhaber des Lehrstuhls für öffentliches 
Recht, Politische Soziologie und Rechtssoziologie an 
der Universität Bremen, der zu dem Schluß kam, 
daß Analysen über die Gefahren und Risiken von 
Kernkraftwerken bis heute nur in Ansätzen vorhan-
den sind und für die in der Bundesrepublik Deutsch-
land installierten Reaktoren völlig fehlen; ohne 
solche Analysen könne es angesichts der atomrecht-
lich gebotenen Orientierung am vorrangigen Le-
bensschutz nur eine Konsequenz geben, nämlich den 
Stopp für Kernkraftwerke. 

Der Hinweis auf die verschiedenen Bürgerinitiati-
ven in unserem Lande mag daran erinnern, wie gern 
solche Aussagen in der allgemeinen Diskussion auf-
genommen werden. Unter Punkt 8 unserer heutigen 
Tagesordnung haben wir die hier angesprochene 
Problematik noch einmal deutlich miteinander dis-
kutiert. Unabhängig aber von der Bewertung solcher 
Aussagen ist festzustellen, daß das Forschungsmini-
sterium sich bis heute noch nicht veranlaßt gesehen 
hat, eine Neuauflage des Energieforschungspro-
gramms vorzulegen. 

Das Forschungsministerium vergibt auf dem Ge-
biet der Kernenergie — aufgeschreckt durch die dro-
henden Gefahren im Bereich des Brennstoffkreis-
laufs — eine Vielzahl von Gutachten über die Be-
seitigung radioaktiven Abfalls, obwohl bereits seit 
Jahren feststeht, daß mit dem Ausbau der Kernkraft-
kapazität dieses Problem von Jahr zu Jahr drin- 
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gender wird. Was den Bereich der Wiederaufberei-
tung abgebrannter Brennelemente angeht, so wird 
die große Wiederaufbereitungsanlage für die Bun-
desrepublik Deutschland nicht fristgemäß fertig. Ab-
gebrannte Brennelemente müssen gelagert werden. 
Vielfältige Transport- und Sicherheitsprobleme tre-
ten im Brennstoffkreislauf auf. Betrachten wir die 
Zeit nach 1985, so benötigen wir noch eine Vielzahl 
von Standorten für Kernkraftwerke. Daraus resul-
tieren wieder erhebliche Probleme im Bereich der 
Sicherheit, aber auch insbesondee Probleme des 
Umweltschutzes. So müßten wir heute schon für das 
Jahr 1990 und das Jahr 2000 planen, damit wir über-
haupt einigermaßen mit dem Problem fertig werden. 

Sicherlich nicht zuletzt, um den Eindruck zu er-
wecken, daß die Probleme der Wasserabwärme die-
ser Kernkraftwerke in Zukunft standortunabhängig 
gelöst werden könnten, wurde dieser Tage vom 
Bundesministerium für Forschung und Technologie 
das Forschungsprojekt „Fernwärmeverbundnetz" in 
der Bundesrepublik Deutschland der Offentlichkeit 
vorgestellt. Die darin angesprochenen notwendigen 
200 Milliarden DM an Investitionen für ein solches 
Netz lassen das Visionäre dieses Projekts erken-
nen. So werden denn auch in den VDI-Nachrichten 
die Rückbesinnung und eine Neubelebung des Inter-
esses an der Fernheizung begrüßt, die Vorstellung 
aber, durch Fernwärmeversorgung könnten ganze 
Staaten wie die Bundesrepublik versorgt werden, 
als ein Extrem solcher Überlegungen gekennzeich-
net. Allein die Versorgung eines Drittels der Haus-
halte in der Bundesrepublik machte 25 000 km Fern-
heizleitungen mit einem Investitionsbedarf von 
20 Milliarden DM erforderlich. 

Während aber Planungen obiger Art in die öffent-
liche Diskussion eingebracht werden, fragen sich 
die Kommunalpolitiker, warum nicht erheblich mehr 
getan wird, den Ausbau von Fernheiznetzen in kom-
munalen Einheiten zu wirtschaftlicheren Bedingun-
gen zu ermöglichen. Festzustellen ist, daß unter 
dem Gesichtspunkt der Substitutierung von Kohle 
durch Öl und Gas in der Bundesrepublik in den 
letzten Jahren die Entwicklung auf diesem Sektor 
rückläufig war. Die hohen Wärmeverluste in den 
Verteilernetzen spielten dabei für die Preisgestal-
tung eine erhebliche Rolle. 

Wenn wir in diesem Zusammenhang davon ausge-
hen können, daß mit den verschiedenen heute ein-
gesetzten Umwandlungsprozessen nur ein Drittel 
der aufgebrachten Primärenergie in Nutzenergie 
umgesetzt wird und es auch richtig ist, daß es bei 
44,1 % des Endenergieverbrauchs in den Haushal-
ten — mit steigender Tendenz — gerade hier loh-
nend erscheint, über den Energieverbrauch der Zu-
kunft nicht nur nachzudenken, sondern auch die 
vorhandene Technik zu vervollkommnen, so müssen 
zwei Fragen beantwortet werden: Erstens. Was muß 
getan werden, um den Energieverbrauch nicht so 
schnell wachsen zu lassen? Zweitens. Wie können 
Umwandlungsverluste verringert werden? 

So wurden auf einer Fachtagung von HEA und 
VDI in Hannover die Forderungen für den Hochbau 
erneut bekräftigt, klimagerecht zu bauen und bau-
gerecht zu klimatisieren. Als Wege dazu wurden 

die Wahl wärmetechnisch günstiger Gebäudefor-
men, die Erhöhung der Wärmedämmung der Ge-
bäudehülle — wie der Wände, der Fenster, des 
Dachs, der Keller — und die Reduzierung der Lüf-
tungswärmeverluste vorgeschlagen. Angemahnt 
wurde z. B., daß das erst kürzlich erschienene Bei-
blatt DIN 4108 die gleichrangige und gleichwertige 
Behandlung des winterlichen Schutzes vor Kälte 
und des sommerlichen Schutzes vor Strahlungs-
hitze nicht im notwendigen Maße berücksichtige: 
ein Beispiel dafür, daß durchaus noch nicht alle 
jene Maßnahmen ausgeschöpft sind, die zur Energie-
ersparnis beitragen können. Im Hearing wurde uns 
eine Art von „ADAC des Energieverbrauchs" für 
energiebewußtes Verhalten empfohlen. Ich halte es 
für eine ausgezeichnete Aufgabe für die Enquete-
Kommission, zu prüfen, ob durch Änderung der ent-
sprechenden Vorschriften oder durch materielle An-
reize die vorgegebenen Ziele konkretisiert werden 
können. Dazu gehörte dann auch eine Überprü-
fung der gesamten Tarifstruktur bei der Elektrizi-
täts- und Wärmeversorgung, aber auch die Über-
prüfung sämtlicher Gesetze und Steuervergünstigun-
gen unter dem Aspekt der Energieersparnis. 

Auf das Problem der Verringerung der Umwand-
lungsverluste bin ich bereits im Zusammenhang mit 
dem Ausbau der Fernheiznetze eingegangen. Durch 
die Forschungsprogramme zur Kohlevergasung 
wird eine weitere Möglichkeit untersucht. Hier ver-
missen wir allerdings eine Koordinierung der Ener-
gieforschung mit der Energiepolitik, wie sie im 
Wirtschaftsministerium betrieben wird; die Be-
schlüsse des Haushaltsausschusses bestärken uns in 
diesem Mißtrauen. 

So erwarten wir von der Enquete-Kommission 
Energieforschung, daß sie die in Wissenschaft und 
Wirtschaft vorhandenen Forschungsprogramme er-
faßt, Lücken verdeutlicht, Koordinationsmängel dar-
legt und damit einen Beitrag leistet, durch entspre-
chende Vorschläge eine langfristige Politik auf dem 
Gebiet der Energieversorgung durch vernünftige 
Koordination der Energieforschung zu ermöglichen. 
Das dauerhafte Zusammenwirken von Sachverstän-
digen aus Wissenschaft und Wirtschaft mit der Po-
litik sollte solche Erwartungen rechtfertigen. Wir 
dürfen hoffen, daß die Problematik von den beiden 
Koalitionsparteien in gleicher Weise gesehen wird 
und unser Antrag in den zuständigen Ausschüssen 
keine ungebührliche Zeitverzögerung erfährt, wie 
uns dies manchmal aus den Berichten aus dem 
Ältestenrat durchklang oder wie uns jetzt durch 
den Geschäftsordnungsbeitrag des Kollegen Kern 
wieder verdeutlicht wurde. 

Bei den Milliardenbeträgen, die im Rahmen der 
Energieforschung und der Sicherstellung der Ener-
gieversorgung für die Zukunft anstehen, sollten wir 
uns nicht darauf zurückziehen, daß etwa für eine 
solche Enquete-Kommission keine ausreichenden 
Haushaltsmittel zur Verfügung gestellt werden 
könnten. Für die Bevölkerung zumindest, die die 
Entwicklung auf dem Energiesektor am eigenen 
Leibe zu deutlich erfährt, wäre ein solches Ver-
halten sicherlich unverständlich. Sie darf von die-
sem Bundestag erwarten, daß das Parlament insge- 
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samt die hier anstehende Problematik aufgreift und 
mit den dem Parlament möglichen Mitteln verfolgt. 
Darum täte es der Sache gut, wenn wir der Enquete-
Kommission sehr schnell ihren Arbeitsbeginn er-
möglichten. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit und bitte um 
Verständnis für die Art des Vortrags angesichts der 
Geschäftslage des Hauses. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Kern. 

Kern (SPD): Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Ich habe bereits vorhin darauf hingewiesen, 
daß der Bundestag in der 5. Legislaturperiode das 
Recht der Minderheit in die Geschäftsordnung auf-
genommen hat. Ich halte dieses Recht der Minder-
heit für gut und notwendig. Allerdings erfordert dies 
auch einen verantwortlichen Umgang, um nicht das 
Instrument der Enquete-Kommission stumpf und 
wirkungslos zu machen. 

Da ein Gesetzentwurf der SPD-Fraktion in der 
5. Legislaturperiode, der die Befugnisse von Enquete

-

Kommissionen rechtlich absichern sollte, nicht ver-
abschiedet wurde, muß jede Enquete-Kommission 
die Durchsetzung ihrer Ziele nach dem geltenden 
Recht genau überlegen. Zwar ist die Bundesregie-
rung einer Enquete-Kommission gegenüber zur Aus-
kunft verpflichtet. Aber es gibt keine Auskunfts-
pflicht für Körperschaften, juristische und natürliche 
Personen. Jede Firma kann Auskünfte, die Vorlage 
von Daten, Urkunden und Unterlagen mit dem Hin-
weis auf das Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis ver-
weigern und damit die Arbeit der Enquete-Kommis-
sion erheblich behindern oder sogar unmöglich ma-
chen. 

Die Opposition fordert, daß die Enquete-Kommis-
sion eine Bestandsaufnahme der Energieforschung 
und eine kritische Würdigung ihrer Ziele und Mittel 
vornimmt. Von seiten der Bundesregierung liegen 
bereits vor: ein Energieforschungsprogramm für den 
nuklearen Bereich im 4. Atomprogramm der Bundes-
regierung, für den nichtnuklearen Bereich ein Rah-
menprogramm Energieforschung, für den Gesamt-
bereich Energie die erste Fortschreibung des Rah-
menprogramms Energie bis 1985. Für bisher wenig 
genutzte Energiearten — Sonnenenergie, Wind-
energie usw. — wurden entsprechende Mittel im 
Haushalt in Kap. 30 05 bereitgestellt. 

Die Hearings der Ausschüsse des Bundestages, 
insbesondere das Hearing zum Problemkreis Ener-
gieforschung vom Ausschuß für Forschung und Tech-
nologie im November des vergangenen Jahres, ha-
ben gezeigt, daß Zielsetzungen, Prognosen und In-
strumentarien, die von der Bundesregierung vorge-
schlagen und angewendet wurden, von den Sach-
verständigen aus Wissenschaft und Wirtschaft als 
so sachgerecht und richtig angesehen werden, daß 
keine Alternativen dazu auftauchten. Daraus ist zu 
schließen, daß von der Bundesregierung alles getan 
wurde, was nötig ist, um für die Bundesrepublik 
eine ausreichende Energieversorgung so kosten-

günstig und umweltfreundlich  sicherzu-
stellen und die Abhängigkeit von ausländischen 
Energiequellen zu mindern. 

Mit ihrem Verlangen, die staatlichen Maßnahmen 
allein im Hinblick auf die angestrebten Ziele, nicht 
aber die Ziele selbst zu untersuchen, unterstellt die 
Opposition, daß es vielleicht andere und wirk-
samere Mittel zur Verwirklichung dieser Ziele geben 
könnte, doch es ist schon jetzt festzustellen, daß die 
Opposition andere forschungspolitische Ziele auf 
dem Sektor Energieforschung, als sie von der Bun-
desregierung genannt werden, nicht anstrebt. 

Die Opposition fordert, die Enquete-Kommission 
solle Vorschläge für den Ausbau von Forschungs-
kapazitäten, für die Transformation von Forschungs-
ergebnissen und für die Organisation der Energie-
forschung erarbeiten. Der gesamte Bereich der Ener-
gieforschung und des Energiemarktes ist staatlich 
oder kommunal stark beeinflußt, und die Verbin-
dung zu Staat und Verwaltung ist hier so eng wie 
kaum in einem anderen Bereich der Wirtschaft. Doch 
große Bereiche liegen außerhalb unmittelbarer staat-
licher Zugriffsmöglichkeiten. Die Enquete-Kommis-
sion Energieforschung muß sich bei ihrer Arbeit da-
her auf Daten, Vorschläge und Vorarbeiten stützen, 
die weitgehend nicht vom Staat und den Gemeinden 
unmittelbar abhängig sind oder von ihnen kontrol-
liert werden. Über Umfang und Wert der Auskünfte 
aus diesem Bereich wird, da keine rechtlich abge-
sicherte Auskunftspflicht für nichtstaatliche Einrich-
tungen besteht, die Kommission nur Vermutungen 
anstellen können. 

Schwerwiegender aber erscheint noch ein anderer 
Einwand, der an dieser Stelle gemacht werden muß. 
Es ist Aufgabe der Exekutive, dem Parlament als 
Legislative und politischer Kontrollinstanz der Re-
gierung für einen nicht durch Recht und Gesetz ge-
regelten Bereich, wie dies für die Forschung insge-
samt gilt, politisch begründete Programme vorzu-
legen. Das Parlament kann nach Kenntnisnahme die-
ser Programme seine Kontrollfunktion ausüben und 
die Erfüllung und Verwirklichung der Programme 
prüfen. Aber es sollte sich hüten, sich an die Stelle 
von Verwaltung und Regierung zu setzen und selbst 
in Konkurrenz zur Exekutive Programme versuchen 
zu entwerfen, vorzulegen und durchzusetzen und da-
mit die Regierung aus ihrer Exekutivverantwortung 
zu entlassen. Das Parlament ist weder vorgesetzte 
Behörde noch Planungsstab der Regierung, sondern 
ihr kritischer Partner. 

Enquete-Kommissionen dienen im Sinne der Ge-
schäftsordnung des Bundestages nicht der Vorberei-
tung von Entscheidungen der Regierung, sondern 
des Parlaments. Doch der Kommission wird laut An-
trag der Opposition zur Aufgabe gemacht, Vor-
schläge für Maßnahmen im Bereich der Energiefor-
schung vorzulegen, eine Bestandsaufnahme vorzu-
nehmen und Untersuchungen durchführen zu lassen. 
Doch hierüber und über den Beitrag der Energiefor-
schung zur Sicherung der Energieversorgung sind 
wohl keine parlamentarischen Entscheidungen zu 
fällen. Das Parlament kann im Rahmen des Haus-
haltsrechts der Regierung Mittel zur Erfüllung von 
Zielen und Programmen bewilligen oder versagen. 
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Die Ziele aber sind von der Regierung gesetzt. Sie 
können nicht durch die Arbeit parlamentarischer 
Gremien gegen den Willen der Mehrheitsfraktionen 
umgestoßen oder substituiert werden. 

Die Opposition fordert, die Enquete-Kommission 
soll Untersuchungen zur Bewertung technologischer 
Großprojekte und ihrer Auswirkungen durchführen 
lassen. Die Opposition hat seinerzeit einen Antrag 
eingebracht, der die Errichtung eines Amtes zur Be-
wertung technologischer Entwicklungen beim Deut-
schen Bundestag zum Inhalt hatte; sie hat jedoch bis 
heute keine praktikablen Vorschläge vorgelegt. Der 
Punkt 5 des Oppositionsantrages zur Errichtung 
einer Enquete-Kommission „Energieforschung" kann 
als erneuter Versuch der Opposition verstanden 
werden, das Problem der Bewertung technologischer 
Entwicklungen mit völlig untauglichen Mitteln anzu-
gehen, indem sie nicht auf die Untersuchung der 
Konsequenzen politischer Zielsetzung, sondern be-
reits laufender oder geplanter Großprojekte abhebt. 
Dieses technokratische Verständnis von der Tätig-
keit einer Enquete-Kommission wird von meiner 
Fraktion nicht geteilt. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Sie legt daher der Opposition nahe, ihren Antrag 
auf Errichtung einer Enquete-Kommission „Energie-
forschung" zurückzuziehen oder, falls sie dazu nicht 
bereit ist, so umzuformulieren, daß eine sichere 
Grundlage für die Arbeit der Kommission gewähr-
leistet ist. 

Wie ernst die Opposition ihren Antrag und das in 
der Geschäftsordnung vorgesehene Minderheiten-
recht nimmt, geht aus der Tatsache hervor, daß von 
der Fraktion der Opposition ganze zwei Mitglieder 
hier sind, um dieses Minderheitenrecht wahrzuneh-
men und den Antrag zu unterstützen. 

Präsident Frau Renger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP) : Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Den Letzten beißen die 
Hunde. Bitte, verzeihen Sie mir, daß ich es trotz 
allem noch wage, zu diesem Zeitpunkt noch einiges 
zum Antrag der CDU-Fraktion auf Einrichtung der 
Enquete-Kommission „Energieforschung" zu sagen. 

Ich danke insbesondere dem Kollegen Pfeffer-
mann dafür, daß er so nachdrücklich und so ins 
Detail gehend die Große Anfrage der Koalition und 
ihre Begründung dazu wiederholt hat. Ich möchte 
aber im einzelnen auf Ihre Ausführungen nicht ein-
gehen, sondern nur ein paar grundsätzliche Anmer-
kungen zu dem erwähnten Antrag machen. 

Für die FDP-Fraktion darf ich feststellen, daß 
nach unserer Meinung der Energieforschung unter 
dem Aspekt der Energiesicherung ein politisch und 
volkswirtschaftlich außerordentlich hoher Stellen-
wert zukommt. Wir begrüßen daher nachdrücklich 
die intensiven Bemühungen der Bundesregierung 
um die Forschung und die technologische Weiter-
entwicklung auf dem Energiesektor. Das Parlament 
hat die Pflicht, diese Bemühungen zu unterstützen 

und nach Kräften zu fordern. Wir sind daher der 
Meinung, daß das hoch akute Problem der Energie-
forschung — nicht nur auf Grund der derzeitigen 
Situation auf dem Erdölsektor — der permanenten 
Beachtung durch das Parlament bedarf, also auf 
breiter Grundlage von diesem und nicht in dem 
Exklusivkreis einer Enquete-Kommission diskutiert 
werden muß. 

Außerdem ist der gesamte Problemkreis „Energie-
forschung" so umfassend, so komplex und von einer 
derartigen Diversifikation, daß ich mir nicht vor-
stellen kann, wie es von einer kleinen Kommission, 
bestehend aus fünf Abgeordneten und fünf Sach-
verständigen, und mit den nach der Geschäftsord-
nung sehr begrenzten Möglichkeiten bewältigt und 
im Bewußtsein aller Mitglieder dieses Hohen Hauses 
wachgehalten werden kann. Herr Kollege Pfeffer-
mann, Sie haben auf das Hearing hingewiesen. Sie 
wissen, wie groß die Zahl der Experten gewesen ist, 
und sicherlich sind wir da einer Meinung, daß selbst 
diese große Zahl der Experten das gesamte Gebiet 
noch nicht zu unserer Zufriedenheit hat abdecken 
können. Wie wollen Sie dies mit fünf Abgeordneten 
und fünf Experten bewältigen? 

Die Energieforschung muß permanent, aktuell und 
gleichzeitig langfristig angelegt sein. Wir sind auch 
sicherlich einer Meinung, was die Kontinuität an-
geht; Sie haben sie ja selbst verlangt. Aber ich frage 
mich: Soll denn eine solche Enquete-Kommission 
zu einer Dauereinrichtung werden? Wie wollen Sie 
von ihr erwarten, daß sie ihren ersten Bericht be-
reits in einem Jahr vorlegt? 

Aber abgesehen davon sprechen meines Erachtens 
folgende Sachargumente gegen die Einsetzung einer 
Kommission: 

Erstens. Die entscheidenden Fragen sind im vor-
geschlagenen Aufgabenkatalog überhaupt nicht ent-
halten, und die von Ihnen vorhin vorgetragenen 
Argumente werden doch durch diesen Katalog 
überhaupt nicht abgedeckt. Es bestünde also die 
Notwendigkeit, den Katalog wesentlich zu erwei-
tern. Aber da wird sich schon die erste Problematik 
einer Enquete-Kommission zeigen. 

Zweitens. Es liegt in der Natur der Forschung 
— und dies gilt insbesondere für das umfassende 
Gebiet der Energieforschung —, daß sie nicht durch 
einen Minimalfragenkatalog der vorliegenden Art 
abzugrenzen ist. 

Die FDP vertritt daher die Meinung, daß das vor-
handene Instrumentarium und die gegebenen Mög-
lichkeiten des Parlaments ausreichen, die aufgewor-
fenen Fragen und die darüber hinausgehenden Fra

-

genkomplexe effizient zu behandeln. Der Ausschuß 
für Forschung und Technologie ist ja nicht gerade 
überlastet — der Vorsitzende ist wohl nicht hier, 
aber mit seiner Erlaubnis sei mir diese Bemerkung 
gestattet —, so daß er durchaus in der Lage ist, rich-
tiger, wirkungsvoller und in Zusammenarbeit mit 
dem ausgezeichneten Sachverstand im BMFT und 
seinen Beratungsausschüssen und den Projektträ-
gern unmittelbarer und umfassender tätig zu werden 
als dies eine neue Kommission kann. 
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Dr. Laermann 

Damit wird es schwierig, den Sinn und die Not-
wendigkeit einer Enquete-Kommission überhaupt zu 
erkennen. Ich vermute hier wieder ein Profilierungs-
streben der Opposition am falschen Objekt. Oder 
will sich die Opposition hier um ihre eigentlichen 
Aufgaben herummogeln nach dem Motto: Wenn 
man ein Problem vor sich herschieben will, bilde 
man eine Kommission und lasse diese so lange ar-
beiten, bis sich das Problem von selbst gelöst hat. 
Nicht die Koalition ist es, die hier verzögern will, 
Herr Pfeffermann, sondern die Verzögerung — und 
das habe ich in den Wochen und Monaten, in denen 
ich in diesem Ausschuß arbeiten konnte, gemerkt — 
liegt auf ganz anderer Seite. Ich frage die Opposi-
tion, oder soll ich besser sagen: ich frage Sie, Herr 
Kollege Pfeffermann, warum Sie den Themenbereich 
Energieforschung nicht im Ausschuß für Forschung 
und Technologie nachdrücklicher — wenn über-
haupt — behandeln, warum Sie sich dort geradezu 
abstinent verhalten haben. Wo waren Sie z. B. bei 
den Etatberatungen, und welchen Beitrag haben Sie 
dazu geleistet? Über Friedensforschung und über 
Bagatellforschung haben wir uns stundenlang unter-
halten, und Sie wissen, wie ich bedauert habe, daß 
wir nicht zu den eigentlichen Problemen vorgestoßen 
sind. Und als z. B. die Frage der nichtnuklearen 
Energieforschung, der Sonnenenergienutzung von 
mir angesprochen wurde, habe ich Ihre Stimme dazu 
nicht gehört und Ihre Unterstützung nicht gefunden 
— leider, muß ich dazu sagen. Sie haben genau 
drei Monate später das Thema interessant genug ge-
funden, öffentlich und unberechtigt Kritik an der 
Bundesregierung zu üben und den Vorwurf zu kon-
struieren, die Bundesregierung vernachlässige die 
Energieforschung. 

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Pfeffermann? 

Pfeffermann  (CDU/CSU): Herr Kollege Laer-
mann, darf ich Ihren Ausführungen entnehmen, daß 
Sie allen Ernstes meinen, mit der Nutzung der Son-
nenenergie sei der Gesamtproblematik beizukom-
men, die wir hier eigentlich anzusprechen wün-
schen? Zu dieser Auffassung muß man gelangen, 
wenn Sie dies als Kernpunkt Ihres Beitrags bei dem 
Hearing so herausstellen. 

Dr. -Ing. Laermann (FDP) : Darf ich Ihnen dazu 
sagen, daß ich dies nur beispielhaft erwähnt habe, 
und auch nur deswegen, weil mir eine Pressever-
lautbarung des Kollegen Stavenhagen vom 14. Ja-
nuar vorliegt, die genau das beinhaltet, was wir 
bereits am 16. Oktober im Ausschuß besprochen 
haben, und was ich in einer Anfrage am 5. Novem-
ber hier im Hause zur Sprache gebracht habe. Dies 
war also nur ein Beispiel, denn ich möchte hier nicht 
in den gesamten Fragenkatalog eintreten. Es ging 
in den Diskussionen im Ausschuß natürlich nicht nur 
um Sonnenenergie. Ich bin gern bereit, mit Ihnen 
noch einmal ausführlich über diese Punkte zu spre-
chen, falls Sie sie nicht im Protokoll nachlesen wol-
len. Ich frage mich, ob es tatsächlich drei Monate 
dauert, bis Ihr Problembewußtsein wach wird. 

Ich darf in Anbetracht der zeitlichen Situation 
unsere Auffassung in zusammengefaßter Form vor-
tragen: 

Wir, die FDP, halten eine geschlossene Konzep-
tion der Energiepolitik mit langfristigen Zielvorstel-
lungen für unverzichtbar. Das erfordert verstärkte 
Anstrengungen in der Energieforschung, und wir 
ordnen dieser eine hohe Priorität zu. Energiepolitik 
ist auch Wirtschaftspolitik. Wir halten daher eine 
permanente politische Abstimmung auf parlamen-
tarischer Ebene für geboten. Die Möglichkeiten dazu 
sind vorhanden. Wir sehen diese Möglichkeiten 
nicht in einer Enquete-Kommission. Wir halten da-
her eine Enquete-Kommission Energieforschung 
nicht für opportun, sondern sind der Meinung, daß 
nach sachlicher Aussprache mit den Antragstellern 
auf die Einsetzung einer Enquete-Kommission ver-
zichtet werden kann. Wir von der FDP-Fraktion 
sichern Ihnen zu, daß wir bereit sind, im Ausschuß 
für Forschung und Technologie über den gesamten 
Problemkreis mit aller Intensität und mit allen Mög-
lichkeiten, die uns zu Gebote stehen, zu sprechen, 
und dort versuchen wollen, die Lösungen zu finden, 
die wir hier für die Grundlage der politischen Ent-
scheidungen dringend brauchen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, das Wort wird nicht mehr gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen die Überweisung 
des Antrags an den Ausschuß für Forschung und 
Technologie — federführend — und an den Aus-
schuß für Wirtschaft — mitberatend — vor. — Ich 
höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Wir kommen zu den Punkten 26 bis 31 der Ta-
gesordnung: 

26. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (10. Ausschuß) zu dem Bericht der 
Bundesregierung über frühreifende und qua-
litativ hochwertige Ergänzungsrebsorten zur 
Verbesserung der Weine in witterungsmäßig 
ungünstigen Jahren im Zusammenhang mit 
dem Weingesetz 1969 
— Drucksachen 7/2115, 7/3084 — 

Berichterstatterin: 
Abgeordnete Frau Dr. Riede (Oeffingen) 

27. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
den von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlägen der EG-Kom-
mission für eine 

Richtlinie des Rates über die Einschränkung 
des Erdgasverbrauchs in Elektrizitätswerken 

Richtlinie des Rates betreffend die Begren-
zung des Einsatzes von Erdölerzeugnissen in 
Kraftwerken 

Verordnung (EWG) des Rates über eine ge-
meinsame Regelung für die Ein- und Ausfuhr 
von Kohlenwasserstoffen 
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Mitteilung an den Rat betreffend die ratio-
nelle Energieverwendung 
— Drucksachen 7/2336, 7/3093 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Schmidhuber 

28. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
dem von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der EG-Kommis-
sion für einen Beschluß des Rates zur Fest-
legung eines technologischen Forschungspro-
gramms für den Textilsektor 
— Drucksachen 7/2613, 7/3094 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Unland 

29. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
dem von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der EG-Kommis-
sion für eine Verordnung des Rates über eine 
Regelung des Handels mit Verarbeitungs-
erzeugnissen aus Obst und Gemüse mit Dritt-
ländern 
— Drucksachen 7/1629, 7/3095 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. von Bismarck 

30. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) zu 
dem von der Bundesregierung zur Unterrich-
tung vorgelegten Vorschlag der EG-Kommis-
sion für eine Zusammenfassung des ersten 

Programms der Gemeinschaft zur Unterrich

-

tung und zum Schutz der Verbraucher 
— Drucksachen 7/1610, 7/3096 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Jens 

31. Beratung des Berichts und des Antrags des 
Ausschusses für Forschung und Technologie 
(17. Ausschuß) zu dem von der Bundesregie-
rung zur Unterrichtung vorgelegten Vorschlag 
der EG-Kommission für einen Beschluß des 
Rates zur Festlegung eines ersten Dreijahres

-

Aktionsplans im Bereich der wissenschaftlich

-

technischen Information und Dokumentation 
— Drucksachen 7/2647, 7/3114 — 

Berichterstatterin: Abgeordnete Frau Dr. Walz 

Die Berichterstatter wünschen das Wort nicht. — 
Auch sonst wird das Wort nicht gewünscht. Das 
Haus ist wohl damit einverstanden, wenn wir der 
Einfachheit halber über die vorliegenden Anträge 
gemeinsam abstimmen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Anträge 
auf den Drucksachen 7/3784, 7/3093, 7/3094, 7/3095, 
7/3096 und 7/3114. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Es ist so beschlossen. 

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesord-
nung. 

Ich berufe die nächste Sitzung ein für Dienstag, 
den 18. Februar, 14 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 15.32 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Achenbach 6. 2. 
Adams * 31. 1. 
Dr. Ahrens ** 31.1. 
Dr. Artzinger * 31.1. 
Dr. Beermann 31.1. 
Behrendt * 31.1. 
Dr. Birrenbach 31.1. 
Blumenfeld 6. 2. 
Burger 31.1. 
Dr. Burgbacher * 31. 1. 
Dr. Dollinger 17. 2. 
Entrup 31.1. 
Fellermaier * 31.1. 
Flämig * 31.1. 
Geldner 31.1. 
Gerlach (Emsland) * 1. 2. 
Dr. Götz 31.1. 
Frau Grützmann 31.1. 
Härzschel * 31.1. 
von Hassel 31.1. 
Hansen 31.1. 
Hauser (Sasbach) 31.1. 
Heyen 31.1. 
Dr. Jahn (Braunschweig) * 1. 2. 
Junghans 15. 2. 
Kater 31.1. 
Katzer 31.1. 
Dr. Kempfler 31.1. 
Kiep 31.1. 
Dr. Klein (Göttingen) 31.1. 
Dr. Klepsch 6. 2. 
Krall *  31.1. 
Dr. Kreile 31.1. 
Kroll-Schlüter 31.1. 
Frhr. von Kühlmann-Stumm 31.1. 
Dr. Graf Lambsdorff 16. 2. 
Lampersbach 31.1. 
Dr. Lauritzen 31. 1. 
Lautenschlager * 31.1. 
Dr. Lohmar 31.1. 
Lücker * 31.1. 
Frau Lüdemann 31.1. 
Mattick 6. 2. 
Memmel * 31.1. 
Milz 31.1. 
Mischnick 31.1. 
Müller (Mülheim) *  31.1. 
Müller (Remscheid) 31.1. 
Dr. Müller-Hermann 31. 1. 
Dr. Narjes 1. 2. 
Niegel 31.1. 
Pawelczyk 6. 2. 
Pieroth 31.1. 
Rawe 7. 2. 

*Für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen 
Parlaments 
**Für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarats 

Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Frau Dr. Rehlen 31.1. 
Reuschenbach 6. 2. 
Rosenthal 31. 1. 
Roser 31.1. 
Scheu 31. 1. 
Schirmer 31. 1. 
Schmidt (München) *  31.1. 
Frau Schroeder (Detmold) 1. 2. 
Schulte (Unna) 21. 2. 
Dr. Schwörer * 31.1. 
Seefeld *  31.1. 
Seibert 31.1. 
Sieglerschmidt ** 31.1. 
Spilker 6. 2. 
Springorum * 1. 2. 
Stahl (Kempen) 15. 2. 
Graf Stauffenberg 31.1. 
Strauß 31.1. 
Stücklen 31.1. 
Suck 7. 2. 
Walkhoff * 31.1. 
Frau Dr. Walz *  31.1. 
Weber (Heidelberg) 31. 1. 
Dr. Freiherr von Weizsäcker 31. 1. 
Frau Dr. Wex 31.1. 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Münd-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Fuchs (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Frage A 13) : 

Trifft es zu, daß die mit Beginn dieses Jahres in Kraft getre-
tene Steuerreform zu einer derartigen zusätzlichen Inanspruch-
nahme der Finanzverwaltung führt — insbesondere durch eine 
Zunahme der Anträge auf Lohnsteuer-Jahresausgleich von 13 auf 
20 Millionen —, so daß auf Rückzahlungen ein 3 /4 Jahr gewar-
tet werden muß, und ist tatsächlich zu befürchten, daß es zwi-
schen enttäuschten Lohnsteuerzahlern und überlasteten Steuer-
beamten als Folge der Steuerreform zu Handgreiflichkeiten 
kommt? 

Die Finanzämter werden durch den Wegfall von 
Arbeitnehmerveranlagungen, der Ergänzungsabgabe 
und der Mehrzahl der Ermäßigungsanträge entlastet 
werden. 

Die Zahl der Anträge auf Lohnsteuerjahresaus-
gleich wird allerdings durch die Steuerreform zu-
nehmen. Das Ausmaß der Erhöhung kann zur Zeit 
nicht beziffert werden. Die von Ihnen genannte Zahl 
von 20 Millionen Anträgen hält die Bundesregierung 
für äußerst unwahrscheinlich, weil auch schon bis-
her Anträge auf Lohnsteuerjahresausgleich und Er-
mäßigungsanträge nebeneinander gestellt worden 
sind. Nicht alle wegfallenden Ermäßigungsanträge 
werden also zusätzliche Anträge auf Lohnsteuer-
jahresausgleich zur Folge haben. 

Die Finanzverwaltungen der Länder werden alles 
Notwendige tun, um eine zügige Bearbeitung sicher-
zustellen. 

Handgreiflichkeiten in den Finanzämtern sind 
weder bekannt geworden noch zu befürchten. 



10230* 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 147. Sitzung. Bonn, Freitag, den 31. Januar 1975 

Anlage 3 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftlichen 
Fragen der Abgeordneten Frau Dr. Walz (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Fragen B 1 und 2) : 

Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung unter-
nommen, um gemeinsam mit ihren europäischen Partnern Kern-
kraftwerke an geeigneten Standorten der Europäischen Gemein-
schaft zu bauen, und wie sieht sie insbesondere die Zusammen-
arbeit mit Frankreich auf diesem Gebiet? 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß ge-
meinsam mit Frankreich am Atlantik Kernkraftwerkskomplexe 
gebaut werden? 

Zu Frage B1: 

Die Bundesregierung hat schon bisher im Inter-
esse der Entwicklung eines gemeinsamen Marktes 
auf dem Gebiet der Kernindustrie und eines For-
schungs- und Technologieaustausches der gemein-
samen Errichtung von Kernkraftwerken große Be-
deutung beigemessen. Bei der Entwicklung von 
Schnellbrutreaktoren wird z. Zt. mit finanzieller Un-
terstützung der Bundesrepublik Deutschland, Bel-
giens und der Niederlande gemeinsam der Proto-
typ eines Schnellbrutkraftwerks (SNR 300) mit einer 
Leistung von 300 MW (e) bei Kalkar gebaut. Außer-
dem haben sich in Interesse eines möglichst inten-
siven Erfahrungsaustauschs deutsche, italienische 
und französische Elektrizitäts-Versorgungsunterneh-
men (EVU's) zu zwei Gesellschaften zusammenge-
schlossen, um zu gegebener Zeit ein kommerzielles 
Brüterkernkraftwerk in Deutschland und Frankreich 
zu bauen. Weitere Möglichkeiten einer vertieften 
Zusammenarbeit bei der Entwicklung neuer fortge-
schrittener Reaktoren werden gegenwärtig mit den 
hierfür in Frage kommenden Ländern geprüft. Ge-
meinsamer Bau und Betrieb der z. Zt. üblichen kom-
merziellen Kernkraftwerktypen (Leichtwasser-Reak-
toren) setzen eine enge elektrizitätswirtschaftliche 
Verflechtung voraus. Diese Verflechtung besteht ge-
genwärtig von deutscher Seite praktisch nur mit 
Luxemburg. In Luxemburg ist ein gemeinsames 
Kernkraftwerk in Planung (1 200 MW (e)). 

Im Verhältnis zu Frankreich konnte auf dem Ge-
biet des kommerziellen Baus von Kernkraftwerken 
wegen der geringen elektrizitätswirtschaftlichen 
Verflechtung zwischen Deutschland und Frankreich 
nur ein Strombezugsvertrag mit dem Grenzkraft-
werk Fessenheim ausgehandelt werden. Eine Zu-
sammenarbeit beim Bau von konventionellen Kern-
kraftwerken kam außerdem wegen der unterschied-
lichen Entwicklung der Reaktorlinien in Deutschland 
und Frankreich nicht voran. Unser Bestreben geht 
daher dahin, mit den EG-Mitgliedstaaten, und da-
mit auch mit Frankreich, bei der Entwicklung der 
neuen Reaktorlinien und ihrer Sicherheitsaspekte 
möglichst früh und intensiv zusammenzuarbeiten, um 
dadurch bessere Voraussetzungen für einen gemein-
samen Markt zu schaffen. 

Zu Frage B 2: 

Was die gemeinsame Errichtung von Kernkraft

-

werkskomplexen an der französischen Atlantikküste 

betrifft, erlaube ich mir auf die Antwort der Bun-
desregierung vom 27. Mai 1974 auf Ihre schriftliche 
Anfrage vom 9. Mai 1974 zu verweisen. (vgl. Proto-
koll über 104. Sitzung des Deutschen Bundestages 
vom 5. Juni 1974, S. 7079/80). Die erforderlichen na-
tionalen und internationalen Untersuchungen über 
die Errichtung solcher Kernkraftwerkskomplexe 
konnten bisher noch nicht abgeschlossen werden. 
Sobald die Durchführbarkeit solcher Projekte nach-
gewiesen ist, wird die Bundesregierung auch dieser 
Frage nähertreten. 

Anlage 4 

Antwort 

des Staatsministers Moersch auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Spranger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Fragen B 3 und 4) : 

Ist die Kampagne der Moskauer „Krasnaja Swesda" gegen 
die Deutsche Welle, wie in der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung vom 24. Januar 1975 berichtet wird, mit der sogenannten 
Entspannungspolitik in Einklang zu bringen, und welche diplo-
matischen oder sonstigen Schritte hat die Bundesregierung gegen 
diese Kampagne unternommen? 

Ist es zutreffend, daß die Sowjetunion seit Jahren ständig 
ihren Militäretat erhöht, und was ist daran zu beanstanden, 
daß die Deutsche Welle z. B. darüber berichtet? 

Zu Frage B 3: 

Die Bundesregierung möchte, wie ich schon mehr-
fach ausgeführt habe, davon Abstand nehmen, sich 
zu Pressepolemiken zu äußern. Sie sieht sich auch 
durch den vorerwähnten Zeitungsartikel nicht ver-
anlaßt, von dieser Haltung abzugehen. 

Zu Frage B 4: 

Wenn Sie von „erhöhtem Militäretat" der Sowjet-
union sprechen, so dürften Sie dabei wohl eher all-
gemein die Zunahme des sowjetischen Rüstungs-
potentials im Auge haben. Denn bekanntlich weisen 
die sowjetischen Haushaltspläne der letzten Jahre in 
der Tat einen Rückgang des Militäretats auf. Daß 
die Deutsche Welle über eine Erhöhung des sowjeti-
schen Militärpotentials berichtet, ist selbstverständ-
lich nicht zu beanstanden, wenn der Sender dafür 
auch konkrete Anhaltspunkte zu geben in der Lage 
ist. 

Die Frage B 5 des Abg. Dr. Jenniger (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 vom 24. 1. 1975) wurde vom 
Fragesteller zurückgezogen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Lampersbach (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3135 Fragen B 6 und 7) : 
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Beabsichtigt die 

Bundesregierung

, in Anbetracht der Tat-
sachen, wonach innerhalb der EG noch keine Aussicht besteht, 
daß die in der Bundesrepublik Deutschland geltende erste Stufe 
der Herabsetzung (0,40 Gramm im Liter) in absehbarer Zeit 
rechtswirksam wird und die „Union Pétrolière Européenne In-
dépendante, Paris—Bruxelles" die nationale Sonderregelung in 
der Bundesrepublik Deutschland als AnlaB erheblicher Handels-
hemmnisse bezeichnet, dem Bundestag vorzuschlagen, das In-
krafttreten der zweiten Stufe des Benzinbleigesetzes vorerst 
aufzusdiieben? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Untersuchungen des 
botanischen Instituts der Universität Hamburg und den Entwurf 
des Vorschlags einer Richtlinie des Rats betr. die Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Zusammen-
setzung von Benzin — Probleme über den Bleigehalt von Ben-
zin — der Kommission der EG vom 5. Dezember 1973 FROM (73) 
2050 endg.), wonach die vermuteten umweltschädlichen Einflüsse 
der Bleiverbindungen in Ottokraftstoffen wissenschaftlich keines-
wegs erwiesen sind? 

Zu Frage B 6: 

Die Bundesregierung hat keine Veranlassung, dem 
Deutschen Bundestag einen derartigen Vorschlag zu 
machen. Die Bundesregierung erwartet nach wie vor, 
daß in absehbarer Zeit eine gemeinschaftliche Be-
grenzung des Benzinbleigehalts beschlossen werden 
wird. Nach den von der EG-Kommission veranlaßten 
Messungen des Bleigehalts in der Atmosphäre in 
den Verkehrszentren der europäischen Großstädte 
werden die Grenzwerte, die von der amerikanischen 
Environmental Protection Agency und der deutschen 
VDI-Kommission zur Reinhaltung der Luft festge-
legt worden sind, häufig um das Vielfache überschrit-
ten. Deshalb reicht eine Regelung, die lediglich ein 
weiteres Ansteigen der Bleikonzentrationen in der 
Atemluft verhindern soll, nicht mehr aus. Aus ge-
sundheitlichen Gründen ist vielmehr eine drastische 
Verminderung der bisherigen Bleikonzentrationen 
dringend notwendig. 

Im übrigen hat der Deutsche Bundestag die Bun-
desregierung am 10. Oktober 1974 in einer einstim-
mig gefaßten Entschließung aufgefordert, dem Richt-
linienvorschlag nur dann zuzustimmen, wenn die 
volle und termingerechte Durchführung des seiner-
zeit einstimmig verabschiedeten deutschen Benzin-
bleigesetzes dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

Zu Frage B 7: 

Die Versuche des Instituts für Angewandte Bota-
nik, Hamburg, beziehen sich ausschließlich auf die 
Überprüfung einer möglichen Schädigung von Nutz-
pflanzen durch Bleisalze. Damit sind diese Versuche 
für die Frage der Schädigung der menschlichen Ge-
sundheit durch den Bleigehalt in den Auspuffgasen 
der Kraftfahrzeuge irrelevant. 

Das deutsche Benzinbleigesetz vom 5. August 1974 
dient dagegen ausschließlich der Gesundheitsvor-
sorge; die Verminderung des Bleigehalts im Benzin 
führt zu einer entsprechenden Verminderung der 
Bleibelastung der Umwelt. Daß die in diesem Gesetz 
festgesetzten Werte richtig sind, bestätigen gerade 
jüngste Bekanntgaben des Vereins Deutscher Inge-
nieure. In der Richtlinie dieser Institution vom Sep-
tember 1974 über maximale Emissions-Werte 
(VDI-2310) wird zum Schutze vor toxischen Eigen-
schaften der für Kraftfahrzeuge typischen Bleiimmis-
sionen eine maximale Immissionskonzentration von 
1,5 Mikrogramm im Jahresmittel und von 3 Mikro-
gramm im Tagesmittel festgesetzt. Diese Werte wer-

den nach den von der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften selbst durchgeführten und publizier-
ten Messungen in den verkehrsreichen Zentren der 
europäischen Großstädte um ein Mehrfaches über-
schritten. Die nach der zweiten Stufe des Benzinblei-
gesetzes geforderte Verminderung des Bleigehalts 
im Benzin auf 0,15 Gramm je Liter ist demnach unbe-
dingt erforderlich, um den Schutz des Menschen vor 
toxischen Einwirkungen durch das Blei aus den Aus-
puffgasen der Kraftfahrzeuge zu gewährleisten. 

Seit der Vorlage des Richtlinienvorschlages der 
Kommission am 5. Dezember 1973 haben neue wis-
senschaftliche Untersuchungen (u. a. des Hygiene-
Instituts der Universität Wien über den Bleigehalt 
der Oberschenkelknochen von Unfallpatienten, Wie-
ner Mediz. Wochenblatt Nr. 42/43/1974) die Gesund-
heitsgefährdung durch Blei bestätigt. 

Darüber hinaus fordert das auch im EG-Umwelt-
programm verankerte Vorsorgeprinzip, die Bevöl-
kerung vor möglichen Schäden zu schützen, selbst 
soweit sie klinisch noch nicht nachgewiesen werden 
konnten. 

Es wäre deshalb unverantwortlich, von den rich-
tig gesetzten Eckwerten abzurücken, nur weil unsere 
Partner in den Europäischen Gemeinschaften die 
Verminderung des Bleigehaltes in kleineren Schrit-
ten vornehmen möchten. Es widerspricht anderer-
seits auch nicht dem Umweltprogramm der Europä-
ischen Gemeinschaften, wenn wir an dem eingeschla-
genen Weg festhalten. Bekanntlich ist ein besonders 
wichtiges Element des Brüsseler Programms der 
Grundsatz, daß gemeinschaftliche Umweltaktionen 
den auf nationaler Ebene erreichten Fortschritt nicht 
beeinträchtigen dürfen, soweit nicht eine Gefähr-
dung des guten Funktionierens des Gemeinsamen 
Marktes in Frage steht. Wir haben hier den von uns 
gewünschten Fortschritt erreicht und sind überzeugt, 
daß der Gemeinsame Markt nicht in seiner Funk-
tionsfähigkeit gefährdet wird. Unsere Mineralölindu-
strie hat sich auch bereits auf die Erfüllung des 
deutschen Benzinbleigesetzes eingestellt. Die Bun-
desregierung begrüßt diese positive Einstellung der 
deutschen Industrie. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Schulze

-

Vorberg (CDU/CSU) (Drucksache 7/3135 Frage B 8): 
Kann die Bundesregierung mitteilen, warum die Verordnung 

über genehmigungspflichtige Anlagen (4. BImSchV) nach der mir 
erteilten Antwort der Bundesregierung vom 15. Januar 1975 vor-
aussichtlich erst am 1. Februar 1975 in Kraft treten soll, nachdem 
bei beteiligten Behörden diese Verordnung bereits zum 1. Okto-
ber 1974 erwartet wurde, und besteht ein Zusammenhang zwi-
schen dieser offenbaren Verzögerung und den laufenden Ge-
nehmigungsverfahren für Kühltürme zum Beispiel für das Kern-
kraftwerk Grafenrheinfeld? 

Die Vierte Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen — 4. BImSchV) 
ist nach eingehenden Beratungen mit den Ländern 
am 26. September 1974 von der Bundesregierung 
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beschlossen und dem Bundesrat zur Zustimmung zu-
geleitet worden. Die Ausschußberatungen wurden 
erst am 18. November 1974 abgeschlossen. Der Bun-
desrat hat der Verordnung am 29. November 1974 
nach Maßgabe zahlreicher Änderungen zugestimmt. 

Zur Vorbereitung einer erneuten Beschlußfassung 
durch die Bundesregierung war eine Abstimmung 
mit den übrigen Bundesministern erforderlich. Das 
Kabinett stimmte den Änderungswünschen des 
Bundesrates am 15. Januar 1975 zu. Schon vor die-
sem Zeitpunkt wurde das Verkündungsverfahren 
eingeleitet, das in wenigen Tagen abgeschlossen 
sein wird. 

Der Zeitpunkt des Erlasses dieser Verordnung 
ist unabhängig von der Durchführung bestimmter 
Genehmigungsverfahren, für die die Länder zustän-
dig sind. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Wawrzik 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3135 Fragen B 9 und 10) : 

Hat die Bundesregierung für den Fall einer Reaktorkatastrophe 
im Raum Mannheim—Ludwigshafen einen Katastrophenplan 
erstellt, oder ist ihr ein solcher von anderer Seite bekannt? 

Ist bei der Planung die beabsichtigte weitere Erstellung von 
Kernreaktoren berücksichtigt, und welche Maßnahmen sind in 
einem solchen Plan vorgesehen? 

Zu Frage B 9: 

Für die Gefahrenabwehr sind in der Bundesrepu-
blik Deutschland die Länder zuständig. Daher ist 
auch die Planung zur Katastrophenabwehr in den 
Ländern geregelt und wird dort von den Kreisen 
bzw. kreisfreien Städten durchgeführt. Die Stadt 
Ludwigshafen beispielsweise ist aufgrund eines 
neuen Gesetzes des Landes Rheinland-Pfalz gehal-
ten, Abwehrpläne für alle Gefahren aufzustellen, die 
ständig fortgeschrieben und auf den neuesten Stand 
gebracht werden. Durch die Erfassung aller Gefah-
ren von kleinen Unfällen bis zu technischen oder na-
türlichen Katastrophen und die Forderung der nach-
barlichen Abstimmung über Kreis- und Gemeinde-
grenzen hinaus soll eine lückenlose Gefahrenabwehr 
erreicht werden. 

Darin sind ggf. auch die vom Betrieb eines Kern-
kraftwerkes ausgehenden Gefahren einzuschließen. 
Eine solche detaillierte Katastrophenabwehrplanung 
muß vorliegen, wenn die Betriebsgenehmigung für 
ein Kernkraftwerk erteilt werden soll. Im Raum 
Mannheim-Ludwigshafen befindet sich derzeit kein 
Kernkraftwerk. Die Voraussetzungen für die Ge-
nehmigung eines Kernkraftwerksprojektes in Lud-
wigshafen werden von den zuständigen Stellen noch 
geprüft. 

Selbstverständlich sind auch Fragen des Notfall-
schutzes in die Beurteilung der Standortwahl mit

-

einzubeziehen. Die im Raum Ludwigshafen ver-
gleichsweise höhere Bevölkerungsdichte bedingt we-
gen der erhöhten Schwierigkeiten der Durchführung 
von Notfallschutzmaßnahmen entsprechend erhöhte 
Sicherheitsanforderungen an die kerntechnische An-
lage. 

Zu Frage B 10: 

Wie unter Ziffer 1. ausgeführt, werden kerntech-
nische Anlagen bei der Katastrophenabwehrplanung 
spätestens im Stadium der Inbetriebnahme berück-
sichtigt. Die dann vorzusehenden Maßnahmen sind 
in den mit den Ländern abgestimmten „Rahmenricht-
linien für den behördlichen Katastrophenschutz in 
der Umgebung kerntechnischer Anlagen" des Bun-
desministers des Innern zusammengestellt, die als 
Anlage A 19 zum Rechenschaftsbericht und Pro-
gramm des Bundesministers des Innern über die 
„Sicherheit kerntechnischer Einrichtungen und Strah-
lenschutz" im Jahre 1974 veröffentlicht wurden. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Schedl (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Frage B 11): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß auch die 
öffentliche Hand, insbesondere wenn sie im Wettbewerb mit der 
privaten Wirtschaft auftritt, sich in ihren Werbungen an die 
Grundsätze des lauteren Wettbewerbs zu halten und die Regeln 
zu beachten hat, die für die vergleichende Werbung gelten und 
abfällige Bemerkungen über Wettbewerber untersagen? 

Die öffentliche Hand unterliegt den Vorschriften 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb, so-
weit sie auf der Grundlage der Gleichordnung mit 
privaten Anbietern im Wettbewerb steht und Waren 
oder Leistungen anbietet, unter denen die Nach-
frager frei wählen können. Dies ist insbesondere 
dann der Fall, wenn die öffentliche Hand ihre Lei-
stungsbeziehungen zum Abnehmer privatrechtlich 
geordnet hat, kommt aber auch in Betracht, wenn 
zwar die Leistungsbeziehung zum Abnehmer hoheit-
lich gestaltet, das Verhältnis zu den Mitbewerbern 
aber dem privaten Recht zuzurechnen ist und dieses 
Verhältnis nicht kraft Gesetzes dem Wettbewerb 
entzogen ist. 

Soweit die öffentliche Hand danach den Vor

-

schriften des Rechts gegen den unlauteren Wett-
bewerb unterliegt, hat sie die Regeln zu beachten, 
die nach der Rechtsprechung auf der Grundlage des 
§ 1 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
für die kritisierend bezugnehmende (vergleichende) 
Werbung gelten. Danach ist eine solche vergleichen-
de Werbung zwar grundsätzlich unzulässig. Sie kann 
aber bei hinreichendem Anlaß, insbesondere auch 
zur Befriedigung eines Informationsbedürfnisses der 
Verbraucher, gerechtfertigt sein. 
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Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3135 Frage B 12) : 

Welche Möglichkeiten der Hilfe steuerlicher oder direkter Art 
gibt es für Eigentümer von Altbauten oder Neubauten bei 
Eigennutzung oder bei Vermietung, um Investitionen zum 
Zweck der Wärmedämmung und somit der Energieeinsparung 
vorzunehmen, und welche Pläne hat die Bundesregierung, der-
artige Hilfen zu erweitern? 

Nach geltendem Einkommensteuerrecht ist bei 
Aufwendungen für Baumaßnahmen zur Wärme-
dämmung in doppelter Hinsicht zu unterscheiden, 
und zwar danach, ob es sich 

1. um Erhaltungsaufwand (keine Veränderung der 
Wesensart des Grundstücks, dessen Erhaltung in 
ordnungsgemäßem Zustand, regelmäßige Wieder-
kehr in ungefähr gleicher Höhe) oder um Her-
stellungsaufwand (Vermehrung der Substanz, 
Veränderung des Wesens oder erhebliche Ver-
besserung des Gebäudes über seinen bisherigen 
Zustand hinaus) handelt und 

2. ob die Aufwendungen selbstgenutzter Einfami-
lienhäuser bzw. Eigentumswohnungen oder aber 
Zweifamilienhäuser, Mietwohngrundstücke bzw. 
vermietete Einfamilienhäuser oder Eigentums-
wohnungen betreffen. 

Erhaltungsaufwand ist bei Zweifamilienhäusern, 
Mietwohngrundstücken sowie vermieteten Einfami-
lienhäusern und Eigentumswohnungen im Jahr der 
Zahlung in vollem Umfang abzugsfähig. Bei größe-
rem Erhaltungsaufwand können die Eigentümer der 
genannten Gebäude nach § 82 b EStDV die Ver-
teilung der Kosten auf zwei bis fünf Jahre bean-
spruchen. Setzt also jemand in seinem Haus anstelle 
verbrauchter Fenster und Türen solche ein, die auch 
der Wärmedämmung dienen, so werden seine Auf-
wendungen bereits nach geltendem Einkommen-
steuerrecht berücksichtigt. Dasselbe gilt für wärme-
dämmende Außenverkleidungen der genannten Ge-
bäude, die anstelle einer verbrauchten Fassade an-
gebracht werden. 

Soweit durch wärmedämmende Baumaßnahmen 
Herstellungskosten entstehen, ist bei allen Arten 
von Wohngebäuden die vor dem 1. Januar 1957 
fertiggestellt sind, der Umbau von Fenstern und 
Türen nach § 82 a EStDV begünstigt. Danach kann 
der Eigentümer die Aufwendungen mit je 10 v. H. 
auf 10 Jahre verteilen. Belaufen sich die Herstel-
lungskosten auf nicht mehr als 3 000 DM (Rechnungs-
betrag ohne Mehrwertsteuer), so sind sie bei Zwei-
familienhäusern, Mietwohngrundstücken sowie ver-
mieteten Einfamilienhäusern und Eigentumswohnun-
gen auf Antrag wie Erhaltungsaufwand im Jahr der 
Zahlung abziehbar. 

Eine darüber hinausgehende besondere steuerliche 
Förderung von Baumaßnahmen zur Wärmedämmung 
kann die Bundesregierung wegen der Steuerausfälle 
angesichts der angespannten Haushaltslage von 
Bund, Ländern und Gemeinden nicht befürworten. 

Direkte Subventionen für Wärmeschutzmaßnah-
men bei Wohngebäuden werden vorn Bund nicht ge-
währt. Soweit allerdings der Bund Finanzhilfen nach 

Art. 104 a Abs. 4 GG zur Verfügung stellt, dringt er 
darauf, daß bei den im Einzelfall geförderten Bau-
maßnahmen energiesparende Bauweisen bevorzugt 
werden. In den Richtlinien zu den Modernisierungs-
programmen 1974 und 1975 wird die Verbesserung 
der Wärmedämmung bereits als förderungswürdig 
anerkannt. Ein unmittelbarer Einfluß, z. B. in Gestalt 
entsprechender Auflagen, kann jedoch vom Bund 
mangels entsprechender Verwaltungszuständigkeit 
nach der Verfassung nicht ausgeübt werden. 

Schließlich fördert der Bund die Forschung auf 
dem Gebiet der Wärmedämmung bei Wohngebäu-
den mit Haushaltsmitteln. 

Die Frage B 13 des Abg. Dr. Wittmann (München) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3135 vom 24. Januar 1975) 
wurde vom Fragesteller zurückgezogen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Fuchs (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Frage B 14) : 

Trifft es zu, daß für den zusätzlichen Aufwand, den die Kin-
dergeldzahlung auf Grund der sog. Steuerreform verursacht, 
die staatlichen Leistungen für Familien mit Kindern erheblich 
aufgestockt werden konnten, und daß die Komplizierung des 
Steuerrechts auf diesem Gebiet, zu der die Steuerreform ge-
führt habe, ein Desaster befürchten läßt? 

Die Bundesregierung hatte in dem von ihr vor-
gelegten Entwurf eines Dritten Steuerreformgesetzes 
(BT-Drucksache 7/1470) eine steuertechnische Neu-
regelung des Familienlastenausgleichs vorgeschla-
gen. Danach sollten die Kinderlasten ab 1. Januar 
1975 durch feste Abzugsbeträge von der Einkom-
mensteuerschuld (Lohnsteuerschuld) abgegolten wer-
den. Soweit die Abzugsbeträge die Steuerschuld 
übersteigen, sollte der Unterschiedsbetrag dem 
Steuerpflichtigen vom Finanzamt ausgezahlt wer-
den. Dieser Vorschlag stieß jedoch auf die Ableh-
nung des Bundesrates (BR-Drucksache 700/73). Da 
die für das Einkommensteuerreformgesetz erforder-
liche Zustimmung des Bundesrates bei der steuer-
technischen Lösung nicht zu erwarten war, blieb 
dem Deutschen Bundestag nur der Weg, die Arbeits-
verwaltung für die Auszahlung des Kindergeldes 
einzusetzen, 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage weise ich darauf 
hin, daß dem Gesetzgeber aus den dargelegten 
Gründen eine andere Lösung nicht zu Gebot stand. 
Die von Ihnen geäußerten Befürchtungen teilt die 
Bundesregierung nicht. Im übrigen darf ich daran 
erinnern, daß die Regelungen, gegen die sich Ihre 
Kritik richtet, mit den Stimmen Ihrer Fraktion vom 
Deutschen Bundestag verabschiedet worden sind 
und die Zustimmung des Bundesrates gefunden 
haben. Sie waren ebenfalls in einem von Ihrer 
Fraktion eingebrachten Gesetzentwurf (BT-Druck-
sache 7/2367) enthalten. 



10234' 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — 147. Sitzung. Bonn, Freitag, den 31. Januar 1975 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Mick (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Fragen B 15 und 16) : 

Ist die Bundesregierung bereit, den im Bundesbesitz befind-
lichen Teil des Geländes der ehemaligen Barbara-Kaserne in 
Köln-Riehl möglichst bald einer geeigneten und städtebaulich 
akzeptablen Verwendung zuzuführen, insbesondere auch um den 
derzeitigen Zustand der Rechtsunsicherheit bei den gewerbe-
treibenden Pächtern auf diesem Gelände zu beenden? 

Ist die Bundesregierung ferner bereit, im Fall einer Bebauung 
die betroffenen Pächter beim Standortwechsel bzw. beim Aufbau 
einer neuen beruflichen Existenz zu unterstützen, so daß jede 
soziale Härte vermieden wird? 

Die Bundesregierung ist seit Jahren bemüht, das 
Gelände der ehemaligen Barbara-Kaserne in Köln-
Riehl für Zwecke des Bundes zu nutzen. Es ist beab-
sichtigt, entsprechend dem Bebauungsplan der Stadt 
Köln auf dem überwiegenden Teil des Geländes 
einen Neubau für das Bundesverwaltungsamt zu er-
richten, das gegenwärtig in mehreren Mietobjekten 
in Köln untergebracht ist. Den betroffenen Mietern 
(ursprünglich 28 Wohnungsmieter und 40 gewerb-
liche Mieter) ist deshalb bereits vor einigen Jahren 
gekündigt worden. Zur Zeit befinden sich nur noch 
6 gewerbliche Mieter auf dem für Zwecke des Bun-
des benötigten Grundstücksteil; hinsichtlich weiterer 
5 Gewerbebetriebe, die sich auf dem im Bebauungs-
plan für öffentliche Zwecke (Straßen, Kindergarten, 
Sammelgarage mit Tankstelle) ausgewiesenen rest-
lichen Teil des Grundstücks befinden, wurde die 
vorgesehene Freimachung durch den Bund nicht wei-
ter betrieben. 

Bei den bisherigen Räumungen wurden den Mie-
tern Räumungsfristen gewährt und — soweit mög-
lich — Ersatzobjekte auf anderen bundeseigenen 
Liegenschaften angeboten. Die Bundesregierung ist 
bestrebt, bei der Freimachung der restlichen 6 Miet-
objekte entsprechend zu verfahren und soziale Här-
ten zu vermeiden. Die Gewährung finanzieller Hil-
fen an die Betroffenen ist allerdings schon aus haus-
haltsrechtlichen Gründen nicht möglich. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Haehser auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schwörer (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3135 Fragen B 17 und 18) : 

Ist die Bundesregierung bereit, die Weigerung der Staatsbank 
der Deutschen Demokratischen Republik, Auskünfte über Alt-
sparkonten, die bei ihr noch liegen, zu geben, bei den künfti-
gen Verhandlungen zu klären? 

Ist die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß es sich 
hier um ältere Menschen handelt, bereit, bis zu einem gewissen 
Höchstbetrag eine Entschädigung zu gewähren, wenn die DDR 
nicht bereit ist, diese Beträge zur Abhebung freizugeben? 

Zu Frage B 17: 

Entsprechend dem Zusatzprotokoll zum Grund-
lagenvertrag waren beim Abschluß erster Verein-
barungen mit der DDR auf dem Gebiete des nicht-
kommerziellen Zahlungs- und Verrechnungsver-
kehrs vorrangig soziale Gesichtspunkte zu berück-
sichtigen. Bei der abgeschlossenen Sperrguthaben

-

vereinbarung und auch bei der Unterhaltsverein

-

barung handelt es sich insofern um einen — wenn 
auch für zahlreiche betroffene Menschen wichtigen 
— ersten Schritt. 

Die Bundesregierung wird sich wohl um eine Er-
weiterung der bestehenden Vereinbarungen als 
auch um weitere Regelungen des nichtkommerziel-
len Zahlungs- und Verrechnungsverkehrs bemühen. 

Für Altguthaben, die in der DDR umgewertet und 
in eine Altguthaben-Ablösungs-Anleihe umgewan-
delt worden sind, konnte eine Regelung bisher noch 
nicht gefunden werden. Bei Fortsetzung der Ver-
handlungen wird sich die Bundesregierung auch 
hierfür um eine Lösung bemühen und alle im Zu-
sammenhang mit der Altguthaben-Ablösungs-An-
leihe stehenden Probleme eingehend mit der DDR 
verhandeln. 

Zu Frage B 18: 

Vermögensschäden in der DDR, die im Zusam-
menhang mit den nach der Besetzung entstandenen 
politischen Verhältnissen durch Wegnahme von 
Wirtschaftsgütern durch die sowjetische Besatzungs-
macht, Behörden, politische und sonstige Stellen in 
der DDR eingetreten sind, können nach dem Be-
weissicherungs- und Feststellungsgesetz festgestellt 
werden. Nach dem Lastenausgleichsgesetz wird für 
solche Schäden unter bestimmten Voraussetzungen 
auch eine Entschädigung gewährt, die von der Höhe 
des Schadens abhängig ist. 

Die Ausgleichsbehörden haben bei Sperrguthaben 
von Bewohnern der Bundesrepublik Deutschland 
oder Berlin (West), die aus Anteilen an der Altgut-
haben-Ablösungs-Anleihe herrühren, stets eine 
Wegnahme und damit einen Schaden anerkannt, 
weil die Ansprüche daraus ruhten und damit über 
das Guthaben keine Verfügungsmöglichkeit bestand. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Vohrer (FDP) 
(Drucksache 7/3135 Fragen B 19 und 20) : 

Sieht die Bundesregierung im Aufkauf oder teilweisen Auf-
kauf deutscher Unternehmen durch Ausländer eine wirtschafts-
politische Gefahr, die sie zu gesetzlichen Interventionen ver-
anlassen könnte? 

Wenn die Bundesregierung eine solche Gefahr sieht, welche 
Interventionsintensität hält sie dann für richtig, und welche 
konkreten gesetzlichen Schritte möchte sie ergreifen, bzw. in-
wieweit ist sie bereit, bei solchen Verkäufen an Ausländer die 
Reinvestition der Gewinne gemäß § 6 b des Einkommensteuer-
gesetzes auch noch steuerlich zu begünstigen? 

Zu Frage B 19: 

Der freie Austausch von Investitionen ist von 
Nutzen für die deutsche Wirtschaft. Ausländische 
Investitionen bei uns, wie im übrigen auch deutsche 
Investitionen im Ausland, haben zu wirtschaftli-
chem Wachstum, Verbreitung des Produktions-
potentials und technologischem Fortschritt beige-
tragen. Sie haben die Eingliederung der deutschen 
Wirtschaft in die internationale Arbeitsteilung 
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stark gefördert. Diese positiven Aspekte haben wei-
terhin Gültigkeit. 

Andererseits ist nicht zu verkennen, daß ein mas-
siver Zustrom großer Finanzmassen, mit denen maß-
gebende Beteiligungen an deutschen Unternehmen 
erworben werden können, spezielle Probleme auf-
wirft. 

Die Bundesregierung prüft in engem Kontakt mit 
der Wirtschaft und der Bundesbank die Möglichkei-
ten, diese Probleme zu entschärfen. In diese Prüfung 
sind gesetzliche Lösungen, aber auch freiwillige 
Maßnahmen der Wirtschaft einbezogen. 

Zu Frage B 20: 

Die Frage nach der Intensität einer gesetzlichen 
Intervention läßt sich erst beantworten, wenn fest-
steht, daß dieser Weg beschritten werden soll. Das 
ist jedoch zur Zeit nicht der Fall. 

Ob eine Veräußerung von Anteilen an Ausländer 
aufgrund des § 6 Abs. 1 Satz 2 Ziff. 5 des Einkom-
mensteuergesetzes begünstigt werden kann, wird im 
Einzelfall geprüft. Maßgeblich dafür ist, ob der Er-
werb der Anteile, für den der Veräußerungserlös 
verwendet werden soll, volkswirtschaftlich beson-
ders förderungswürdig und geeignet ist, die Unter-
nehmensstruktur eines Wirtschaftszweiges zu ver-
bessern oder einer breiten Eigentumsstreuung zu 
dienen. Hierbei ist auch die Frage der Veräußerung 
mitzuberücksichtigen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/3135 Frage B 21) : 

In welchem Umfang wird der Airbus von den nationalen 
Fluggesellschaften der Herstellerländer 1975 benutzt werden, 
nachdem sich andere Kaufinteressenten positiv über den Airbus 
geäußert haben? 

Der Airbus A 300 ist bereits bei der Gesellschaft 
Air France im Einsatz, die 1975 mit insgesamt 6 
Flugzeugen dieses Typs fliegen wird. Lufthansa wird 
Ende 1975/ Anfang 1976 3 Airbus A 300 in Dienst 
stellen. Für Iberia hat sich die spanische Regierung 
durch Regierungsabkommen vom 23. Dezember 
1971 zum Erwerb von 4 Flugzeugen für 1975 ver-
pflichtet. Allerdings stehen die Regierungen der 
anderen Herstellerländer z. Z. mit Spanien in Ver-
handlungen über die Einlösung dieser Verpflich-
tung, da Iberia unter Berufung auf finanzielle 
Schwierigkeiten (Touristenrückgang) den industriel-
len Kaufvertrag mit Airbus Industrie gekündigt hat. 
Bei der niederländischen Gesellschaft KLM stand 
von Beginn an fest, daß sie nicht vor 1978 Bedarf 
an einem Flugzeug der Airbus-Klasse haben wird. 

Da der Einsatz eines Großraumflugzeuges auf 
lange Sicht vorausgeplant wird, können sich posi-
tive Äußerungen anderer Kaufinteressenten auf die 

Beschaffungspläne der nationalen Fluggesellschaf-
ten der Herstellerländer nicht kurzfristig auswir-
ken. Die Bundesregierung hofft aber, daß vor allem 
die hervorragenden Erfahrungen, die Air France 
und andere Fluggesellschaften mit dem praktischen 
Einsatz des Airbus A 300 machen, die Absatzchan-
cen dieses Flugzeuges erheblich verbessern. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Höcherl (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3135 Frage B 22) : 

Nach welchen rechtlichen Bestimmungen hat das Bundeskabi-
nett den Verkauf der Daimler-Benz-Aktien gebilligt? 

Die Deutsche Bank AG hat nach Erörterungen mit 
der Bundesregierung und im Einvernehmen mit der 
Daimler Benz AG ihre Bereitschaft zur Übernahme 
eines Aktienpakets der Flick KG erklärt, um eine 
Abwanderung dieser Beteiligung ins Ausland zu 
vermeiden und die unternehmerische Unabhängig-
keit der Daimler Benz AG sicherzustellen. 

Die Bundesregierung hat diese Aktion gut ge-
heißen, zumal die Deutsche Bank nicht die Absicht 
hat, die Majorität bei Daimler auf Dauer zu halten. 

Es bestehen keine rechtlichen Bestimmungen, nach 
denen der Verkauf der Daimler-Benz-Aktien einer 
Billigung durch die Bundesregierung bedurft hätte. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3135 Frage B 23) : 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um in ab- 
sehbarer Zeit den „Knopfwerker" als Lehrberuf anzuerkennen, 
damit die schwerpunktmäßig im Raume Bärnau, Landkreis 
Tirschenreuth, ansässigen Betriebe der Knopfherstellerindustrie, 
deren Arbeitsplätze für diesen Raum sehr große Bedeutung 
haben, in Zukunft die dringend benötigten Facharbeiter über 
ein Lehrverhältnis heranbilden können und diese wertvollen 
Arbeitsplätze dem außerordentlich strukturschwachen und damit 
wirtschaftlich gefährdeten Gebiet erhalten werden können? 

Der Wunsch, einen Ausbildungsberuf „Knopf-
werker" staatlich anzuerkennen, ist bisher noch nicht 
an mich herangetragen worden. Es hat allerdings 
früher einen dreijährigen Lehrberuf „Knopfmacher" 
gegeben, dessen staatliche Anerkennung im Jahre 
1967 im Einvernehmen mit den Spitzenorganisatio-
nen der Unternehmer und der Arbeitnehmer auf-
gehoben worden ist. Die Streichung beruhte darauf, 
daß dieser Beruf allgemein als durch die technische 
Entwicklung überholt angesehen wurde. Der Über-
gang von den manuellen auf vollmechanisierte und 
arbeitsteilige Fertigungsmethoden hatte den Einsatz 
von Fachkräften nach übereinstimmender Auffas-
sung aller beteiligten Gruppen weitgehend überflüs-
sig gemacht. Hinzu kam, daß seinerzeit nur ganz 
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wenige Lehrlinge zum Knopfmacher ausgebildet 
wurden. Ihre Anfrage, insbesondere Ihre Hinweise 
auf die regionale Bedeutung des „Knopfwerkers" 
im Raume Bärnau, geben Anlaß, die Situation erneut 
zu überprüfen. Falls sich in der Zeit seit der Strei-
chung des Lehrberufs „Knopfmacher" ein echter, 
wenn auch regional begrenzter, Bedarf an ausgebil-
deten Fachkräften für die knopfherstellende Indu-
strie ergeben haben sollte, wird näher zu unter-
suchen sein, ob ein neuer Ausbildungsberuf für die 
Knopfherstellung geschaffen oder wie diesem Be-
dürfnis sonst Rechnung getragen werden könnte. 
Die Schaffung eines selbständigen Ausbildungs-
berufs hängt von einer Reihe bildungspolitischer und 
wirtschaftspolitischer Voraussetzungen ab, die in 
der beigefügten Empfehlung des Bundesausschus-
ses für Berufsbildung zusammengestellt sind. In 
diesem Zusammenhang muß jedoch vorab geprüft 
werden, ob nicht ein anderer bereits anerkannter 
Ausbildungsberuf oder ein Ausbildungsberuf, des-
sen staatliche Anerkennung zur Zeit vorbereitet 
wird (wie z. B. der „Kunststoffschlosser"), von sei-
nem Anforderungsprofil her die für die Knopfher-
stellung nötigen Fertigkeiten und Kenntnisse ab-
deckt. 

Zur Klärung der hiermit zusammenhängenden Ein-
zelfragen haben meine Mitarbeiter bereits Verbin-
dung zum Verein der Knopfindustrie in Bärnau auf-
genommen. 

Empfehlung betr. Kriterien und Verfahren für die 
Anerkennung und Aufhebung von Ausbildungs-
berufen 

I. Präambel 

Gemäß § 25 BBiG werden Ausbildungsberufe 
durch Rechtsverordnung der zuständigen Fachmini-
ster im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft staatlich anerkannt bzw. 
Anerkennungen aufgehoben sowie für die Ausbil-
dungsberufe Ausbildungsordnungen erlassen. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 
hat im Rahmen seiner Aufgabe Inhalte und Ziele 
der Berufsbildung zu ermitteln, materielle Grund-
lagen für die Anerkennung und Aufhebung von 
Ausbildungsberufen und den Erlaß von Ausbil-
dungsordnungen zu schaffen. Vorarbeiten in dieser 
Hinsicht von Antragstellern sind zu prüfen und zu 
berücksichtigen. 

Anträge auf Anerkennung oder Aufhebung von 
Ausbildungsberufen können bei den zuständigen 
Bundesministerien stellen: 

Bundesausschuß für Berufsbildung, 

unternehmerische oder gewerkschaftliche Fach-
organisationen sowie deren jeweilige Zusammen-
schlüsse, 

zuständige Stellen gemäß BBiG sowie deren Dach-
organisationen. 

Bei der Anerkennung bzw. Aufhebung eines Aus-
bildungsberufes sind bildungspolitische, wirtschafts- 
und arbeitsmarktpolitische sowie berufspädago-
gische Gesichtspunkte zu berücksichtigen. Um dem 
Antragsteller entsprechende Überlegungen zu er

-

möglichen, sollen die im folgenden festgelegten Kri-
terien von der Bundesregierung veröffentlicht wer-
den. 

II. Kriterien 

Kriterien für die Anerkennung und die Beibehal-
tung anerkannter Ausbildungsberufe sind: 

— Hinreichender Bedarf an entsprechenden Quali-
fikationen, der zeitlich unbegrenzt und einzel-
betriebsunabhängig ist 

— Ausbildung für qualifizierte, eigenverantwort-
liche Tätigkeiten auf einem möglichst breiten 
Gebiet 

— Anlage auf dauerhafte, vom Lebensalter unab-
hängige berufliche Tätigkeit 

— breit angelegte berufliche Grundbildung 

— Möglichkeit eines geordneten Ausbildungsganges 

— Ausreichende Abgrenzung von anderen Ausbil-
dungsberufen 

— Operationalisierbarkeit der Ausbildungsziele 

— Ausbildungsdauer zwischen zwei und drei Jahren 

— Grundlage für Fortbildung und beruflichen Auf-
stieg 

— Erwerb von Befähigung zum selbständigen Den-
ken und Handeln bei der Anwendung von Fer-
tigkeiten und Kenntnissen 

III. Verfahren 

Bei der Prüfung von Anträgen und der Vorberei

-

tung von Initiativen der zuständigen Bundesministe-
rien zur Anerkennung bzw. Aufhebung von Aus-
bildungsberufen sind rechtzeitig die Spitzenorgani-
sationen der Unternehmer und der Gewerkschaften 
und das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung 
einzuschalten. Dies gilt entsprechend für den Erlaß 
von Ausbildungsordnungen. 

Zeigen sich bei der Prüfung besondere Probleme, 
für deren Lösung der Kriterienkatalog nicht aus-
reicht, ist der Bundesausschuß für Berufsbildung von 
den zuständigen Bundesministerien zu hören. 

Die Prüfung, ob neue Ordnungsmaßnahmen not-
wendig sind, sollte spätestens ein Jahr nach Antrag-
stellung abgeschlossen sein. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Fragen B 24 und 25) : 

Wo liegen nach Meinung der Bundesregierung die Ursachen 
für den totalen Verfall der Grassamenpreise, und was gedenkt 
die Bundesregierung zu tun, um die deutsche Grassamenproduk-
tion zu schützen? 

Ist die Bundesregierung bereit, in den Brüsseler Preisver-
handlungen für eine Anhebung der Verfütterungsprämie für 
Magermilchpulver einzutreten, damit Magermilchpulver zusätz-
lich in die Verfütterung abgeleitet wird? 
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Zu Frage B 24: 

Der Grassamenhandel unterliegt seit jeher in 
einem größeren Ausmaß spekulativen Einflüssen, 
die vor allem vom Weltmarkt ausgehen. Nach einer 
Reihe von Jahren mit weitgehend ausgeglichener 
Marktlage haben die im Weltmaßstab relativ knap-
pen Grassamenernten der Jahre 1972 und 1973 und 
verstärkte Käufe der Ostblockländer zu Verknap-
pungen und teilweise erheblichen Preisanstiegen ge-
führt. Der derzeitige Preisrückgang stellt — jeden-
falls gegenwärtig noch — eine Reduzierung der 
Preise auf den normalen Stand dar. Ob und ggf. wie 
weit die Preise im weiteren Marktverlauf als Folge 
spekulativer Einflüsse in das andere Extrem um-
schlagen, ist z. Z. noch nicht zu übersehen. Als Bei-
spiel für die Grassamenpreisentwicklung der letzten 
Jahre mögen die Preisberichte des Ernährungsdien-
stes (Alfred Strothe Verlag, Hannover) vom Han-
delsplatz Hamburg für Wiesenrispe dienen: 

Februar 1972 385-400 DM/dt 

November 1972 285-300 DM/dt 

Februar 	1973 	300 DM/dt 

Mai 	1973 300-325 DM/dt 

Juni 	1973 400-410 DM/dt 

August 	1973 480-550 DM/dt 

Oktober 1973 480-490 DM/dt 

Mai 	1974 440-485 DM/dt 

November 1974 300-310 DM/dt 

Maßnahmen zum Schutz der deutschen Gras-
samenproduktion sind nur im Rahmen der gemein-
samen Marktorganisation für Saatgut möglich. Dabei 
muß berücksichtigt werden, daß solche Maßnahmen 
in allen EG-Mitgliedstaaten Anwendung finden — 
damit auch in Dänemark, das einer der wichtigsten 
Erzeugerstaaten bei Grassamen ist. Ziel meiner Be-
mühungen ist es, im Rahmen der EG-Preisverhand-
lungen für das Wirtschaftsjahr 1975/76 keine zusätz-
lichen Produktionsanreize zu geben, die zwangs-
läufig einen noch stärkeren Preisverfall zur Folge 
haben müßten. Deshalb setze ich mich u. a. dafür 
ein, daß bei Deutschem Weidelgras nach Reifezeit 
in drei Gruppen unterschieden und für frühe Sorten, 
dem Kommissionsvorschlag entsprechend, die Bei-
hilfe gesenkt wird. 

Zu Frage B 25: 

Der Kommissionsvorschlag, im Rahmen der Preis-
beschlüsse für 1975/76 die Marge bei der Beihilfen-
festsetzung für Magermilchpulver zu Futterzwecken 
von bisher 26 bis 36 Rechnungseinheiten auf künftig 
30 bis 40 Rechnungseinheiten zu ändern, läuft in 
etwa auf das mit Ihrer Frage anvisierte Ziel hinaus. 

In welchem Maße eine Erhöhung der Prämie not-
wendig ist, hängt in erster Linie davon ab, wie stark 
der Interventionspreis für Magermilchpulver ange-
hoben wird. Bei der Festsetzung der Marge wird 
sich die Bundesregierung von dem Gedanken leiten 
lassen, möglichst viel Magermilchpulver, das für die 

menschliche Ernährung in der Gemeinschaft und in 
Entwicklungsländern nicht gebraucht wird, dem Fut-
termittelsektor zuzuführen. Allerdings muß die An-
hebung der Prämie so bemessen sein, daß die sich 
daraus ergebenden Kosten in einem angemessenen 
Verhältnis zu einem zusätzlichen Verbrauch im Fut-
termittelsektor stehen. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Evers (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Frage B 26) : 

Welche Aufwendungen sind im Jahr 1975 im Bundeshaushalt 
für Zwecke des Tierschutzes bei welchen Haushaltstiteln aus-
gewiesen? 

Für bestimmte Teilbereiche des Tierschutzes sind 
im Bundeshaushalt 1975 noch folgende Aufwendun-
gen bei Kapitel 1002 Titel 684 01 veranschlagt: 

5 000 DM für den Internationalen Rat für Vogel-
schutz e. V., Ludwigsburg, zur Pflege der 
internationalen Zusammenarbeit (Nr. 2.6 
der Erläuterungen) 

5 000 DM für den Verein Jordsand zum Schutze der 
Seevögel e. V., Hamburg, (Nr. 2.7 der 
Erläuterungen). 

Ferner besteht beim Bundesministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten ein Beirat für 
Tierschutz, der mein Ministerium bei der Tierschutz-
gesetzgebung berät. Für diesen Beirat sind im Bun-
deshaushalt 1975 bei Kapitel 10 01 Titel 526 03 unter 
Nr. 6 der Erläuterungen Aufwendungen von 30 000 
DM ausgewiesen. 

Im übrigen sind im Bundeshaushalt im Jahre 1975 
für allgemeine Zwecke des Tierschutzes keine Auf-
wendungen veranschlagt. Bei Kapitel 10 02 Ti-
tel 684 01 ist in den Erläuterungen unter Nr. 2.1 
zwar eine Position mit der Zweckbestimmung „Die 
noch zu bildende deutsche Tierschutzorganisation", 
aber ohne Geldansatz aufgeführt. Dies erklärt sich 
wie folgt: 

Früher wurde als zentrale Tierschutzorganisation 
in der Bundesrepublik Deutschland der Deutsche 
Tierschutzbund mit einem Betrag von 25 000 DM 
aus diesem Titel des Bundeshaushalts gefördert. 
Durch Auftreten von konkurrierenden Tierschutzor-
ganisationen wurde seine Stellung als alleinige zen-
trale Organisation auf diesem Gebiet 1970 in Frage 
gestellt; dies führte zunächst dazu, daß im Bundes-
haushalt 1971 die Zweckbestimmung „Deutscher 
Tierschutzbund" durch die vorerwähnte Zweckbe-
stimmung „Die noch zu bildende deutsche Tierschutz-
organisation" ersetzt und der Ansatz von 25 000 DM 
gesperrt wurde. Nachdem bis heute weder eine der 
konkurrierenden Tierschutzorganisationen als „die 
alleinige zentrale Organisation" anerkannt werden 
konnte, noch sich eine solche neu gebildet hat, ist der 
gesperrte Ansatz 1974 in den Haushaltsberatungen 
gestrichen worden. 
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Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Logemann auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Frage B 27) : 

Werden die Imker — wie in den vergangenen Jahren 	auch 
1975 eine Zuckerprämie erhalten, und bis wann ist mit einer 
solchen Regelung zu rechnen? 

Die letzte Ausschreibung für die Gewährung einer 
Prämie für die Denaturierung von Zucker zur Bienen-
fütterung erfolgte 1973. Der Grund dafür, daß seit-
dem keine Prämien mehr gewährt wurden, war in 
erster Linie die zunehmende Verknappung von Zuk-
ker in der Gemeinschaft. 

Inzwischen hat sich die Versorgungslage bei Zuk-
ker in der Gemeinschaft so verschärft, daß nunmehr 
Zucker mit Hilfe von Subventionen vom Weltmarkt 
eingeführt werden muß, um den dringendsten Bedarf 
für die menschliche Ernährung zu decken. Der EG-
Ministerrat hat die Einfuhr von zunächst 400 000 t 
Zucker beschlossen. Die hierfür aufzuwendenden 
Mittel sind auf 160 Millionen RE (585,6 Millionen 
DM) zu veranschlagen. 

In dieser Situation sind Prämien für die Denaturie-
rung von Zucker für die Bienenfütterung im Jahre 
1975 weder vertretbar noch bei der EG-Kommission 
in Brüssel durchsetzbar. Ich hoffe jedoch, daß sich 
die Versorgungslage bei Zucker in der Gemein-
schaft durch die Einbringung einer hohen Rüben-
ernte im Herbst soweit normalisiert, daß 1976 wie-
der verbilligter Zucker für die Bienenfütterung zur 
Verfügung gestellt werden kann. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Link (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Fragen B 28 und 29) : 

Inwieweit hat die Bundesregierung dem Anliegen des Peti-
tionsausschusses und des Deutschen Bundestages (39. Sitzung 
vom 7. Juni 1973, Sammelübersicht 5, Drucksache 7/589, lfd. 
Nummer 30) bzgl. einer weiteren Ausnahmeregelung für ältere 
Arbeitnehmer zum Dritten Vermögensbildungsgesetz und einer 
Befreiung seiner 6- bzw. 7jährigen Festlegungsfrist ohne Ver-
lust der staatlichen Prämie Rechnung getragen? 

Wenn nein, ist die Bundesregierung bereit, für ältere Arbeit-
nehmer, die vor ihrem Ausscheiden aus dem Berufsleben stehen 
oder ausgeschieden sind, entsprechende Erleichterungen bezüg-
lich der Festlegungsfristen beim Spar-Prämiengesetz ohne Ver-
lust der Prämie zu schaffen und bis wann ist damit zu rechnen? 

Auf den Beschluß des Bundestages vom 7. Juni 
1973 hat die Bundesregierung mit Schreiben vom 
23. Oktober 1973 an den Bundestagspräsidenten be-
reits dargelegt, daß sie an ihrer Auffassung fest-
hält, daß eine Ausnahmeregelung für ältere Arbeit-
nehmer bei den Festlegungsfristen vermögenswirk-
samer Leistungen nicht befürwortet werden kann. 

Sie hat dies wie folgt begründet: 

Ein ertragsgünstiges Sparen erfordert in der Regel 
die langfristige Anlage. Dies gilt grundsätzlich auch 
für vermögenswirksame Leistungen nach dem Drit-
ten Vermögensbildungsgesetz, die entweder auf- 

grund eines Tarifvertrages, einer Betriebsvereinba-
rung oder eines Einzelvertrages zusätzlich zu dem 
sonst bar auszuzahlenden Arbeitslohn gewährt wer-
den (§ 3 des 3. VermBG) oder die aus dem sonst bar 
auszuzahlenden Arbeitslohn angelegt werden (§ 4 
des 3. VermBG). Die Festlegung zusätzlich gewähr-
ter vermögenswirksamer Leistungen führt auch un-
ter dem Gesichtspunkt, daß diese Arbeitslohn sind, 
nicht zu einer unzumutbaren Beeinträchtigung des 
Berechtigten, da dieser durch die vorzeitige Auflö-
sung des Sparvertrages über diese Leistungen ver-
fügen kann. Der damit verbundene Verlust der Ar-
beitnehmer-Sparzulage und der Prämie steht in 
Übereinstimmung mit dem Ziel der Vermögensbil-
dung, die das langfristige Sparen des Arbeitnehmers 
fördern will. 

Die derzeit bestehende Ausnahmeregelung, wo-
nach die Sperrfrist bei Tod oder völliger Erwerbs-
unfähigkeit des Sparers oder seines Ehegatten und 
— unter bestimmten Voraussetzungen — bei Ehe-
schließung vorzeitig aufgehoben ist, rechtfertigt 
von ihrem Grundgedanken eine Ausweitung auf die 
Fälle des Ausscheidens aus dem Erwerbsleben nicht. 
Die derzeitigen Ausnahmetatbestände treffen eine 
Billigkeitsregelung für unvorhersehbare Ereignisse; 
das Ausscheiden aus dem Erwerbsleben ist aber, so-
weit es sich um ein Ausscheiden wegen Erreichens 
der Altersgrenze handelt, vorhersehbar. Es würde 
sonach mit der angeregten Gesetzesänderung nicht 
eine Härteklausel geschaffen, sondern eine zusätz-
liche Begünstigung dieser Gruppe von Arbeitneh-
mern begründet. 

Bei der erforderlichen langfristigen Disposition 
einer ertragsbegünstigten Anlage läßt sich auch nach 
der derzeitigen Rechtslage der angestrebte Rechts-
zustand erreichen. Schließt der Arbeitnehmer etwa 
im Alter von 59 Jahren einen Ratensparvertrag oder 
einen Sparvertrag über vermögenswirksame Lei-
stungen im Sinne des § 1 Absatz 2 Spar-Prämienge-
setz ab, so sind 6 Jahre lang Sparraten zu erbringen; 
die Festlegungsfrist endet für alle auf Grund dieses 
Vertrages geleisteten Sparbeiträge nach Ablauf von 
7 Jahren. 

Eine besondere Regelung für vermögenswirksame 
Leistungen, die vom Arbeitgeber zusätzlich erbracht 
werden (§ 3 des 3. VermBG) würden dem einstim-
migen Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
4. Juni 1970 (Drucksache VI/860) zuwiderlaufen, wo-
nach die Sparförderung vereinfacht und vereinheit-
licht werden soll. Bei der Durchführung der Spar-
Prämiengesetze und des Dritten Vermögensbildungs-
gesetzes, die den Finanzbehörden der Länder ob-
liegt, müßte nicht nur unterschieden werden, ob die 
Anlage ausschließlich aufgrund der Prämiengesetze 
erfolgt oder ob es sich um vermögenswirksame Lei-
stungen handelt, sondern darüber hinaus müßte der 
Leistungsgrund der vermögenswirksamen Leistun-
gen berücksichtigt werden. Durch die Unterschei-
dung der vermögenswirksamen Leistungen, die nach 
§ 3 und 4 des 3. Vermögensbildungsgesetzes ange-
legt sind, würde die Sparförderung in noch stärke-
rem Umfang kompliziert. 

An dieser Auffassung hält die Bundesregierung 
weiterhin fest. 
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Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Härzschel (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Frage B 30) : 

Warum hat die Bundesregierung auf meine Anfragen 32 und 33 
vom 15./16. Januar 1975 nicht geprüft, ob der von mir kritisierte 
Tatbestand vorliegt, und warum wurden keine Wege aufgezeigt, 
diese Mängel zu beseitigen? 

Die Bundesregierung hat sich wegen Ihrer Fragen 
und des darin mitgeteilten Sachverhalts vor der 
Fragestunde des Deutschen Bundestages vom 
15./16. Januar 1975 mit dem Verband Deutscher 
Rentenversicherungsträger (VDR) in Verbindung 
gesetzt. Dabei ist ihr mitgeteilt worden, daß be-
gründete Beanstandungen gegen das beim VDR 
durchgeführte Verfahren bisher von keinem Ver-
sicherungsträger erhoben worden seien. In den Fäl-
len, in denen die Begutachtung eines Bauvorhabens 
durch den VDR eine längere Zeit in Anspruch nahm, 
waren nachträgliche Änderungen oder Ergänzungen 
der von den Versicherungsträgern zur Begutachtung 
vorgelegten Unterlagen die Ursache. 

Die Begutachtung eines Bauvorhabens erfolgt beim 
VDR durch eine Anzahl von Gremien, die sich aus 
Vertretern einzelner Versicherungsträger der Ren-
tenversicherungen zusammensetzen. Nach Angaben 
des VDR ist die Zahl der mit der Begutachtung be-
faßten Ausschüsse zur Beschleunigung des Verfah-
rens zwischenzeitlich weiter konzentriert worden. 
Da es sich bei der Ausgestaltung des Verfahrens zur 
Begutachtung von Baumaßnahmen um eine Ange-
legenheit der Zusammenarbeit der Versicherungs-
träger innerhalb des VDR in ihrem eigenen Inter-
esse handelt, ist die Gestaltung des Verfahrensab-
laufs Sache der Versicherungsträger selbst. 

Die vorgeschriebene Begutachtung von Bauvor-
haben wird von allen Beteiligten als notwendig an-
gesehen, um die Baumaßnahmen koordinieren und 
dadurch die vorhandenen Mittel zugunsten der Ver-
sicherten optimal einsetzen zu können. Eine recht-
zeitige Anmeldung der Bauvorhaben und eine früh-
zeitige Abstimmung unter Berücksichtigung des Be-
darfs sämtlicher Versicherungsträger der Rentenver-
sicherung der Arbeiter beim VDR dient auch der 
Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens. 

Da weder der Bundesregierung über die Auf-
sichtsbehörden noch dem VDR selbst begründete 
Beschwerden über die Arbeitsweise des VDR vor-
liegen, stelle ich anheim, mir den Sachverhalt mit-
zuteilen, der Sie zu der Fragestellung veranlaßt hat. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Stavenhagen 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3135 Frage B 31) : 

Wie ist sichergestellt, daß die mißbräuchliche Inanspruch-
nahme des Arbeitsförderungsgesetzes durch Umschulungswillige, 

bei denen entweder keine finanzielle Notwendigkeit zur Unter-
stützung besteht oder bei denen ein Berufswechsel weder be-
absichtigt noch notwendig ist, verhindert wird? 

Die Bundesanstalt für Arbeit kann nach § 36 Ar-
beitsförderungsgesetz in Verbindung mit § 8 der 
Anordnung über die individuelle Förderung der be-
ruflichen Fortbildung und Umschulung Förderungs-
leistungen nur erbringen, wenn die Umschulung 
nach Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes 
zweckmäßig erscheint. Durch die Teilnahme muß 
arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Bedürfnissen 
besser entsprochen werden können, als dies ohne 
Umschulung möglich wäre. Dabei ist auch zu prü-
fen, ob ein Verbleiben im bisherigen Beruf arbeits-
marktpolitisch zweckmäßiger ist als ein Berufs-
wechsel. 

Um den Arbeitsämtern die Entscheidung, wann im 
Einzelfall eine Umschulung arbeitsmarktpolitisch 
zweckmäßig ist, zu erleichtern, hat die Bundesanstalt 
einen Kriterienkatalog erarbeitet, der unter Berück-
sichtigung regionaler Besonderheiten die Zukunfts-
aussichten der einzelnen Berufe zu bewerten ver-
sucht. Anträge auf Förderung arbeitsmarktpolitisch 
unzweckmäßiger Umschulungen werden kaum noch 
gestellt, nachdem Praxis und Rechtsprechung diese 
klaren Grenzen gesteckt haben. 

Um die in Ihrer Frage angedeuteten Fälle zu ver-
meiden, müssen insbesondere die Angaben, daß 
nach der Umschulung eine Arbeitnehmertätigkeit 
beabsichtigt sei, auf die Ernsthaftigkeit der Erklä-
rung geprüft werden. Sollte sich nachträglich heraus-
stellen, daß der Antragsteller von vornherein nicht 
ernsthaft vorgehabt hat zu arbeiten, fordert die Bun-
desanstalt die Leistungen nach den §§ 151 ff. Arbeits-
förderungsgesetz zurück. 

Die finanzielle Bedürftigkeit des Antragstellers ist 
bei der Entscheidung über die Gewährung von För-
derungsleistungen nicht zu prüfen. Der Gesetzgeber 
wollte den finanziellen Anreiz zur Teilnahme an 
Maßnahmen der beruflichen Bildung nicht durch eine 
Bedürftigkeitsprüfung beeinträchtigen. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3135 Frage B 32) : 

Wie groß ist der durch § 82 des Bundesversorgungsgesetzes er- 
faßte Personenkreis, und wieviel Entschädigungen werden hier 
pro Jahr geleistet? 

Auf Grund des dem Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung zur Verfügung stehenden Zah-
lenmaterials ist es gegenwärtig nicht möglich, 
genaue Angaben darüber zu machen, wie groß der 
gesamte mit § 82 Bundesversorgungsgesetz erfaßte 
Personenkreis ist und wie hoch die Aufwendungen 
hierfür pro Jahr sind. 

Lediglich einige Zahlenangaben der Länder über 
die Versorgung der Spanienkämpfer auf republi-
kanischer Seite (§ 82 Abs. 1 Nr. 2 BVG) stehen zur 
Verfügung. Danach waren bis zum 1. 7. 1974 im ge- 
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samten Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 
43 Versorgungsanträge dieses Personenkreises bei 
den Versorgungsämtern eingegangen. Hiervon 
waren zu dem genannten Zeitpunkt 28 Anträge er-
ledigt, davon 24 durch Bewilligung. Die übrigen 
Zahlen könnten die Länder nur mit zusätzlichen, 
wahrscheinlich schwierigen Ermittlungen liefern; 
denn die von Ihnen angesprochene, verhältnismäßig 
kleine Personengruppe des § 82 BVG ist auch bei 
den Ländern statistisch nicht besonders erfaßt und 
müßte bei den Versorgungsämtern erst von Hand 
ausgezählt werden. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Buschfort auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann (Mün-
chen) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3135 Frage B 33) : 

Ist die vergleichsweise günstige Arbeitslosenquote im Raum 
München von 3 °/o u. a. auch darauf zurückzuführen, daß ein gro-
ßer Teil der in München arbeitslos gewordenen Personen als 
sogenannte Nah- und Fernpendler in ihre Heimatorte zurück-
kehren, bei dem für diese zuständigen Arbeitsamt als arbeits-
los registriert werden und die Arbeitslosenquote insbesondere 
in strukturschwachen Gebieten entsprechend negativ beeinflus-
sen? 

Es ist zutreffend, daß in München arbeitslos ge-
wordene Einpendler, die in ihren Heimat-Arbeits-
amtsbezirken als Arbeitslose registriert werden, die 
Arbeitslosenstatistik im Arbeitsamtsbezirk Mün-
chen in einem begrenzten Maße entlasten und ent

-

sprechend die Statistik in den Heimatbezirken be-
lasten. 

Der derzeitige Umfang dieses Belastungs- und 
Entlastungseffekts läßt sich allerdings kaum ab-
schätzen. Die letzte derartige Auswertung von 
Arbeitsmarktdaten durch die Bundesanstalt für Ar-
beit basiert auf den Werten von Januar 1974. Sei-
nerzeit waren in den Arbeitsamtsbezirken Deggen-
dorf, Pfarrkirchen, Landshut und Passau insgesamt 
3 700 arbeitslose Auspendler registriert. Davon hat-
ten zuvor 2 100 in München gearbeitet. Rechnete 
man diese Zahl den damaligen Arbeitslosen Mün-
chens (16 333) hinzu, erhöhte sich dort die Arbeits-
losenquote von 1,8 Prozent auf 2,0 Prozent. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Klein (Göttingen) 
(CDU/CSU) (Drucksache 7/3155 Frage B 34) : 

Hält es die Bundesregierung für richtig und wenn ja, aus 
welchen Gründen, daß das Verfahren zur Anerkennung von 
Kriegsdienstverweigerern in Anwendung des § 26 Abs. 7 des 
Wehrpflichtgesetzes eingestellt wird, wenn eine Einberufung aus 
anderen Gründen nicht mehr in Betracht kommt, obgleich die 
Rechtsprechung (BVerwGE 10, 248) auf dem Standpunkt steht, 
daß die genannte Vorschrift, um einen Verstoß gegen Artikel 4 
Abs. 3 des Grundgesetzes zu vermeiden, verfassungskonform 
dahin gehend ausgelegt werden muß, daß der Antragsteller 
auch in Friedenszeiten einen Anspruch auf die Entscheidung in 
der Sache hat? 

Die Bundesregierung sieht keinen Gegensatz dar-
in, daß es einerseits nach § 26 Abs. 7 des Wehr

-

pflichtgesetzes einer Entscheidung über den Antrag 
nicht bedarf, wenn und solange eine Einberufung 
aus anderen Gründen nicht in Betracht kommt, ande-
rerseits der Antragsteller auch in Friedenszeiten 
einen Anspruch auf Entscheidung in der Sache hat. 
Einen Anspruch auf Entscheidung in der Sache hat 
der Antragsteller nach der Rechtsprechung des Bun-
desverwaltungsgerichts auch in Friedenszeiten, weil 
derjenige, der Soldat geworden ist, mit seinem Ein-
satz im Verteidigungsfall rechnen muß (Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 11. 5. 1962 — 
VII  C 143.60 —, Amtliche Sammlung der Entschei-
dungen des Bundesverwaltungsgerichts, Bd. 14, Sei-
ten 146 ff.). Wenn und solange eine Einberufung 
aus anderen Gründen nicht in Betracht kommt, wird 
der Antragsteller aber nicht Soldat und braucht er 
daher auch nicht mit seinem Einsatz im Verteidi-
gungsfall zu rechnen. Währenddessen fehlt dann 
also der Grund, aus dem er nach der Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts auch in Friedenszei-
ten eine Entscheidung in der Sache beanspruchen 
kann. Deshalb bedarf es nach § 26 Abs. 7 des Wehr-
pflichtgesetzes auch im Verteidigungsfall keiner Ent-
scheidung über den Antrag, wenn und solange eine 
Einberufung aus anderen Gründen nicht in Betracht 
kommt. Nach dem von Ihnen zitierten Urteil des 
Bundesverwaltungsgerichts (1. April 1960 — VII C 
204.59 —, Amtliche Sammlung der Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts, Bd. 10, Seiten 248 ff.) 
bezweckt die Vorschrift des § 26 Abs. 7 des Wehr-
pflichtgesetzes zwar lediglich, daß die Wehrbehörde 
über den Antrag nicht sofort, sondern nur so bald 
wie möglich entscheiden muß. Dies bezieht sich aber 
nur auf vorübergehende, nicht jedoch auf dauernde 
Wehrdienstausnahmen. Dementsprechend hat das 
Bundesverwaltungsgericht inzwischen durch Urteil 
vom 24. Oktober 1973 -- VI C 73.73 — (Amtliche 
Sammlung der Entscheidungen des Bundesverwal-
tungsgerichts, Bd. 44, Seiten 120 ff.) wie folgt ent-
schieden: 

In der vorliegenden Sache ist der Kläger als 
„dauernd untauglich" ausgemustert worden und 
steht deshalb gemäß § 9 WPflG bereits deshalb 
für den Wehrdienst nicht zur Verfügung. Er hat 
daher, wenigstens derzeit, kein schutzwürdiges 
Interesse an der von ihm in erster Linie erstreb-
ten Feststellung, daß er (auch) deshalb nicht für 
den Wehrdienst zur Verfügung stehe, weil er aus 
Gewissensgründen zur Kriegsdienstverweigerung 
berechtigt sei. Für das Verfahren vor den Prü-
fungsgremien stellt deshalb § 26 Abs. 7 WPf1G 
ausdrücklich klar, daß es einer Entscheidung über 
den Antrag eines Kriegsdienstverweigerers nicht 
bedarf, wenn und solange eine Einberufung aus 
anderen Gründen nicht in Betracht kommt. Bei 
ihrer Argumentation, diese Vorschrift gelte nur 
für die Prüfungsgremien, nicht aber für das ge-
richtliche Verfahren. verkennt die Revision, daß 
die fragliche Vorschrift nur die Ausformung eines 
im Prozeß ohnehin gültigen Grundsatzes darstellt. 

Die Bundesregierung halt es für richtig, an der 
Regelung des § 26 Abs. 7 des Wehrpflichtgesetzes 
festzuhalten, solange das Anerkennungsverfahren 
gesetzlich vorgeschrieben ist. Nur so ist es den durch 
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die Vielzahl der Anträge stark belasteten Prüfungs-
gremien möglich, die Entscheidungen in der Reihen-
folge ihrer Dringlichkeit zu treffen, unnötige Ent-
scheidungen zu vermeiden sowie insbesondere An-
träge von Soldaten und Einberufenen vorrangig zu 
bearbeiten. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3135 Frage B 35) : 

Trifft es zu, daß das militärgeographische Amt der Bundes-
wehr 1978 von Bad Godesberg nach Euskirchen verlegt wird, 
und wenn ja, welche Gründe veranlassen die Bundesregierung 
zu dieser Maßnahme? 

Es trifft zu, daß das Militärgeographische Amt 
nach dem bestehenden Zeitplan 1978 von Bonn-Bad 
Godesberg nach Euskirchen in einen Neubau auf 
dem bundeseigenen Gelände der Funkkaserne ver-
legt werden soll. 

Nach den derzeitigen Planungen soll mit dem 
Neubau für das Militärgeographische Amt in Eus-
kirchen im 3. Quartal 1976 begonnen werden. Für 
den Abriß der alten baufälligen Gebäude einer ehe-
maligen belgischen Truppenunterkunft auf dem vor-
gesehenen Gelände sind Haushaltsmittel bereits frei-
gegeben. 

Die Gründe für die Verlegung sind folgende: 

– Die derzeitige Unterkunft des Militärgeographi-
schen Amtes in Bonn-Bad Godesberg befindet 
sich in einem Mietobjekt, das der Vermieter zum 
31. Dezember 1975 gekündigt hat. Zur Zeit ver-
handelt die Bundesvermögensstelle über die Ver-
längerung des Mietvertrages. 

— Die betriebstechnischen Räume in diesem Miet-
objekt entsprechen nicht mehr den Anforderun-
gen. 

— Die linksrheinische Stationierung ist aufgrund 
der Einsatz- und Auftragsforderungen des Mili-
tärgeographischen Amtes erforderlich. 

— Außer Euskirchen bieten sich keine bundeseige-
nen Liegenschaften im linksrheinischen Raum als 
Alternativen an. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Berkhan auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hauser (Sasbach) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3135 Frage B 36) : 

Bis wann ist mit der längst erwarteten Verordnung über die 
Lärmschutzbereiche für den militärischen Flugplatz Söllingen 
zu rechnen, und welche Umstände verhinderten deren Erlaß 
bereits im Jahr 1974? 

Die Bundeswehr bemüht sich im Bereich des 
Flugplatzes Söllingen — ebenso wie in der Nähe 
anderer mit Düsenflugzeugen belegten Flugplätze —
um baldige Abhilfe gegen Lärmbeeinträchtigung und 

dabei auch um eine beschleunigte Festsetzung des 
Lärmschutzbereiches. Dieser Lärmschutzbereich wird 
nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom 
Bundesminister des Innern im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Verteidigung durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates fest-
gesetzt. 

Nach dem jetzigen Stand der Angelegenheit ist zu 
erwarten, daß die Rechtsverordnung im April dieses 
Jahres dem Bundesrat zur Zustimmung vorliegen 
wird. Mit dem Erlaß der Rechtsverordnung kann 
sodann im Juni gerechnet werden. 

Im Jahre 1974 konnte die Rechtsverordnung nicht 
mehr erlassen werden, da sich bei der im Wege der 
elektronischen Datenverarbeitung durchgeführten 
Berechnung der Grenzlinien des Lärmschutzbereiches 
vorher nicht erwartete Schwierigkeiten ergaben, die 
erst Ende 1974 behoben werden konnten. 

Der Bundesminister des Innern bemüht sich um 
Vermeidung jedweder Verzögerungen. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl Staatssekretärs Berkhan auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Fragen B 37 und 38) : 

Wie hoch ist die Einsparung durch die Verlegung des Kreis-
wehrersatzamtes Gemünden nach Würzburg, und wie setzen sich 
die einzelnen Positionen (personell und materiell) zusammen 
bzw. welche Kosten entstehen durch die Verlegung? 

Welche Musterungszentren bestehen  ins  Bereich der Kreiswehr-
ersatzämter im Bundesgebiet, und welche Dienstposten sind bei 
welchen Musterungszentren nach den Stellenplänen zwar vor-
gesehen (Verwaltung mit Beamten und Angestellten sowie der 
ärztliche Dienst jeweils getrennt) aber noch nicht besetzt? 

Zu Frage B 37: 

Bei der Zusammenlegung der Kreiswehrersatz-
ämter Gemünden und Würzburg entfallen 19 Dienst-
posten mit jährlichen Kosten in Höhe von 548 260 
DM. Hinzu kommt eine Einsparung an Material- und 
Sachkosten sowie eine Verminderung der Bewirt-
schaftungskosten (Heizung, Wasser, Gas, Strom und 
Reinigung) in Höhe von jährlich ca. 22 000 DM. 
Durch die Zusammenlegung der beiden Ämter ist 
dann auch nur noch jeweils eine 

— Telefonzentrale 

— Registratur und Poststelle 

— Suchkartei 

— Aktenablage 

erforderlich. 

Im Vergleich zu diesen Einsparungen sind ande-
rerseits entstehende zusätzliche Kosten, z. B. die 
zeitlich begrenzten Aufwendungen für Trennungs-
geld und die Fahrtkosten der Wehrpflichtigen un-
erheblich. 

Die Kosten für den Umzug des Kreiswehrersatz-
amtes Gemünden nach Würzburg-Heidingsfeld, Mer-
gentheimer Straße, betragen ca. 5 000 DM. Darüber 
hinaus fallen für die Verlegung der Außenstelle der 
Wehrbereichsverwaltung VI in ein bundeseigenes 
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Gebäude in Würzburg Umzugskosten in Höhe von 
ca. 4 000 DM an. 

Zu Frage B 38: 

Bei den zur Zeit bestehenden 8 Musterungszen-
tren sind nach dem Stand vom 27. Januar 1975 die 
sich aus der folgenden Aufstellung ergebenden 
Dienstposten eingerichtet. 

In der Ubersicht bedeuten: 

a) vorhanden 	— (davon Ärztlicher Dienst) 

b) nicht besetzt 	— (davon Ärztlicher Dienst). 

Hamburg 

a) Gesamtdienstposten-Soll 	280 	(29) 
davon: 
Beamte 	 86 	(12) 
Angestellte 	 182 	(17) 
Arbeiter 	 12 	(—) 

b) Beamte 	 1 	(—) 
Angestellte 	 6 	( 4) 
Arbeiter 	 - 	(—) 

Köln 

a) Gesamtdienstposten-Soll 	198 	(23) 
davon: 
Beamte 	 66 	(10) 
Angestellte 	 124 	(13) 
Arbeiter 	 8 	(—) 

b) Beamte 	 3 	( 1) 
Angestellte 	 3 	(—) 
Arbeiter 	 — 	(—) 

Frankfurt 

a) Gesamtdienstposten-Soll 	215 	(21) 
davon: 
Beamte 	 62 	( 9) 
Angestellte 	 145 	(12) 
Arbeiter 	 8 	(—) 

b) Beamte 	 4 	(—) 
Angestellte 	 17 	(—) 
Arbeiter 	 — 	(—) 

Karlsruhe 

a) Gesamtdienstposten-Soll 	167 	(23) 
davon: 

Beamte 	 50 	(10) 
Angestellte 	 109 	(13) 
Arbeiter 	 8 	(—) 

b) Beamte 	 5 	( 4) 
Angestellte 	 6 	( 2) 
Arbeiter 	 — 	(—) 

Stuttgart 

a) Gesamtdienstposten-Soll 	188 	(23) 
davon: 
Beamte 	 59 	(10) 
Angestellte 	 123 	(13) 
Arbeiter 	 6 	(—)  

b) Beamte 	 5 	( 3) (( 
Angestellte 	 10 	( 2) 
Arbeiter 	 — 	(—) 

Mannheim 

a) Gesamtdienstposten-Soll 	134 	(23) 
davon: 
Beamte 	 40 	(10) 
Angestellte 	 90 	(13) 
Arbeiter 	 4 	(—) 

b) Beamte 	 5 	( 2) 
Angestellte 	 1 	( 1) 
Arbeiter  

München 

a) Gesamtdienstposten-Soll 	273 	(29) 
davon: 

Beamte 	 78 	(12) 
Angestellte 	 185 	(17) 
Arbeiter 	 10 	(—) 

b) Beamte 	 2 	(—) 
Angestellte 	 8 	( 3) 
Arbeiter 	 1 	(—) 

Nürnberg 

a) Gesamtdienstposten-Soll 	156 	(15) 
davon: 
Beamte 	 52 	( 6) 
Angestellte 	 98 	( 9) 
Arbeiter 	 6 	(—) 

b) Beamte 	 2 	(—) 
Angestellte 	 2 	( 1) 
Arbeiter 	 — 	(—) 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schmitt-Vockenhausen 
(SPD) (Drucksache 7/3135 Frage B 39) : 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob die Definition 
„abgelegener Ort" als Kriterium für die Einrichtung einer Re-
zeptsammelstelle im Sinn des § 11 der Apothekenbetriebsord-
nung nicht neu gefaßt werden muß, weil die Gefahr besteht, 
daß die in verkehrsmäßig ungünstig gelegenen Orten lebende 
Bevölkerung sich an keine solche Stelle wenden kann? 

In der Apothekenbetriebsordnung ist nicht defi-
niert, was unter abgelegenen Orten oder Ortsteilen 
zu verstehen ist. Die Rechtsprechung hat nach In-
krafttreten der Apothekenbetriebsordnung darüber 
bestehende Unsicherheiten beseitigt. Die Rezept-
sammelstellen sollen immer ein Notbehelf sein und 
eine Ausnahme von dem Grundsatz, daß Arznei-
mittel ausschließlich in der Apotheke abgegeben 
werden. An einer Ausweitung der Rezeptsammel-
stellen hat die Bundesregierung aus Gründen der 
Arzneimittelsicherheit kein Interesse. Durch die 
andauernde außerordentlich hohe Zahl von Apothe-
kenneugründungen seit Verkündung des Bundes-
verfassungsgerichtsurteils aus dem Jahre 1958 über 
die unbeschränkte Niederlassungsfreiheit für Apo-
theker wird die Notwendigkeit zur Einrichtung und 
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zum Betrieb von Rezeptsammelstellen immer selte-
ner. Ein gutausgebautes Verkehrsnetz hat außerdem 
dazu beigetragen, daß von entlegenen Orten oder 
Ortsteilen die arzneimittelbedürftige Bevölkerung 
von ihrer nächstgelegenen Apotheke in der Regel 
ordnungsgemäß mit Arzneimitteln versorgt wird. 

Eine Definition abgelegener Orte als Kriterium 
für die Einrichtung einer Rezeptsammelstelle im 
Sinne des § 11 der Apothekenbetriebsordnung ist 
nach Auffassung der Bundesregierung nicht erfor-
derlich. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Böhm (Melsungen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3135 Frage B 40) : 

Beabsichtigt die Bundesregierung, für Spül- und Waschmittel 
eine Kennzeichnungspflicht ähnlich der bei Nahrungsmitteln ein-
zuführen, aus der die Zusammensetzung dieser Mittel hervor-
geht? 

Spül- und Waschmittel sind durch das am 1. Ja-
nuar 1975 in Kraft getretene Gesetz zur Gesamt-
reform des Lebensmittelrechts vom 15. August 1974 
in die Gruppe der Bedarfsgegenstände neu eingefügt 
worden. Der Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit beabsichtigt, entsprechend der in 
§ 32 Abs. 1 dieses Gesetzes erteilten Ermächtigung 
mit Zustimmung des Bundesrates zum Schutze der 
Gesundheit der Bevölkerung eine Verordnung zu 
erlassen, durch die die Kennzeichnung des Gehaltes 
der in Spül- und Waschmitteln enthaltenen Stoffe 
vorgeschrieben wird. Eine weitergehende Ermächti-
gung für Kennzeichnungsvorschriften, die den Ver-
braucher vor Täuschung schützen würden, ist in 
dem Gesetz nicht vorgesehen, weil hierzu in ande-
ren Gesetzen (z. B. im Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb) entsprechende Regelungen getroffen 
sind. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3135 Frage B 41) : 

Werden zum Fahrplanwechsel am 1. Juli 1975 im Bereich des 
Kreises Euskirchen im Zusammenhang mit der Reduzierung des 
Zugangebots auch bisher von der Deutschen Bundesbahn befah-
rene Strecken von Bahnbussen befahren, und werden dadurch 
neue Strecken eröffnet? 

Das Liniennetz der Omnibusverkehrsgemeinschaft 
Bahn/Post im Kreis Euskirchen ist — nach Auskunft 
der Deutschen Bundesbahn — so ausgestaltet, daß 
es zur Abwicklung des Schienenersatzverkehrs kei-
ner neuen Linien bedarf. Die Fahrplanarbeiten für 
diesen Schienenersatzverkehr sind darauf ausge-
richtet, für jeden wegfallenden Reisezug eine Fahr-
möglichkeit auf den Straßen zu schaffen. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Immer (SPD) (Drucksache 
7/3135 Fragen B 42 und 43) : 

Inwieweit findet bei den Überlegungen zur Stillegung des 
Bundesbahnhofs Unkel (Rhein) die Tatsache Berücksichtigung, 
daß der bekannte Fremdenverkehrsort Unkel auf eine reibungs-
lose Verkehrsabwicklung des Bundesbahnpersonenverkehrs an-
gewiesen ist? 

Bestehen Möglichkeiten bzw. sind solche geprüft, die für den 
Fremdenverkehrsort Unkel lebensnotwendige Reisegepäckan-
nehme und -ausgabe im Bundesbahnhof zu erhalten? 

Der Bahnhof Unkel wird eine Fahrkartenausgabe 
mit angeschlossener Gepäck- und Expreßgutabferti-
gung behalten. Die beabsichtigte organisatorische 
Angliederung an den Bahnhof Linz/Rhein ist eine 
reine Organisationsmaßnahme und beeinflußt die 
Kundenbedienung nicht. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3135 Fragen B 44 und 45) : 

Wird die Deutsche Bundesbahn, auf längere Sicht gesehen, 
die Bahnstrecke Kulmbach—Thurnau für den Bahnbetrieb auf-
rechterhalten oder beabsichtigt sie, im Zuge der Rationalisie-
rung dieser Strecke, ähnlich wie andere Strecken, in absehbarer 
Zeit, stillzulegen? 

Ist für den Fall, daß in absehbarer Zeit die Stillegung der 
Nebenbahnstrecke Kulmbach—Thurnau vorgesehen ist, der Ge-
meinde Melkendorf noch zuzumuten, im Rahmen des Eisenbahn-
kreuzungsgesetzes ihren Beitrag zur technischen Sicherung des 
Bahnübergangs durch Errichtung einer Blinklichtanlage bei Kilo-
meter 38,362 (Verbindungsstraße Melkendorf—Unterzettlitz) zu 
leisten? 

Für die von Ihnen genannte Strecke liegt kein 
Untersuchungsauftrag der Deutschen Bundesbahn 
vor. Nach den Angaben der Deutschen Bundesbahn 
ist auch nicht vorgesehen, dem Bundesminister für 
Verkehr in absehbarer Zeit einen Stillegungsantrag 
für diese Strecke vorzulegen. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Batz (SPD) (Drucksache 
7/3135 Fragen B 46 und 47): 

Trifft es zu, daß Bediensteten der Deutschen Bundesbahn Dar-
lehen nach den Bundes-Familienheim-Richtlinien, die ihnen 
nodi 1974 in Aussicht gestellt wurden, nicht mehr gewährt wer-
den sollen? 

Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, daß durch diese 
nur zu  Lasten der Bediensteten der Deutschen Bundesbahn ge-
troffene Regelung der Grundsatz der Gleichbehandlung aller 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes verletzt wird? 

Nach der im Bundesbahngesetz festgelegten Ab-
grenzung der Verantwortlichkeiten zwischen dem 
Bund und seinem Sondervermögen Deutsche Bundes-
bahn ist die Wohnungsfürsorge für die Bundesbahn-
bediensteten Aufgabe der Organe der Deutschen 
Bundesbahn. 
Welche Mittel die Deutsche Bundesbahn in ihren 

Wirtschaftsplan für Familienheimförderung einsetzt, 
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unterliegt daher ihrer eigenen unternehmerischen 
Entscheidung. 

Die Deutsche Bundesbahn hat mir mitgeteilt, daß 
die bis zum Jahresende 1973 gestellten Anträge zur 
Familienheimförderung inzwischen abgeschlossen, 
zumindest verbindliche Darlehenszusagen erteilt 
worden seien. Zur Abdeckung dieser Verpflichtun-
gen sind im Entwurf des Wirtschaftsplans der Deut-
schen Bundesbahn 1975 70 Millionen DM eingeplant 
worden. Die Wartezeiten derjenigen Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen der Deutschen Bundesbahn, die 
ihre Förderungsanträge erst im Jahre 1974 gestellt 
haben, werden sich leider verlängern. 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hin-
weisen, daß Familienheime und Eigentumswohnun-
gen in allen Fällen nur nach Maßgabe der zur Ver-
fügung stehenden Mittel gefördert werden können. 
Ein Rechtsspruch auf Förderung besteht nicht. Inso-
weit ist daher auch eine Verletzung des Gleich-
heitsgrundsatzes nicht zu erkennen. Es hat nämlich 
auch beim Bund — wie jetzt bei der Deutschen Bun-
desbahn — Zeiten gegeben, in denen mangels aus-
reichender Haushaltsmittel von den Antragstellern 
längere Wartezeiten hingenommen werden mußten. 

Die Deutsche Bundesbahn hat mir allerdings be-
stätigt, daß sie z. Z. damit befaßt ist zu prüfen, ob 
und inwieweit auf andere Weise (etwa durch Über-
nahme von Bürgschaften oder durch Zinsübernahme 
für aufgenommene Zwischenfinanzierungskredite) 
geholfen werden kann. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3135 Frage B 48) : 

Welche Voraussetzungen sind nach Kenntnis der Bundes-
regierung zu erfüllen, damit die Elektrifizierung der eingleisigen 
Hauptbahn Schweinfurt—Bad Kissingen in Angriff genommen 
werden kann, um so das unterfränkische Zonenrandgebiet ver-
kehrsmäßig besser und schneller zu erschließen — zumal we-
sentliche, kostspielige Vorarbeiten bereits geleistet sind? 

Voraussetzung für die Umstellung einer Strecke 
auf elektrischen Betrieb ist eine ausreichende Ver-
kehrsbelastung, die die hohen Investitionen der 
Elektrifizierung rechtfertigt. Der Verwaltungsrat der 
Deutschen Bundesbahn und der Bundesminister für 
Verkehr stimmen der Maßnahme dann zu, wenn 
die Deutsche Bundesbahn die Wirtschaftlichkeit des 
Vorhabens nachgewiesen hat und die Finanzierung 
unter Beteiligung des betroffenen Landes sicherge-
stellt ist. 

Für die Umstellung der Strecke Schweinfurt–Bad 
Kissingen hat der Vorstand der Deutschen Bundes-
bahn keine Anträge gestellt. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Schmude auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Hansen (SPD) 
(Drucksache 7/3135 Fragen B 49 und 50) : 

Sind der Bundesregierung die Vorschläge des Verkehrsmini-
sters von Nordrhein-Westfalen für eine Entschädigungsregelung 
von Lärmgeschädigten in den Lärmschutzzonen 1 und 2 des 
Düsseldorfer Flughafens bekannt, und wie weit sind diese mit 
ihr abgestimmt? 

Erwägt die Bundesregierung — unabhängig von der in Auf-
trag gegebenen Untersuchung — eine regelmäßige jährliche An-
passung der Eistattungshöchstbeträge an die Entwicklung der 
Kosten für bauliche Schallschutzmaßnahmen? 

Zu Frage B 49: 

Der Lärmschutzbereich für den Verkehrsflughafen 
Düsseldorf ist aufgrund des Gesetzes zum Schutz 
gegen Fluglärm vom 30. März 1971 (Bundesgesetzbl. 
I S. 282) vom Bundesminister des Innern im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Verkehr durch 
Rechtsverordnung vom 4. März 1974 (Bundesgesetzbl. 
I S. 657) festgesetzt worden. Über das Verfahren für 
die im Fluglärmgesetz vorgesehene Erstattung von 
Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen 
entscheidet gemäß § 10 des Fluglärmgesetzes die 
nach Landesrecht zuständige Behörde. Dies ist für 
den Verkehrsflughafen Düsseldorf der Regierungs-
präsident in Düsseldorf, bei dem auch der Antrag auf 
Erstattung von den betroffenen Flughafenanwohnern 
zu stellen ist. Ob und in welcher Höhe Aufwendun-
gen für bauliche Schallschutzmaßnahmen erstattungs-
fähig sind, richtet sich allein nach den im Fluglärm-
gesetz genannten Voraussetzungen. Eine Abstim-
mung der Landesbehörden mit dem Bund über die 
Entschädigungsregelung ist im Gesetz nicht vorge-
sehen. 

Dem Vernehmen nach erörtern z. Z. Vertreter der 
Flughafen Düsseldorf GmbH, des Landes Nordrhein-
Westfalen und der Stadt Düsseldorf, Möglichkeiten 
zusätzlicher, über die Regelung des Fluglärmgesetzes 
hinausgehender Lärmschutzmaßnahmen zugunsten 
der Flughafenanwohner; das Ergebnis der Erörte-
rung steht noch aus. 

Zu Frage B 50: 

Nach § 9 Abs. 3 des Fluglärmgesetzes sind Auf-
wendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen bei 
Wohngebäuden bis zu einer Höhe von 100,— DM je 
Quadratmeter Wohnfläche zu erstatten. § 9 Abs. 4 
des Fluglärmgesetzes ermächtigt die Bundesregie-
rung, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates den genannten Erstattungshöchstbetrag 
zu ändern, „soweit sich die erforderlichen Aufwen-
dungen für Schallschutzmaßnahmen nach § 7 allge-
mein wesentlich erhöht haben". 

Wie Sie wissen, hat die Bundesregierung eine Un-
tersuchung in Auftrag gegeben, um festzustellen, ob 
die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Ände-
rung des Erstattungshöchstbetrages gegeben sind. 
Mit dem Abschluß der Untersuchungen ist in Kürze 
zu rechnen. Sobald die Ergebnisse vorliegen, wird 
die Bundesregierung unverzüglich prüfen, ob und in 
welchem Umfang eine Erhöhung des Erstattungs-
höchstbetrages erforderlich ist. Die Bundesregie-
rung wird auch in Zukunft sorgfältig prüfen, ob die 
gesetzlichen Voraussetzungen für eine evtl. weitere 
Erhöhung des Erstattungshöchstbetrages vorliegen. 
In welchen Zeitabständen eine Änderung des Erstat-
tungshöchstbetrages vorzunehmen ist, hängt aus- 
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schließlich davon ab, in welchen Intervallen sich die 
erforderlichen Aufwendungen für Schallschutzmaß-
nahmen nach § 7 des Gesetzes allgemein wesentlich 
erhöhen. Es würde der Rechtslage nicht entsprechen, 
wenn hier von vornhereln ein Jahresrhythmus fest-
gelegt würde, zumal es außer den allgemeinen ko-
stensteigernden auch solche Einflüsse gibt, die preis-
däimpfende Wirkung haben können, wie z. B. die 
wachsende Nachfrage nach qualifizierten Schall-
schutzelementen im Zusammenhang mit dem fort-
schreitenden Vollzug des Fluglärmgesetzes. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Dübber (SPD) (Druck-
sache 7/3135 Frage B 51) : 

Welche zusätzlichen Baumaßnahmen waren auf dem Flughafen 
Berlin-Tegel notwendig, nachdem die Entscheidung gefallen 
war, sämtliche Fluggesellschaften ab 1. April 1975 in Tegel zu 
konzentrieren? 

Der bevorstehende Umzug der Luftverkehrsgesell-
schaften British Airways und Pan American Airways 
vom Flughafen Berlin-Tempelhof nach Tegel, des-
sen neues Fluggastgebäude ursprünglich für nur 
eine zusätzliche Luftverkehrsgesellschaft geplant 
und gebaut worden ist, macht im wesentlichen — 
wie Ihnen Herr Kollege Parlamentarischer Staats-
sekretär Haar am 24. Januar 1975 in seinem Schrei-
ben bereits mitgeteilt hat -- nachfolgende bauliche 
Anpassungsmaßnahmen erforderlich: 

1. Herrichtung weiterer Betriebsräume für die Luft-
verkehrsgesellschaften im neuen Fluggastge-
bäude, 

2. Ausbau von 3 zusätzlichen Flugzeugabstellposi-
tionen, 

3. weitere Werkstätten für die Flugzeugwartung 
und -reparatur, 

4. Ausbau abfertigungsnaher Büroflächen für die 
Luftverkehrsgesellschaften. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Biechele (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Fragen B 52 und 53) : 

Welche Mindestruhezeiten sind für Lokomotivführer der Deut-
schen Bundesbahn zwischen zwei Dienstschichten vorgeschrieben, 
und werden diese Mindestzeiten in den von den zuständigen 
Dienststellen festgelegten Dienstplänen in allen Fällen ein-
gehalten? 

Trifft es zu, daß Pausen von nur sechs oder gar nur funf 
Stunden zwischen zwei Dienstschichten vorkommen, so daß 
dem betroffenen Lokomotivführer keine Zeit für einen ausrei-
chenden Schlaf verbleibt? 

Zu Frage B 52: 

Beim Triebfahrzeugpersonal ist zwischen Ruhe-
zeiten in der Heimat und Ruhezeiten außerhalb der 
Heimat zu unterscheiden. 

In der Heimat beträgt die Mindestdauer der Ruhe-
zeit in der Regel 12 Stunden. Zur Erzielung zweck-
mäßiger Dienstregelungen können auch Ruhezeiten 

gewährt werden, die etwa die Hälfte der Dauer der 
Gesamtzeit der jeweils vorausgegangenen und nach-
folgenden Dienstschicht, mindestens aber 9 Stunden 
betragen. 

Zur Bewältigung von Verkehrsspitzen in den 
Morgen- und Abendstunden kann in Ausnahme-
fällen zwischen zwei Dienstschichten, die in der Zeit 
von 4 Uhr bis 21 Uhr liegen, eine Tagesruhezeit von 
mindestens 5 Stunden angesetzt werden, wenn eine 
Ruhezeit in der Heimat diesen Schichten unmittelbar 
vorausgeht oder folgt. 

Ruhezeiten unter 10 Stunden dürfen höchstens 
zweimal hintereinander angesetzt werden. 

Außerhalb der Heimat beträgt die Mindestruhe-
zeit etwa 1 /3 der Gesamtzeit der jeweils voraus-
gegangenen und nachfolgenden Dienstschicht, min-
destens 5 Stunden. 

Die Dienstpläne werden von den Bahnbetriebs-
werken aufgestellt. Der Personalrat bestimmt ge-
mäß § 75 Abs. 3 Bundespersonalvertretungsgesetz 
(BPersVG) mit. Das vorgesetzte Maschinenamt ge-
nehmigt die Dienstpläne. Verstöße gegen die Be-
stimmungen über Mindestruhezeiten sind mir nicht 
bekannt. 

Zu Frage B 53: 

Die zwischen zwei Dienstschichten liegenden Zei-
ten sind arbeitszeitrechtlich nicht als Pausen, son-
dern als Ruhezeiten zu qualifizieren. 

Aus der Antwort zu Frage 52 ergibt sich, daß 
unter den genannten Voraussetzungen Ruhezeiten 
von mindestens 5 Stunden zugelassen sind. 

Bei der Mindestruhezeit von 5 Stunden außerhalb 
der Heimat handelt es sich um eine seit Jahrzehnten 
bestehende und bewährte äußerste Grenze, die kei-
nesfalls die Regel darstellt. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Zebisch (SPD) (Drucksache 
7/3135 Frage B 54) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deutsche Bundes-
bahn für das Ausbesserungswerk Weiden die Einstellungszahl 
für Auszubildende von bisher 30 auf 20 gekürzt hat, und wie 
wird sie auf dieses, den öffentlichen Erklärungen der Bundes-
regierung entgegenstehende, Verhalten der Deutschen Bundes-
bahn reagieren? 

Die Deutsche Bundesbahn (DB), die für die Nach-
wuchsplanung und Ausbildung ihrer Mitarbeiter 
selbst verantwortlich ist, hat mir zu Ihrer Anfrage 
mitgeteilt, daß sich die Zahl der Lehrlinge, die in 
diesem Jahr im Ausbesserungswerk Weiden neu 
eingestellt werden, angesichts der Verpflichtung zu 
einer sparsamen Wirtschaftsführung in erster Linie 
am Eigenbedarf des Unternehmens orientieren muß. 

Diesen Gesichtspunkt anerkennt auch die Bundes-
regierung; sie sieht darin keinen Widerspruch zu 
ihren Erklärungen in der Öffentlichkeit; auch nicht 
zu den unternehmenspolitischen Zielvorgaben des 
Bundesministers für Verkehr für den Vorstand der 
DB. 
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Anlage 40 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Handlos (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Frage B 55) : 

Trifft es zu, daß mit Inkrafttreten des Sommerfahrplans 1975 
auf der Bundesbahnstrecke Zwiesel—Grafenau von Samstag-
mittag bis Montagfrüh keine Reisezüge mehr verkehren sollen, 
und falls ja, warum wird dann überhaupt noch ein Anhörver-
fahren durchgeführt, wenn die befragten Gebietskörperschaften 
bereits vor vollendete Tatsachen gestellt werden? 

Wie mir die Deutsche Bundesbahn mitteilt, beab-
sichtigt sie zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit 
des Schienenpersonennahverkehrs, die Reisezüge 
auf der Strecke Zwiesel—Grafenau am Samstag ab 
etwa 15.00 h und am Sonntag durch Straßenbusse 
zu ersetzen. 

Nach den Bestimmungen des Bundesbahngesetzes 
obliegt die Gestaltung der Reisezugfahrpläne — hier-
zu zählen auch die vorgenannten Einschränkungen 
— der Deutschen Bundesbahn in eigener Zuständig-
keit. Sie gibt den einzelnen Bundesländern bei der 
Bearbeitung des Reisezugfahrplans Gelegenheit zur 
Stellungnahme. Darüber hinaus beteiligt sie inter-
essierte Gremien, wie z. B. die Industrie- und Han-
delskammern und die Fremdenverkehrsverbände. 

Nur bei dauernder Einstellung des Reisezugbe-
triebes einer Strecke muß das im Bundesbahngesetz 
vorgeschriebene Verfahren durchgeführt werden. 

Anlage 41 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Wernitz (SPD) (Druck-
sache 7/3135 Fragen B 56 und 57): 

Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzuwirken, daß die 
ursprünglich von der Bundesbahndirektion Mundren für das 
Bahnbetriebswerk Nördlingen genehmigte Maschinenschlosser-
ausbildung für sechs Lehrlinge, die dann vom Maschinenamt 
Augsburg widerrufen wurde, doch noch ermöglicht wird? 

Wird die Bundesregierung in geeigneter Weise darauf hin-
wirken, daß das Lehrstellenangebot im öffentlichen Dienst nicht 
reduziert sondern situationsgerecht ausgeweitet wird? 

Die Deutsche Bundesbahn (DB), die für die Nach-
wuchsplanung und Ausbildung ihrer Mitarbeiter 
selbst verantwortlich ist, hat mir mitgeteilt, daß sich 
die Zahl der Lehrlinge in erster Linie am Eigen-
bedarf der einzelnen Dienststellen orientieren muß. 
Gegen diese unternehmenspolitische Entscheidung 
der DB ist angesichts ihrer Verpflichtung zu spar-
samer Wirtschaftsführung vom Standpunkt der Bun-
desregierung aus grundsätzlich nichts einzuwenden. 

Auf die Bitte des Bundesministers für Verkehr 
hat sich der Vorstand der DB jedoch grundsätzlich 
bereit erklärt, im Bundesgebiet 600 zusätzliche Aus-
bildungsplätze für Schlosser und Elektriker zur Ver-
fügung zu stellen, sofern — wie im Bereich der 
Deutschen Bundespost — die dabei entstehenden 
Mehrkosten erstattet werden. Diese Frage der Ko-
stenübernahme oder -beteiligung Dritter wird der-
zeit noch geprüft. 

Anlage 42  

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Büchner (Speyer) (SPD) 
(Drucksache 7/3135 Fragen B 58 und 59) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die mangelnde Renta-
bilität vieler Bundesbahnstrecken im Nahverkehr, besonders in 
der Fläche, oft durch ein schlechtes Fahrplanangebot und eine 
unzureichende Abstimmung zwischen dem Schienenverkehr und 
dem Busverkehr bedingt ist? 

Wird die Bundesregierung ihre Zustimmung zur Stillegung 
einer Bahnstredce in jedem Fall davon abhängig machen, daß 
alle Möglichkeiten zur Verbesserung des Verkehrsangebots und 
der Koordinierung zwischen Schienenverkehr und Busverkehr 
unter besonderer Berücksichtigung des Fremdenverkehrs in die-
sem Gebiet sorgfältig geprüft sind? 

Der Bundesregierung ist kein Fall bekannt, bei 
dem das Fahrplanangebot der Deutschen Bundes-
bahn im Schienenverkehr und die Abstimmung mit 
ihrem Straßenbusverkehr als Ursache der außer-
ordentlich hohen Kostenunterdeckung des Schienen-
personennahverkehrs anzusehen ist. 

Die Gestaltung des Reisezugfahrplans obliegt 
nach den Bestimmungen im Bundesbahngesetz eigen-
verantwortlich der Deutschen Bundesbahn, die den 
einzelnen Bundesländern Gelegenheit gibt, hierzu 
Stellung zu nehmen. Darüber hinaus beteiligt sie 
andere interessierte Gremien, wie z. B. die Industrie-
und Handelskammern und die Fremdenverkehrs-
verbände, um sicherzustellen, daß ihr Angebot stets 
der Verkehrsnachfrage gerecht wird. Die Reisezug-
fahrpläne werden — wie mir die Deutsche Bundes-
bahn versichert — jeweils mit den Busfahrplänen 
der Omnibusverkehrsgemeinschaft Bahn/Post ab-
gestimmt. Bei mehreren Anschlußbindungen und 
den verschiedenartigen Verkehren (Schüler, Berufs-
tätige) ist es aber der Deutschen Bundesbahn — auch 
wegen der betrieblichen Gegebenheiten — nicht im-
mer möglich, die Interessen aller Reisenden zu be-
rücksichtigen. In diesen Fällen wird dann der An-
schluß hergestellt, der den Wünschen der Mehrzahl 
der Reisenden entspricht. 

Trotz dieser Bemühungen bei der Fahrplangestal-
tung ist das Verkehrsaufkommen auf zahlreichen 
Strecken der Deutschen Bundesbahn in den letzten 
Jahren rückläufig gewesen. Beantragt dann die 
Deutsche Bundesbahn aus betriebswirtschaftlichen 
Gründen die Einstellung des Reisezugbetriebes einer 
Strecke, werden bei einer Entscheidung auch die 
regionalen Auswirkungen, z. B. auf den Fremden-
verkehr, in die Prüfung einbezogen. 

Anlage 43 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Jung auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Freiherr Spies von Bül

-

lesheim (CDU/CSU) (Drucksache 7/3135 Frage B 60): 
Trifft es zu, daß etwa seit August 1974 mehr als hundert An-

träge von Fluglotsen und Technikern der Bundesanstalt für 
Flugsicherung auf Einsetzung in vom Bundestag im Haushalt 
1974 bewilligte Planstellen dem Bundespersonalausschuß vorlie-
gen, dort aber nicht bearbeitet werden, und wann ist mit einer 
Entscheidung zu rechnen? 

Nach der Bundeslaufbahnverordnung setzt die 
Verleihung eines Amtes der Besoldungsgruppen 
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A 12 und A 13 eine Dienstzeit des Beamten von min-
destens acht Jahren voraus. Von den für eine Be-
förderung in Aussicht genommenen Lotsen und 
Technikern wird diese Dienstaltersvoraussetzung 
zum Teil nicht erfüllt. 

Der Bundespersonalausschuß wird am 3. Februar 
1975 über die ihm vorliegenden 123 Anträge auf 
Zulassung von Ausnahmen von o. a. laufbahnrecht-
licher Vorschrift entscheiden. 

Anlage 44 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Offergeld auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Dr. Jenninger (CDU/ 
CSU) (Drucksache 7/3135 Frage B 61) : 

Unter welchen Bedingungen kann auch der Bau eines Wohn-
hauses für einen landwirtschaftlichen Betrieb nach dein Gesetz 
über die neuen Investitionszulagen im Rahmen des Regierungs-
programms „stabilitätsgerechter Aufschwung" vom 12. Dezember 
1974 gefördert werden? 

Das als Folge des Regierungsprogramms „Stabili-
tätsgerechter Aufschwung" verkündete Gesetz zur 
Förderung von Investitionen und Beschäftigung vom 
23. Dezember 1974 enthält in Artikel 2 als Kernstück 
die befristete Einführung einer 7,5%igen Investi-
tionszulage. Die neue Vorschrift, durch die ein zu-
sätzlicher Anreiz zu alsbaldigen betrieblichen In-
vestitionen gegeben werden soll, kommt nicht nur 
für Gewerbebetriebe und Betriebe selbständig Täti-
ger, sondern auch für alle land- und forstwirtschaft-
lichen Betriebe in Betracht. In allen Fällen gelten 
für die Gewährung der Investitionszulage die glei-
chen Voraussetzungen. Der Bau eines Wohnhauses 
für einen landwirtschaftlichen Betrieb wird danach 
durch die Gewährung einer Investitionszulage ge-
fördert, 

— wenn das Gebäude zum Anlagevermögen eines 
im Inland belegenen landwirtschaftlichen Be-
triebs gehört, 

— wenn der Landwirt mit der Herstellung dieses 
Gebäudes nach dem 30. November 1974 und vor 
dem 1. Juli 1975 begonnen hat oder beginnt 
und 

— wenn das Gebäude bis zum 30. Juni 1977 fertig-
gestellt wird. 

Bemessungsgrundlage für die Höhe der Investi-
tionszulage sind die für das Gebäude aufgewandten 
Herstellungskosten. 

Anlage 45 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Haack auf die Schrift-
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Jahn (Braun-
schweig) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3135 Fragen 
B 62 und 63) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Wohnungsbaugesell-
schaften beim Verkauf von Wohnungen, die durch Bundesdar-
lehen global gefördert wurden, Kaufpreise fordern, die über 
100 Prozent über den Herstellungskosten liegen, und daß diese 
Baugesellschaften den Standpunkt vertreten, daß die Bestim

-

mung des § 54 a des Zweiten Wohnungsbaugesetzes für vor 1965 
geförderte Wohnungen keine Anwendung finden könnte? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse der Gleichbe-
handlung von Käufern von Wohnungen, die durch Bundes-
darlehen global gefördert wurden, zur Verhinderung unver-
tretbarer Gewinne von Wohnungsbaugesellschaften eine Ände-
rung über den Gesetzes- bzw. Verordnungsweg herbeizuführen, 
die dem allgemeinen Wohl entspricht? 

Zu Frage B 62: 

In welchem Umfang Wohnungsbaugesellschaften 
beim Verkauf von Wohnungen, die vor 1965 mit 
öffentlichen Mitteln gefördert worden sind, Preise 
fordern, die über der durch die Vorschrift des § 54 a 
des II. Wohnungsbaugesetzes festgelegten Höhe 
liegen, ist der Bundesregierung nicht bekannt. Die 
durch das Wohnungsbauänderungsgesetz 1965 in 
das II. Wohnungsbaugesetz eingefügte Vorschrift 
des § 54 a findet nach seinem Absatz 5 keine An-
wendung auf die Veräußerung von Kaufeigenhei-
men, für deren Bau die öffentlichen Mittel vor dem 
1. September 1965 bewilligt worden sind. Da § 54 a 
nur eine Konkretisierung der Auflagenregelung des 
§ 54 des Gesetzes darstellt, konnte sein zeitlicher 
Anwendungsbereich nicht auf die bereits früher er-
folgten Bewilligungen erstreckt werden. Für diese 
Fälle gilt jedoch die allgemeine Vorschrift des § 54 
Abs. 1, wonach mit der Bewilligung der öffentlichen 
Mittel die Auflage zu verbinden war, daß der Bau-
herr das Kaufeigenheim einem geeigneten Bewerber 
zu angemessenen Bedingungen zu übertragen hat. 
Damit ist also auch in diesen Fällen eine völlig freie 
Kaufpreisbemessung ausgeschlossen. Im übrigen 
findet § 54 a nur auf die Kaufeigentumsmaßnahmen 
(einschließlich Kaufeigentumswohnungen) bei der 
ersten Eigentumsübertragung auf den Bewerber An

-

wendung, nicht aber auf öffentliche geförderte 
Eigenheime und Eigentumswohnungen schlechthin. 

Zu Frage B 63: 

Die Frage, ob auch der erste Erwerber eines Kauf-
eigenheims oder einer Kaufeigentumswohnung bei 
einer Weiterveräußerung an einen Dritten die Kauf-
preisvorschriften des § 54 a des Gesetzes einhalten 
muß, ist seinerzeit bei der Vorbereitung des Woh-
nungsbauänderungsgesetzes 1965 geprüft worden. 
Man hat damals diesen Gedanken im Hinblick auf 
die damit verbundenen Überwachungsschwierigkei-
ten fallengelassen, zumal durch die ebenfalls vor-
genommene Erweiterung des § 52 Abs. 2 des Geset-
zes gewährleistet ist, daß eine Weiterveräußerung 
während der Laufzeit der öffentlichen Mittel nur an 
den Personenkreis des § 25 II. Wohnungsbaugesetz 
erfolgt, von dem anzunehmen ist, daß er in der Re-
gel keinen höheren Kaufpreis, als es sich aus § 54 a 
ergibt, zahlen wird. Damit ist für alle öffentlich ge-
förderten Eigentumsmaßnahmen eine Begrenzung 
des Kaufpreises für den Fall einer Veräußerung er-
reicht. 

Für sonstige öffentlich geförderte Wohnungen wie 
z. B. Mietwohnungen gibt es keine gesetzliche Be-
grenzung, da der Grundstücksverkehr seit 1961 kei-
ner Preisbindung mehr unterliegt. Da der Kaufpreis 
bei Mietwohngrundstücken im Verkehr im allge-
meinen auch nach den erzielbaren Erträgen bemes-
sen wird, dürfte sich beim Verkauf preisgebundener 
Mietwohnungen auch eine sachgerechte Begrenzung 
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ergeben. Diese Gesichtspunkte gelten auch für den 
Verkauf von einzelnen öffentlich geförderten Woh-
nungen, etwa nach Umwandlung in Eigentumswoh-
nungen. Da diese während der gesetzlichen Bin-
dungsdauer auch nur an den berechtigten Personen-
kreis nach § 25 II. Wohnungsbaugesetz überlassen 
werden dürfen, kann auch hier davon ausgegangen 
werden, daß der Kaufpreis nicht unangemessen hoch 
ist. Die Wiedereinführung einer gesetzlichen Preis-
bindung erscheint daher auch nicht für einen Teil-
bereich des Grundstücksverkehrs erforderlich. 

Die Frage B 64 des Abg. Gierenstein (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 vom 24. Januar 1975) ist nach 
Nr. 17 in Verbindung mit Nr. 2 der Richtlinien für 
die Fragestunde nicht zulässig. 

Anlage 46 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift-
liche Frage des Abgeordneten Schedl (CDU/CSU) 
(Drucksache 7/3135 Frage B 65) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung das von den Spitzenver-
bänden der Wirtschaft an sie gerichtete Schreiben zur beruf-
lichen Bildung, und wie wird sie die darin enthaltenen Vor-
schläge behandeln? 

Der Brief der Spitzenverbände der Wirtschaft an 
den Herrn Bundeskanzler zu Fragen der beruflichen 
Bildung ist noch nicht beantwortet worden. Ich bitte 
deshalb um Verständnis dafür, daß ich der Antwort 
des Herrn Bundeskanzlers nicht vorgreifen möchte. 
Ich versichere Ihnen, daß ich Sie nach Beantwor-
tung des Briefes unterrichten werde. 

Anlage 47 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Glotz auf die Schrift

-

liche Frage des Abgeordneten Dr. Weber (Heidel

-

berg) (CDU/CSU) (Drucksache 7/3135 Frage B 66) : 
In welchem Umfang werden Wehrdienstpflichtige, die ihren 

Wehrdienst geleistet haben, bei der Vergabe von Studienplätzen 
berücksichtigt, und gedenkt die Bundesregierung, darauf hinzu-
wirken, daß in Zukunft eine stärkere Berücksichtigung der Bun-
deswehrangehörigen bei der Studienvergabe erfolgt? 

Das gegenwärtige Zulassungsverfahren nach dem 
Staatsvertrag der Länder über die Vergabe von Stu-
dienplätzen vom 20. Oktober 1972 und den dazu 
erlassenen Durchführungsverordnungen gewährlei-
stet für Studiengänge mit bundesweitem Numerus 
clausus, daß Studienbewerbern, die eine Wehr-
pflicht nach Artikel 12 a Abs. 1 GG erfüllt oder eine 
solche Dienstpflicht auf Zeit bis zur Dauer von zwei 
Jahren übernommen haben, aus einer Verschärfung 
der Zulassungsbedingungen während ihrer Dienst-
zeit keine Nachteile entstehen. Darüber hinaus wer-
den diese Bewerber bei Ranggleichheit mit anderen 
Bewerbern im Rahmen der Auswahl nach Eignung 
und Leistung und der Wartezeit vorrangig berück

-

sichtigt. Das Hochschulrahmengesetz, das Mitte De-
zember 1974 im Deutschen Bundestag beschlossen 
worden ist und nun dem Bundesrat zur Zustimmung 
vorliegt, enthält eine ähnliche Regelung. Damit wird 
den berechtigten Anliegen der Wehrdienstpflichti-
gen Rechnung getragen. 

Anlage 48 

Antwort 

des Bundesministers Bahr auf die Schriftlichen Fra-
gen des Abgeordneten Zoglmann (CDU/CSU) (Druck-
sache 7/3135 Fragen B 67 und 68) : 

Welche Gründe hat die Bundesregierung, eine Verwendungs-
kontrolle für den Jugoslawien-Kredit an Ort und Stelle zu 
unterlassen? 

Glaubt die Bundesregierung, daß die Prüfung der Kapitalhilfe 
in Jugoslawien durch die „Kreditanstalt für Wiederaufbau" aus-
reicht, um der Kontrolle des Bundesrechnungshofs Genüge zu 
tun? 

Zu Frage B 67: 

Das Projekt Energieverbundnetz wurde eingehend 
an Ort und Stelle von der Weltbank geprüft, deren 
Kontrolle es auch weiterhin unterliegt. 

Bei Jugoslawien handelt es sich um ein Land mit 
einer gut organisierten Verwaltung, die von sich aus 
in der Lage ist, die zur Erfüllung des Abkommens 
erforderlichen Voraussetzungen zu erfüllen. Daher 
hält es die Bundesregierung für vertretbar, auf Un-
terlagen, Berichte und Bestätigungen der zuständi-
gen amtlichen jugoslawischen Stellen über die be-
stimmungsgemäße Verwendung der Mittel für das 
Projekt zurückzugreifen. 

Das für die Verwendungskontrolle des Waren-
hilfeanteils vorgesehene Verfahren entspricht den 
Regeln, die auch anderen warenhilfeempfangenden 
Ländern gegenüber angewandt werden. 

Zu Frage B 68: 

Ja, dies ist die Auffassung der Bundesregierung. 

Anlage 49 

Berichtigung 

der in der Drucksache 7/3119 wiedergegebenen Zu-
sammenstellung der Beschlüsse des Rechtsausschus-
ses: 

a. Art. 1 Nr. 3 (S. 12) : In § 1617 Abs. 1 Satz 2 muß 
es statt „Ehemann" heißen „Ehenamen." 

b. Art. 1 Nr. 5 (S. 13) : In der Leitzeile muß es statt 
„eingeführt" heißen „eingefügt." 

c. Art. 3 Nr. 5 (S. 16) : In § 15 d Abs. 2 muß statt 
„§ 15 a Abs. 2" stehen „§ 15 c Abs. 2." 

d. Art. 5 Nr. 1 (S. 18) : In Abs. 5 Satz 2 muß es statt 
„das Familienbuch" heißen „ein Familienbuch." 

e. Art. 5 Nr. 1 (S. 18) : In Abs. 6 muß es „Amtsbe-
zirk" statt „Amtsbezirkt" heißen. 
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